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VORWORT 


Seit den sechziger Jahren scheinbar wissenschaftlich uninteressant ge¬ 
worden und ins Abseits der Verbandskultur abgedrängt, hat der „Kom¬ 
plex der Vertreibung“ 1 in der Bundesrepublik Deutschland erst seit den 
achtziger Jahren langsam - und seit der Wende und der Wiedervereini¬ 
gung schneller - wieder an Attraktivität gewonnen. Nicht nur Dichter 
und Schriftsteller interessieren sich jetzt wieder für Flucht und Vertrei¬ 
bung und für die mehr oder weniger geglückte Eingliederung der Ent¬ 
wurzelten am neuen Orte, der ,neuen Heimat', sondern dieser .Kom¬ 
plex' ist zunehmend zum Gegenstand wissenschaftlicher Untersuchun¬ 
gen geworden. 2 Diese richten sich auf verschiedene Felder: 

- den eigentlichen Vorgang von Flucht und Vertreibung; 

- die Integration bzw. die Wiederbesiedlung von Dörfern und Städten, 
die durch den freiwilligen oder - meist - unfreiwilligen Exodus der 
vorher dort Wohnenden entvölkert worden waren, und die dabei 
entstehenden höchst komplizierten sozialen, politischen und .ethni¬ 
schen' Prozesse; 

- die Auswirkungen auf die internationalen Beziehungen, vor allem das 
zwischenstaatliche Verhältnis von .Vertreibcrstaaten' und Aufnah¬ 
mestaaten; 

- aber auch rückgreifend: die Voraussetzungen des Minderheitenpro¬ 
blems in der Vorkriegszeit (Loyalität, Illoyalität, kulturelle und wirt¬ 
schaftlich-gesellschaftliche Unterschiede zwischen .Staatsnationen' 
und Minderheiten, deren politische Partizipation usw. Dieser Kom- 


1 So der Titel eines der richtungweisenden polnischen Projekte, die dazu beigetra¬ 
gen haben, das Tabu des Vertreibungsthemas zu durchbrechen. Siehe dazu: 
Kompleks wyp?dzenia [Der Komplex der Vertreibung]. Red. von Wlodzimierz 
Borod^iej und Artur Hajnic £ Krakow 1998. 

2 Einen Durchbruch bedeutete hier auf dem wissenschaftlichen Gebiet eine Ta¬ 
gung in Göttingen im Jahre 1986: Flüchtlinge und Vertriebene in der westdeut¬ 
schen Nachkriegsgeschichte. Bilanzierung der Forschung und Perspektiven für 
die künftige Forschungsarbeit, Hrsg, von Rainer Schulde, Doris von der Bre/ie- 
Leivien und Helga Grebtng. Hildesheim 1987 (Veröffentlichungen der Histori¬ 
schen Kommission für Niedersachsen und Bremen 38; Quellen und Untersu¬ 
chungen zur Geschichte Niedersachsens nach 1945, 4). 
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plex kann die wachsenden zwischenethnischen Animositäten und 
Unverträglichkeiten und deren (oft nur kurze) Wurzeln erläutern. 

— Schließlich als Schlüssel zu den Ursachen der Vertreibungen: die 
Verfertigung der Pläne hierfür. Dabei geht es um das .decision ma- 
king‘, das kurzfristig, ja ganz spontan sein kann; andererseits sind als 
Gegenpol dazu langfristige, ganz allgemeine Überlegungen zu beob¬ 
achten, wie sie etwa schon der Schweizer Anthropologe Georges 
Montandon während des Ersten Weltkrieges angestellt hat: Die Zu¬ 
kunft gehöre den Nationalstaaten; diese müßten, um den künftigen 
Frieden zu sichern, ethnisch rein sein; Nichtangehörige der jeweili¬ 
gen Staatsnation müßten ausgesiedelt werden. 

Ein Sonderfall solcher Gedankenspiele waren konkrete Planungen zu 
unmittelbarem ,ethnic engineering“. Auch sie hatten, da die Zukunft nie 
vorauszusehen ist, oft mittlere Reichweite, zielten aber auf - frühere 
oder spätere - Verwirklichung ab. Sic gingen von konkreten, erst jüngst 
veränderten Situationen aus. Als europäischer Prototyp gilt die Konfe¬ 
renz von Lausanne, bei der 1923 im griechisch-türkischen Verhältnis 
erstmalig ein international vereinbarter obligatorischer Bevölkerungs¬ 
austausch beschlossen wurde. Einen Nachahmungseffekt hatte das - 
allerdings ganz massiv - anderthalb Jahrzehnte später in Mitteleuropa, 
als die neue Rücksichtslosigkeit der Hitlerschen Politik mit der inzwi¬ 
schen auch international größere Akzeptanz findenden Vorstellung zu¬ 
sammentraf, der Friede sei von der Homogenisierung von Nationalstaa¬ 
ten zu erhoffen, anders seien Irredentaproblcme mit Minderheiten nicht 
vermeidbar. Wenn also Anschlußmodclle ä la Österreich oder Sudeten¬ 
land (mit bemerkenswerter Toleranz des internationalen Systems ge¬ 
genüber Grenzveränderungen!) nicht mehr angezcigt erschienen, wie im 
Falle Südtirols, wo der Anschluß ans mittlerweile ,Großdeutsche“ Reich 
aus Rücksicht auf das mit ihm in der ,Achse“ verbundene Italien sich 
verbot, wurde das nächste Modell erprobt, der von Lausanne her ver¬ 
traute Bevölkerungsaustausch oder -transfer, eingebunden in zwischen¬ 
staatliche Verträge. 

Daß zu Ende der dreißiger Jahre, konkret 1939, der Gedanke der 
Homogenisierung von Nationalstaaten durch Verschiebung von Min¬ 
derheiten als Mittel zur Konfliktbeseitigung die Qualität einer interna¬ 
tional verbreiteten Doktrin angenommen hatte, zeigt die Koinzidenz 
zweier Episoden: Das Drängen der britischen Diplomatie in den letzten 
Augustwochen 1939 auf einen Bevölkerungsaustausch von Deutschen 
und Polen aus den akuten Konfliktherden Korridor/Danzig und Ober¬ 
schlesien, um den drohenden Kriegsausbruch zu vermeiden, und wenig 
mehr als einen Monat später die Rede Hitlers vom 6. Oktober mit der 
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Ankündigung von Umsiedlungen verstreuter deutscher ,Volkssplitter“ 
aus Osteuropa ,heim ins Reich“. 

Unmittelbar danach begann in der deutschen Umsiedlungspolitik ei¬ 
ne Gabelung: Einerseits liefen alsbald die Umsiedlungen von Deut¬ 
schen ,heim ins Reich“ (abermals aufgrund zwischenstaatlicher Verträ¬ 
ge!) an, und sie wurden bis Kriegsende fortgesetzt; andererseits gewann 
das am Folgetage der Hitlerrede durch die Ernennung Himmlers zum 
Reichskommissar für die Festigung des deutschen Volkstums in die 
Hände der SS geratende Umsicdlungswcsen rasch einen gigantischen, 
pseudowissenschaftlich untermauerten Charakter imperialer Germani- 
sierung, .Umvolkung“ und rassistischer Vernichtungsplanung. Auf Ver¬ 
träge, ja auf das internationale System von Staaten und ihren Grenzen, 
auch auf Nationalstaaten und deren Homogenisierung wurde in diesem 
Zweig der NS-Politik keinerlei Rücksicht mehr genommen. 

Im Alliierten Lager verliefen die Überlegungen traditioneller im Sinn 
der dreißiger Jahre, also folgend der vermeintlichen Erkenntnis, daß 
Minderheiten den Frieden störten, ja durch ihre schiere Existenz Kon¬ 
flikte verursachten, und daß also konsequente Korrekturen am Staaten¬ 
system von 1919 im Sinne einer Staatcn-Homogenisierung angebracht 
seien. Dieser Gedanke hatte im Herbst 1938 auch die Westmächte an 
den Münchner Konferenztisch geführt und schon zuvor den Anschluß 
Österreichs ans Reich tolerieren lassen. Jetzt, im Krieg, erarbeiteten 
Braintrusts im Auftrag des britischen Foreign Office in zunehmender 
Interaktion mit den Exilregierungen osteuropäischer Staaten Pläne zur 
Neugestaltung Ostmittel- und Südosteuropas; diese Planungen erhielten 
nach dem Kriegseintritt der UdSSR und der USA auf alliierter Seite zu¬ 
sätzliche Intensität. Auch hier bildete der Gedanke, daß die nach 
Überwindung Hitlerdeutschlands wiederherzustellenden Staaten keine 
nationalen Minderheiten mehr haben sollten, und schon gar keine deut¬ 
schen, und daß diese Flurbereinigung durch massiven Bevölkerungs¬ 
transfer erreicht werden sollte, einen Grundkonsens. 

Dies ist der Ort und das Thema des vorliegenden Buches von Detlef 
Brandes. Der Autor hat sich schon früh, in den sechziger Jahren, durch 
sein zweibändiges Werk über die Tschechen unter deutschem Protekto¬ 
rat einen Namen gemacht. Seine Habilitationsschrift und zahlreiche da¬ 
mit verbundene weitere Publikationen haben dann aufgrund intensiver 
Quellenstudien vor allem im Archiv des britischen Foreign Office das 
Geflecht der Entscheidungsfindung und der interalliierten Beziehungen 
bis zur Konferenz von Teheran und darüber hinaus beleuchtet und 
analysiert. Nach all diesen Arbeiten und nach neueren Studien, die erst 
nach dem Zusammenbruch der durch das kommunistische System ver¬ 
hängten Tabus und Archivbeschränkungen möglich geworden waren, 
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war es jetzt nur konsequent, daß Detlef Brandes in einer detaillierten 
Gesamtdarstellung das Entstehen und die zunehmende Konkretisierung 
der Pläne verfolgt hat, die im Zusammenspiel von großen und kleinen 
Alliierten der Anti-Hitler-Koalition den .Transfer* mehrerer Millionen 
von Deutschen insbesondere aus Polen (einschließlich der von Polen 
annektierten ehemaligen deutschen Ostgebiete) und der Tschechoslo¬ 
wakei vorbereiteten und damit die ethnische Homogenisierung - bis hin 
zu der kulturellen Verarmung Ostmitteleuropas, die schon in der Ok¬ 
kupationszeit durch Hitlerdeutschland grundgelegt worden war - weit 
vorantrieben. 

Dem Buch sei die verdiente Aufmerksamkeit der Leserschaft ge¬ 
wünscht. 


Marburg, im Januar 2001 


Hans Lemberg 
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Mir geht es um eine Antwort auf die Frage, warum und wie es zur 
Vertreibung der Deutschen aus Ostmitteleuropa gekommen ist, warum 
unzweifelhaft demokratische Politiker wie Benes und Sikorski oder Mi- 
kolajczyk, warum die tschechoslowakische und polnische Regierung 
und die tschechischen und polnischen Widerstandsgruppen jeglicher 
politischer Richtung, warum nicht nur Stalin, sondern eben auch Chur¬ 
chill und Roosevelt, die Führer zweier westlicher Demokratien, und die 
britischen, amerikanischen und sowjetischen Beamten und wissen¬ 
schaftlichen Berater, warum sie alle die Vertreibung und Aussiedlung 
der Deutschen aus der Tschechoslowakei, Polen und Ostdeutschland 
für unumgänglich hielten. 

Diese Frage wurde m. E. in der bisherigen Literatur nicht beant¬ 
wortet, und auch meine Ergebnisse werden nicht unbestritten bleiben. 
Erstens ist die Literatur zur Vertreibung selbst umfangreicher als jene 
zu ihrer Vorgeschichte. Zweitens beziehen sich alle Arbeiten mit Aus¬ 
nahme der quellenmäßig ungenügend fundierten und deshalb völlig 
überholten Darstellung von Alfred Zayas, einer guten Zusammenfas¬ 
sung des Forschungsstandes von Klaus-Dietmar Henke, eines Essays 
von Hans Lemberg und der Arbeit von Marek Kaminski — diese aller¬ 
dings nur für die Zeit zwischen Kriegsende und der Konferenz von 
Potsdam - jeweils auf eine nationale Geschichte und stützen sich drit¬ 
tens in den meisten Fällen nur auf die Archivquellen eines Landes. In 
den von Richard Georg Plaschka und Robert Streibel herausgegebenen 
Sammelbänden zur Vertreibung und Zwangsaussiedlung aus mehreren 
Ländern stehen Aufsätze zu den einzelnen ethnischen Gruppen in der 
Regel nebeneinander. Im Gegensatz zu diesen Werken vergleiche ich 
die Entwicklungen im Falle Polens und der Tschechoslowakei und ver¬ 
suche, die Planungen und Entscheidungen der beteiligten Exilregierun¬ 
gen, Widerstandsbewegungen und der drei alliierten Großmächte zu 
analysieren. Soweit ich sehe, habe ich in meiner Habilitationsschrift, 
die 1988 unter dem Titel „Großbritannien und seine osteuropäischen 
Alliierten“ erschienen ist, erstmals die Politik von drei Regierungen im 
Londoner Exil, nämlich der polnischen, der tschechoslowakischen und 
der jugoslawischen miteinander konfrontiert, allerdings nur für die Jah¬ 
re 1939 bis 1943. Dazu gehörten auch ihre Pläne zur Vertreibung bzw. 
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Aussiedlung nationaler Minderheiten und die Reaktion der Groß¬ 
mächte auf diese Pläne. Da die durch innere Gegensätze geschwächte 
jugoslawische Exilregierung nur eine geringe Rolle bei den Nach¬ 
kriegsplanungen gespielt hat, beschränke ich mich in der vorliegenden 
Studie auf die Tschechoslowakei und Polen. 

Gewiß sind die Unterschiede zwischen beiden Ländern groß. Die 
Überzeugung der Exilregierung und der Alliierten von der Notwendig¬ 
keit einer .Kompensation* der zu erwartenden polnischen Gebietsver¬ 
luste im Osten durch territoriale Gewinne im Norden und Westen so¬ 
wie die Existenz einer sudetendeutschen, aber das Fehlen einer polen¬ 
deutschen Vertretung im Exil sind nur die auffälligsten Unterschiede. 
Dennoch werde ich zeigen, in welch hohem Maß die Pläne und Ent¬ 
scheidungen zur Aussiedlung aus der Tschechoslowakei und den alt- 
und neupolnischen Gebieten miteinander verflochten waren. Ausführ¬ 
licher als in meinem Buch von 1988 werde ich auf die tschechoslowaki¬ 
schen Pläne eingehen, auch die Magyaren aus der Tschechoslowakei 
auszusiedeln, und die Aussiedlung aus Ungarn kurz erwähnen, da die 
.drei großen Alliierten* auf der Potsdamer Konferenz ihre Zustimmung 
zum .Iransfer* der Deutschen aus Polen, der Tschechoslowakei und 
auch Ungarn erteilt haben. 

Aus der eingangs erwähnten Fragestellung ergibt sich, daß die cin- 
schlägigen Dokumente, veröffentlicht oder nicht, sowohl polnischer, 
tschechoslowakischer und sudetendeutscher als auch britischer, ameri¬ 
kanischer und sowjetischer Provenienz ausgewertet werden mußten. 
Noch für meine Habilitationsschrift hatte ich in Archiven in Großbri¬ 
tannien, den USA, der Tschechoslowakei, Jugoslawien und Deutsch¬ 
land gearbeitet und Material auch für die Zeit zwischen den Konferen¬ 
zen von Teheran und Potsdam gesammelt. Nach dem Zusammenbruch 
der kommunistischen Herrschaft in der Tschechoslowakei habe ich 
nochmals einige Bestände in Prag durchgesehen. Seit der Mitte der 
1980er Jahre sind auch weitere Sammlungen von Dokumenten veröf¬ 
fentlicht worden, die wesentliche Lücken schließen, besonders „Cesi a 
sudetonemeckä otäzka“ (Die Tschechen und die sudetendeutsche Fra¬ 
ge) und die „Dokumente zur Deutschlandpolitik“. 1 

Zu den Quellen gehören auch die Memoiren und zeitgenössischen 
Reden der Politiker, die sich an der Planung oder am Widerstand gegen 
die Vertreibungspläne beteiligten, wie Rudolf Bechyne, Edvard Benes, 
Ladislav Feierabend, Zdenek Fierlinger, Julius Firt, Bohuslav Lasto- 
vicka und Edvard Täborsky auf tschechoslowakischer, Wenzel Jaksch 
und Karl Kern auf sudetendeutscher sowie Jan Ciechanowski, Stani- 


1 Siehe Quellen- und Literaturverzeichnis im Anhang. 
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slaw Kot, Stanislaw Mikolajczyk, Leon Mitkiewicz, Edward Raczynski, 
Jan Rzepecki, Wlodzimierz Sokorski und Jözef Winiewicz auf polni¬ 
scher Seite. Aber auch in den Erinnerungen britischer bzw. amerikani¬ 
scher Politiker und Beamter wie Alexander Cadogan, Winston Chur¬ 
chill, Hugh Dalton, Anthony Eden, Oliver Harvey, Gladwyn Jebb und 
Robert Bruce Lockhart bzw. amerikanischer wie Adolf Berle, Orville 
Bullitt, Averell Harriman, Cordeil Hüll und Harry Truman wird das 
Thema angesprochen. 

Im Rahmen ihrer Studien zum tschechoslowakischen Exil und zur 
tschechischen Widerstandsbewegung haben schon in den sechziger Jah¬ 
ren Bohumil Cerny, Jan Kren und Vaclav Kural auf der Basis tschechi¬ 
scher Akten auch über die Verschärfung der antideutschen Stimmung 
im Protektorat Böhmen und Mähren und die Vertreibungspläne be¬ 
richtet. Die Thesen von Kurais neuester Arbeit zu diesem Thema teile 
ich in einigen Punkten nicht. Anders als Kural — und auch Hans Lem¬ 
berg - sehe ich in Beness Plänen eher eine Kontinuität von 1938 bis 
1945 und bei Jaksch in derselben Zeit einen zweifachen Wandel. Die 
tschechischen Vertreibungspläne führe ich auf die Erfahrung von Mün¬ 
chen“ und nicht der nationalsozialistischen Besatzungspolitik zurück. 
Diese half allerdings den Exilpolitikern, die Vertreibung bei den Alli¬ 
ierten durchzusetzen. 

Ausgehend von einer Dokumenten-Publikation aus dem Nachlaß 
Jakschs kam es in den siebziger Jahren in Deutschland zwischen Fried¬ 
rich Prinz, Heinrich Bodensieck und Johann Wolfgang Brügel zu einer 
Auseinandersetzung über die Rolle, Strategie und Taktik Beness in der 
Vertreibungsplanung. Seine kompromißlose Gegnerschaft zu Jaksch 
hat Brügel verführt, die Quellen so einseitig auszuwählen und zu inter¬ 
pretieren, daß jede Aussage in den Quellen nachgeprüft werden muß. 
Martin Bachstein hat damals eine abgewogene Darstellung auch des 
Verhältnisses von Benes und Jaksch vorgelegt, die ebenfalls aus dem 
Jaksch-Nachlaß schöpfte. Der Wert der Bücher Leopold Grünwalds be¬ 
steht in seiner umfassenden Kenntnis der personellen Zusammenset¬ 
zung des sudetendeutschen Exils. Die Darstellungen von Emilia (Holi- 
encikovä) Hrabovec und Tomäs Stanek informieren am besten über die 
Zeit zwischen dem Ende des Krieges und der Konferenz von Potsdam, 
die Arbeiten von Edita Ivanickovä und Dagmar Cierna-Lantayovä über 
das slowakisch-ungarische Verhältnis in und kurz nach dem Kriege. 
Die Werke von Kaplan und Kastory behandeln besonders die territo¬ 
rialen Auseinandersetzungen zwischen der Tschechoslowakei und Po¬ 
len um Teschen und Teile Deutsch-Oberschlesiens. 

Die polnische Historiographie gewann durch das starke Exil im We¬ 
sten einerseits und durch die im wesentlichen ungebrochene Aufwärts- 
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entwicklung seit 1953 einen Vorsprung auch bei der Darstellung der 
Geschichte Polens im Zweiten Weltkrieg. Während in den siebziger 
und achtziger Jahren nur wenige tschechische parteifromme Historiker 
über die Kriegsperiode arbeiteten und schematisch die stets führende 
Rolle der Kommunistischen Partei im Widerstand und die Befreiung 
durch die Sowjetunion herausstrichen, erschienen in Polen materialrei- 
chc Werke sowohl zum diplomatischen Ringen um die ,Westverschie¬ 
bung 1 Polens und die damit verbundene Vertreibung, besonders von 
Henryk Batowski und Wlodzimicrz Kowalski, als auch zu den unter¬ 
schiedlichen Vorstellungen der einzelnen Gruppierungen im Exil und 
Untergrund wie jene von Stanislaw D^browski, Eugeniusz Duraczyn- 
ski, Marian Orzechowski, Jacek Slusarczyk, Jerzy J. Terej, Maria Tur- 
lcjska und Halina Winnicka. Das Jahr 1989 befreite die polnischen Hi¬ 
storiker auch von den lockeren Fesseln wie z. B. die Arbeiten von Ber- 
nadetta Nitschke, Bronislaw Pasierb, Hieronym Szczegöla und das Ge¬ 
meinschaftswerk von Wlodzimierz Borodziej und Artur Hajnicz zei¬ 
gen. Dagegen hält Terrys These von Sikorski als Erfinder und Verfech¬ 
ter der Oder-Neiße-Grenze, noch dazu ohne Verzicht auf Gebiete im 
Osten, der Überprüfung mit Hilfe der polnischen und britischen Quel¬ 
len nicht stand. 

In den Werken von Lothar Kettenacker und Albrecht Tyrell zur 
britischen, in jenen von Zbigniew Mazur und Ilse Pautsch zur amerika¬ 
nischen und schließlich in der Studie von G. P. Kynin zur sowjetischen 
Deutschlandpolitik finden sich auch Kapitel bzw. Aussagen zu den 
Vorstellungen über die Nachkriegsgrenzen Deutschlands und die Ver¬ 
treibung der Deutschen aus der Tschechoslowakei, Polen und Ost¬ 
deutschland. 

Umstritten ist immer noch die Bezeichnung des Vorgangs. Die Briten 
und Amerikaner sprachen meist von ,transfer‘, selten von ,expulsion‘, 
die Tschechen von .vyhostSm* (Ausweisung), ,odsun‘ (Abschiebung), 
aber auch von .vyhnänf* (Vertreibung), allerdings nur der Nationalso¬ 
zialisten unter den Sudetendeutschen, die Polen meist von ,wysiedlenie‘ 
(Aussiedlung) und die betroffenen Deutschen nennen das Geschehen 
.Vertreibung*. Die Deutsch-Tschechische Historikerkommission, der ich 
angehöre, hat sich geeinigt, die .wilde* Phase vor dem Potsdamer Ab¬ 
kommen als .Vertreibung* und die etwas geordnetere Phase als .Aussied¬ 
lung* zu bezeichnen. An diese Sprachregelung werde ich mich meist hal¬ 
ten, wenn ich nicht den zeitgenössischen Sprachgebrauch wiedergebe. 


I. 

ERSTE PLÄNE DER TSCHECHOSLOWAKISCHEN 
UND POLNISCHEN REGIERUNG UND 
WIDERSTANDSBEWEGUNG ZWISCHEN MÜNCHENER 
ABKOMMEN UND DER NIEDERLAGE FRANKREICHS 


Die Ausgangspositionen 
von Benes und jaksch vor Kriegsausbruch 

Noch vor dem Münchener Abkommen hatte Edvard Benes, Staatsprä¬ 
sident der Tschechoslowakischen Republik, seinen geheimen sogenann¬ 
ten „Fünften Plan“ entwickelt. 1 Am 17. September 1938, zwei Tage nach¬ 
dem die Führung der Sudetendeutschen Partei die Verhandlungen mit 
der tschechoslowakischen Regierung über ein Autonomie-Statut abge¬ 
brochen und erklärt hatte: „Wir wollen heim ins Reich!“, zwei Tage auch, 
nachdem Hitler dem britischen Premierminister Chamberlain seine For¬ 
derung nach dem Anschluß der deutschen Grenzgebiete der Tsche¬ 
choslowakei an das „Großdeutsche Reich“ vorgelegt hatte, hatte Benes 
den sozialdemokratischen Minister Jaromlr Necas nach Paris geschickt, 
um Leon Blum einen „äußerst geheimen“ Plan vorzulegen, den Benes 
am selben Tag auch mit dem französischen Gesandten in Prag be¬ 
sprach. Die Karte, auf der Benes die Gebiete eingezeichnet hatte, auf 
die die Tschechoslowakei verzichten könne, da sie vor ihren Grenzbe¬ 
festigungen lägen, wurde bisher nicht gefunden. Aus de Lacroix’ Be¬ 
schreibung des Grenzverlaufs geht jedoch hervor, daß es sich um drei 
Gebiete in Westböhmen, Nordböhmen und Tschechisch-Schlesien mit 
8-900000 Deutschen handeln sollte. Zur Abtretung von Gebieten sei 
er aber nur bereit, wenn Deutschland zusätzlich rund eine Million Su- 


1 Bei den ersten vier Plänen handelte es sich um offizielle tschechoslowakische 
Angebote zur Regelung des tschechisch-(sudeten)deutschen Problems, nämlich 
eines „Nationalitätenstatuts“ (1. Plan, April 1938), durch Einrichtung „natio¬ 
naler Kurien“ auf Länderebene (2. Plan, Juli 1938), Schaffung dreier deutscher 
„Gaue“ (3. Plan, August 1938) und schließlich eines deutschen Bundeslandes (4. 
Plan, Anfang September 1938). Vgl. Brandes: Die Politik des Dritten Reiches 
514-518. 
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detendeutscher aufnehme. Den Verbleib von rund 1 bis 1,2 Millionen 
Deutscher könne die Tschechoslowakei verkraften. Die Hälfte von ih¬ 
nen wären Demokraten, Sozialisten und Juden, die er nicht „dem glei¬ 
chen Massaker überantworten könne, wie es in Österreich und ander¬ 
wärts stattgefunden hat“, hieß es in Beness Weisung für Necas vom 
September 1938. 2 



Karte 1: Beness Vorstellungen über mögliche Grenzkorrekturen nach den Auf¬ 
zeichnungen des Rechtsanwalts Jaroslav Dräbek vom 31. Januar 1939 


Ende Januar 1939, d. h. zur Zeit der kurzlebigen Nachmünchener 
Republik, hatte Benes seine Vorstellungen über die künftigen Grenzen 
der Tschechoslowakei in einem Gespräch mit Jaroslav Dräbek darge¬ 
legt, dem Abgesandten einer Gruppe seiner ehemaligen Mitarbeiter in 
Prag. Auch Dräbeks Zeichnung, die 1967 von Jan Kren veröffentlicht 
wurde (siehe Karte 1), enthält die genannten drei Gebiete, wobei die 


2 De Lacroix an Bonnet, Instruktion Beness an Necas, beide vom 17.9.1938. Do- 
cuments diplomatiques fran 9 ais 273-275 und 288 f. — Beness Instruktion für 
Necas. o. D., in: Odsun. Die Vertreibung der Sudetendeutschen, Dok. 196. — 
Briigel dagegen behauptet, daß Jaksch „als erster die Möglichkeit einer Bevölke¬ 
rungsumsiedlung [...] in die Debatte warf“. Brügel: Tschechen und Deutsche Bd. 
2, 14. 
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Grenze in Westböhmen östlich von Karlsbad gezogen werden sollte. 
Darüber hinaus dachte Benes damals noch an den Verzicht auf kleinere 
Landstriche in Südböhmen und Südmähren, nämlich bei Kaplitz, Neu- 
bistritz und Nikolsburg. Insgesamt könnten Gebiete mit rund 1,4 Mil¬ 
lionen Deutschen an Deutschland und Österreich abgetreten werden. 
Die gestrichelte Linie dürfte die Alternative einer Ausdehnung des 


Legende zu Kalte 1 

1. Ortsnamen der Grenze folgend von Nordosten nach Westen und Südosten: 

Opava [Troppau] 

Krnov [Jägerndorf] 

Bruntäl [Freudenthal] 

Rymarov [Römerstadt] 

Jesem'k [Freiwaldau] 

Krällky [Grulich] 

Broumov [Braunau] 

Tanvald [Tannwald] 

J[ablonec n. N.] [Gablonz] 

(J[cskä] L[ipa] [Böhmisch Leipa] 

Decfn [Tetschen] 

Ü[stf n. L.], nem. mesto Universita [Aussig an der Elbe, deutsche Stadt, 
Universität] 

Vejprty [Weipert] 

Doupovske hory |Duppauer Gebirge] 

Kadan [Kaaden] 

Marianske Läzne [Marienbad] 

Karlovy Vary [Karlsbad] 

Tachov [Tachau] 

Kaplice [Kaplitz] 

Bystrice [Neubistritz] 

Mikulov [Nikolsburg] 

2. Bemerkungen unter der Skizze: 

Slov[ensko] [Slowakei] 

- Kosice [Kaschau] 

— vetsi cäst Dunaje kolem Brat(islavy) [größerer Teil der Donau um Preßburg] 

- korektury u N[ove] Zämky [Korrekturen bei Neuhäusl] 

— celkem rmstne [im großen und ganzen lokal begrenzt] 

3. Bemerkungen rechts neben der Skizze: 

Podk[arpatskä] R[us]. Uzhorod, Mukacevo [Karpatenrußland, Ungvär, Mukäcs] 
Praha - nikoli hl|avm) mesto - Nove hl. mesto u Velehradu [Prag, nicht 
Hauptstadt, neue Hauptstadt bei Velehrad 

(Morava, blizko slov[enske] hranice, u vody, jako Americane) [Mähren, nahe 
der slowakischen Grenze, am Wasser, wie die Amerikaner] 
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Staatsgebiets auf Kosten Preußisch-Schlesiens, d. h. die Möglichkeit 
eines Gebietsaustausches, andeuten. 3 4 Mit diesen Überlegungen knüpfte 
Benes an Julius Gregrs Überlegungen aus den 1880er Jahren' 1 und Ru¬ 
dolf Bechynes vorn Oktober 1918 5 sowie an den Vorschlag der tsche¬ 
choslowakischen Delegation auf der Pariser Friedenskonferenz von 
1919 an (Karte 2). 6 

Nach dem Münchener Abkommen waren viele Tschechen und Juden 
sowie deutsche Sozialdemokraten und Kommunisten aus den abgetre¬ 
tenen Grenz- bzw. Sudetengebieten ins Innere der amputierten Tsche¬ 
choslowakischen Republik geflohen. Angesichts der wirtschaftlichen 
und militärischen Schwäche dieser Nachmünchener Republik und ihrer 
außen- und innenpolitischen Anpassung an das nationalsozialistische 
Deutschland versuchten die jüdischen und sudetendeutschen ebenso 
wie die reichsdeutschen und österreichischen Flüchtlinge das Land 
schnell zu verlassen. Ihre Weiterreise wurde mit privaten Spenden und 
zum Teil auch aus der Staatsanleihe finanziert, die Großbritannien der 
Tschechoslowakei gewährt hatte. Britische und skandinavische Sozial¬ 
demokraten und Gewerkschafter halfen ihren Genossen und Kollegen 
mit Geld und besorgten die ersten Einreisevisa. Bei Kriegsbeginn be¬ 
fanden sich rund 6000 Flüchtlinge mit tschechoslowakischer Staatsbür¬ 
gerschaft in Großbritannien. 7 

Die größte Gruppe unter den sudetendeutschen Flüchtlingen bilde¬ 
ten die deutschen Sozialdemokraten, die am 22. Februar 1939 zum 

3 Kren: Odsun, Nr. 4, S. 5. — Nachdruck ohne die Karte in: Cesi, Nemci, odsun 
6-32. — Kokofka: Poznämky Jaroslava Dräbka 365-375. 

4 In einem offenen Brief an Vladimir Ivanovic Lamanskij vom 22.9.1888 (abge¬ 
druckt und übersetzt in: Odsun. Die Vertreibung der Sudetendcutschen 165- 
169) hatte Julius Gregr geschrieben: „Sollte es zur Regulierung der neuen Gren¬ 
zen unseres Vaterlandes [...] kommen, dann könnten wir [...] [Deutschland] 
von dem alten historischen Königreich Böhmen auch bereitwillig jene deutschen 
Bezirke überlassen, die hinter den Bergen liegen und die durch ihre Lage zu den 
Ebenen des Deutschen Reiches gehören. Wir könnten einen größeren Teil des 
Egcrlandes abgeben, sowie einen größeren Teil der Bezirke Hainspach, Schluk- 
kenau, Katharinaberg, Duppau, Kratzau, Reichenberg, Preßnitz, Sebastiansberg, 
Rumburg, Görkau, Warnsdorf und Friedland mit einer deutschen Bevölkerung 
von etwa 718.868 Personen.“ — Siehe auch Kien: Konfliktgemeinschaft 321. 

5 Bechynes Artikel in: Pravo lidu vom 18.10.1918. Vgl. Odsun. Die Vertreibung 
der Sudetendeutschen, Dok. 115. 

6 Perman: The Shaping of the Czechoslovak State, Anlage. 

7 Grundlegend Heurnos: Die Emigration aus der Tschechoslowakei. — Siehe auch 
Köder: Die deutschen sozialistischen Exilgruppen 17 f. — Menschen im Exil 29 ff. 
— Bachstein: Wenzel Jaksch 182f. — Sherman: Island refuge 137 ff., 256. — War- 
riner: Winter in Prague 209 ff. 
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Schutz der zurückbleibenden Genossen die .Deutsche Sozialdemokrati¬ 
sche Arbeiterpartei in der Tschechoslowakei“ (DSAP) offiziell aufgelöst 
und eine Auslandsorganisation unter dem Namen Treuegemeinschaft 
sudetendeutscher Sozialdemokraten geschaffen hatten. Neben ihr gab 
es eine kommunistische und eine „demokratische“ Gruppe, die über¬ 
wiegend aus deutschen Juden bestand. Die Angaben über die Größe der 
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Karte 2: Vorschlag der tschechoslowakischen Delegation auf der Pariser Friedens¬ 
konferenz von 1919 für die Grenzziehung der Tschechoslowakei 

einzelnen Gruppen schwanken besonders im balle der Treuegemein¬ 
schaft beträchtlich, was vor allem daran liegt, daß in der Zeit von April 
bis Juli 1939 allein 304 Familien mit rund 1000 Mitgliedern nach Kana¬ 
da übersiedelten. Von den insgesamt 3000 geflüchteten sudetendeut¬ 
schen Sozialdemokraten befanden sich Mitte Februar 1940 noch 1161 
in Großbritannien. 8 Die Gruppe Beuer (sudetendeutsche Kommuni- 


8 In Schweden stellten die ehemaligen DSAP-Mitglieder knapp die Hälfte der 480 
tschechoslowakischen Staatsbürger. Kucera an Benes am 11.12.1939. BA IV/ 
32/21, 24. — Etwa 400 DSAP-Mitglieder fielen den Nazis bei der Eroberung 
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sten) und die Gruppe Peres (Deutsch-Demokratische Freiheitspartei) 
zählten damals 680 bzw. 160 Mitglieder. 9 Die Treuegemeinschaft hatte 
in den exilierten Parteivorstandsmitgliedern eine durch Wahlen legiti¬ 
mierte Führung. Von diesen lebten im Frühjahr 1939 zehn in England, 
nämlich Jaksch, lleitzner, Kessler, Katz, de Witte, Wiener, Kögler und 
die späteren Oppositionellen Zinner, Lenk und Kirpal. 10 

Der Vorsitzende der DSAP Wenzel Jaksch kam mit einem deutlichen 
politischen Profil ins Exil. Erstens hatte er sich nach den Niederlagen 
der reichsdeutschen und österreichischen Sozialdemokratie für eine 
Verbreiterung der sozialen Basis seiner Partei eingesetzt. Sie sollte ver¬ 
suchen, unter Verzicht auf klassenkämpferische Parolen und mit Auf¬ 
nahme nationaler Losungen die „Mittelschichten“ bzw. die „nichtpro¬ 
letarische Volksmehrheit“ der Ilenleinpartei wieder zu entreißen. Aber 
weniger das Volksparteikonzept als seine gleichzeitige Freundschaft zu 

von Norwegen, Dänemark und Belgien in die Hände. Vgl. Jaksch/Reitzner: To 
whom it may concern, am 29.5.1940. PK 213, 121-123. 

9 Der am 21. Juli 1939 gegründete ,Czcch Refugee Trust Fund' unterstützte da¬ 
mals insgesamt 4137 Personen. Von den übrigen Gruppen hatten die meisten 
Mitglieder: 

- eine tschechoslowakiche Gruppe (politisch gemischt) 605 

- Rehfeld (Zusammenschluß der drei jüdischen Emigrationsverbände HIAS 
[Hcbrew Immigrant Aid Society], ICA [Jewisch Colonization Association] und 
Emig-dirckt [gegründet 1921 in Berlin vom United Committee for Jewish 
Emigration], jüdisch, national und politisch gemischt) 550 

- Schmidt (rcichsdeutsche Kommunisten) 378 

- Menne (Künstler, Journalisten, national und politisch gemischt) 180 

- Svitanics (österreichische Kommunisten) 154 

- Wollenberg (Sozialistische Arbeiterpartei, Kommun. Opposition) 95 

- Sander (reichsdeutsche Sozialdemokraten) 90. 

Czech Refugee Trust Fund (Ambros) an Oberstleutnant Lukas am 20.2.1940. 
BA IV/29, 193 f. — Nach der Spaltung der DSAP zählte die Gruppe lleitzner 
1010, Zinner 176, Beuer (sudetendeutsche Kommunisten) 680 Personen und 
die „tschechoslowakische“ Gruppe 638 Personen. Roeder: Die deutschen soziali¬ 
stischen Exilgruppen 24 zitiert die .Sozialistischen Mitteilungen' vom 1.3.1941. 

10 Auf dem letzten Parteitag in der Heimat Ende März war ein 42köpfiger Partei¬ 
vorstand gewählt worden. Dem Vollzugsausschuß, der eigentlichen Parteispit¬ 
ze, gehörten 18 Personen an, von denen 12 ins Exil gegangen waren, nämlich 
Wenzel Jaksch, Franz Katz, Karl Richard Kern, Franz Kögler, Irene Kirpal, 
Franz Krejcx, Richard Rcitzncr, Siegfried Taub, Willi Wanka, Eug en de Witte, 
Rudolf Zischka. Dem Parteivorstand, also dem weiteren Führungsorgan gehör¬ 
ten außerdem Fritz Kessler, Josef Lenk, Robert Wiener und Josef Zinner an. 
Insgesamt 11 DSAP-Abgeordncte und -Senatoren befanden sich im Exil, näm¬ 
lich Fanny Blatny, Jaksch, Katz, Kirpal, Kögler, Krejci, Taub, de Witte, Zisch¬ 
ka, Heller und Heinrich Müller. Siehe: Menschen im Exil 15 f. 
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dem ehemaligen Nationalsozialisten Otto Strasser machten ihn bei vie¬ 
len reichsdeutschen Genossen verdächtig. Zweitens war er entschieden 
für die Zusammenarbeit mit der tschechoslowakischen Schwesterpartei 
und die Verteidigung der Republik gegen innen- und außenpolitische 
Gegner eingetreten. Dreimal war er auf Bitten von Staatspräsident Ed¬ 
vard Benes nach England gefahren, um der Propaganda der Sudeten¬ 
deutschen Partei entgegenzuwirken und dort für die „liberale Minder¬ 
heitenpolitik“ des Staates zu zeugen. Drittens hatte er sich wiederholt 
öffentlich zu Benes als Vertreter „des Geistes der nationalen Versöhn¬ 
lichkeit“ bekannt. Aus diesem Grund reihte ihn auch Hubert Ripka in 
die Liste jener Persönlichkeiten ein, die durch die Gestapo bedroht sei¬ 
en und denen die französische und englische Gesandtschaft Einreisevi¬ 
sa erteilen sollten. 11 Viertens aber blieb in ihm und seinen Genossen 
eine unterdrückte Verbitterung aus dem letzten Jahr der Republik zu¬ 
rück, als die Regierung eine Einigung mit der Sudetendeutschen Partei 
auf Kosten der staatstreuen Deutschen versucht hatte. In diesen Mona¬ 
ten hatte auch Jaksch seine nationalpolitischen Forderungen bis hin zu 
deutschen Kantonen und schließlich zur Zusammenfassung der deut¬ 
schen Gebiete in einem Bundesland erhöht 12 , Lösungen, die die tsche¬ 
choslowakische Regierung Ende August bzw. Anfang September der 
Henleinpartci als sogenannten .Dritten“ und .Vierten Plan“ Plan angebo- 
ten hatte. 

Seine ersten Überlegungen im Exil legte Jaksch im Juni 1939 13 in ei¬ 
ner kleinen Schrift mit dem Titel „Was kommt nach Hitler?“ nieder. Der 
Nationalsozialismus sei überwiegend ein Werk von Ausländsdeutschen 
und habe von den Fehlern des Versailler Vertrages profitiert. Die deut¬ 
sche Anschluß- und wirtschaftliche Großraumpolitik entbehre „nicht 
einer inneren Logik“. Nach einem „Regimewechsel“ in Deutschland und 
Italien müsse Europa neu geordnet werden. Nur eine „offensive poli¬ 
tisch-ökonomische Konzeption“ könne die deutsche und italienische 
Opposition stärken. Pläne für eine Teilung Deutschlands oder die Wie¬ 
dererrichtung Österreich-Ungarns evtl, unter Einschluß Bayerns wider- 

11 Vermerke des Foreign Office vom 16.3.1939. FO 371/22904, 80-85. — Auf 
der Liste standen neben Siegfried Taub auch Vernunfts- sowie Übcrzeugungs- 
kollaborateurc wie Alois Elias und Josef Kalfus sowie Emanuel Moravec! — 
Die Liste ist weitgehend identisch mit derjenigen, die Smutny Ende März, wie 
Kren : Do emigrace 356, schreibt, im Auftrag Beness dem Foreign Office über- 
geben hat. 

12 Backstein: Wenzel Jaksch 93 ff. 

13 Jaksch datiert diese Denkschrift auf den April 1939. Vgl. jaksch: Europas Weg 
nach Potsdam 439. — Vondrova datiert sie mit überzeugenden Argumenten je¬ 
doch erst auf den Juni. Vgl. CSNO 13 f. 


12 


Erste Pläne 


sprächen dem Selbstbestimmungsrecht. Vielmehr „könnte das im Un¬ 
terbewußtsein der Völker bereits stark entwickelte Gefühl der europäi¬ 
schen Solidarität politisch mobilisiert werden“. Deutschland sei als „wirt¬ 
schaftlich-kulturelle Einheit zu retten, wenn es in der höheren Einheit 
eines gesamteuropäischen Sicherheitssystems aufgeht“. Es sei „das 
selbstverständliche Recht der Deutsch-Österreicher, durch freies Plebis¬ 
zit zu entscheiden, ob sie als selbständiger Staat oder als Provinz Groß¬ 
deutschlands der innereuropäischen Föderation angehören wollen“. 14 

Für die Sudetendeutschen fordern wir ebenfalls das Recht, in freier Entscheidung 
zu bestimmen, ob sie als autonomer Sektor innerhalb der historischen Provinzen 
Böhmen-Mähren, also in engerem Staatsverband mit den Tschechen, oder als 
deutsche Reichsprovinz der Föderation angehören wollen. [...] Die volle Freiheit, 
den Gedanken einer innereuropäischen Föderation zu akzeptieren oder zu verwer¬ 
fen, gilt naturgemäß auch für Tschechen, Slowaken, Polen, Ungarn, Jugoslawen, 
Rumänen und Bulgaren. 


Nur in einer Föderation seien die Grenzstreitigkeiten friedlich und 
auf Dauer zu lösen. Offene Grenzfragen könnten geregelt werden 

durch Ausbalanzicrung [...] der Konsequenzen des Sclbstbestimmungsrechts mit 
verkehrspolitischen Bedürfnissen und wirtschaftlichen Notwendigkeiten. Als tech¬ 
nisches Hilfsmittel können hierbei ein organisierter Bevölkerungsaustausch und 
reziproke Minderheitschutz-Abkommen in Betracht gezogen werden. 


Der Verdacht, daß es sich bei der „innereuropäischen Föderation“ um 
eine Neuauflage der deutschen Vorherrschaft über Mitteleuropa handle, 
sei durch die „innere Föderalisierung Deutschlands“ und die Beseiti¬ 
gung „aller strukturellen und ideologischen Wurzeln der preußisch-deut¬ 
schen Gewaltmethoden“ zu entkräften. „Vom Standpunkt eines euro¬ 
päisch orientierten Deutschtums ist die Vernichtung Preußens einer 
Aufteilung Deutschlands vorzuziehen.“ Großbritannien, Frankreich, 
Rußland und Italien, eventuell unter dem Vorsitz der Schweiz, sollten 
über die nationale Gerechtigkeit innerhalb der „innereuropäischen Fö¬ 
deration“ wachen. 15 Jaksch, der schon 1930 für einen „zentraleuropäi- 


14 Ebenda. Hervorhebung im Original. — In einem Gespräch mit Scton-Watson 
und Vaclav Benes Mitte Mai 1939 hatte sich Jaksch überzeugt gezeigt, daß sich 
„alles innerhalb von zwei Jahre ändern und dann ein demokratisches Deutsch¬ 
land dem Protektorat die Freiheit wiedergeben werde“. Täborsky: Pravda zvlte- 
zila 164. 

15 Jaksch, Wenzel: Was kommt nach Hitler? Die Möglichkeiten und Vorausset¬ 
zungen einer demokratischen Föderalisierung Zentraleuropas. Eine Analyse und 
programmatische Skizze. PK 312, 20ff. Abgedruckt in Prin%: Wenzel Jaksch — 
Edvard Benes, Nr. 1, und auszugsweise in: CSNO Nr. 1. 
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sehen Wirtschaftsblock“ unter Einschluß Deutschlands plädiert hatte 16 , 
stellte sein Konzept den Plänen für eine Donauföderation gegenüber, 
die 1939 in Mode gekommen waren und zu denen sich damals z. 13. 
auch Riplca bekannte. 17 Diese Schrift gab Jaksch, wie er einem „Korre¬ 
spondenten“ des tschechoslowakischen Gesandten in Stockholm er¬ 
zählte, einigen Engländern, Beness Kanzleichef Smutny und wenigen 
Funktionären seiner Partei zum Lesen. 18 Der stellvertretende Parteivor¬ 
sitzende Eugen de Witte sah in seiner Stellungnahme in Jakschs „in¬ 
nereuropäischer Föderation“ eine „Wiederauferstehung Österreich-Un¬ 
garns in verändertem Ausmaß und unter besonderen Voraussetzungen“. 
Die Verbindung Österreichs mit Deutschland werde von allen Staaten 
anerkannt und den Anschluß der Sudetengebiete hätten England und 
Frankreich in München gutgeheißen. „Das, worum sich die Reichsdeut¬ 
schen, die Österreicher und auch wir Sudetendeutsche 1918-1919 ver¬ 
geblich bemüht haben, ist eine Tatsache, die die ganze Welt zur Kennt¬ 
nis genommen hat“. Auch die Sudetendeutschen wollten wissen, „ob 
sie von der deutschen Demokratie im Altreich nicht morgen wiederum 
mehr zu erwarten hätten als gestern.“ Er sprach sich gegen den „klein¬ 
deutschen Partikularismus“ aus und empfahl, eng mit den reichsdeut- 
schen und österreichischen Sozialdemokraten zusammenzuarbeiten. 19 

Der Vorstand der Treuegemeinschaft hatte am 24. Mai 1939 be¬ 
schlossen, der Festlegung auf eine bestimmte Lösung so lange wie mög¬ 
lich auszuweichen. 20 Ihr erstes Gespräch im Exil führten Jaksch und 
Benes am 3. August 1939. Noch in Chicago, wo er einen Lehrauftrag 
wahrnahm, hatte sich Benes für den gemeinsamen Kampf der „freien 
Tschechen, Slowaken, Karpatenrussen und auch aller freien Sudeten¬ 
deutschen“ für die Wiedererrichtung der Tschechoslowakischen Repu¬ 
blik ausgesprochen. 21 In dem Gespräch mit Jaksch zeigte er nach eige¬ 
ner Angabe nicht, daß er dessen Schrift „Was kommt nach Hitler?“ ge¬ 
lesen hatte. Seine Argumente wählte er so, daß Jaksch die Schrift nicht 
gut aus der Tasche ziehen und ihm überreichen konnte. Denn er wollte 
nicht gezwungen werden, entweder auf der Basis der Schrift zu verhan¬ 
deln oder diese abzulehnen. Jaksch führte aus, daß je die Hälfte seiner 


16 bachstein: Wenzel Jaksch 53. 

17 R ipka: Munich 480. — bodensieck: Jakschs Exilauseinandersetzungen 89. 

18 Bericht Kuceras vom 5.8.(9)1939. ANM, E. Benes, Karton 48, Inv.-Nr. 470. 

19 Auszüge aus der Stellungnahme de Wittes [rückübersetzt aus dem Tschechi¬ 
schen]. benel: Pameti 484. — Kren: V emigraci 431 f. 

20 Protokoll der Exekutivsitzung der .Treuegemeinschaft sudetendeutscher Sozi¬ 
aldemokraten' vom 23.10.1939. NJ, Z 118-192. 
briiget: Tschechen und Deutsche Bd. 2, 11. 
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Leute für Deutschland und die Tschechoslowakei seien. „Nur bei ge¬ 
genseitiger Bereitschaft zu einer Föderallösung“ könne man in eine 
Diskussion eintreten. Dabei erwähnte er den „Vierten Plan“, also die 
Bildung eines deutschen Bundeslandes innerhalb der Tschechoslowakei, 
während Benes betonte, daß dieser Plan eher zur Demaskierung Hen- 
leins bestimmt gewesen sei. Aus einer Bemerkung Beness schloß 
Jaksch, daß dieser lieber zu dem „Dritten Plan“, d. h. zur Errichtung 
dreier deutscher Kantone, zurückkehren würde. 22 Eine Erklärung Be¬ 
ness zur Zukunft der Sudetendeutschen würde ihm sehr helfen, sagte 
Jaksch. Benes lehnte jedoch ab: 20 Jahre lang sei Masaryk vorgeworfen 
worden, daß er das Pittsburgher Abkommen geschlossen und dann 
nicht Wort gehalten habe. Wer gebe ihm das Recht, irgendeine Erklä¬ 
rung abzugeben, oder Jaksch, für die Sudetendeutschen zu sprechen? 
Über den weiteren Verlauf notierte Smutny: 

[Benes]: Daß Böhmen ohne das Sudetenland nicht leben kann, hat Hitler selbst 
bewiesen. Wie aber die Grenzen sein sollen, darüber kann ich nichts sagen. Ich 
weiß nur, daß die Grenze nicht bei Melnik verlaufen kann. Stimmen Sie zu? Ja. B: 
Und sie wird es auch nicht. Wenn wir nun d’accord sind, daß irgendwelche Deut¬ 
sche bei uns sein werden, dann arbeiten Sie in diesem Sinn, damit es zu einem Ab¬ 
kommen kommt. Ich selbst bin in der ersten Republik immer für die größtmögli¬ 
che Freiheit der Deutschen gewesen. Heute aber werde ich darüber nicht sprechen 

Jaksch gab diese Passage mit folgenden Worten wieder: „Ob das Sude¬ 
tengebiet ganz oder teilweise einer restaurierten Republik einverleibt 
werde, müsse der Entscheidung der Realfaktoren überlassen bleiben“, 
habe Benes gesagt und anerkannt, „daß auf der Basis einer zentralisti¬ 
schen Staatsverfassung eine Befriedung der Sudetendeutschen unmög¬ 
lich sei“. 24 Smutny notierte weiter: 

Jaksch hat Angst, daß cs bei uns zu Massakern an den Deutschen kommt. Ich habe 
ihm vertraulich gesagt: Ich werde darauf hinwirken, daß sich die Situation unge¬ 
fähr so wie 1848 entwickelt, als die anständigen Deutschen mit den Tschechen für 
die Freiheit gekämpft haben. Schließlich kann es Ihnen nur von Vorteil sein, wenn 
einige Henlein-Anhänger Schläge erhalten [vyrezou] und wenn das Ihre Leute zu¬ 
sammen mit den 1 schechen machen. Ich habe nichts dagegen, daß anständige 
Deutsche den Tschechen helfen, ein paar Lumpen bei uns zu schlagen. [...] Jaksch 
hat auch Angst vor der Entwicklung in Deutschland, vor der Zerschlagung 
Deutschlands. Wie alle Sozialisten und deutschen Demokraten. Deshalb wünscht 

22 Jaksch an Taub, 4.8.1939. Prin% Wenzel Jaksch - Edvard Benes, Nr. 2. — Sie¬ 
he auch Jaksch: Europas Weg nach Potsdam 354. 

23 Vermerk (Smutnys) über Beness Besprechung mit Jaksch am 3.8.1939. ANM, 
E. Benes, Karton 47, Inv.-Nr. 463. — Kural: Misto spolecenstvl konflikt 98. 

24 Jaksch an Taub, 4.8.1939. Prin Wenzel Jaksch — Edvard Benes, Nr. 2. 
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er keinen Krieg und hätte es lieber, wenn es zu einem gewaltlosen Umsturz käme. 
Darauf habe ich ihm nur erklärt, daß wir Tschechen uns daran nicht beteiligen 
werden, sollen das doch Polen und andere machen, wir machen an unseren Gren¬ 
zen halt. 

Außenpolitisch werde die künftige Tschechoslowakei von Frankreich 
und England weniger abhängig sein als die Vormünchener Republik und 
deshalb auch freier in der Gestaltung ihrer Beziehungen zu Deutschland. 
Benes informierte Jaksch über seine Schwierigkeiten mit der Bildung 
eines Leitungsorgans im Exil, „doch wenn es entsteht, werden Sie ihm 
angehören“. 

Die Lösung des Problems des Zusammenlebens von Tschechen und Deutschen 
beschäftigt uns seit 100 Jahren. 1848 gingen wir zusammen, danach gab es aber 
Streitigkeiten. Für uns ist das nichts Neues, das heißt aber nicht, daß wir cs nicht 
lösen werden. Wir müssen jedoch weniger Deutsche haben. Nicht die Fenster in 
den deutschen Kultureinrichtungen cinschlagen, damit es dazu kommt. 25 

Wie Jaksch am Tag nach der Besprechung mit Benes Siegfried Taub be¬ 
richtete, war das Gespräch in „beiderseitiger Zurückhaltung“ geführt 
worden. „Unser klarer Anspruch auf die Repräsentation der Sudeten¬ 
deutschen in der neuen Situation ist von mir stark unterstrichen und 
von ihm nicht in Frage gestellt worden.“ Jaksch schloß aus Bcncss Äu¬ 
ßerungen, „daß alle möglichen deutschen Oppositionsgruppen [...] die 
tschechische Bundesgenossenschaft durch den Vorverkauf der Sude¬ 
tendeutschen eintauschen wollen“. Über das Plädoyer Gurt Geyers im 
,Neuen Vorwärts* für die Wiederherstellung der Tschechoslowakischen 
Republik in den Vormünchener Grenzen hatte sich nämlich Benes zu¬ 
frieden und Jaksch beunruhigt gezeigt. 26 Einem Informanten des tsche¬ 
choslowakischen Gesandten in Stockholm gegenüber scheint sich 
Jaksch unvorsichtig über das Gespräch mit Benes ausgelassen zu haben: 
Benes denke nur an „eine minimale Autonomie mit tschechischer Poli¬ 
zei und Armee. Das werde er niemals hinnehmen“. 27 


25 Vermerk (Smutnys) über Besprechung Beness mit Jaksch am 3.8.1939. ANM, 
E. Benes, Karton 47, Inv.-Nr. 463. 

26 Ebenda. — Jaksch an Taub, 4.8.1939. Prin% Wenzel Jaksch - Edvard Benes, Nr. 
2, 80 ff. — Brägel: Tschechen und Deutsche Bd. 2, 13. — Bachstein: Wenzel 
Jaksch 201 ff. — Jaksch: Europas Weg nach Potsdam 362 f. — Benef: Parneti 
317 f. 

27 Bericht (Kucera?) vom 5.8.(9)1939. AMN, Karton 47, Inv.-Nr. 464. 


16 


Erste Pläne 


Die Alliierten, 

die künftigen Grenzen einer Tschechoslowakei 
und die Zukunft der Sudetendeutschen 

Als Frankreich und Großbritannien Deutschland den Krieg erklärten, 
schrieb Benes dem britischen Premierminister, daß sich die Tschecho¬ 
slowakei „dem Kampf um ein freies Europa anschließe“. Chamberlain 
antwortete, daß sich Großbritannien für „die Befreiung des tschechi¬ 
schen Volkes von fremder Herrschaft einsetze“. Damit hielt er sich an 
die Empfehlung des Foreign Office: Großbritannien solle sich weder 
auf die Vor- noch die Nachmünchener Grenzen festlegen. Ideal wäre 
die freiwillige Rückkehr der Sudetendeutschen in einen Staatsverband 
mit den J schechen, doch sollten sie nicht dazu gezwungen werden. 28 
Eden, Minister für die Dominien, erklärte am 11. September 1939, daß 
Großbritannien den Krieg nicht gegen das deutsche Volk, sondern ge¬ 
gen die Nationalsozialisten führe. Aus Chamberlains und Edens Aussa¬ 
gen schloß Täborsky, daß die Sudetengebiete im Falle einer Revolution 
in Deutschland unwiederbringlich verloren wären. 29 Dagegen behaupte¬ 
te Benes in einer Rundfunkansprache: „Heute ist sicher, daß die Tsche¬ 
choslowakei zu ihren ursprünglichen tausendjährigen Grenzen zurück¬ 
kehren wird.“ 30 Die Meinungen itn Foreign Office waren geteilt: Nach 
Meinung von Robert Vansittart, damals mit dem Posten eines „Chief 
Political Advisor“ abgefunden, hatte die „Lektion von München (30. 
September bis 15. März)“ gezeigt, daß die Tschechoslowakei „verteidi¬ 
gungsfähige Grenzen“ brauche, doch Kirkpatrick vom zuständigen Cen¬ 
tral Department war anderer Meinung: Die Vormünchener Grenzen 
seien „unmöglich“ gewesen. Außenminister Halifax übernahm eine Ar¬ 
gumentation von Roberts, ebenfalls Central Department, gegen eine 
britische Festlegung auf die Wiederherstellung der ÖSR in ihren alten 
Grenzen: Sie würde Polen und Ungarn, Slowaken und Sudetendeutsche 
der britischen Politik „entfremden“. 3 ’ Im Unterhaus sagte Halifax am 
3. Oktober 1939 sogar, daß man die Grenzen der Tschechoslowakei 
nach dem Kriege sicherlich anders als in Versailles ziehen werde. 32 Im 
Kriegskabinett riet Churchill, seit Kriegsbeginn Erster Lord der Admi- 

28 Benes an Chamberlain am 3.9. und Antwort vom 8.9., Vermerke Troutbecks 
und Strangs vom 1.9. und 4.9.1939. FO 371/22899, 9 ff. 

29 Täborsky: Pravda zvitczila 341. 

30 Rundfunkansprache Beness vom 19.9.1939. Beuel: Sest let 67-69. 

31 Vermerke von Roberts, Kirkpatrick, Vansittart vom 20.-23.9.1939. FO 371/ 
22946, 205. — Halifax an Phipps am 4.10.1939. FO .371/22899, 109-117. 

32 Kren: V emigraci 53. 
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ralität, zwar von jeglicher Festlegung in territorialen Fragen ab, doch 
solle die Regierung den unterdrückten Völkern wie den Polen und 
Tschechen Angebote machen, so daß sie sich offen auf die alliierte 
Seite stellen könnten. 33 In einer von der BBC übertragenen Rede zählte 
er die Wiederherstellung der Tschechoslowakei zu den britischen 
Kriegs zielen. 34 


Die französische Regierung war nach Kriegsbeginn zwar bereit, eine 
tschechoslowakische provisorische Regierung anzuerkennen. An deren 
Spitze dürfe jedoch nicht Benes stehen, denn die Anerkennung einer 
solchen Regierung würde die Festlegung auf die Wiederherstellung der 
Tschechoslowakei als Kriegsziel bedeuten 35 , die Beziehungen zu Italien 
und Ungarn verschlechtern und ein Hindernis gegen eine föderative 
Umgestaltung Mitteleuropas aufstellcn. Aus denselben Gründen sprach 
sich das Foreign Office gegen die Anerkennung einer provisorischen 
Regierung aus. Es hielt es allerdings für unvermeidlich, daß Benes an 
die Spitze einer solchen Regierung treten würde. 36 Wegen des französi¬ 
schen und britischen Widerstands gegen eine frühe Festschreibung der 
Wiedererrichtung der Tschechoslowakei mußte sich Benes mit der Bil¬ 
dung eines Tschechoslowakischen Nationalausschusses (Ceskoslovens- 
ky narodnl vybor - CSNV) begnügen. 

Zu Beginn seiner Verhandlungen mit Großbritannien und Frankreich 
hatte Benes die spätere Ernennung eines deutschen Ministers und die 
Berufung auch deutscher Vertreter in einen Nationalrat nach polni¬ 
schem Vorbild, eine Art Exilparlament, angekündigt. 37 Benes stellte die 
sudetendeutsche Frage jedoch zurück, um die Verhandlungen über die 
Anerkennung wenigstens eines Nationalausschusses mit dem Foreign 
Office nicht zusätzlich zu komplizieren 38 , und Jaksch drängte am 30. Ok¬ 
tober 1939 Benes nicht zu einer Erklärung über die Zukunft der Sude¬ 
tendeutschen, um nicht selbst Stellung nehmen zu müssen. 39 Die Frage 


33 War Cabinet Conclusions vom 25.9.1939. PRM 65/1, 206 f. 

34 Vermerk von Roberts vom 13.11.1939. FO 371/22900, 27. 

35 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Leon Blum vom 15.9.1939. BA 
IV/23, 25f. — Täborsky: Pravda zvitezila 345 (15.9.1939). 

36 Kren: V cmigraci 217. — Depesche Smutnys an Masaryk vom 12., Vermerk 
Smutnys vom 13.10.1939. DHCSP I, Nr. 9f. — Täborsky: Pravda zvitezila 390 
(21.10.1939). — Vermerk des Foreign Office (Young) vom 2.5.1940. FO 371/ 
24288, C6283/2/12. 

37 Benes: The Czechoslovak Provisional Government vom 30.9., Vermerk Cado- 
gans über eine Besprechung mit Benes vom 25.10.1939. FO 371/22899, 123f., 
227-229. — Brägel: Tschechen und Deutsche Bd. 2, 20. 

38 Täborsky: Pravda zvitezila 405. — Kren: V emigraci 456. 

39 Vermerk Smutnys vom 30.10.1939. DHCSP I Nr. 28. 
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der Beteiligung deutscher Politiker an der Exilführung tauchte wieder 
auf, als Benes im April 1940 erneut in Verhandlungen über die Aner¬ 
kennung einer tschechoslowakischen provisorischen Regierung und die 
Bildung eines^ Exilparlaments eintrat. Sein Vorschlag, den er seinen 
Kollegen im CSNV in Paris übersandte, sah vor, von Anfang an auch 
sudetendeutsche Vertreter in den Nationalrat zu berufen.- 10 Gegen die¬ 
sen Plan scheinen jedoch die übrigen Mitglieder des £SNV Einwände 
vorgebracht zu haben. Denn in dem Memorandum, das er Mitte April 
dem Foreign Office unterbreitete, sprach Benes sich zwar immer noch 
für die Beteiligung von Sudetendeutschen aus: 

Zu diskutieren bleibt jedoch nur die Frage, ob sic sofort bei der Bildung des Natio¬ 
nalrats eingeladen werden sollen, oder ob wir eine kut\e Zeit warten und die Angele¬ 
genheit mit ihnen in allen Einzelheiten vorbereiten müssen.“ 41 

Roberts bezeichnete es als „glücklich“, daß Benes erkannt habe, daß 
diese Frage noch „nicht reif für eine sofortige Lösung“ sei. 42 

Inzwischen hatte Benes auch ein erstes Memorandum über „Czecho- 
slovakia After the War“ fertiggestellt, daß er am 9. März 1940 dem stell¬ 
vertretenden amerikanischen Außenminister Sumner Welles überreich¬ 
te, der damals Europa bereiste, um Möglichkeiten für einen Friedens¬ 
schluß zu erkunden. Da unter deutschem Druck zustandegekommen, 
sei alles, was seit dem 18. September 1938 geschehen sei, „illegal und 
verfassungswidrig“. „Alle diese Ungerechtigkeiten und Schäden müssen 
wiedergutgemacht werden“, schrieb Benes. Da Tschechen und Deut¬ 
sche durcheinander siedelten, die Grenzen der Nachmünchener Repu¬ 
blik eine Verteidigung unmöglich gemacht hätten, müsse man im we¬ 
sentlichen zu den historischen Grenzen zurückkehren, doch seien Kor¬ 
rekturen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit möglich. „In vielen 
Fällen werden wir Bevölkerungstransfers und die Schaffung national 
möglichst homogener Bezirke erwägen müssen.“ Solange die Frage der 
Grenzen nicht entschieden und unbekannt sei, „in welchem Ausmaß cs 
möglich sein wird, den Grundsatz des Bevölkerungsaustausches und - 
transfers ins Spiel zu bringen“, könne die Anwendung des Prinzips der 
Dezentralisierung auf die Sudetendeutschen nicht genau fcstgelegt wer¬ 
den. Im Central Department widersprach Roberts der These von der Un¬ 
gültigkeit des Münchener Abkommens von Anfang an und dem Wied- 
ergutmachungsvcrlangen, da dieses nach Beness Ansicht den Transfer 

40 Memorandum Beness (mit Anschreiben an Ingr vom 4.4.1940). PK 19, 2ff. — 
Siche auch Botschaft Beness „nach Hause“ vom 8.2.1940. DEICSP I Nr. 46. 

41 Ebenda. Hervorhebungen im Original. 

42 Memorandum Beness (mit Anschreiben Lockharts vom 16.4.1940) mit Vermer¬ 
ken des Foreign Office. FO 371/24288, 34-48. 
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nationaler Minderheiten nach Deutschland, Ungarn und Polen ein¬ 
schließe. Makins, ebenfalls Central Department, erschien Beness Pro¬ 
gramm wie eine Neuauflage einer schon einmal gescheiterten Außen- 
und Minderheitenpolitik, und Außenminister Halifax gab die Losung 
aus, sich weiterhin bei öffentlichen Erklärungen zurückzuhalten. Nur 
Vansittart ergriff Beness Partei: Die historischen Grenzen müßten als 
Schutz vor einem „geborenen Aggressor“ wiederhergestellt werden. „If 
the Sudeten don’t like it, they can migrate to the real Reich.“ 43 Der 
französische Ministerpräsident Daladier hatte am 7. März 1940 Welles 
erklärt, daß Frankreich die „Unabhängigkeit des tschechischen Volkes“ 
fordere, doch die Sudetendeutschen, falls sie es wünschten, die Mög¬ 
lichkeit zur Vereinigung mit dem Reich erhalten müßten. 44 

Zur gleichen Zeit fragten die Mitarbeiter des Royal Institute of In¬ 
ternational Affairs (Chatham House), das Gutachten für das Foreign 
Office erstellte, Benes nach seinen Vorstellungen über die Zukunft der 
Tschechoslowakei. Bei den rund 30 Mitgliedern seines Kollegiums 
herrschte nach Beness Eindruck zu Beginn der Befragung die Meinung 
vor, daß das sudetendcutsche Problem durch Aussiedlung gelöst wer¬ 
den müsse. Seine damalige Position umriß Benes folgendermaßen: 3,5 
Millionen Deutsche könne man nicht vertreiben, doch sei er mit dem 
Prinzip des Transfers einverstanden. Wenn die Tschechoslowakei be¬ 
stimmte Grenzberichtigungen vornehme, die von deutscher Seite aber 
kompensiert werden sollten, müsse sie darauf achten, zusammen mit 
den Gebieten eine möglichst große Zahl von Deutschen abzutreten, 
womit er an seinen „Fünften Plan“ anknüpfte. Im Chatham House 
nannte Benes als nächste Punkte: Auflösung der deutschen Sprachin¬ 
seln durch Aussiedlung aus dem Landesinnern und Tschechisierung 
Nordostmährens, des „mährischen Halses“. Für diese Schritte glaubte 
er seine Zuhörer gewonnen zu haben. Nach den Aufzeichnungen Smut- 
nys bezog sich die Zustimmung aber nicht auf den Plan, auch das Elb¬ 
becken mit dem Gebiet um Dux und Teplitz zu tschechisieren, um da¬ 
durch das deutsche Siedlungsgebiet zu spalten, und danach den Deut¬ 
schen in West- und Nordböhmen „local government“ zu gewähren. 45 

43 Memorandum Beness vom 9.3.1940 mit Vermerken von Roberts und anderen. 
FO 371/24370, C4305/2949/62 (tschechische Version siehe CSNO Nr. 20). 
Englische Version in: Dokumente zur Deutschlandpolitik I, Bd. 1, 144-151. 

44 Bericht Sumner Welles’ (vom März 1940). FRUS 1940 I 63. 

45 Vermerke Smutnys vom 22.1., 9.3. und 5.4.1940. DHCSP I 39, 61, 80. — Auf 
seine Überlegungen über eine „Dezentralisierung“ zugunsten der Slowaken, 
aber auch der Deutschen, hatte Benes auch in einer Botschaft vom Dezember 
1939 an die Heimat hingewiesen. Vgl. Täborsky: Pravda zvitezila 448. — Bri/gel: 
Tschechen und Deutsche Bd. 2, 17, nimmt Beness Rückgriff auf alte Aussied- 
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Nach der Befragung Beness stellte das Chatham House ein Memoran¬ 
dum zusammen, dessen erste Version Prof. John David Mabbott am 
14. Mai 1940 vorlegte: Ohne Gefährdung der Verteidigungsfähigkeit 
der Tschechoslowakei könnten Gebiete in West- und Nordböhmen so¬ 
wie in Schlesien abgetreten werden, so daß sich die deutsche Minder¬ 
heit um eine Million verringere. Zudem dürfte es zu einem „plötzlichen 
Exodus einer großen Zahl von Deutschen kommen, die vor der tsche¬ 
chischen Rache und der Vergeltung ihrer nicht-nazistischen sudeten¬ 
deutschen Landsleute fliehen“. Für den Transfer der übrigen Sudeten¬ 
deutschen spreche ihre „Arroganz“ und „rassische Überheblichkeit“. 

As in Poland, compulsory evacuation of Germans woulcl only completc and regu- 
larizc a movement which will occur anyhow. The promisc of completeness may 
even save the fleeing Germans from some of the natural consequences of their 
methods in Prague. 


Andererseits würde die Tschechoslowakei wertvolle Industriearbeiter 
verlieren und sich der Gefahr einer Revanche aussetzen. Allenfalls im 
Rahmen einer Föderation mit anderen Staaten einschließlich Österreichs 
könnte die Tschechoslowakei dem deutschen Druck widerstehen. Da¬ 
mit hatte sich also das Royal Institute of International Affairs schon im 
Mai 1940 für die Reduzierung der deutschen Minderheit durch Gebiets¬ 
abtretungen, Flucht und Transfer auf Null ausgesprochen. 46 

Nach den Gesprächen im Chatham House hatte Smutny Benes davor 
gewarnt, den Briten eine Karte mit den tschechoslowakischen Verteidi¬ 
gungsanlagen zu geben, damit die Grenze nicht entlang diesen gezogen 
werde. Auch Moravec, dem Chef der tschechoslowakischen Abwehr, 
ging Beness Bereitschaft zum Gebietsverzicht zu weit. 47 Die deutschen 
Gebiete, die die „tschechischen Imperialisten“ nach dem Ersten Welt¬ 
krieg für die Tschechoslowakei verlangt und bekommen hätten, waren 
dagegen nach Ansicht des Slowaken Hodza, eines ehemaligen tschecho¬ 
slowakischen Ministerpräsidenten, eine Quelle der Schwäche und nicht 
der Stärke der Republik. Deshalb sollten alle strategisch nicht unbedingt 
nötigen Territorien wie das Egerland abgetreten werden. Auch sein Ziel 
war die Reduzierung der deutschen Minderheit um zwei Millionen. 48 


lungspläne und ihre Konkretisierung im Chatham House nicht zur Kenntnis, 
wenn er immer wieder behauptet, sein Intimfeind Jaksch habe die angebotenen 
Möglichkeiten nicht genutzt. 

46 Rycblik: Memorandum 612-630. 

47 Vermerk Smutnys vom 30.4.1940. DHCSP I Nr. 98. 

48 Vermerk Raczynskis über eine Besprechung mit Hodza vom 28.11.1939. PRM 
19/1 9. 
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Am 26. April 1940 druckte der offiziöse Londoner ,£echosloväk v Ang- 
lii‘ (Tschechoslowake in England) einen Leserbrief ab, in dem ein „Dr. 
A. B.“ die Forderung erhob, alle Sudetendeutschen „nach Deutschland 
zurückzuschicken“. Im Pariser ,Ceskoslovensky boj‘ (Tschechoslowaki¬ 
scher Kampf) enttäuschte der langjährige sozialdemokratische Minister 
Rudolf Bechyne Jakschs Hoffnungen auf eine sozialdemokratische Ver¬ 
mittlung bei eventuellen Autonomie-Verhandlungen mit dem CSNV. 
Unter Hinweis auf den nationalsozialistische Terror warnte Bechyne: 
„Geht auf Zehenspitzen, mit dem Hut in der Hand, und schweigt ehr¬ 
fürchtig, damit ihr im tschechischen Märtyrer nicht den Rächer weckt.“ 49 
Jaksch nannte daraufhin Bechyne einen Chauvinisten, hoffte aber auf 
Jaromfr Necas, den ehemaligen Minister für Sozialfürsorge, nach dessen 
Aufnahme in den Nationalausschuß er in Verhandlungen eintreten woll¬ 
te, so 

Beness Sekretär Täborsky hoffte schon im Juni 1939 auf die Aus¬ 
siedlung von zwei Dritteln der deutschen Bevölkerung und meinte, daß 
die Regierung die staatstreuen Deutschen gegen das allgemein verbrei¬ 
tete Vertreibungsverlangen 51 werde verteidigen müssen. 52 Im tschechi¬ 
schen Exil gab es aber auch Widerspruch gegen die Aussiedlungspläne. 
Sie kamen von Jan Masaryk und Oberstleutnant Jan Kalla, dem tsche¬ 
choslowakischen Militärattache in London. Jan Masaryk sagte in einer 
Rede zum Staatsgründungstag am 28. Oktober 1939: 

Kürzlich haben wir Beispiele des Entwurzelns verschiedener Volksstämme gehört, 
deren Zynismus in der Geschichte der Menschheit ohne Vorbild ist. Möge Gott 
mein Volk vor allen solchen rohen und imperialistischen Experimenten bewah¬ 
ren. 53 

Kalla erwähnte die Möglichkeit, bestimmte Gebiete abzutreten, nämlich 
das Egerland (Chebsko), die Gebiete um Schluckenau (Sluknovsko), 
Friedland (Frydlantsko), Braunau (Broumovsko) und Freiwaldau (Fry- 
valdov) und stattdessen die Grenzen der Tschechoslowakei bei Mäh¬ 
risch-Ostrau und Lundenburg vorzuschicben. Viele glaubten, schrieb 
Kalla, daß sich die Tschechoslowakei aller Deutschen entledigen könne: 
„Man sagt: Einen Teil bringen wir um, einen Teil vertreiben wir, viele 
fliehen aus Angst vor Rache und den Rest werden wir durch die Um¬ 
siedlung der Deutschen bzw. Grenzkorrekturen los.“ Eine solche Lö- 


49 Bechynt: Pero mi züstalo 80 ff. 

50 Neumann an CSNV am 5.5.1940. PK 213, 124ff. 

51 Siehe S. 23-28. 

5 2 Täborsky: Pravda zvitezila 206 ff. 

53 Briigel: Tschechen und Deutsche Bd. 2, 240. 
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sung hielt Kalla für ausgeschlossen. Er schätze, daß in den Grenzzip¬ 
feln, die die Tschechoslowakei ohne Schaden an das Reich abtreten 
könne, keine Million wohne. Dann blieben aber immer noch 2 % Mio. 
Deutsche übrig, die man weder umbringen noch vertreiben noch um¬ 
siedeln könne. Man spreche auch von der Umsiedlung der Deutschen 
aus dem Landesinnern in die Grenzgebiete. Diese liege jedoch nicht im 
tschechischen, sondern im deutschen Interesse, da die Deutschen da¬ 
durch ein kompaktes Siedlungsgebiet erhielten. Er sei überzeugt, daß 
man die Sudetendeutschen brauche, um die Sudetengebiete zu erhalten, 
und deshalb müsse man mit ihnen verhandeln. 

Entweder, wir einigen uns mit Jaksch oder ohne ihn. Geht es mit ihm, umso bes¬ 
ser, denn wir dürfen seine Popularität zu Hause nicht unterschätzen. Läßt sich 
aber Jaksch nichts sagen, müssen wir ihn mit seinen eigenen Leuten schlagen. Im 
Schoß seiner Partei muß in diesem Fall eine Abspaltung entstehen, die wir unter¬ 
stützen müssen, damit eine uns günstige Konzeption gewinnt. 

Für die Friedenskonferenz brauche man Sudetendeutsche, die nach der 
Tschechoslowakei riefen, nicht nach dem Reich oder Österreich oder 
Autonomie. Deshalb müsse man schon jetzt „eine korrekte Beziehung 
zwischen Tschechen und Deutschen im Ausland“ und „ein korrektes 
Verhältnis zwischen Tschechen und loyalen Deutschen bei uns zu Hau¬ 
se“ vorbereiten. Während des Krieges könnten folgende Mittel für die 
Verständigung eingesetzt werden: 

a) die Einbeziehung loyaler Deutscher in den Kampf für die Erneue¬ 
rung der Tschechoslowakei durch die Aufnahme von Deutschen in 
den Tschechoslowakischen Nationalausschuß, wenn möglich von 
Jaksch, 

b) die Aufnahme in die tschechoslowakische Armee, um der ganzen 
Welt zu zeigen, daß tschechoslowakische Deutsche für die Aufhe¬ 
bung .Münchens* sterben, 

c) der Verzicht auf den Versuch, die Sudetendeutschen in die politische 
Isolation zu treiben, 

d) der geistige Umschwung, der auf die Niederlage der Nationalsoziali¬ 
sten folgen werde. „Sie werden einer moralischen Depression erlie¬ 
gen und alles verurteilen, was sie in die Katastrophe geführt hat: Im¬ 
perialismus, Pangermanismus und Nazismus.“ 

e) das Schüren von Angst vor den Folgen des verlorenen Krieges, 

f) die Suche nach einer Lösung auf der Basis der „Gleichberechtigung“, 
aber nicht der territorialen Autonomie. 

Kurz nach dem Krieg werde es zu einer Welle von Racheakten 
kommen, doch werde nicht so viel Blut fließen, „daß sich dadurch die 
deutsche Minderheit auch nur um 10 Prozent verringert“. Eine blutige 
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Abrechnung sei allerdings nötig, damit sich die Sudetendeutschen „noch 
ganze Generationen daran erinnern, welche Folgen ihre Sünde hatte, 
die sie an der Tschechoslowakei und ganz Europa durch ihren Beitrag 
zum Krieg begangen haben“. Diese Abrechnung sollten die Tschechen 
den Sudetendeutschen untereinander überlassen. Nur der Deutsche kön¬ 
ne „im Deutschen den Pangermanen töten“. Die Tschechen sollten sich 
zurückhalten, um nicht die Grundlagen für eine Verständigung auf Jahr¬ 
hunderte hinaus zu zerstören. 54 


V ertreibungs forderungen 
aus der tschechischen Widerstandsbewegung 

Schon Mitte April 1939 schien einem Widerstandsfunktionär „die 
gründliche Verringerung ihrer Zahl eine allgemeine Forderung zu sein“. 
Ein anderer berichtete im Mai von dem Ruf nach „Rache“, „blutiger 
Revolution“ und „Aufhängen“. 55 „Wir müssen jedoch weniger Deutsche 
haben“, hatte auch Benes Anfang August zu jaksch gesagt. 56 Zum Mün¬ 
chener Abkommen teilte Benes der tschechischen Widerstandsbewegung 
am 1. August, also wenige 'läge vor seinem Gespräch mit Jaksch, seine 
Position mit: 

Die Münchener Entscheidung existiert für uns rechtlich nicht. Sie wurde uns auf¬ 
gezwungen und ohne unsere Beteiligung gefällt, niemals ratifiziert, von keinem 
Unterzeichner respektiert und ausgefüllt und am Ende durch die Invasion vom 15. 
März völlig zerstört. 57 

In seiner Botschaft an das .Politische Zentrum' (Politicke üstredi) und 
die ,Nationalvertcidigung‘ (Obrana näroda), d. h. an die Führungen des 
zivilen und des militärischen Widerstands im Protektorat Böhmen und 
Mähren, vom 21. August 1939 behauptete Benes: „Für den Fall eines 
Krieges bzw. von Verhandlungen nach einem Umsturz in Deutschland 
ist die Wiederherstellung der Tschechoslowakei schon sicher.“ Aber 
man könne noch nicht sagen, unter welchen Bedingungen und in wel- 


54 Memorandum Josef Kalla für Benes (vom 18.1.1940). CSNO Nr. 17. — Die 
Tendenz von Kallas Memorandum kommt in dem Auszug, den Kura/: Misto 
spolecenstvi konflikt 109f., bringt, nicht zum Ausdruck. 

55 Kren: V cmigraci 445. 

56 Siehe S. 15. 

57 Auszug aus der Botschaft Beness an den heimatlichen Widerstand vom 1.8. 
1939. CSNO Nr. 2. 
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chen Grenzen. Er werde sich aber um „das erreichbare Maximum“ be¬ 
mühen. In seinem Begleitschreiben kommentierte Smutny: 

Mit der Säuberung von den Deutschen und den Verrätern sind wir alle einverstan¬ 
den. Aus außenpolitischen Gründen wird die Regierung Euch jedoch öffentlich 
zur Rücksicht aufrufen müssen. Zu Hause sind wir jedoch die Herren. (...) Wenn¬ 
gleich das Ideal ein national einheitlicher Staat wäre, wird cs nicht zu verhindern 
sein, daß irgendwelche Deutsche in der Republik bleiben. Deshalb liegt cs an ih¬ 
nen, sich durch Auswahl der Leute für ein weiteres Zusammenleben mit den 
Tschechen in der Republik vorzubereiten. 58 

Die Diskussionen innerhalb der ,Nationalverteidigung‘ und im ,Politi¬ 
schen Zentrum 4 führten zu mehreren Stellungnahmen, die noch vor 



Karte 3: Vorschlag für neue Grenzen der böhmischen Länder, 1939 vorbereitet 
von den Widerstandsorganisationen Nationalverteidigung (Obrana näro- 
da) und Politisches Zentrum (Politicke üstredi) 

dem Ausbruch des Krieges entstanden waren und von Prof. Vladimir 
Klecanda bei seiner Flucht im Dezember 1939 nach London gebracht 
wurden. Die erste Stellungnahme ging von dem Ziel aus, einerseits 
durch Gebietsabtretungen die Zahl der Deutschen innerhalb der Repu¬ 
blik möglichst weitgehend zu reduzieren, andererseits aber die Grenzen 
so zu ziehen, daß die Verteidigungsfähigkeit der Republik nicht leide. 

58 Smutnys Begleitschreiben vom 21.8.1939. CSNO Nr. 5. — Br/igel: Tschechen 
und Deutsche Bd. 2, 33, zitiert nur den Teil nach der Auslassung. 
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Die Varianten für mögliche Mindestgrenzen lehnten sich weitgehend an 
Beness Plan an. 

Die Autoren der zweiten Stellungnahme forderten jedoch weitge¬ 
hende Annexionen im Nordosten und Südosten, nämlich die Teilung 
Preußisch-Oberschlesiens mit Polen, wobei die Gebiete westlich der 
Oder sowie das Glatzer Becken einschließlich des Eulengebirges und 
der .preußischen Lausitz* (Pruskä Luzice) an die Tschechoslowakei fal¬ 
len sollten. Im Süden könne man eine Ausdehnung um einen Teil Nie¬ 
derösterreichs bis Korneuburg — d. h. bis kurz vor Wien, und von dort 
entlang dem Rußbach bis zur Donau verlangen. Gelinge es nicht, Un¬ 
garn als Quelle ständiger Unruhen zu „liquidieren“, sei es unbedingt 


Legende zu Karte 3 

Vorgeschlagenc Korrekturen: 

I. Sudicc [Zauditz] 

II. Kräsne Loucky [Schönwiesc] - Vraclavek [Klcinbrcsscl] - Stare Purkarticc (Alt- 
Bürgersdorf) - Medvfcdi vreh [Barenfangkoppc] — Orlik - Domasov (I homasdorf] - 
Nockelsbcrg - Pichclik [Spicäk] 

III. Orlickc hory [Adlcrgcbirgc] 

IV. Broumovsko [Braunauer Gebiet] 

V. Zaclcrsko [Schatzlarer Gebiet) (Johannesberg [janovicc] - Stachelberg - Dvorsky 
les) 

a) Frydlantsky a Sluknovsky vybezek [Zipfel von Friedland und Schluckcnau] 

b) Luz [? = Luzec <Lusclnvitz>] - rcka Kamenicc (Fluß Kamnitz] - Dolnt Be- 
nesov [Bcncschau] - Male Brezno [Klcinpricsen] - rcka Labe [Fluß Elbe] - Üsti 
n. L. [Aussig] 

VII. Vest’any [Wcschcn] - Duchcov [Dux] - Osek [Ossegg] - Stropmk [Strobnitzberg] - 
Loucna [Wicsclstcin] - statnf hranicc [Staatsgrenze] 

VIII. a) Ccrny potok [Sorgenthal] - Kovarskä [Schmiedeberg] - Meluzina |Wirbelstein] - 

Straz n. Ohri [Warta] - Dubina [Eichenhof] - Michalovy hory (Michclsberg] 

b) Andclska hora [Engelhaus] - Tcplicka [Töpclcs] - rcka Tcpla [Fluß I'cpl] 

c) Touzim [Thcusing] 

IX. a) Üsti [Truß] - Stare Scdlistc [Alt-Zcdlisch] - Porejov (soucast obcc Zcbraky, 

nyni zanikla) [Purschau, Teil der Gemeinde Pctlarn, jetzt aufgelassen] - Tepla 
['I’cpl] - Koren [Kurschin] - Ceckovicc [Eschowitz] - Bcla n. Radbuzou [Wei¬ 
ßensulz] - Novosedly (soucast obee llybnik, nyni zanikla) [Neubau (Teil der 
Gemeinde Waier, heute aufgclassen)] - statni hranicc [Staatsgrenze] 

X. a) Kysclov (soucast obcc Dolni Vltavice, nyni zanikla) [Sarau (l'eil der Gemeinde 

Unter-Moldau, jetzt aufgclassen)] - Vltava (Moldau) - Certlov (soucast obee 
llybnik) [Zartlcsdorf (Teil der Gemeinde Waier)] - statni hranicc [Staatsgrenze] 
b) Valterov [Waldetschlag] - Kaplice [Kaplitz] - Nemccky Benesov (Ccrny Bcncsov 
[Deutsch-Beneschau <Benesov nad Ccrnou>] — Gerne Üdoli [Schwarzthal] — 
statni hranice [Staatsgrenze] 

XI. Novy Mlyn (?) - Perslak (soucast Novcho Vojirova) [Böhmisch Bernschlag ('Peil der 
Gemeinde Novy Vojirov] - Hradistc [Burgstall] — Dobrohor [Kohlbcrg] 
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nötig, erstens die Magyaren durch einen Korridor von den Deutschen 
zu trennen, dessen nördlicher Teil der Tschechoslowakei und dessen 
Süden Jugoslawien zufallen könne. Zweitens solle die slowakische 
Grenze bis zum Fuß der Nögräder Berge, der Matra und der Buklc vor¬ 
geschoben werden. Über die Frage einer Zwangsaussiedlung von Deut¬ 
schen und Magyaren schwiegen sich beide Dokumente aus. 59 

Diese ist Gegenstand einer Denkschrift von Prof. Zdenek Peska. 60 In 
seiner Analyse des türkisch-griechischen Bevölkerungsaustausches 
kommt Peska zum Ergebnis, daß Griechenland von der Aufnahme der 
Flüchtlinge und Vertriebenen aus Kleinasien sogar wirtschaftlich und 
kulturell profitiert habe. Als Argumente für die Aussiedlung der Sude¬ 
tendeutschen führt er an: Ein großer Teil habe sich als „unzuverlässig“ 
erwiesen und an der Zerschlagung der CSR beteiligt. Das parlamentari¬ 
sche System habe die nötige Beweglichkeit und Anpassungsfähigkeit 
verloren, da den Minderheiten eine breite tschechische Koalition entge- 
gcngestellt werden mußte. Durch ihre Borniertheit, Überheblichkeit 
und Abgrenzung gegenüber den Tschechen hätten die Sudetendeut¬ 
schen, besonders ihre Bourgeoisie „ihre historische Rolle eines Verbin- 
dungsgliedes und Vermittlers zwischen beiden Kulturen aufgegeben 
und sich zu einem Hindernis für die tschechisch-deutsche Annäherung 
entwickelt“. Deutschland habe die deutschen Bürger der CSR in eine 
Lage gehetzt, in die sie, sich selbst überlassen, niemals geraten wären; 
deshalb sei Deutschland moralisch verpflichtet, sich bei einer Neure¬ 
gelung der Verhältnisse um diese Personen zu kümmern. Entweder 
könnten 1. alle Deutschen oder 2. fast alle, d. h. mit Ausnahme jener, 
die nicht nachweisen könnten, daß sie aktiv zur Erhaltung der Republik 
beitragen hätten, oder 3. jene entfernt werden, die sich an der Zerschla¬ 
gung der CSR beteiligt hätten. Bei der 3. Alternative könnte man alle 
Mitglieder der Henlein-Partei, d. h. rund 1,5 Millionen Personen, aus- 
weisen. Damit würde das Ziel — die Verringerung der Zahl der Deut¬ 
schen und die Entfernung der unzuverlässigen Elemente - ausreichend 
erfüllt. Vieles spreche jedoch für die 2. Alternative, die nur rund 
Vz Million Deutscher verschone. Eine Ausweisung von 1,5 bis 3 Millio¬ 
nen Deutschen ohne Absprache werde Europa nicht zulassen, einen 
entsprechenden Vertrag Deutschland nicht schließen. Deshalb müsse 
die Zwangsaussiedlung auf einer europäischen oder Friedenskonferenz 
durchgesetzt und von den Großmächten oder dem Völkerbund garan- 

59 Jedenfalls in den abgedruckten Auszügen. CSNO Nr. 3, und Karte. 

60 Vlastimil Klima bezeichnet Peskas Studie als Stellungnahme des .Politischen 
Zentrums' auf eine Anfrage des Exils bzw. Beness zur Zwangsaussiedlung der 
Deutschen. Klima: K historii domäciho odboje 152f. 
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tiert werden. Mit der Durchführung werde wahrscheinlich eine interna¬ 
tionale Kommission unter Beteiligung der Tschechoslowakei und 
Deutschlands beauftragt. Die Aussiedler dürften nur Gegenstände des 
persönlichen Gebrauchs mitnehmen und müßten von Deutschland ent¬ 
schädigt werden. 61 

Der .Peticni vybor Verni zfistaneme' (Petitionsausschuß Wir bleiben 
treu), die dritte landesweite Widerstandsorganisation, die Gewerk¬ 
schafter und Sozialisten vereinigte, hatte zwar am 6. Oktober 1939 ge¬ 
fordert, die Grenzen mit einem fait accompli wiederherzustellen, ohne 
auf eine internationale „Erlaubnis“ zu warten. Gleichzeitig sei eine „ra¬ 
sche Lösung der Minderheitenfragen vorzubereiten (je nachdem, was 
der Kriegsausgang zuläßt) und eine rasche Abrechnung mit allen, die 
sich an Nation und Staat durch Verrat vergangen haben“. 62 Das ,Poli- 
ticke üstfcdi“ berichtete, daß sich das Volk für seine Leiden an den 
Deutschen „schrecklich rächen“ werde. Wer sich gegen diese Abrech¬ 
nung stelle und von Humänität, Demokratie oder von Rücksicht auf das 
Ausland spreche, werde „sofort vom ergrimmten Volk hinweggefegt 
werden“. Den Menschen zu Hause müsse freie Bahn für die nationale 
Abrechnung gelassen werden. „Erst wenn das erledigt ist, wird Sie das 
Volk gern für die politische und weitere Aufbauarbeit rufen, aber vor¬ 
her nein, nein ...“ 6} Im gleichen Sinn äußerten sich die Geheimarmee 
.Obrana naroda'. 64 ,V boj‘ (In den Kampf), eine illegale Zeitschrift, die 
dem .Politischen Zentrum' und der .Nationalverteidigung' nahestand, 
wandte sich gegen jegliche Unterscheidung zwischen dem Hitler- 
Regime und dem deutschen Volk: „Wir wissen doch schon längst, daß 
die Deutschen alle gleich sind.“ 65 Die illegale Zeitschrift ,Cesky kuryr' 
(Tschechischer Kurier) drohte am 16. Dezember 1939: 

Die Umsiedlung der Volksgenossen, begonnen von Adolf Hitler, wird in vollem 
Umfang durchgeführt werden, aber in umgekehrter Richtung, als sie der Führer 


61 'Zdcnek Peska: Pametiü spis o vymene obyvatelstva [Denkschrift über den Be¬ 
völkerungsaustausch] (vom August 1939). CSNO Nr. 6. — Die Aussiedlungs- 
forderungen sind also keine Reaktion auf das deutsche Vorgehen gegen die 
tschechischen Hochschulen und Studenten, wie Kura/: Misto spoleccnstvi kon- 
flikt 107, annimmt. 

62 Bericht des ,Petitionsausschusses Wir bleiben treu“, Nr. 13, (an das Exil) vom 
6.10.1939. CSNO Nr. 11. Eingegangen spätestens am 16.11.1939. — Täborskj: 
Pravda zvitezila 419-421. 

63 Schreiben des Politischen Zentrums für (Benes) vom 16.11.1939. CSNO Nr. 15. 

64 Kren: V emigraci 446. 

65 Brandes: Die Tschechen unter deutschem Protektorat Bd. 1, 179. 
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vorgeschrieben hat. Alle unsere Vertrauensleute sind verpflichtet, sich die cinge- 
wandertcn Deutschen und die überführten Helfer des Nazi-Regimes zu merken. 66 

Diese Drohung konnte noch so verstanden werden, als träfe die Aus¬ 
siedlung nur diese beiden Kategorien. Ende Dezember 1939 konkreti¬ 
sierte auch der .Petitionsausschuß Wir bleiben treu' seine Position: 

Die historischen Grenzen sind für uns der Ausgangspunkt; falls Korrekturen 
(Grcnzzipfcl, Freiwaldau, kurz, was jenseits der militärischen und wirtschaftlichen 
Grenzen liegt) international nötig wären - dann gegenseitig (Glatz?) und zur Re¬ 
duktion der Zahl der Deutschen nutzen, die unumgänglich ist! 67 

Auch aus Kreisen der polnischen Regierung wurden die Tschechen ge- 
drängt, „sich eines Teil ihrer Deutschen zu entledigen und ihre strategi¬ 
sche Grenze zu verbessern, besonders im Glatzer Gebiet“. 68 


Das sudetendeutsche Exil und der Kriegsausbruch 

Vom Hitler-Stalin-Pakt und dem folgenden deutschen Angriff auf Po¬ 
len wurde die Führung der .Treuegemeinschaft sudetendeutscher Sozial¬ 
demokraten' überrascht. Jaksch befand sich auf einer Reise zu den Ge¬ 
nossen in Skandinavien, Siegfried Taub war dabei, an der Grenze zwi¬ 
schen dem Protektorat und Polen ein Grenzsekretariat aufzubauen. 69 
Auf den Kriegsbeginn reagierten die sudetendeutschen Sozialdemokra¬ 
ten in den Lagern um das ostenglische Badestädtchen Margate/Kent, 
wo mehr als die Hälfte von ihnen untergebracht war, ebenso wie ihre 
tschechischen und slowakischen Landsleute mit einem Bekenntnis zur 
Tschechoslowakischen Republik. Deutsche, Tschechen und Slowaken 
wollten „für die Rückkehr in unsere freie Heimat als eine Stätte des so¬ 
zialen Fortschritts und der nationalen Gleichberechtigung [...] kämp¬ 
fen“, hieß es in einer gemeinschaftlichen Resolution, die auch von 
Reitzner unterzeichnet 70 und von verschiedenen Tageszeitungen aus- 


66 Ebenda. 

67 Bericht des .Petitionsausschusses Wir bleiben treu', Nr. 24, vom 28.12.1939. 
DHCSP II Nr. .379. 

68 Kfon: V cmigraci 470, zitiert aus einem Vermerk Hejrets über seine Besprechung 
mit Popiel am 22.5.1940. 

69 Protokoll der Parteivorstandssitzung vom 23.10.1939. SDA, NJ, Z-118-121. 

70 Erklärung der „Gruppe der sudetendeutschen sozialdemokratischen Emigrati¬ 
on (Jaksch-Gruppe) und der tschecho-slowakischen Gruppe“ in Margate vom 
1.9.1939. BA IV/31, 3/82. Diese Erklärung ist abgedruckt in: CSNO Nr. 7. 
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zugsweise veröffentlicht wurde. 71 Die im ,Czech llefugee Irust 1‘und 
vertretenen Gruppen versprachen in einer weiteren Erklärung, alles für 
die Befreiung von der faschistischen Fremdherrschaft und für die Wie¬ 
derherstellung einer demokratischen Tschechoslowakischen Republik 
zu tun. Als Unterzeichner wurden eine „tschechoslowakische“ Gruppe 
und die Gruppen Beucr, Peres, Hicem (jüdisch), Lenk (sudetendeutsche 
Gewerkschaften) und Jaksch genannt. Wie dieser feststellte, hatte der 
sudetendeutsche Kommunist Beuer die Erklärung eigenmächtig auch 
im Namen der Lenk- und der Jaksch-Gruppc abgegeben, obwohl Kess¬ 
ler, der Vertreter der ,Treuegemeinschaft‘ im ,Irust l'und“, seine Unter¬ 
schrift mit Hinweis auf eine eigene Resolution seiner Partei verweigert 
hatte. 72 

Die in London lebenden Vorstandsmitglieder Kessler, Wiener und 
Kogler sprachen schon am 2. September 1939 persönlich bei Benes vor, 
um ihren Text zu übergeben. Schnelles Handeln schien ihnen wegen 
der Gefahr der Internierung der deutschen Flüchtlinge geboten. 73 In 
ihrer Resolution setzten sie Benes 

in Kenntnis, daß die Sudetendeutschen in der wiedererstandenen Republik ein 
gleichberechtiger Faktor im Rahmen einer föderativen Verfassung werden wollen, 
die die Sicherheit der sozialen Existenz und die Freiheit der national-kulturellen 
Entfaltung verbürgt. Zu dieser Voraussetzung ersuchen wir Sie, im Verein mit uns 
mit den Regierungen in London und Paris darüber zu verhandeln, daß die Verein¬ 
barung von München als außer Kraft gesetzt erklärt wird [...]. Durch die Ungültig¬ 
keit des Münchener Übereinkommens würde die staatsrechtliche Stellung der Su¬ 
detendeutschen geklärt. Wir sind uns aller damit verbundenen Konsequenzen be¬ 
wußt. 74 


71 London Representative of the Sudeten German Refugces (Kessler) an alle La¬ 
gergemeinschaften vom 15.9.1939. PK 211, 14-17. 

72 Erklärung der „Gruppe der sudctcndeutschcn sozialdemokratischen Emigrati¬ 
on (Jaksch-Gruppc) und der tschecho-slowakischen Gruppe“ in Margatc vom 
1.9.1939, Resolution der ,Volnc sourucenstvi cs. skupin' vom 1.9.1939 mit An¬ 
schreiben Professor M. Ambroz an Masaryk vom 13.9.1939. BA IV/31, 82 und 
144 f. — Protokoll der Exekutivsitzung der ,Treucgcmcinschaft‘ vom 23.10. 
1939. NJ, Z 118-121. — Die Resolution von Margatc ist abgedruckt in: CSNO 
Nr. 7. 

73 Protokoll der Parteivorstandssitzung vom 23.10.1939. NJ, Z 118-121. 

74 London Representative of Sudeten German Refugecs an Benes (vom 2.9.1939). 
BA IV/31, 113. Abgedruckt in: CSNO Nr. 8. — Brügel: Tschechen und Deut¬ 
sche Bd. 2, 16, hat die Forderung nach einer „föderativen Verfassung“ durch 
„...“ ersetzt. Denn sie würde seiner These vom Gegensatz zwischen den drei 
Gesprächspartnern Bencss auf der einen und Jakschs auf der anderen wider¬ 
sprechen. 
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Auf tschechischer Seite kannte man Kessler als entschiedenen Anhän¬ 
ger der I schechoslowakischen Republik. 75 Dieser betonte, „wie wichtig 
es für beide Seiten ist, daß die Deutschen von Anfang an am Aufbau 
des Staates positiv mitarbciten“. Benes antwortete den drei Vertretern 
der Treuegemeinschaft, daß der freiwillige Eintritt von Sudetendeut¬ 
schen in die Auslandsarmee dem tschechischen Volk erleichtern werde, 
zwischen den „nazistischen Peinigern und den demokratischen Deut¬ 
schen [zu] unterscheiden“. Nach dem Kriege würden sich in verschie¬ 
denen Teilen Europas „föderalistische Unionen“ bilden. Auf Jakschs 
„innereuropäische höderation“ anspielend, bezeichnete er aber eine 
Föderation zwischen einem 80 Millionen-Staat und Kleinstaaten als un¬ 
möglich. „Mein Endziel sind die Vereinigten Staaten Europas.“ Die 
Frage der Staatsgrenzen sei für ihn nicht grundsätzlicher, sondern prak¬ 
tischer Natur, doch könne die 1 schechoslowakei „in den Grenzen von 
München nicht leben“. Masaryk und er selbst seien 1918 dafür gewesen, 
einen Teil der deutschsprachigen Gebiete abzutreten. Die Tschecho¬ 
slowakei werde jedoch „auf jeden Fall viele deutsche Staatsbürger ha¬ 
ben“. Die Sudetendeutschen sollten sich entscheiden, ob sie „eine ter¬ 
ritoriale oder personelle Regelung“ wünschten. „Bei [einer] territorialen 
Regelung käme eine Dreiteilung in tschechische, deutsche und gemisch¬ 
te Verwaltungsgebiete in Betracht.“ Benes sprach sich auch für einen 
nationalen Proporz im öffentlichen Dienst aus. Allerdings brauche er 
Zeit für die psychologische Vorbereitung einer solchen Lösung. Die 
drei Sozialdemokraten erkannten an, 

daß heute der Zeitpunkt für paragraphierte Formulierungen nicht gekommen ist. 
Aber wir dürfen nicht desavouiert werden, wenn wir den Menschen, die wir zum 
Kampf für die Wiederherstellung der tschechoslowakischen Republik aufrufen, 
zugleich sagen, daß sic in diesem Staat Freie und Gleichberechtigte sein werden. 

Benes berichtete ihnen über die Stimmung im Protektorat: 

Die Quälereien der Diktatur im Protektorate, die von Sudetendeutschen verübt 
werden, während die Reichsdeutschen die Gentlemcn spielen, haben Haß ausge¬ 
lost und einen Teil des Volkes sehr nationalistisch gemacht. Es wird von solchen 
Dummheiten gesprochen, wie Austreibung der Deutschen. 76 

Der Dualismus zwischen dem als „ruhig und gemäßigt bekannten“ reichs- 
dcutschen Reichsprotektor Konstantin von Neurath und seinem sude- 

75 Kessler forderte Reitzner am 10. September 1939 auf, den ehemaligen DSAP- 
Mitgliedern die freiwillige Meldung zur tschechoslowakischen Armee in Frank¬ 
reich zu empfehlen. Vgl. CSNO, Anm. 3 zu Nr. 7. 

76 Vermerk Kallas vom 29.1.1940. BA IV/31, 167 ff. — „Gedächtnisprotokoll“ 
von Kessler, Kogler, Wiener vom 2.9.1939. NJ, ZZ 368-370. 
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tendeutschen Stellvertreter Karl Hermann Frank, der sich nicht nur in¬ 
tern als Scharfmacher erwies, sondern sich auch öffentlich zu einer har¬ 
ten Politik bekannte und von Himmler auch noch zum Höheren SS- 
und Polizeiführer ernannt worden war, hatte sich negativ auf die Ein¬ 
stellung der tschechischen Bevölkerung zu den Sudetendeutschen aus¬ 
gewirkt. 77 

Schon am 3. September 1939 beschlossen die sudetendeutschen 
Flüchtlinge der Lager bei Margate auf Antrag Reitzners, „als tschecho¬ 
slowakische Soldaten für die Niederringung des Hitlersystems zu kämp¬ 
fen“. 78 Anfragen betreffend den Eintritt in Hilfsorganisationen der bri¬ 
tischen Wehrmacht bzw. in die tschechoslowakische Armee seien an 
Reitzner zu richten, schrieb Kessler noch am selben lag: 

Ich glaube, daß jeder in diesen Stunden noch einmal den September 1938 still in 
sich erlebt und erlitten hat. Ich weiß nicht, ob es Euch so geht wie mir, daß man 
erst jetzt fühlt, wie richtig, wie gut unsere Partei, die Deutsche Sozialdemokrati¬ 
sche Arbeiterpartei in der CSR mit ihrem Vorsitzenden, Gen. Wenzel Jaksch, ihren 
Weg gegangen ist. 79 

Der sozialdemokratische Gewerkschafter Josef Zinncr sprach sich ge¬ 
genüber Kessler gegen eine Propaganda für Autonomie oder das Selbst¬ 
bestimmungsrecht aus, da er mit der Wiederherstellung der CSR rechne. 
Die Treuegemeinschaft solle sich damit „begnügen, in Verhandlungen 
wegen Gleichberechtigung, Dezentralisierung und Gauverfassung ein¬ 
zutreten und in diesen Punkten die notwendigen Garantien und Zuge¬ 
ständnisse zu erreichen“. 80 Die Gruppe Peres übernahm die Resolution 
der Treuegemeinschaft vom Vortage fast wörtlich, verzichtete aber be¬ 
wußt auf den Begriff „föderativ“ vor „Verfassung“. 81 Nach einer Vor¬ 
sprache bei Benes plädierte die Gruppe für die Bildung eines „Aktions¬ 
ausschusses“ aus Vertretern aller antifaschistischen Kräfte einschließ¬ 
lich der Deutschen unter Beness Führung. 82 

In seiner offiziellen Antwort auf die erwähnte Resolution der Ireue- 
gemeinschaft schrieb Benes am 13. September: Er teile ihre Ansicht, 
daß 

77 Brandes: Die Tschechen unter deutschem Protektorat Bd. 1, 28 ff. 

78 Brägel: Tschechen und Deutsche Bd. 2, 17. 

79 Rundschreiben des London Representative of the Sudeten German Refugces 
(Kessler) vom 3.9.1939. PK 211, 12f. 

80 Zinner an Kessler am 11.9.1939. Zitiert in: Menschen im Exil 306 f. 

81 Die Deutsch-Demokratische Freiheitspartei wurde von Dr. Alfred Peres (Ob¬ 
mann), Dr. Adolf G. Girschiek (Stellvertreter) und Dr. Rudolf Popper (Ge¬ 
schäftsführer) geleitet. — Resolution vom 7.9.1939. BA IV/31, 105. 

82 Peres, Girschiek und Popper an Benes am 27.9.1939. BA IV/31, 4f. 
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das Münchener Abkommen für uns nicht existiert, daß Nazi-Deutschland es durch 
sein gewaltsames und brutales Vorgehen selbst vernichtet hat. [...] Mit großer 
Freude werden wir gewiß zusammen mit Ihnen daran arbeiten, daß auch die Lon¬ 
doner und Pariser Regierungen die Münchener Entscheidung für völlig ungültig 
erklären. 

Es verstehe sich von selbst, daß die Deutschen in der restaurierten Re¬ 
publik „ein gleichberechtiger Faktor werden müssen, der eine gesicherte 
Basis für seine soziale Existenz und die Freiheit seiner national-kultu¬ 
rellen Entwicklung haben wird“. Er selbst trete, wie schon früher, für 
die Dezentralisierung des Staates ein, habe aber keine Vollmacht, sich 
auf eine konkrete Ausgestaltung des tschechisch-deutschen Verhältnis¬ 
ses festzulegen. 81 Bei ihrem zweiten Gespräch mit Benes am 15. Septem¬ 
ber vereinbarten Kessler, Kögler und Wiener mit Benes, den Genossen 

mitzuteilen, daß mit dein Eintritt Sudetendeutscher in die tschechoslowakische 
Legion noch zugewartet werden soll, da für uns Sudetendeutsche eine Reihe von 
Verhandlungen erst geführt werden muß. 

Eine große Zahl zustimmender Erklärungen habe gezeigt, daß die Über¬ 
reichung des Briefs am 2. September „der richtige Weg war“, schrieb 
Kessler an die Lagergemeinschaften. 8l1 

De Witte und Katz, die sich selbst als „Großdeutsche“ bezeichneten, 
waren jedoch über die Resolution und das Protokoll der Aussprache 
vom 2. September „entsetzt“ und forderten „Maßnahmen gegen die Ei¬ 
genmächtigkeit“ Kesslers, Wieners und Koglers. 85 Der Parteivorsitzen¬ 
de Jaksch schaltete sich von Skandinavien aus in die Auseinanderset¬ 
zungen ein. In dem in Oslo erscheinenden Parteiorgan ,Sudeten-Frei- 
heit* reklamierte er für die Sudetendeutschen das Recht auf Selbstbe¬ 
stimmung und freie Entscheidung über ihre staatliche Zugehörigkeit. 86 
Die Differenzen innerhalb der Partei wurden auch nach außen offen¬ 
kundig, als Kögler, Zinner und zwei weitere Gewerkschafter im Namen 
der „freigewerkschaftlichen Arbeiter- und Angestelltenorganisationen 
aus dem deutschen Sprachgebiete der früheren Tschechoslowakischen 


85 BAIV/31,106. 

8,1 Rundschreiben Kesslers an alle Lagergemeinschaften vom 15.9.1939. PK 211, 
Dff. — Offenbar für dieses Gespräch hatte Dr. Egon Schwelb „Vorschläge 
für den Neuaufbau der Republik“ ausgearbeitet, in der er „die Gleichberechti¬ 
gung nicht nur von Personen, sondern Völkern“ forderte. (Schwelb) an Stränsky 
am 12.5.1942. AÜTGM, BA (40), XI/7/15. 

85 Protokoll der Exekutivsitzung der .Treuegemeinschaft sudetendeutschcr Sozial¬ 
demokraten' vom 23.10.1939. NJ, Z 118-192. 

86 .Sudeten-Freiheit. Informationsblatt der Treuegemeinschaft sudetendeutscher 
Sozialdemokraten', Nr. 3, September 1939. BA IV/31, 121. 
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Republik in England“ Benes am 3. Oktober eine eigene Resolution 
übergaben, in der sie sich für „die Wiederherstellung der selbständigen 
Tschechoslowakischen Republik“ aussprachen, ohne zugleich Gleichbe¬ 
rechtigung und Föderalisierung zu fordern 87 , während de Witte und 
Katz sich ebenfalls in einem Brief an Benes von den Positionen distan¬ 
zierten, die Kessler, Kögler und Wiener in den Gesprächen vom 2. und 
15. September eingenommen hatten. Diese hätten „eigenmächtig, ohne 
Wissen der Partei und ihrer verantwortlichen Funktionäre“ gehandelt. 
Die offizielle Haltung der Partei komme in der von der ,Sudeten-Frei- 
heit‘ erhobenen Forderung nach Selbstbestimmung zum Ausdruck. Den¬ 
noch hofften sie, daß Tschechen und Sudetendeutsche „in freien Willen 
[sic] und in gegenseitigem Verständnis einen Staat, ebenso fest und 
glücklich, wie die Schweiz es ist, erarbeiten könnten“. 88 

Wenn die Tschechen die Republik in ihren historischen Grenzen 
wiederaufrichten wollten, schrieb Jaksch nach seiner Rückkehr Finde 
September, Anfang Oktober aus Schweden 89 an die Parteimitglieder, 


müssen sie „die Sudetendeutschen zur Teilnahme am neuen Staatsauf¬ 
bau einladen. [...] Auf Grund 20jähriger Erfahrungen glauben wir, daß 
eine beiderseits zufriedenstellende Lösung nur auf der Basis einer su¬ 
detendeutschen Autonomie mit eigener Landesregierung möglich sein 
wird“. Nur so könne die Majorität der Sudetendeutschen dafür gewon¬ 
nen werden, zusammen mit den Tschechen „einen kleineren oder grö¬ 
ßeren Föderalstaat“ zu bilden. „Unsererseits wird eine mehr als provi¬ 
sorische Vereinbarung, welche einer Empfehlung an die sudetendeut¬ 
sche Bevölkerung glcichkommt, nicht angestrebt.“ Denn die Genossen 
in der Heimat hätten „das letzte Wort zu sprechen“. 90 


87 Josef Zinncr, Franz Kögler, Max Koutnik, Gustav Ncumann an Benes am 3.10. 
1939. BA 1V/31, 127. Abgedruckt in: CSNO Nr. 10. — Entgegen der Behaup¬ 
tung Neumanns hatten sie nicht „die von der Partei gegebene Linie eingehal¬ 
ten“. Bachstein: Wenzel Jaksch 209. 

88 .Sudeten-Freiheit. Informationsblatt der Treuegemeinschaft sudetendeutscher 
Sozialdemokraten', Nr. 3, September 1939. BA IV/31, 121. — De Witte und 
Katz an Benes am 8.10.1939. BA IV/31, 127. Abgedruckt in: CSNO Nr. 12. — 
Bachs/ein: Wenzel Jaksch 209 f., vermutet, daß Jaksch hinter dieser Aktion ge¬ 
standen habe, zumal er schon seit Ende September oder Anfang Oktober wie¬ 
der in London weilte. — Kessler entzog sich den Auseinandersetzungen durch 
Auswanderung nach Neuseeland. Bericht Kallas an CSNV vom 29.1.1940. 
CSNO Nr. 18. 

89 Rundschreiben des London Representativc (Kessler) an alle Lagergemeinschaf¬ 
ten vom 2.10.1939. NI< 213, 367 f. 

90 Rundschreiben Jakschs vom 9.10.1939. TP, HI. Teilweise abgedruckt in: CSNO 
Nr. 13. — Brägel: Tschechen und Deutsche Bd. 2, 18. — Kren: V emigraci 438f. 
— Rud. Thomann an Kalla am 23.10.1939. BA IV/31, 129 f. 
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Im Sinne der Taktik, unerfüllbare Forderungen zu stellen, formulierten 
de Witte und Katz kurz vor der ersten Sitzung der Partei-Exekutive 
nach Jakschs Rückkehr aus Schweden „Einige Grundprinzipien in Sa¬ 
chen C.S.R. und Sudetenland“. Die Partei müsse so umgestaltet werden, 
„daß sie als deutsche sozialistische Volkspartei auftreten kann und alle 
Schichten des Volkes zu erfassen vermag“. Über die staatliche Zugehö¬ 
rigkeit des Sudetenlandes solle eine Volksabstimmung unter internatio¬ 
naler Kontrolle entscheiden. In der bis zu fünf Jahre langen Übergangs¬ 
zeit bis zur Abstimmung sei das Sudetenland unter „tätiger Mithilfe“ 
von Völkerbundsorganen zu verwalten. Über den Ausgang der Volksab¬ 
stimmung konnte eigentlich kein Zweifel bestehen. Falls überhaupt 
noch einmal ein Staat zusammen mit den Tschechen gebildet werden 
sollte, dürfe man sich nach den slowakischen Erfahrungen mit dem 
Pittsburgher Vertrag nicht mit Abmachungen über Autonomie- oder 
Föderationsabsichten begnügen. Die Abkehr vom tschechischen Natio¬ 
nalstaat müsse dann schon im Namen zum Ausdruck kommen. Das su- 
detendeutsche Gebiet brauche „volle Selbstverwaltung mit eigener Re¬ 
gierung, eigener Verwaltung der Monopole, eigener Polizei und eigener 
Ordnung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Angelegenhei¬ 
ten“. Dem gemeinsamen Staat wollten Katz und de Witte nur das 
Staatsoberhaupt, die Außenvertretung, die Staatsbank, die Verwaltung 
der Zölle und das Militär zugestehen und seine Kompetenzen auch 
noch durch ein Vetorecht der autonomen Teile einschränken und diese 
Verfassung durch internationalen Schutz garantiert wissen. 91 Die Tak¬ 
tik, unerfüllbare Forderungen zu stellen, beherrschten die beiden Sozi¬ 
aldemokraten also noch besser als die Sudetendeutsche Partei im Jahre 

1938. 

Auf der Sitzung der Partei-Exekutive am 23. Oktober 1939 wieder¬ 
holten die ,Großdeutschen“ de Witte und Katz ihre Kritik an Kesslers, 
Wieners und Koglers Aktion. Jaksch hielt eine „glatte Desavouierung 
des geschehenen Schritts“ für falsch, doch solle die Partei „die Auto¬ 
nomieforderung scharf herausarbeiten, um nach Ablehnung durch die 
Tschechen unsere Operationsfreiheit wiederzugewinnen“, und zwar für 
den Fall, daß die Westmächte wegen der russischen Gefahr ein starkes 
Deutschland wünschten. Katz ergänzte: Wenn der Krieg mit Verhand¬ 
lungen ende, „wie sehen wir dann mit unseren Erklärungen aus, wenn 
das Sudetengebiet bei Deutschland bleibt“. 92 Und de Witte verlas die 

91 Memorandum von de Witte und Katz vom 18.10.1939 (mit Anschreiben Josef 

Belinas an Benes vom 30.11.1939). BA IV/31, 95 ff. 

92 Elaborat des Inncnministcriums/IV. odd. (von Mitte Juli 1942). PK 213. — 

Kren: V emigraci 437. 
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eben erwähnten „Grundprinzipien“. Kessler, Wiener und Kögl er recht¬ 
fertigten ihr schnelles Handeln mit der Gefahr der Internierung der 
Parteimitglieder. Die Wiedererrichtung der Tschechoslowakei nach dem 
Krieg hielten sie für wahrscheinlich; in dieser werde es auf jeden Fall 
Deutsche geben. Kessler konnte sich „sehr gut vorstellen, daß das su¬ 
detendeutsche Industriegebiet im Zusammenhang mit den tschechi¬ 
schen Agrargebieten die besseren Lebensmöglichkeiten bietet“. Kögler 
hatte Jakschs Rundschreiben als „Privatmeinung“ bezeichnet. Vor der 
Partei-Exekutive erklärte er: „Wir können uns nicht auf den Standpunkt 
stellen, daß wir 20 Jahre versklavt waren.“ Er kritisierte auch Jakschs 
Position in der Frage des Wehrdienstes und seine Forderung nach ei¬ 
nem Landeshauptmann. Jaksch wandte sich daraufhin gegen „Leute [...], 
die ohne Rücksicht auf die Zukunft des Sudetengebietes zurückkehren 
wollen“. Da sich Jaksch mit Reitzner, de Witte und Katz in der Minder¬ 
heit bzw., falls Zinncr als Gewerkschaftsvertreter nicht als stimmbe¬ 
rechtigt anerkannt wurde, in einer Patt-Situation gegenüber Kessler, 
Kögler, Wiener, Kirpal (und Zinner) befand, vermied er eine Abstim¬ 
mung, während die tschechoslowakisch orientierten Vorstandsmitglie¬ 
der vielleicht den Fehler begingen, eine solche nicht zu beantragen. 93 
Die Opposition wollte allerdings damals nicht mit Jaksch brechen, da 
sie sein Ansehen in der Heimat sehr hoch einschätzte und hoffte, ihn 
noch auf ihre Seite ziehen zu können. 94 Zu dem Versuch der Treuege¬ 
meinschaft, sich die Wahl zwischen der Tschechoslowakischen Repu¬ 
blik und einem demokratischen Deutschland offenzuhalten, meinte Tä- 
borsky: „Dann behalten wir uns eben das Recht vor, euch, wenn es uns 
paßt, in jenes ,demokratische' Deutschland zu schicken, nach dem ihr 
so schielt. Aber ohne die Sudetengebiete.“ 95 

Immer häufiger hörten besonders die Sudetendeutschen in Frank¬ 
reich den Ruf nach der Aussiedlung aller Deutschen. In Absprache mit 
tschechoslowakischen Genossen von Ende Dezember 1939, die die 
Zwangsaussiedlung ablehnten, legten drei sudetendeutschc Sozialdemo¬ 
kraten in Paris eine kleine Schrift mit dem Titel „Drei Millionen Sude¬ 
tendeutsche sollen auswandern?“ vor. Wer die Sudetendeutschen ohne 
Befragen aussiedeln wolle, sei „bei den Diktatoren in die Schule gegan¬ 
gen“; er akzeptiere den Hitlerschen Grundsatz „ein Volk, ein Reich“. 
Die Sudetendeutschen fühlten sich mit Österreich verbunden, zu Preu- 

93 Protokoll der Exekutivsitzung der .Treuegemeinschaft sudetendeutscher Sozi¬ 
aldemokraten' vom 23.10.1939. NJ, Z 118-192. 

94 Vermerk Kallas vom 29.1.1940. BA IV/31, 167 ff. — „Gedächtnisprotokoll“ 
von Kessler, Kögler, Wiener vom 2.9.1939. NJ, ZZ 368-370. 

95 Täborsky: Pravda zvitezila 377 (Vermerk vom 9.10.1939). 
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ßen könne man sie nicht machen. Die Aussiedlung werde die Tsche¬ 
choslowakei „in eine wirtschaftliche Katastrophe führen, von der sie 
sich viel weniger wird erholen können als von der politischen Katastro¬ 
phe, von der sie am 15. März betroffen wurde“. Die Aussiedlung werde 
zudem den Pangermanismus wieder aufleben lassen, die Sudetendeut¬ 
schen „zur Keimzelle eines neuen Revanchismus“ machen und zur „Pcr- 
petuierung des sudetendeutschen Problems“ führen. Die Austreibung 
der großen Masse der Sudetendeutschen sei abzulehnen, doch könnten 
die „Verantwortlichen und Mitverantwortlichen“ kein Heimatrecht für 
sich beanspruchen. In dieser Schrift taucht also erstmals eine Idee auf, 
die als Vertreibung von „Schuldigen“ in künftigen Verhandlungen noch 
eine Rolle spielen sollte. „Die Existenz einer festorganisierten demokra¬ 
tischen Gruppe, die nach dem Sturze des Hitlerregimes allein das Recht 
politischer Willensäußerungen besitzen wird“, biete dagegen die Garan¬ 
tie für ein friedliches Zusammenleben. 96 


Von Jakschs „Richtlinien“ 
zur Holmhurster Deklaration vom März 1940 

Ende November 1939 hatte Jaksch „Richtlinien für die Auslandsarbeit 
der Sudetendeutschen Sozialdemokratie“ entworfen. Über die staatliche 
Zugehörigkeit der Sudetengebicte sei durch die Diktate von St. Ger- 
main und München einseitig entschieden worden. Das Münchener Ab¬ 
kommen sei nicht nur ein Diktat gegenüber den demokratischen Sude¬ 
tendeutschen, sondern auch für „den autonomistisch orientierten Teil 
der Anhänger Hcnlcins“ gewesen, hatte Jaksch formuliert und damit 
angedeutet, für wen er auch sprechen wollte. Das Selbstbestimmungs¬ 
recht interpretierte Jaksch im Sinne einer autonomen Landesregierung 
und sprach von einer Föderation mit Österreich, Ungarn, Polen und 
Rumänien an Stelle einer „innereuropäischen“ mit Deutschland - wie 
noch im Juni. 97 


96 Brügel/Goldschmidt/Kolar^: Le problemc du transfer de populations. — Men¬ 
schen im Exil 133-135. — PS 212, 64-104. — PK 190. — Dieses Memoran- 

W 

dum übergab Jaksch Benes. General Miroslav (Ncumann) an Benes, Srämek 
und Ripka am 5.5.1940. PIC 213, 124-127. 

97 Richtlinien-Entwurf vom 27.11.1939. BA IV/31, 114 ff. Abgedruckt in: CSNO 
Nr. 14. — Memorandum von Jaksch: „Principles of International Policy for 
the Sudeten German Social Democrats“ (mit Anschreiben an Makins vom 
11.1. 1940). FO 371/24291, 11-18. — Jakschs Telegramm an Attlee vom 
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Jakschs Verzicht auf die großdeutsche Option in den „Richtlinien“ 
dürfte mit der Anerkennung des CSNV ebenso Zusammenhängen wie 
mit der Festlegung der reichsdeutschen Sozialdemokratie auf die Wie¬ 
derherstellung Deutschlands in den Grenzen von 1937. Curt Geyer setz¬ 
te sich im ,Neuen Vorwärts' für die Wiederherstellung der Tschecho¬ 
slowakei einschließlich des Sudetenlandes ein. Die deutsche Demokratie 
denke nicht daran, „sich listig hitlersche Eroberungen für den Aufbau 
des neuen freien Deutschlands zunutze zu machen“. Wenige Tage dar¬ 
auf kritisierte der SPD-Vorstand Jakschs Vorstellung einer „innereuro¬ 
päischen Föderation“. In einem Staat, in dem die Deutschen mehr als 
die Hälfte der Bevölkerung stellen würden, könne eine deutsche Vor¬ 
machtstellung nicht verhindert werden. 98 Die .Volkssozialistische Bewe¬ 
gung Deutschlands', der Jaksch programmatisch verbunden war, schrieb 
nämlich Benes, daß sie sich „in der gleichen Weise gegen das Unrecht 
vom März 1939 wie gegen das Unrecht vom September 1938 auflehnt“. 99 
Friedrich Stampfer, Mitglied des SPD-Vorstands und zugleich Heraus¬ 
geber des .Neuen Vorwärts', notierte über eine Gespräch mit Benes am 
19. Oktober 1939: 

St meint, Deutschland müsse zufrieden sein, wenn es so aus der Hitlerzeit heraus¬ 
kommt, wie cs in sie hincingegangcn sei. B; Also die Grenzen von Weimar! St: Ja, 
und es wäre Sache der aus dem Reichsgebiet wieder Ausscheidenden, über sich 
selbst zu bestimmen. Auch eine Donauföderation wäre für D[eu]tschl[an]d erträg¬ 
lich, wenn es nach dem Kriege eine Einheit bleibt. 100 

Die reichsdeutschen Sozialdemokraten Ollenhauer, Vogel und Sander 
sagten ihren tschechoslowakischen Genossen, daß „die demokratischen 
Deutschen die Erneuerung Deutschlands in den Grenzen von Versailles 
wünschen“. Sic versprachen sogar, Jaksch ihre Haltung mitzuteilen. 101 
In ihrem Aufruf an die deutsche Bevölkerung, sich nicht am Naziterror 

8.11.1939 hatte die gleiche Tendenz. Vgl. Bachstein: Wenzel Jaksch 215. — In 
einem undatierten Memorandum gab die .Treuegemeinschaft' zwar einer gro¬ 
ßen Föderation mit Deutschland den Vorzug, doch sollte diese nicht zu errei¬ 
chen sein, plädiere sie für eine kleinere ostmitteleuropäische Föderation. Me¬ 
morandum (o. D.). BA IV/31, 301 ff. 

98 Webring: Demokratische Außenpolitik für Deutschland 373-377. 

99 Hans Jacgcr und Eugen Brehan an Benes am 8.10.1939. BA IV/18, 641. 

100 Vermerk Stampfers über eine Besprechung mit Benes vom 19.10.1939. Mit 
dem Gesicht nach Deutschland Nr. 77. — In bezug auf dieses Gespräch kon¬ 
struiert Bri/ge/: Tschechen und Deutsche Bd. 2, 20, einen Gegensatz zwischen 
Stampfer und Jaksch, was nur möglich ist, indem er Stampfers Aussage über 
die „Donauföderation“ unterschlägt. 

101 Vermerk über eine Besprechung Bcchynes, Belinas und Krizs mit Vogel, Ol¬ 
lenhauer und Sander vom 18.12.19.39. BA IV/18, 6.31. 
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in Polen und der Tschechoslowakei zu beteiligen, schrieb die SPD: 
„Die Grenzen, die Hitler zieht, sind nicht endgültig. Die Eroberungen, 
die er gemacht hat, werden vergehen.“ 102 

Die „Richtlinien für die Auslandsarbeit“ dienten Jaksch als Unterlage 
für sein Gespräch mit Benes am 4. Dezember 1939. 103 Dem Foreign Of¬ 
fice überreichte er Mitte Januar 1940 eine überarbeitete Version der 
Richtlinien. 104 Damit bereitete er den nächsten Schritt vor. Am 1. Fe¬ 
bruar 1940 bat er das Foreign Office um die Anerkennung eines ,Sude- 
ten-German Office for Freedom and Home llulc 1 , als dessen Initiatoren 
er sich selbst, de Witte und Siegfried Taub bezeichnete. Dieses sollte als 
„Vertretung der demokratischen Kräfte innerhalb der sudetendeutschen 
Bevölkerung“ tätig werden und seine gesellschaftliche Basis so bald wie 
möglich erweitern. Dabei erinnerte Jaksch an die Zusammenarbeit der 
deutschen sozialdemokratischen, christlich-sozialen und Landwirtepar¬ 
tei in der Tschechoslowakischen Republik. Von der Grundlage des an¬ 
erkannten ,Sudeten-German Office* aus sollten die Verhandlungen mit 
dem CSNV aufgenommen werden. Einerseits könne eine Vorentschei¬ 
dung über die zukünftige Stellung der Sudetendeutschen, wie sie ein 
Anschluß an den CSNV bedeuten würde, andererseits aber auch der 
Eindruck vermieden werden, als hätte die Partei die Eingliederung des 
Sudetenlandcs in „Großdeutschland“ akzeptiert. Taub, dessen Über¬ 
siedlung aus Schweden nach England sich wegen eines Herzanfalls ver¬ 
zögert hatte, sollte Jaksch bei der Integration der innerparteilichen Op¬ 
position und als „Tschechophiler“ bei den Verhandlungen mit dem 
CSNV helfen. 105 Im Sinne seines Plans, ein Sudcten-Gcrman Office zu 
konstituieren, ließ Jaksch Benes das Konzept eines Schreibens überrei- 

102 SOPADE an Benes und Sikorski am 25.1.1940. BA IV/18, 646 ff., und PRM 
15/9. 

103 Beuel: Pameti 318. — Feierabend: Benes mezi Washingtonern a Moskvou 119. 

,(M Jaksch an Makins am 11.1.1940. FO 371/24291, 11-18. — Rundschreiben 

Jakschs vom 17.1.1940. BA/V. Belina. Abgedruckt in: CSNO Nr. 16. — Kren: 
V emigraci 441 f. — Ccchoslovak v Anglii vom 2.2.1940. 

105 Kuccra an Smutny am 22.12.1939. BA IV/32/21, 48. —Jaksch an Makins am 
1.2. und 26.3.1940 mit Vermerken von Young, Roberts, Makins. FO 
371/24291, 22 u. 58 ff. — Siegfried Taub hatte Benes schon am 14. März 1939 
versichert, daß er sich ihm „gern selbstlos zur Verfügung stellen wolle“. Taub 
an Benes am 14.3.1939. B A V/Taub. — Anfang April 1940 hatte Taub endlich 
das Visum erhalten, doch lief es am 15. April aus, und zu diesem Zeitpunkt 
konnte Taub noch nicht fahren. Walter Taub an Smutny am 6.4.1940. BA 
IV/32/21, 176. — Der Brünner Siegfried Taub hatte eng mit dem ehemaligen 
Parteivorsitzenden Dr. Ludwig Czech zusammengearbeitet und sprach fließend 
Tschechisch. Vgl. Menschen im Exil 51. 
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chen, in dem er eine „weitestgehende Parallelität“ und „weitblickende 
Bündnispolitik“ der tschechischen und der sudetendeutschen „Frei¬ 
heitsbewegung“ vorschlug. 106 Das Foreign Office lehnte den Antrag je¬ 
doch mit der Begründung ab, daß Jaksch nur ein Sechstel der sudeten¬ 
deutschen Wähler von 1935 vertrete, so daß dieser seinen Plan aufge¬ 
ben mußte. 107 

Zwei Tage vor der Vorstandssitzung der Treuegemeinschaft in 
Loughton/Essex im Landhaus Holmhurst appellierte Benes an die Su¬ 
detendeutschen, sich auf die Seite der Tschechen zu stellen und sie sich 
dadurch zu verpflichten. 108 Am 10. März 1940 verabschiedete der Par¬ 
teivorstand in Holmhurst eine Grundsatzerklärung, die auf Jakschs 
„Richtlinien“ beruhte und in weiten Passagen mit diesen identisch war, 
doch läßt sich vom ersten Entwurf über die dem Foreign Office über¬ 
gebene Version bis zur Erklärung vom März eine Akzentverschiebung 
in Richtung Tschechoslowakei feststehend 09 Die Erklärung berief sich 
auf Bemühungen der österreichischen Sozialdemokratie, die Habsbur¬ 
germonarchie in einen Nationalitäten-Bundesstaat zu verwandeln, und 
auf den Kampf der Partei gegen die Henlein-Bcwegung und den Nazi- 
Imperialismus. Aufgabe der freien Deutschen sei die „Ausrottung des 
imperialistischen Geistes in der eigenen Nation, die Überwindung aller 
Vorherrschaftsträume und die Zurückführung der Deutschen zu ihrer 
Mittlerrolle zwischen Ost und West, Nord und Süd. „Die besondere 
Sendung der Sudetendeutschen ist es dabei, eine Brücke zwischen deut¬ 
schem und slawischem Wesen zu sein.“ Angesichts der Siedlungsver¬ 
hältnisse in Böhmen und Mähren werde stets „eine größere oder kleine¬ 
re Zahl Deutscher mit dem tschechischen Staatsproblem verbunden“ 
sein. 

„Deshalb [Berufung auf die Tradition der Partei] schließt unser Bekenntnis zum 
Selbstbestimmungsrecht die Anerkennung aller wirtschaftlichen und geographi¬ 
schen Verbundenheiten mit den historischen Räumen Böhmens und Mährens- 
Schlesiens in sich.“ 

106 Entwurf eines Schreibens von Jaksch und de Witte an Benes (Ende Pebru- 
ar/Anfang März 1940). CSNO Nr. 19. 

107 Jaksch an Makins am 1.2. und 26.3.1940 mit Vermerken von Young, Roberts, 
Makins. FO 371/24291, 22 und 58 ff. — Wie Glees zu der Aussage kommt, 
das Foreign Office habe der Errichtung des ,Sudctcn-Gcrman Office* zuge¬ 
stimmt und Jaksch aus eigener Initiative seinen Antrag zurückgezogen, ist mir 
unerfindlich. Vgl. Glees: Exile politics 47 f. 

108 ,Cechosloväk v Anglii* vom 15.3.1940. 

109 Meine Einschätzung unterscheidet sich deutlich von der Kurais, der eine Kon¬ 
tinuität großdeutscher Vorstellungen bei Jaksch annimmt. Vgl. Kura/: Misto 
spoleccnstvi konflikt 94. 
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Im Entwurf vom November 1939 hatte sich beides noch „nicht ausge¬ 
schlossen“, in der Version für das Foreign Office wurden die Verbun¬ 
denheiten „betont“. Schon in den Richtlinien enthalten war folgende 
Passage: 


Will die tschechische Politik auf die Methode des einseitigen Diktats verzichten 
und eine Neuorganisation des Staates in demokratischen Formen vorbereiten, 
dann ist es ihre Aufgabe, zur gegebenen Zeit die Vertreter der sudetendeutschen 
Bevölkerung einzuladen, alle Fragen betreffend die Grenzen, den Aufbau und den 
Inhalt des Staates im Wege freier Vereinbarungen zu klären. Nur diese Methode 
würde für die Verständigungskräfte in der sudetendeutschen Bevölkerung den Bo¬ 
den schaffen, für die Anwendung des Sclbstbcstimmungsrechtes im Sinne einer 
Staatsgemeinschaft mit dem tschechischen Volke erfolgreich eintreten zu können. 

Die Erklärung forderte 


die Autonomie in allen Angelegenheiten, die nicht der Natur der Sache nach aus¬ 
schließlich gesamtstaatlich geregelt werden müssen. Dieses Bedürfnis kann durch 
ein System der lokalen Selbstverwaltung allein nicht befriedigt werden. Die drei 
Millionen Sudetcndcutschen brauchen daher eine zentrale Repräsentanz ihrer Ge¬ 
samtinteressen, bestehend aus Landesparlament und Landesregierung. 


Das Landesparlament war neu in die Erklärung gekommen. Die stritti¬ 
gen Grenz fragen seien nur innerhalb „einer demokratischen Verfassung 
der europäischen Föderation“ zu lösen. Die „gesamteuropäische Lö¬ 
sung“ war schon im Entwurf vom November angedeutet, aber die dort 
enthaltene Erwähnung einer Donauföderation wurde fallengelassen. Im 
Entwurf hatte Jaksch die „administrative Abgrenzung“ und „Anerken¬ 
nung des geschlossen deutschen Sprachgebiets in Böhmen und Mäh¬ 
ren“ gefordert. Im Rahmen einer föderativen Staatskonzeption, hieß cs 
in der Erklärung, „werden sich durch eine zweckmäßige Kombination 
von Territorial- und Personalautonomie auch die Fragen der admini¬ 
strativen Abgrenzung erfolgreich lösen lassen“. Am weitesten wich die 
Erklärung im März von Jakschs Entwurf in der Frage der Sprachgrenze 
ab. Jaksch hatte formuliert: 


Das Problem der beiderseitigen Sprachinseln könnte dabei eine großzügige Lösung 
nach den Grundsätzen der Personalautonomie finden. Nur an jenen wenigen 
Punkten, wo eine administrative Abgrenzung der Sprachgebiete vor allem aus ver- 
kchrstechnischen Gründen nicht möglich ist, wäre ein Bevölkerungsaustausch in 
Betracht zu ziehen. 


In der Version vom Januar 1940 ist dieser zweite Satz, der besonders 
nach dem Kriege Anlaß zu heftigen Kontroversen gab, nicht mehr ent¬ 
halten. Die Erklärung vom März reagiert schon auf Vertreibungspläne: 
„Eine Lösung der deutsch-tschechischen Grenzfragen durch zwangs¬ 
weisen Bevölkerungsaustausch lehnen wir als undemokratisch und bar- 
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barisch ab.“ 1 ' 0 Allerdings erfuhr Benes noch nach der Verabschiedung 
der Holmhurster Erklärung, daß Jaksch „an den Sprachinseln, Prag, 
Brünn [...] kein Interesse“ habe, aber die Rückkehr zu den historischen 
Grenzen wünsche." 1 Als Jaksch und de Witte die Erklärung Benes 
übersandten, betonten sie, daß sie von ihm keine augenblickliche Stel¬ 
lungnahme oder Entscheidung erwarteten, da die „gegenwärtige psy¬ 
chologische Verfassung des tschechischen Volkes“ frühzeitige Entschei¬ 
dungen erschwere. „Auch für unseren Teil fühlen wir uns durch ähnli¬ 
che Rücksichten auf unsere Heimatposition gebunden.“ Die Parteilei¬ 
tung wolle „die frühere vertrauensvolle Zusammenarbeit konsequent 
fortsetzen“ und „die notwendigen Klarstellungen zwischen den Auffas¬ 
sungen der tschechoslowakischen und der sudetendeutschen Demokra¬ 
tie in freundschaftlichstem Geiste (...) führen“. 112 In seiner Antwort 
begrüßte Benes, daß die Partei „das Schicksal der Deutschen aus den 
tschechoslovakischen Ländern mit dem Schicksal unseres Volkes“ ver¬ 
binde."- 1 Er sei für die Erneuerung des tschechoslowakischen Staates 
und gegen die Abtrennung der Sudetengebiete, sagte Jaksch Anfang Mai 
1940 einem V-Mann der tschechoslowakischen Abwehr." 4 

Jaksch wurde wiederholt wegen seiner guten Beziehungen zu Otto 
Strasser angegriffen. Dieser erklärte damals zwei tschechischen Ge¬ 


sprächspartnerinnen, er halte es für einen Fehler, Ostpreußen von 
Deutschland abtrennen zu wollen. Deutschland solle jedoch in mehr 
oder weniger autonome Einheiten aufgeteilt werden, ähnlich wie die 
Schweiz in Kantone. Er trete für das Selbstbestimmungsrecht der Völ¬ 
ker ein, das auch den Sudetcndcutschen gewährt werden müsse. 


Er verstehe aber, daß die Tschechoslowakei Deutschland nicht vertrauen könne, 
sich von diesem bedroht fühlen müsse und deshalb militärstrategischc Grenzen 
brauche. Damit die Tschechoslowakei sich sicher fühle, müsse Deutschland seine 
Friedfertigkeit beweisen. Deshalb sollten die Sudctcngcbicte 10 Jahre lang der 
Tschechoslowakei angegliedert werden, dann könne entsprechend dem Selbstbe¬ 
stimmungsrecht entschieden werden. Soweit es um die sog. deutschen Inseln in 
der CSR gehe, könne man nach Strasscrs Meinung zur Aussiedlung und zum Aus¬ 
tausch der Bevölkerung schreiten, vielleicht gegen die Lausitzer Sorben." 5 


110 Deklaration von Holmhurst (London) vom 10.3.1940. BA IV/31, 207 ff. — 
Zu den Auseinandersetzungen nach dem Kriege siehe Bachstein: Wenzel Jaksch 
217. — Im Gegensatz zu Prin%: Wenzel Jaksch - Edvard Benes 262ff., betone 
ich den allmählichen Wandel in Jakschs Anschauungen, 
in Vermerke Smutnys vom 24.3. und 5.4.1940. DHCSP I, Nr. 71 und 80. 

112 Jaksch und de Witte an Benes am 14.3.1940. CSNO Nr. 22. 

113 Benes an Jaksch und de Witte am 27.3.1940. CSNO Nr. 23. 

114 General Ncumann an Ripka am 5.5.1940. AÜTGM, BAV, B, kr. 129. 

115 Vermerk I.eieroväs über eine Besprechung mit Strasser vom 22.4.1940. 
AÜTGM, PK 192, 55. 
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Eintritt in die tschechoslowakische 
oder die britische Armee? 

Am 10. September 1939 hatte Kessler dem Leiter des Lagers Margate 
Richard Reitzner vorgeschlagen, die Parteimitglieder zum freiwilligen 
Eintritt in die tschechoslowakische Armee aufzurufen. Kurz darauf 
schrieb ihm Jalcsch jedoch aus Schweden, daß „nicht nur vom politi¬ 
schen, sondern auch vom persönlichen Interessenstandpunkt her“ al¬ 
lein der Eintritt in die britische Armee zu empfehlen sei, zumal damals 
nur für das Pionierkorps (Corps of Engineers) gemustert wurde. Die 
genannten „persönlichen Interessen“ sind wohl als Hinweis auf die be¬ 
sonderen Gefahren zu verstehen, denen Sudetendeutsche im Falle der 
Gefangennahme als „Landesverräter“ ausgesetzt gewesen wären. Gegen 
Jakschs Instruktionen protestierten am 20. September 1939 einige jün¬ 
gere Lagerinsassen von Margate unter der Führung des ehemaligen 
Textilarbeitersekretärs Max Koutnik. 116 Der Lagerleiter Reitzner stellte 
daraufhin die Wahl zwischen der tschechoslowakischen und der briti¬ 
schen Armee frei. 117 Bei ihrer zweiten Vorsprache bei Benes vereinbar¬ 
ten Kessler, Wiener und Kögler mit Benes, ihre wehrfähigen Parteimit¬ 
glieder noch nicht zum Eintritt in die Auslandsarmee aufzurufen, da für 
die Sudetendeutschen noch eine Reihe von Verhandlungen geführt wer¬ 
den müßten. 118 

Die Gruppe Peres schrieb Benes Ende September 1939, sie sei „nach 
reiflicher Überlegung“ auf dessen Standpunkt eingeschwenkt, „daß in 
der geplanten tschechoslowakischen Armee keine Formationen der ein¬ 
zelnen Nationalitäten geschaffen werden sollen“. Die Kommandospra- 
chc könne Tschechisch sein, doch sollte die deutsche intern der tsche¬ 
chischen und slowakischen Sprache gleichgestellt werden. 119 Später 
stellte auch diese Gruppe ihren Mitgliedern die Wahl zwischen der 
tschechoslowakischen und britischen Armee frei. Da Offiziere, die „re¬ 
aktionäre und faschistische Tendenzen fördern“, nach Meinung von 
Peres entscheidenden Einfluß in der tschechoslowakischen Armee be¬ 
saßen, habe sich die Mehrheit der Mitglieder seiner Gruppe für die bri¬ 
tische, eine „wahrhaft demokratische^] Armee“, entschieden. 120 Bei die¬ 
ser Entscheidung dürfte jedoch auch die Furcht eine Rolle gespielt ha- 


1,6 bachstein: Wenzel Jaksch 208-211. 

117 Koutnik an Kalla am 20.9.1939. BA IV/31, 152ff. 

118 Rundschreiben Kesslers vom 15.9.1939. PI< 211, 12 f. 

119 Peres, Gierschick und Popper an Benes am 27.9.1939. BA IV/31, 4f. 

120 Rundschreiben von Alfred Peres (o. D.). BA IV/31, 8. 
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ben, die ihnen im Falle einer Gefangennahme sowohl als Landesverrä¬ 
ter bzw. in vielen Fällen als Juden drohte. 

Nach seiner Rückkehr aus Schweden schrieb Jaksch an die Partei¬ 
mitglieder, daß die Leitung der Treuegemeinschaft keinen „allgemeinen 
Appell zum Eintritt in die tschechoslowakische Armee erlassen“ werde. 
Andererseits habe sie „nicht die Absicht, einzelne Genossen, besonders 
aus dem Protektoratsgebiet [!], die sich spontan zur tschechoslowaki¬ 
schen Armee melden, von diesem Schritt abzuraten“. Dem Gros der 
wehrfähigen Männer empfehle er aber den Eintritt in die britische Ar¬ 
mee. 121 Solange die staatsrechtliche Stellung der Sudetengebiete nicht 
geklärt sei, sei der freiwillige Eintritt in die britische Armee vorzuzie¬ 
hen, bekräftigte Jaksch seine Position im November 1939. 122 Mitte Ja¬ 
nuar 1940 überreichten Jaksch und Reitzner den Briten eine Liste mit 
137 Freiwilligen für die britische Armee. 123 Jaksch informierte seine 
Genossen am 17. Januar, daß in der nächsten Zeit eine Mobilisierung 
für die tschechoslowakische Armee zu erwarten sei, doch habe er er¬ 
reicht, daß sich eine „verbindliche Mobilisierungsorder für Flüchtlinge 
deutscher Nationalität, welche aus dem Gebiete der Tschechoslowakei 
in den vormünchner [sic] Grenzen kommen, nicht in Frage kommen 
kann“. Es sei jedoch mit einem Appell zum freiwilligen Eintritt in die 
tschechoslowakische Armee zu rechnen. 

Wir wollen in dieser Frage ebensowenig Zwang ausüben wie bei den Meldungen 
zur englischen Armee. Wir müssen aber unsere wehrfähigen jüngeren Leute sehr 
ernst aufmerksam machen, daß sie vor der englischen Umgebung in eine unange¬ 
nehme Lage kommen werden, wenn sich nach einiger Zeit herausstellt, daß sie 
sich nirgends gemeldet haben. 124 


121 Rundschreiben Jakschs vom 9.10.1939. TP, HI. Teilweise abgedruckt in: 
CSNO Nr. 13. — BrügeJ: Tschechen und Deutsche Bd. 2, 18. — Kfen: V emi- 
graci 438 f. — Wie der sudetendeutsche Freiwillige Rudolf Thomann dem 
tschechoslowakischen Militärattache Kalla am 23.10.1939 berichtete, hatte 
Reitzner auf einer Versammlung am 17.10.1939 erklärt, daß er nicht an die Wie¬ 
dererrichtung der CSR in den alten Grenzen glaube und er keinen allgemeinen 
Aufruf zum Eintritt in die tschechoslowakische Armee zulassen werde. Eher 
würden er und seine Anhänger sich internieren lassen. BA IV/31, 129f. 

122 Rundschreiben des London Representative of the Sudeten German Social-De- 
mocratic Party (Jaksch) vom 24.11.1939. AÜTGM, BAV, B, Kart. 129 und PK 
212, 95 ff. 

123 Jaksch an Makins am 11.1.1940. FO 371/24291, C702/534/12. Rund¬ 
schreiben Jakschs vom 17.1.1940. BA/V. Belina. Abgedruckt in: CSNO Nr. 
16. — Kren: V emigraci 441 f. — Cechosloväk v Anglii vom 2.2.1940. 

124 Rundschreiben Jakschs an die Mitglieder der ,Treucgemeinschaft‘ vom 17.1. 
1940. CSNO Nr. 16. 
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Drei 1 age später stellte er fest, daß „einige Agenten eine unterirdische 
Aktion für den Widerruf der bereits erfolgten Anmeldungen zur briti¬ 
schen Armee betreiben, die geeignet sind, den guten Ruf unserer Grup¬ 
pe zu schädigen“. Man scheue nicht davor zurück, sich mit tschechi¬ 
schen Stellen zu beraten, mit welchen Argumenten man gegen die Mel¬ 
dung zur britischen Armee arbeiten solle. Es gehe darum, 

ob die demokratischen Sudetendeutschen künftig Objekt oder Subjekt der Politik 
sein sollen. Kein einziger Parteifunktionär hat bisher mündlich oder schriftlich 
den Standpunkt vertreten, daß wir unsere Ansprüche, Subjekt der künftigen Ent¬ 
scheidungen zu sein, durch eine bedingungslose Meldung unserer Genossen zur 
tschechischen Auslandsarmee aufgeben sollen. 

Eine unabhängige Haltung hätten auch die Genossen in Skandinavien 
gefordert. 

Demgegenüber haben wir in England die beschämende Erscheinung, daß einige 
Leute auf Kosten des Ansehens der Partei und hinter unserem Rücken direkt als 
Werbeagenten einseitiger, tschechischer Interessen tätig sind. Mit einer raffinier¬ 
ten Flüsterpropaganda werden jene Genossen, die sich zur engl. Armee gemeldet 
haben, unter Druck gesetzt. [...] Diese Erscheinungen sind ein Zeichen dafür, daß 
die schon längst fällige Säuberung unserer Englandgruppe sobald als möglich u. z. 
[sic] mit eiserner Hand durchgeführt werden muß. 12 ^ 

Der erwartete Appell Beness wurde am 23. Januar 1940 im ,Cechosloväk 
v Anglii“, und zwar in tschechischer und deutscher Sprache veröffent¬ 
licht. In den folgenden Tagen meldeten sich Sprecher mehrerer Lager 
beim zuständigen tschechoslowakischen Militärattache, weitere kündig¬ 
ten ihren Besuch an. 126 Den Aufruf hätten sic mit Begeisterung gelesen; 
sie wollten für die Wiederherstellung der Tschechoslowakei kämpfen, 
telegrafierten fünf Sozialdemokraten, unter ihnen Max Koutnik, aus 
Montrose (Margate) an Benes. 127 Koutnik und weitere zehn Oppositio¬ 
nelle wurden nicht nur aus der Partei ausgeschlossen, sondern auch An- 


125 Rundschreiben jakschs an Mitglieder des Parteivorstands und Lagerleiter vom 
20.1.1940. AÜTGM, 40, XI/7/9. 

126 Nämlich Koutnik, Schwarz und Hochner für das Lager Montrose/Margatc, 
Josef Nitsch für Surrcy Hills/Surrey, Sigmund Löwi für Sheerwother Lodgc, 
angekündigt waren die Besuche des ehemaligen Senators Heinrich Müller für 
Burchett House, des 2. Vorsitzenden des Internationalen Arbeiterturnverban¬ 
des und des ehemaligen Abgeordneten Kogler für Westbourne Terrace, Lon¬ 
don. Kalla an Militärverwaltung des CSNV am 29.1.1940. CSNO Nr. 18. — 
Siehe auch Briigel: Tschechen und Deutsche Bd. 2, 18. 

127 Telegramm von Alois Giesa, Dr. Herbert Hofmann, Max Koutnik, Max Lip- 
pert und Ernst Schwarz an Benes vom 25.1.1940. BA IV/31, 183 f. 
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fang März in ein anderes Lager überführt. 128 Am 26. Januar 1940 wurde 
mit dem War Office vereinbart, daß die Sudetendeutschen frei zwischen 
der tschechoslowakischen und der britischen Armee wählen könnten. 129 
Unter den 415 Personen, die sich in Großbritannien im Januar freiwillig 
zur tschechoslowakischen Armee gemeldet hatten, waren 112 Deut¬ 
sche. 130 Dagegen dienten Mitte April 1940 nur 39 Genossen, d. h. Mit¬ 
glieder der Jaksch-Gruppe, in der britischen Armee. 131 

Tschechoslowakische Werbeoffiziere versuchten, Druck auf die su¬ 


detendeutschen Flüchtlinge auszuüben. Für den Fall der Ablehnung des 
Eintritts in die Armee deuteten sie die Möglichkeit an, ihnen die tsche¬ 
choslowakischen Pässe zu entziehen, und verwiesen auf mögliche nega¬ 
tiven Folgen für die Verwandten in der Heimat oder für die Flüchtlinge 
selbst im Falle einer Rückkehr in die Heimat. Die Meldung zur briti¬ 
schen Armee könne „nicht als vollwertige Pflichterfüllung im Kampf für 


die Freiheit angesehen werden“. 132 

Mit Unterstützung des Trust Fund lebten die geflohenen tschecho¬ 
slowakischen Staatsbürger ,in Wohlstand*. Ein Teil von ihnen denke 
deshalb nicht daran, sich zur tschechoslowakischen Armee zu melden, 


sagte Benes Ende April 1940 zu Cadogan. Die Rekrutierungskommissi¬ 
on habe 450 tschechoslowakische Staatsbürger angeschrieben, nur 150 
hätten geantwortet, von diesen 90 sich freiwillig gemeldet, und schließ¬ 
lich seien nur 65 als tauglich befunden worden. Die Briten sollten nach 
Meinung Beness der Bildung einer provisorischen Regierung zustim¬ 
men, damit die Flüchtlinge zur Armee einberufen werden könnten. 133 

In Frankreich mußten die sudetendeutschen Sozialdemokraten dage¬ 
gen entweder als tschechoslowakische Staatsbürger der Mobilisierung in 
die tschechoslowakische Armee Folge leisten oder die Internierung in 


128 Hochner an Bunbury (Direktor des Czech Refugce Trust Fund) am 5.3.1940. 
AÜTGM 40, XI/7/5. — Anmerkung zu Kalla an Militärverwaltung des CSNV 
vom 29.1.1940. CSNO Nr. 18. — Koutnik und Dr. Hofmann an den CSNV 
am 23.3.1940. AÜTGM 40, XI/7/9. 

129 Kalla an die Militärverwaltung des CSNV am 29.1.1940. CSNO Nr. 18. — 
Vermerk Youngs vom 8.2.1940. FO 371/24291, C1823/534/12. 

130 Liste (Moravcc, Januar 1940). AÜTGM, 40, IV/8, 361 ff. 

131 Rundschreiben des London Representative of the Sudeten German Refugees 
(Reitzner) vom 15.4.1940. PIC 211, 23 f. 

132 Jaksch an Benes am 18.4.1940. CSNO Nr. 24. 

133 Vermerk Smutnys vom 27.4.1940. DHCSP I Nr. 95. — Vermerk Cadogans 
über eine Besprechung mit Benes vom 26.4.1940. FO 371/24288, C6283/2/ 
12. — Vermerk Youngs vom 2.5.1940. FO 371/24365, C6284/1419/12. 
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Kauf nehmen, was rund die Hälfte vorzog.' 34 Im Februar 1940 hatte die 
tschechoslowakische Armee eine Gesamtstärke von 7664 Mann erreicht; 
289 von ihnen waren Deutsche. 135 Allerdings waren die deutschen Sol¬ 
daten im Lager Agde bei Beziers dem Haß tschechischer Soldaten und 
Unteroffiziere ausgesetzt 136 und durften weder inner- noch außerhalb 
des Lagers deutsch sprechen.' 37 Soldaten, die ihre Muttersprache ge¬ 
brauchten, wurden zu Arrest verurteilt, „ja sogar geprügelt“, schrieben 
Mitglieder der DSAP in einer Denkschrift. 138 Aufgrund der Proteste 
wurde dieses Verbot zwar Mitte April aufgehoben 139 , „doch blieb die 
Schikanierung in anderen Formen erhalten“, stellten die DSAP-Mitglic- 
der fest. 140 Die antideutsche Stimmung war so stark, daß die Nachricht, 
daß einige hundert deutsche Sozialdemokraten eintreffen sollten, Unru¬ 
he hervorrief. 14 ' Deswegen räumte auch Jaksch ein, daß „ein provokati¬ 
ver Gebrauch der deutschen Sprache nicht geduldet werden könne“.' 42 


Die Anfänge des polnischen Revisionsprogramms 

Die strategische Position der Tschechoslowakei war schon durch den 
Anschluß Österreichs so hoffnungslos geworden, daß diese ihre deutsch 
besiedelten Gebiete kampflos räumte. Ein Blick auf die Landkarte, be¬ 
sonders den ,mährischen FIals £ , zeigt, daß die Nachmünchener Republik 
erst recht nicht zu verteidigen war. In der Verbreiterung des tschechi¬ 
schen Siedlungsgebietes in Mähren sah Benes deshalb eine vordringli- 


134 Rundschreiben des London Rcpresentative of the Sudeten German Social-De- 
mocratic Party vom 24.11.1939. AÜTGM, BAV, B, Kart. 129, und PK 212, 
11 ff. 

135 Heumos : Die Emigration aus der Tschechoslowakei 160. 

136 Jaksch an Benes am 18.4.1940. ÜSNO Nr. 24. 

137 Frantisck Klätil an Benes am 15.1.1940. AÜTGM, 40, IV/7, 54ff. — Bericht 
(o. V., Dezember 1939). — Heumos: Die Emigration aus der Tschechoslowa¬ 
kei, Dokument Nr. 15. — Elaborat von Lezäk-Borin mit Anschreiben vom 
9.4.1940. PK 12, 67 ff. 

138 Denkschrift der Mitglieder der DSAP in der CSR in der tschechoslowakischen 
Armee in Chelmondcley (Alfred Frcnzcl). BA IV/8, 108 f. 

139 Ingr an Benes am 18.4.1940. AÜTGM, 40, IV/6, 235ff. 

140 Denkschrift der Mitglieder der DSAP in der CSR in der tschechoslowakischen 
Armee in Chelmondcley (Alfred Frcnzel). BA IV/8, 108 f. 

141 Ingr an Benes am 20.4.1940. AÜTGM, 40, IV/6, 241 ff. 

142 CSNV/Militär-Verwaltung an Benes, Srämek und Ripka am 5.5.1940. NI< 213, 
124-127. 
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che Aufgabe. Strategische Überlegungen spielten auch im polnischen 
Fall eine entscheidende Rolle. Durch die Grenzziehung der Jahre 1919 
bis 1921 war ein deutscher Halbkreis von Ostpreußen bis Oberschlesi¬ 
en um Polen gelegt worden, durch den die Verteidigung des Landes er¬ 
schwert und die militärische Niederlage im September 1939 beschleu¬ 
nigt wurde. Es war verständlich, daß unter diesem Eindruck die Frage 
der Revision der polnischen Grenzen im Norden und Westen in der 
polnischen öffentlichen Meinung eine größere Rolle spielte als vor dem 
Kriege, als die Idee der polnischen Mission im Osten im Vordergrund 
gestanden hatte. 

In bezug auf Polen hatten Frankreich und Großbritannien einerseits 
darauf geachtet, daß die Rechtskontinuität Polens trotz der Niederlage 
im Septemberkrieg nicht unterbrochen wurde, und andererseits dafür 
gesorgt, daß das kompromittierte Obristenregime durch eine Regierung 
der nationalen Einheit ersetzt wurde. 143 Während Benes noch - vergeb¬ 
lich - um die Anerkennung einer tschechoslowakischen Regierung 
kämpfte, trug der polnische Außenminister August Zaleski dem Foreign 
Office schon am 11. Oktober 1939 den Wunsch Polens nach einer Ent¬ 
schädigung durch Deutschland „in materieller und territorialer Hin¬ 
sicht“ vor, und zwar durch eine „Entmilitarisierung“ und Kontrolle 
Ostpreußens durch Polen. Halifax nahm diese Erklärung zwar zur 
Kenntnis, ließ sich aber auf keine Diskussion ein. 1 ' 14 Denn die britische 
Regierung hielt cs für verfrüht, Kriegsziele zu formulieren, eine Ant¬ 
wort, die sie schon Zaleskis Vorgänger Beck gegeben hatte. 145 In einer 
Rundfunkansprache erklärte Eden, daß die Briten den Krieg nicht ge¬ 
gen die Deutschen, sondern gegen die Nazis führten. 146 Die französi¬ 
sche Regierung wollte diese Unterscheidung nur als Richtlinie für die 
Propaganda verstanden wissen. Denn auch sie suchte größere Sicherheit 
gegen eine Wiederholung der deutschen Aggression; ein Regime- 
Wechsel genüge ihr nicht. 147 Da die Regierungen der Dominien für eine 
„Geste der Großzügigkeit und Gerechtigkeit“ bzw. „eine akzeptable 
Alternative“ für Deutschland eintraten und sich gegen die „Zerstücke¬ 
lung“ Deutschlands aussprachen, blieb das britische Kabinett bei seiner 

143 Brandes: Großbritannien und seine osteuropäischen Alliierten 25-30. 

144 Vermerke über eine Besprechung Zaleskis mit Halifax vom 11.10.1939. A 
12.49/WB/3 und FO 371/23159, 250ff. — Kowalski: Walka dyplomatyczna 
153. — Batowski: Z dziejow 95. 

145 War Cabinet Conclusions vom 10.9.1939. CAB 65/1. 

146 Täborsky: Pravda zvitezila 341 (11.9.1939). 

147 Halifax an Campbell am 23.10.1939. CAB 67/2, W.P. (G) 77. — Vermerk Ca- 
dogans über eine Besprechung mit Corbin vom 18.10.1939, Vermerk von Ma- 
kins vom 28.10.1939. FO 371/22946, 311 ff. 
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Zurückhaltung. Der französischen Regierung wurde mitgeteilt, daß eine 
auf Dauer angelegte britisch-französische Zusammenarbeit die ge¬ 
wünschte Sicherheit bieten werde. Zudem sollten die Staaten Ostmittcl- 
und Südosteuropas zu einer engeren Assoziation ermutigt werden, um 
ihre Widerstandskraft gegen den Expansionsdrang der Großmächte im 
Westen und Osten zu stärken. 1 ' 18 Dagegen sprachen sich Hugh Dalton 
und einige andere Labour-Abgeordnete für eine Westverschiebung Po¬ 
lens mit Annexion Ostpreußens, Danzigs und einiger Gebiete westlich 
der polnischen Vorkriegsgrenze aus. Hitler habe gezeigt, wie die Frage 
der nationalen Minderheiten in diesen Gebieten zu regeln sei. 149 

Mitte November 1939 konkretisierte Botschafter Raczyriski Zaleskis 
Aussage vom Vormonat mit dem Verlangen nach der Angliederung 
Ostpreußens an Polen. 150 Gegenüber Halifax sprach Sikorski allerdings 
nur wieder von der „Entmilitarisierung“ Ostpreußens. 151 Von dem pol¬ 
nischen Journalisten Litauer erfuhr das Foreign Office, daß Sikorski 
Zweifel habe, ob Polen alle sowjetisch besetzten Gebiete zurückgewin¬ 
nen könne und an eine Kompensation durch Ostpreußen denke, das 
unter internationaler Kontrolle entmilitarisiert und unter die besondere 
Verantwortung Polens gestellt werden solle. 152 Wahrscheinlich hatte Si¬ 
korski damals den Status der Freien Stadt Danzig als Vorbild im 
Auge. 153 Ende November 1939 erhielten die polnischen Diplomaten 
den Auftrag, in ihren Gastländern dafür zu werben, daß Polen nach 
dem Kriege durch strategisch günstige Grenzen, u. a. durch die Über¬ 
gabe Ostpreußens an Polen, die Befreiung Böhmens und der Slowakei, 
die Reduzierung des deutschen Territoriums im Osten und Westen und 
eventuell auch durch die Aufteilung Deutschlands gesichert werde. 154 
Am 18. Dezember 1939 forderte die Exilregierung erstmals öffentlich 
„neben einem unmittelbaren und breiten Zugang zum Meer eine Gren- 

148 Memorandum des Sccretary of State vom 15.12.1939. FO 371/22947, 49f. — 
War Cabinet Conclusions vom 20.12.1939. CAB 65/12. 

149 Vermerk des Marine-Attaches Tadcusz Stoklas über eine Besprechung mit 
Dalton vom 25.10.1939. A 12.49/WB/3. 

150 Vermerk Raczynskis über eine Besprechung mit Halifax vom 15.11.1939. PRM 
3/8j. 

151 Vermerk Raczynskis über eine Besprechung Sikorskis in London vom 14.— 
20.11.1939. SP-D 188-120. 

152 Leeper an Strang am 25.11.1939. Polonsky: The Great Powers, Nr. 10. — Siche 
auch Tyrell: Großbritannien und die Deutschlandplanung 378. 

153 Eine vergleichbare Lösung hatte 1918 Dmowski vorgeschlagen. Vgl. Rhode: 
Geschichte Polens 462. 

154 Biuletyn Informacyjny MSZ, Nr. 1, vom 28.9.1939. SP-D 124ff. — Siehe auch 
Kowalski: Walka dyplomatyczna 149. 
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ze, die dauernde Sicherheit gewährt“. 155 Tadeusz Kunicki — im polni¬ 
schen Außenministerium zuständig für Deutschland - sagte Mitte Janu¬ 
ar 1940 zu Savary, daß Deutschland Ostpreußen und einen Teil Ober¬ 
schlesiens abtreten sollte und dafür einen Landstreifen westlich von 
Bromberg und Posen erhalten könnte. 156 Sein Gesprächspartner, der 
zweite Mann in der britischen Mission bei der polnischen Regierung, 
machte sich zum Anwalt der polnischen Ansprüche auf Ostpreußen 
und Deutsch-Oberschlesien. Denn es gebe eine „beträchtliche polni¬ 
sche Bevölkerung auf der deutschen Seite der Grenze“. Wünschenswert 
sei zudem die Verlängerung der polnisch-tschechoslowakischen Gren¬ 
ze. Aus den neu gewonnenen Gebieten seien die Deutschen auszusie¬ 
deln. Makins spekulierte über die Notwendigkeit, jene Bevölkerungs¬ 
verschiebungen rückgängig zu machen, die Nazi-Deutschland vorge¬ 
nommen habe. Dann könnte es Argumente geben, den „Prozeß auszu¬ 
weiten“. Leeper, Leiter des .Political Intelligence Department', meinte, 
daß die Polen, sollten sie dazu in der Lage sein, die deutsche Bevölke¬ 
rung sowohl vom Territorium der Vorkriegsrepublik als auch aus Ost¬ 
preußen und Danzig vertreiben würden, ohne daß Großbritannien et¬ 
was dagegen tun könne. Im .Central Department' hielten Collier, Kirk- 
patrick und Strang den polnischen Anspruch auf Ostpreußen und Preu- 
ßisch-Schlesien für nicht gerechtfertigt. Die Volksabstimmung im Be¬ 
zirk Allenstein im Jahre 1919 habe den deutschen Charakter Ostpreu¬ 
ßens eindeutig bewiesen. Und die „wasserpolnischen“ Elemente hätten 
sich bei der Volksabstimmung in Oberschlesien als Deutsche bekannt. 157 
In einem ersten Memorandum zum Transfer ging der .Foreign Research 
and Press Service', der aus dem Chatham House entstandene wissen¬ 
schaftliche Dienst des Foreign Office, von der Feststellung aus: 

No movement of Germans after the war is likely to approach in its injustice or 
inhumanity the German treatment of Polcs and Czechs. Nor need the pre-war linc 
of ethnic dcmarcation bc considcrcd as fixing the frontier when it has been Hit- 
lcr’s object to oblitcrate tlüs linc forcver by bis own transfers. [...] Germany will 
have to bc compclled in any case to absorb large numbers of settlers, which she 
has plantcd in Poland and there could bc no fairer form of „reparations“ than to 
compel her to absorb any further numbers which the settlemcnt of the most per¬ 
manent possible frontiers may require. With the inconvenience causcd to the trans- 

155 Ebenda 23f. — Kennard an Halifax am 21.12.1939. FO 417/40, C20935/123/ 
55 . — Vgl. auch Elaborat (o. V.) vom 30.12.19.39. Archiwum Paderewskiego 
271. 

156 Kennard an Strang am 15.1.1940. FO 371/24479, C986/986/55. 

157 Memorandum Savarys mit Anschreiben Kennards vom 29.1.1940 und ver¬ 
schiedenen Vermerken vom 16.—26.2.1940. FO 371/24470, C1762/116/55. 
— Kirkpatrick an Kennard am 3.2.1940. FO 371/24479, C986/986/55. 
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fcrred populations it may be fairly said that this consideration is weakened when 
the population to be evicted is by its own previous behaviour in any degree respon- 
sible for the Situation which maltes transfer advisable. 

Für Polen erwog der .Foreign Research and Press Service“ drei mögli¬ 
che Lösungen: 1. die Beibehaltung der Vorkriegsgrenze und den Trans¬ 
fer der Polendeutschen, die der Autor des Papiers J. D. Mabbott auf 
825000 Personen schätzte, 2. die Ausdehnung Polens bis zu seinen 
„ethnischen Grenzen“ durch die Annexion des Bezirks Allenstein und 
Oberschlesiens bis zur Oder, wobei zwei Millionen Deutsche zu „eva¬ 
kuieren“ seien, und schließlich 3. die zusätzliche Übergabe des restli¬ 
chen Ostpreußen und Danzigs an Polen, welche die Gesamtzahl der 
Evakuierten auf 4225000 Deutsche erhöhen würde und eine „verzwei¬ 
felte Maßnahme“ wäre. Deutschland dürfte es schwer fallen, so viele 
Vertriebene unterzubringen, und Polen, diese zu ersetzen. 

Schließlich wäre dies ein solcher Schlag für Deutschland, daß es die Aussichten 
auf einen Revanchekrieg sehr vergrößern würde, falls Deutschland nicht völlig 
zerstückelt oder für eine lange Nachkriegsperiode zur Impotenz reduziert wird. 158 

In einem Rundschreiben vom 19. Februar 1940 zählte Zaleski die Aus¬ 
siedlung der Deutschen aus Vorkriegspolen und die „Liquidierung des 
deutschen Kolonialbesitzes an der Ostsee“, d. h. Ostpreußens, zu den 
Kriegszielen seiner Regierung. Ein Zusammenleben mit der deutschen 
Minderheit sei aufgrund der gegenwärtigen Leiden der polnischen Be¬ 
völkerung in Zukunft undenkbar. Mikolajczyk bekannte sich Anfang 
März auf einer Sitzung des Nationalrats zu diesem Grundsatz. 159 Der 
polnische Gcneralstab erarbeitete dagegen schon damals Varianten für 
die Verwaltung Ostpreußens, Hinterpommerns und Schlesiens. Die 
meisten Pläne gingen von einer Grenze Stettin - Frankfurt/Oder - 
Breslau aus. 160 Die polnische Regierung wolle „die Frage der deutschen 
Minderheit durch die Umsiedlung der deutschen Bevölkerung lösen“, 
berichtete Slavik aus Angers, dem Sitz der polnischen Regierung. 161 

Das Programm der .Polnischen Sozialistischen Partei“ (Polska Partia 
Socialistyczna) im Exil sah die Annexion Ostpreußens und eine West¬ 
grenze vor, die östlich von Stettin beginnen und von dort in südöstliche 
Richtung bis Breslau verlaufen und Oppeln-Schlesien und die anliegen¬ 
den Gebiete einschließen sollte. Die Tschechoslowakei sollte sich in das 

158 Rycbtik: Memorandum 612-630. 

159 Rundschreiben Zalcskis vom 19.2.1940. SP-D 138ff. — Kowalski: Walka dy- 
plomatyczna 150 f. — Pasierb: Polskie prace 186-189. 

160 Mitkiewic%: Z generalem Sikorskim 15. 

161 Kren: V emigraci 470. 
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Schlesien westlich der Oder ausdehnen. Alle deutschen Bewohner 
müßten ihre Heimat verlassen und nach Deutschland oder in seine 
Nachfolgestaaten evakuiert werden. Die .Polnische Sozialistische Partei 1 
dachte an einen katholischen Südstaat einschließlich Österreichs, einen 
Nordweststaat und ein verkleinertes und durch eine Bodenreform sei¬ 
ner herrschenden Schicht beraubtes Preußen, die alle für eine be¬ 
stimmte Zeit von alliierten Behörden und Besatzungstruppen kontrol¬ 
liert werden, während das Rheinland auf Dauer unter französischen und 
Helgoland sowie der Nord-Ostsee-Kanal unter englischen Einfluß 
kommen sollten. 162 


NS-Umsiedlungspolitik als Argument 

Argumente für ohnehin vorhandene Pläne zur Aussiedlung der Deut¬ 
schen holten sich polnische und tschechoslowakische Exilpolitiker bei 
Hitler. Im Juli 1939 berief sich Heliodor Pika, der ehemalige tschecho¬ 
slowakische Militärattache in Bukarest, auf den Präzedenzfall, den Hit¬ 
ler in seinem Abkommen über die Umsiedlung der Südtiroler vom 
23. Juni 1939 geschaffen habe. 163 Am 6. Oktober 1939, nach der Erobe¬ 
rung Polens, sprach Hitler von 

einer neuen Ordnung der ethnographischen Verhältnisse, d. h. einer Umsiedlung 
der Nationalitäten so, daß sich am Abschluß der Entwicklung bessere Trennungs- 
linicn ergeben, als cs heute der Fall ist, [...] denn der ganze Osten und Südosten 
Europas ist zum Teil mit nicht haltbaren Splittern des deutschen Volkes gefüllt. 164 

Himmler erhielt als Reichskommissar für die Festigung des deutschen 
Volkstums den Auftrag, Polen und Juden aus Westpreußen und dem 
„Warthegau“ zu vertreiben und die erwähnten Volksdeutschen „Splitter“ 
in diesen „eingegliederten Gebieten“ anzusiedeln. Daraufhin schrieb Ta- 
borsky in sein Tagebuch: 

Am Ende wird es jedoch umgekehrt ausgehen. Wir und die Polen werden unsere 
Länder von all’ diesen nichtsnutzigen Elementen gründlich säubern und mit 
Schimpf auch jene Mitbrüder hinausfegen. 165 

Hitlers Worte „passen sehr gut auf die Lage in der Tschechoslowakei“, 
notierte auch Zdenek Peska in einem Zusatz zu seiner oben erwähnten 

162 Memorandum der .Polnischen Sozialistischen Partei* (o. D.). A 21.6.-2. 

163 CSNO Nr. 14. 

164 Völkischer Beobachter vom 7.10.1939. 

165 Täborsky: Pravda zvitezila 393 f. 
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Denkschrift. 166 Raczyhski erklärte Halifax, daß Ostpreußen ebenso ent¬ 
standen sei wie die deutschen Kolonien in Lettland und Estland und 
Hitler mit der Rücksiedlung der Baltendeutschen einen „nützlichen 
Präzedenzfall“ geschaffen habe, worauf Halifax nicht reagierte. 167 Die 
Regierungskonvention zwischen Deutschland und Italien vom 21. Ok¬ 
tober 1939 über die Option zwischen Aussiedlung und Assimilation der 
Südtiroler nannte Leon Blum dagegen „eine Rückkehr zur Barbarei“: 
„Die gewaltsame Trennung des Menschen von seinem Land, die Ver¬ 
treibung in andere Länder und Himmelsgegenden ist gleichbedeutend 
mit Sklaverei“. Churchill sah allerdings schon damals in der Trennung 
der Italiener und Südtiroler, allgemein jedoch in der „Entflechtung“ 
(sorting out) gemischter Bevölkerungen ein Mittel, das zu positiven Re¬ 
sultaten führen könne. 168 Im Oberhaus empfahl Lord Moync, Unionist 
Party, die Umsiedlung der deutschen Minderheiten entsprechend den 
Methoden Hitlers. 169 Und Wickham Steed schrieb in einem Memoran¬ 
dum für Außenminister Halifax, daß es für klare Aussagen zur Zukunft 
Mittel- und Südosteuropas zu früh sei: „But in one respect Hitler has 
created a valuable precedent - that of the transfer of minority popula- 
tions to homogeneous States.“ 170 

Das Prinzip des Bevölkerungsaustauschs wurde im März 1940 vor 
allem in Frankreich diskutiert. Ein Kreis um die Zeitschrift ,Epoque‘, 
als deren Sprecher der Soziologie-Professor Bernard Lavcrgne galt, woll¬ 
ten dieses Prinzip in ganz Europa in großem Maßstab anwenden. In 
einem Leitartikel plädierte Kerillis am 3. März 1940 für die Erneuerung 
der Tschechoslowakei in ihren natürlichen Grenzen und „die Lösung 
des sudetendeutschen Problems durch Bevölkerungsaustausch“. Kurz 
darauf sprach sich der ehemalige griechische Gesandte und Jura-Pro¬ 
fessor Politis im ,Centre d’etudes de la politique internationale' für die 
Beseitigung von Minderheitenproblemen in Nachkriegseuropa durch 
den Austausch von Bevölkerungen nach dem Vorbild Hitlers aus. Der 
Austausch zwischen Griechenland und der Türkei sei in dieser Hinsicht 
befriedigend gewesen. Die anwesenden Franzosen wandten nach Infor¬ 
mationen des tschechischen Beobachters Ivo Duchacck ein, daß der ge- 

166 Zdcnck Pcska: Pamctnt spis o vymene obyvntelstva [Denkschrift über den 
Bevölkerungsaustausch] (August 1939). CSNO Nr. 6. 

167 Vermerk Raczyriskis über eine Besprechung mit Halifax vom 15.11.1939. PRM 
3/8j. — Ebenso Zaleski in seinem Rundschreiben vom 19.2.1940. SP-D 138ff. 

168 Beide Zitate: Visbnyak: Dos transferirn van bafelkcrungcn 76-83. — Auszüge 
in: PI< 192/2. 

169 Poland in the British Parliament I, 366 (7.11.1939). 

170 Memorandum Stceds „Elements of policy“ (mit Anschreiben an Halifax vom 
15.8.1940). Dokumente zur Deutschlandpolitik I, Bd. 1, 195. 
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genwärtige Krieg auch dafür geführt werde, daß „die fremdsprachige [n] 
Bevölkerungsgruppen in den Lebensräumen der dynamischen Völker 
nicht wie Vieh behandelt würden“. 171 

Die Einstellung der tschechischen Widerstandsbewegung und Flücht¬ 
linge zu den Sudetendeutschen verschärfte sich im Herbst 1939. Damit 
reagierten sie auf das brutale Vorgehen der Polizei bei den Demonstra¬ 
tionen anläßlich des Jahrestages der Staatsgründung am 28. Oktober und 
des Trauerzuges für einen dabei erschossenen Studenten am 15. Novem¬ 
ber, besonders aber auf die Schließung der tschechischen Hochschulen, 
Einlieferung von 1200 Studenten in Konzentrationslager und Erschie¬ 
ßung von neun „Rädelsführern“ zwei Tage darauf. 172 Die polnische Re¬ 
gierung kündigte als Strafe für die Massenexekutionen im besetzten Po¬ 
len „Repressalien gegenüber den Deutschen und besonders den herr¬ 
schenden Kreisen“ an. 173 Nach langwierigen Verhandlungen erreichte 
sie einen britisch-französischen Protest gegen den deutschen Terror, 
aber anfangs ohne die Ankündigung von Vergeltungsmaßnahmen. 174 Im 
Mai folgte eine gemeinsame britisch-französisch-polnische Deklaration, 
in der Deutschland der Verletzung des Kriegsrechts angeklagt und die 
Bestrafung der Verantwortlichen angekündigt wurde. 175 

Die britische und französische Regierung waren im März 1940 aber 
noch weit davon entfernt, auf die polnischen und tschechoslowakischen 
Annexions- und Transfer-Vorstellungen einzugehen. Von Daladier und 
Chamberlain erfuhr nämlich Sumncr Welles, daß sie zwar für die Wie¬ 
dererrichtung sowohl eines unabhängigen Polens als auch „Tsche¬ 
chiens“ (Czechia) einträten, daß Danzig aber eine eindeutig deutsche 
Stadt sei und den Österreichern die Möglichkeit gegeben werden sollte, 
sich mit den Reichsdeutschen zu vereinigen. Diese Option wollte Dala¬ 
dier auch den Deutschen Polens und des Sudetenlandes einräumen, und 
Chamberlain hatte nicht vor, in der Frage der Grenzen Polens und der 
Tschechiens „intransigent“ zu sein. Andere Akzente setzte Churchill, 
als er im Gespräch mit Sumner Wehes die Wiedererrichtung Öster¬ 
reichs, Polens und der Tschechoslowakei forderte. 176 


171 Vermerk Duchaceks vom 8.3.1940. PK 192, 53. — Vgl. L.avergnes Aufsatz 
vom November 1938 in .L’annee politique fran?aise et etrangere'. Odsun. Die 
Vertreibung der Sudetendeutschen, Dok. 225. 

172 Brandes: Die Tschechen unter deutschem Protektorat Bd. 1, 83 ff. 

173 Kennard an Halifax am 25.12.1939. FO 417/40, C20960/123/55. 

174 ,The Times' vom 18.4.1940. FO 417/41, No. 43. 

175 Kowalski: Walka dyplomatyczna 56 f. 

176 Bericht Sumner Welles (März 1940). FRUS 1940 I, 63, 76, 84. 






II. 

VON DER EVAKUIERUNG NACH GROSSBRITANNIEN 
BIS ZUM ANGRIFF AUF DIE SOWJETUNION 


Polnische Kriegsziele im Norden und Westen 

In einer Situation, in der Deutschland und die Sowjetunion durch einen 
Freundschaftsvertrag, die Teilung Ostmitteleuropas und enge Wirt¬ 
schaftsbeziehungen verbunden waren und Frankreich sich sowohl mi¬ 
litärisch als auch politisch als wenig widerstandsfähig erwiesen hatte, 
schien Polen eine neue Rolle zuzufallen, nämlich der wichtigste Partner 
Großbritanniens auf dem europäischen Kontinent zu werden. Ohne 
Union mit seinen Nachbarn im Norden und Süden und auf das ethnisch 
polnische Gebiet beschränkt konnte es diese Aufgabe nicht erfüllen. 

Die Höhe der Forderungen nach einer territorialen Ausdehnung Po¬ 
lens auf deutsche Kosten war vor allem eine Funktion der ostpoliti¬ 
schen Vorstellungen der einzelnen Parteien. Die .Nationalpartei“ strebte 
entsprechend ihrer Tradition nach der Oder-Grenze im Westen unter 
Beibehaltung der Rigaer Grenze im Osten. Die christlich-soziale .Partei 
der Arbeit“ sprach anfangs nur von der Annexion Ostpreußens, die bäu¬ 
erliche .Volkspartei“ von der Ausdehnung Polens mit einer „breiten Ost- 
sccküste“ und bis zur Oder, die Nachfolgerin der .Polnischen Sozialisti¬ 
schen Partei“, .Freiheit, Gleichheit, Unabhängigkeit“, schaute mehr nach 
Osten als nach Westen und zielte auf ethnographische, aber zugleich auf 
solche Grenzen, die Schutz sowohl vor dem sowjetischen Imperialis¬ 
mus als auch dem deutschen „Drang nach Osten“ gewährten. 1 Von den 
Führern der .Polnischen Sozialistischen Partei“ im Exil erfuhr der sozi¬ 
aldemokratische Minister Necas, daß sie auf eine Verwirklichung des 
alten Pilsudski-Programms einer Verbindung mit Weißrußland und der 
Ukraine hofften. Im Westen dachten diese an eine „Grenze Kolberg- 
Oder“ und die Entfernung der Deutschen aus den „deutschen besetz¬ 
ten Gebieten“. Gemeinsame Sorge Polens und der Tschechoslowakei 


1 Or^echowski: Odra 14 ff. — Tur/ej: Koncepcje ustrojowe 190 f. — Siemasyk.o: Nar- 
odowe Sily Zbrojne 35. 
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sei die Zukunft des schlesischen Keils mit Breslau. 2 Am weitesten reich¬ 
ten die Forderungen des faschistischen ,Nationalradikalen Lagers' (Oböz 
narodowe-radikalny) und der .Sanacja' (Gesundung), der Anhänger Pit¬ 
sudskis und seiner Nachfolger, die beide in Opposition zur Exilregie¬ 
rung standen. Nicht nur Ostpreußen und Danzig, sondern alle Gebiete 
bis zur Oder und Lausitzer Neiße sollten polnisch werden und dieser 
Staatsgrenze noch eine Verteidigungslinie vorgelagert werden, schrieb 
ein Organ des ,Nationalradikalen Lagers'. 3 Die polnische Exilpresse äu¬ 
ßerte sich zur Frage der künftigen polnischen West- und Nordgrenzen 
im Oktober 1940, als durch die deutschen Luftangriffe auch in der eng¬ 
lischen Öffentlichkeit das Verständnis für extreme Forderungen ge¬ 
wachsen war. Gemäß den .Wiadomosci Polskie' (Polnische Nachrichten) 
sollte Polen nach dem Kriege Rußlands Rolle in Osteuropa übernehmen 
und zu diesem Zweck sowohl im Osten als auch Westen vergrößert 
werden. ,Polska Walcz^ca' (Kämpfendes Polen) verlangte ganz Ost¬ 
preußen, Danzig, Pommern und im Südwesten eine Grenze 10 km 
westlich der Oder. Stettin, Danzig, Königsberg und Memel sollten pol¬ 
nische Häfen werden. Die rcchtsoppositionelle Zeitschrift Jestem Pola- 
kiem' (Ich bin Pole) forderte die Annexion Pommerns bis zur Oder- 
Mündung, ganz Schlesien und zusätzlich beide Lausitzen. 4 

Der Stimmungsumschwung in Großbritannien dürfte auch die Exil¬ 
regierung zur Vorlage einer Denkschrift mit den polnischen Kriegszie¬ 
len ermutigt haben. In ihrem am 20. November 1940 dem Foreign Of¬ 
fice überreichten Memorandum 5 ging die polnische Regierung davon 
aus, daß das europäische Gleichgewicht durch die Einigung und Indu¬ 
strialisierung Deutschlands gestört worden sei. Nützten die Alliierten 
ihren Sieg gegen Deutschland ebenso halbherzig wie 1918, werde die 
deutsche Jugend wahrscheinlich zu einem neuen Krieg um die Hege¬ 
monie bereit sein. Nur durch die Schwächung der Grundlagen der 
Macht Deutschlands und ein starkes politisches System in Europa kön¬ 
ne ein „dritter Punischer Krieg“ verhindert werden, behauptete die pol¬ 
nische Regierung. Frankreich werde nach dem Kriege nicht in der Lage 
sein, den Widerpart Deutschlands zu spielen. Großbritannien solle an 

2 Bericht Necas über seine Verhandlungen mit den Politikern der .Polnischen So¬ 
zialistischen Partei' Liebermann, Stariczyk, Tomaszewski, Ciolkosz, Pragier und 
Grosfeld im Dezember 1940 und Januar 1941. DHÖSP 1, Nr. 129. 

3 Or^ecbowski: Odra 14 ff. — Turlej: Koncepcje ustrojowc 190 f. — Sicmasßza: Naro- 
dowe Sily Zbrojne 35. 

4 Bericht des Außenministeriums an die Kanzlei des Präsidenten der Republik 
vom 21.10.1940. BA XVIII/Po. 1. 

5 Einen Tag zuvor hatte Sikorski das Memorandum dem Labour-Politiker und Mi¬ 
nister Ernest Bevin überreicht. Terry: Poland’s Place 87 f. 
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Frankreichs Stelle treten und sich auf eine ostmitteleuropäische Föde¬ 
ration stützen. Das britische Engagement auf dem Kontinent müsse ei¬ 
ne langandauernde militärische Besetzung ganz Deutschlands beinhal¬ 
ten. Woodward vom ,Political Intelligence Department“ sah aber schon 
die Gefahr der Verbrüderung und familiärer Verbindungen zwischen Be¬ 
satzungssoldaten und Deutschen, worin Roberts (Central Department) 
ihm beipflichtete. Die polnische Regierung forderte Reparationen für die 
wirtschaftlichen, finanziellen und kulturellen Schäden, die Deutschland 
Polen zugefügt habe. So sollten deutsche Anteile an ausländischen Ak¬ 
tiengesellschaften jenen Staaten übergeben werden, in denen Deutsch¬ 
land Kriegsschäden verursacht habe. Auch Woodward und Roberts hiel¬ 
ten eine teilweise Enteignung deutschen Aktienkapitals im Ausland für 
erwägenswert und Demontagen für unvermeidlich. Das polnische Me¬ 
morandum sprach von einer Wiederherstellung der Autonomie der 
deutschen Bundesstaaten und der Unabhängigkeit Österreichs. Vansit- 
tart war in seinem Kommentar für die Zerstückelung Deutschlands, 
Woodward konterte, daß ein neuer Einigungsprozeß gefährliche Unru¬ 
hen auslösen werde. Zur Stärkung der eigenen und Schwächung der 
deutschen Position forderte die polnische Regierung die Übergabe Ost¬ 
preußens und Danzigs an Polen. 6 Im Westen solle die polnisch-deut¬ 
sche Grenze verkürzt und von den polnischen Häfen Danzig und Gdin¬ 
gen sowie von der Weichselmündung entfernt werden. Die geplante pol¬ 
nisch-tschechoslowakische Union mache eine Verlängerung der Grenze 
zwischen beiden Staaten in der Provinz Schlesien nötig. Neben den 
strategischen trug die polnische Regierung ethnische Argumente für ihr 
Verlangen vor: Ostpreußen, Preußisch-Pommern, alle Gebiete bis zur 
Oder und Preußisch-Schlcsien hätten einen großen Anteil polnischspra¬ 
chiger und „rassisch-polnischer“ (d. h. entnationalisierter) Bevölkerung. 
Zudem habe ein Teil dieser Gebiete unter deutscher Herrschaft unter 
der Abwanderung in wohlhabendere Gegenden des Reiches gelitten. 
Dem polnischen Generalstab waren diese Forderungen zu unbestimmt. 
Er verlangte als Westgrenze ausdrücklich die Oder und zur militäri¬ 
schen Neutralisierung des schlesischen Schlauches einerseits zusätzlich 
einen Landstreifen vom Katzen-Gebirge bis zu den Höhen bei Grünberg 
westlich der Oder sowie den westlichen Teil Oberschlesiens und ande¬ 
rerseits die Umwandlung des restlichen Niederschlesiens mit Breslau in 
eine entmilitarisierte und zollfreie Zone unter polnisch-tschcchoslowa- 

6 Tatsächlich dachte die polnische Regierung daran, den nordöstlichen Teil even¬ 
tuell an Litauen weiterzugeben, wenn es nicht unter sowjetischen Einfluß gerate 
und wenn es zum Beitritt in eine ostmitteleuropäische Föderation bereit sei. 
Wr^esinski: Prusy Wschodnic 344-348. 



58 


Von der Evakuierung nach Großbritannien 


kischer Kontrolle. Den nördlichen Teil Ostpreußens sollte aus ethni¬ 
schen Gründen Litauen erhalten. Nach Roberts’ Meinung spiegelte sich 
in dem Memorandum Sikorskis Erkenntnis, daß es schwierig sein wer¬ 
de, die ehemaligen ukrainischen und weißrussischen Gebiete der Repu¬ 
blik wiederzugewinnen. 7 Diese Einschätzung übernahm Eden, als er das 
polnische Memorandum seinen Ministerkollegen vorstellte. 8 Bei einem 
Sieg werde man nicht verhindern können, daß Polen Ostpreußen und 
Oberschlesien durch ein fait accompli in Besitz nehmen werde, fuhr 
Roberts fort. Diese Annexionen hätten den Vorzug, daß sie „in das 
Herz des Junkertums und des preußischen militärischen Systems“ tref¬ 
fen würden. Die Sowjetunion könnte diese Annexionen begrüßen, da 
sie die polnischen Ambitionen nach Westen ablenken würden. Gegen 
die Forderung nach einer weiteren Verkürzung der Westgrenze hatte 
Roberts allerdings Bedenken. Woodward hielt eine eventuelle Abtren¬ 
nung deutscher Gebiete von Deutschland für einen noch größeren Feh¬ 
ler als eine lange andauernde Besetzung Deutschlands, sah aber keine 
Möglichkeit, eine Annexion Ostpreußens durch Polen zu verhindern. 
Die ebenfalls von den Polen vorgeschlagenen britischen Militärstütz¬ 
punkte rund um Deutschland waren für ihn ein mögliches Handelsob¬ 
jekt, um die Polen von ihren Annexionsforderungen abzubringen. Die 
Übergabe Ostpreußens an Polen ohne einen gleichwertigen Ausgleich 
für Deutschland in einem anderen Bereich würde nach Meinung Ro¬ 
nalds (General Department) einen neuen Kriegsgrund liefern. Wichtiger 
als territoriale Veränderungen sei eine Untersuchung der Fehler und Un¬ 
terlassungssünden der Vorkriegsregierungen Großbritanniens, der USA 
und auch Polens sowie die Korrektur dieser Fehler in ihrer nationalen 
Politik. Leeper, der Leiter des .Political Intelligence Department“, hielt 
die polnischen Desiderate für vernünftig, da er die Möglichkeit, die 
Deutschen umzuerziehen, pessimistisch beurteilte. Vansittart gab ihm, 
wie zu erwarten, ebenso recht 9 wie Dalton, Minister für wirtschaftliche 

7 Memorandum der polnischen Regierung vom 20.11.1940 mit Vermerken. FO 
371/26419, C14/14/62. Abgedruckt in: DDP 1/1, 221-235. — Diese Einschät¬ 
zung wurde von Savary bestätigt. Vermerk von Roberts über eine Besprechung 
mit Savary am 30.1.1941. FO 371/26376, 30. 

8 Memorandum Edens für das War Cabinet vom 22.1.1941. DDP 1/1, 272f. 

9 Memorandum der polnischen Regierung an das FO vom 20.11.1940 mit Ver¬ 
merken vom 21.11.-28.12.1940. FO 371/26419, C14/14/62. — Korpa/ska: Wla- 
dyslaw Eugeniusz Sikorski 227. — R othwell: Britain 23-25. — Terry: Poland’s 
Place 92, sieht in Sikorskis Memorandum eine Abkehr von „nationalem Egois¬ 
mus und Großmachtansprüchen“! — Über das polnische Memorandum war Be¬ 
nes entweder schlecht informiert, oder aber Feierabend erinnerte sich falsch: 
Nach seiner Aussage hat Benes seinen Ministern am 16. Januar 1941 erzählt, daß 
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Kriegführung. 10 Seinem Tagebuch vertraute Dalton an: Zum Aufbau ei¬ 
ner großen ostmitteleuropäischen Föderation sei ein „Bevölkerungsaus¬ 
tausch, um die nationalen Minderheiten zu eliminieren“, erforderlich. 11 

In seiner Stellungnahme kritisierte der polnische Generalstab, daß 
die Regierung in ihrem Memorandum zur Frage des Transfers der deut¬ 
schen Bevölkerung schwieg. Diese solle nach deutschem bzw. sowjeti¬ 
schem Vorbild aus allen an Polen oder die Tschechoslowakei übertrage¬ 
nen Gebieten ausgesiedelt werden. 12 Anfang Januar 1941 erklärte Ra- 
czynski dem britischen Außenminister, daß die Deutschen aus Ostpreu¬ 
ßen nach Deutschland ausgesiedelt werden müßten. Hitler habe in den 
„eingegliederten“ polnischen Gebieten gezeigt, wie man solche Proble¬ 
me löse. 13 Von Savary erfuhr das Foreign Office, daß „repräsentative 
Polen“ nicht an eine Wiedergewinnung aller Ostgebiete glaubten und 
sich deshalb um einen Ausgleich durch die Annexion Ostpreußens und 
Schlesiens bemühten. Zu diesen Politikern gehörten Minister Kot und 
der Diplomat Kulski. Als Makins Änderungen an der polnischen Ost¬ 
grenze wahrscheinlich nannte, meinte nämlich Kulski, daß die territo¬ 
riale Integrität der Ausgangspunkt sei, doch was die polnische Regie¬ 
rung wünsche, sei „une assiette territoriale süffisante“. 14 

Sikorski trat am 24. März 1941 eine Reise nach Kanada und den 
USA an, von der er am 12. Mai zurückkehrte. In seinen Gesprächen mit 
Roosevelt, Hüll und Welles beanspruchte er für Polen die Grenze von 
Riga sowie eine neue Westgrenze, die Ostpreußen und ganz Oberschle¬ 
sien einschließen sollte. 15 Öffentlich, in einem Interview mit der Zei¬ 
tung .Chicago Daily News‘, wies er darauf hin, daß angesichts der un¬ 
günstigen Grenze zu Deutschland die polnische Armee im September 

die Polen über die Oder nach Westen hinausgreifen wollten, und zwar bis nach 
Fürstcnwalde. Feierabend: Ve vläde, Bd. 2, 45 f. 

10 Dalton an Sikorski am 23.11.1940. PRM 20. 

11 Tagebuch-Eintragung Daltons vom 30.1.1941. DDP 1/1, 275f. 

12 Memorandum Sztab Nacz. Wodza/O. III vom 6.11.1940. PRM 20/34. 

13 Eden an Kennard am 2.1.1941. FO 371/26718, C165/151/55. 

14 Vermerk Roberts’ über eine Besprechung mit Savary vom 30.1.1941, Vermerk 
von Makins über eine Besprechung mit Kulski vom 18.2.1941. FO 371/26736, 
30 und 46. — Vermerk von Makins über eine Besprechung mit Savary vom 
9.2.1941. FO 371/26755, C3226/3226/55. — Feierabend: Ve vläde, Bd. 1, 77. 

15 Kukiel: Sikorski 150 f. — Kowalski: Walka dyplomatyczna 83 — Droßowski: Z 
dziejöw stosunkow polsko-amerykanskich 217 ff. — Mitkiewic%: Z generalem Si- 
korskim 109 ff., behauptet, daß er an einem Memorandum für Roosevelt mitge¬ 
arbeitet habe, in dem „Ostpreußen, Deutsch-Pommern, ganz Schlesien, Ober¬ 
und Niederschlesien“ für Nachkriegspolen verlangt wurde. Gemäß ihrer These, 
daß Sikorski von Anfang an für die Oder-Nciße-Linie eingetreten sei, hält Ter¬ 
ry: Poland’s place 94 f., Mitkiewiczs Aussage für glaubwürdig. 
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1939 einer „Zangenbewegung“ zum Opfer gefallen sei. Die „1.200 Mei¬ 
len lange Grenze, die durch Polens älteste Provinzen im Westen und 
Norden verläuft“, müsse revidiert werden. 16 

Im Londoner Exil gab es keine Vertretung der deutschen Minderheit 
aus Polen, die der ,Treuegemeinschaft sudetendeutscher Sozialdemo¬ 
kraten' entsprochen hätte. Am 5. Juli 1940 stellte sich dem polnischen 
Botschafter ein .Danzig Committee in the United Kingdom' vor, das 
sich für die Autonomie Danzigs im Rahmen des polnischen Staates und 
für den Dienst in der polnischen Armee aussprach. Die polnische Bot¬ 
schaft war bemüht, das Komitee abzuwerten und Mißtrauen gegen seine 
Mitglieder zu säen. Es vertrete nur rund 200 Personen, bei denen es 
sich meist um Juden handle, die zwar gegenüber „dem nationalsoziali¬ 
stischen Regime in seiner gegenwärtigen antisemitischen Form“ feind¬ 
lich eingestellt seien, damit aber noch nicht automatisch die deutsche 
Sache ablehnten. Sie hätten sich um die Mitarbeit des ehemaligen Dan- 
ziger Senatspräsidenten Hermann Rauschning bemüht, der aber nur ei¬ 
ne passive Teilnahme akzeptiert habe, und zwar unter der Bedingung, 
daß das Komitee in bezug auf Polen eine vorsichtige Formel akzeptiere, 
durch die die Zukunft der Stadt nicht präjudiziert werde. Rauschning 
zeige zugleich ein besonderes Interesse an den Bemühungen der deut¬ 
schen Emigranten in Großbritannien, ein paralleles Komitee zu grün¬ 
den, um gegen die Internierungen zu kämpfen, was um so zweideutiger 
sei, als er dabei als Danziger auftrete. Die polnische Regierung bean¬ 
spruche nach dem Vertrag zwischen Polen und Danzig vom 9. Novem¬ 
ber 1920 das Recht zur Vertretung der Danziger im Ausland, werde es 
aber nicht für solche Personen ausüben, an deren Loyalität Zweifel be¬ 
ständen. Die britischen Behörden sollten keine direkten Interventionen 
des Komitees oder von einzelnen Danzigern annehmen. Jene behielten 
sich jedoch vor, die Danziger nach eigenem Ermessen als feindliche 
oder loyale Ausländer einzustufen und direkten Kontakt zu Personen 
zu unterhalten, die wie Rauschning der Sache der Alliierten zwar loyal 
gegenüberstanden, aber den polnischen Schutz ablehnten. Das Foreign 
Office empfahl der polnischen Regierung, nicht auf ihrem Recht ge¬ 
genüber Danzigern zu bestehen, die nicht durch die polnische Regie¬ 
rung vertreten werden wollten. 17 


16 Interview Sikorskis mit den Chicago Daily News vom 26.3.1941. DDP 1/1, 300f. 

17 Danzig Committee an Raczynski am 5., Raczynski an das FO am 30.7.1940, 
Rundschreiben des FO vom 2.9.1940. FO 371/24482, 118 ff. 
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Die Anerkennung 

der provisorischen tschechoslowakischen Regierung, 
die sudetendeutschen Sozialdemokraten 
und ihre Haltung zum Wehrdienst 

Am 27. Mai 1940, dem Tag der Einschiffung der britischen Expediti¬ 
onsarmee in Dünkirchen, schrieb Jaksch an Benes, daß jetzt „alle Kräf¬ 
te für einen Sieg der Demokratien über die Nazigefahr restlos mobili¬ 
siert werden müssen“. Alle Fragen der Neuordnung Europas seien des¬ 
halb zurückzustellen. Er schlug vor, daß die Vertreter der unterdrück¬ 
ten Nationen einen Appell „an die freien Nationen der Welt“ herausge¬ 
ben sollten, dem sich nachträglich die Repräsentanten der oppositio¬ 
nellen Kräfte in Deutschland, Österreich und dem Sudetengebiet an¬ 
schließen könnten. 18 Diese Position bekräftigte er in seinem Gespräch 
mit Benes am 4. Juli. Er erklärte seine Solidarität mit der tschechoslo¬ 
wakischen Auslandsaktion und seine Bereitschaft zur Zusammenarbeit. 
Er halte zur Zeit eine Diskussion über die Zukunft der Sudetendeut¬ 
schen nicht für möglich und erwarte deshalb von Benes weder ein ent¬ 
sprechendes Programm noch eine Erklärung. 19 

Mit der militärischen Niederlage Frankreichs und dem Abschluß des 
deutsch-französischen Waffenstillstands am 22. Juni 1940 hatte sich die 
Position der britischen Regierung zum Schlechteren verändert. „Da wir 
weniger zu verlieren haben, können wir uns vielleicht mit den I sche- 
chen zusammentun“ und eine tschechoslowakische Regierung anerken¬ 
nen, stellte Makins (Central Department) fest. Zudem könne Ungarn, 
auf das man bisher Rücksicht genommen habe, abgeschrieben werden. 
Dasselbe gelte für Italien, das in den Krieg eingetreten sei. Schließlich 
hätten Krieg und Unglück Polen und Tschechen zusammengeführt. Au¬ 
ßerdem habe man den CSNV und die tschechoslowakische Armee und 
Luftwaffe nach England evakuiert. 20 Aus diesen Gründen waren das Fo¬ 
reign Office und das ,War Cabinet' bereit, eine tschechoslowakische 
Regierung anzuerkennen. Benes hatte am 21. Juni dem Foreign Office 
ein entsprechendes Memorandum übergeben. Mit der Anerkennung le¬ 
ge sich die britische Regierung nicht auf bestimmte Grenzen fest, doch 
werde die Slowakei und „ein Teil [some part] der Sudetengebiete“ der 
Nachkriegsrepublik eingegliedert werden. Zwar nicht in die Regierung, 
aber doch in den Nationalrat wolle er sudetendeutsche Vertreter auf¬ 
's Jaksch an Benes am 27.5.1940. Priti% Wenzel Jaksch - Edvard Benes Nr. 4. 

19 Vermerk Beness über eine Besprechung mit Jaksch am 4.7.1940. CSNO Nr. 26. 

— Benel: Pameti 320 f. — Feierabend: Benes mezi Washingtonern a Moskvou 120. 

20 Vermerk von Makins vom 24.6.1940. FO 371/24290, C7646/2/12. 
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nehmen 21 ; dessen dreiköpfiges Präsidium solle aus je einem Tschechen, 
Slowaken und Deutschen bestehen. Ein Minister solle die Zuständigkeit 
für die wachsende Zahl der Flüchtlinge erhalten: 

1 he Czecho-Slovak Government would be able to give a complete guarantee for 
those re fuge es who would comc under its authority, could rapidly eliminate any 
bad clemcnts, and in agreement with the British authorities, place all suspicious or 
uncertain individuals into conditions whcrc they could do no evil to the country. 

All passport Problems with the Sudeten Germans and Slovaks would be, too, defi- 
nitely settlcd. 22 

Benes berichtete Jaksch am 4. Juli vom Stand der Verhandlungen über 
die Anerkennung der provisorischen Regierung und seine Absicht, su¬ 
detendeutsche Vertreter in ein „Parlament“ zu berufen und danach mit 
ihnen politische Gespräche zu führen, denn „für die Zusammenarbeit 
mit unseren antifaschistischen Deutschen sind wir grundsätzlich und 
entschieden . Ohne die Engländer könne man die damit zusammen¬ 
hängenden Fragen nicht entscheiden, gehe es doch vor allem um die 
Liquidierung .Münchens 1 . Zusätzlich müsse man sich „mit dem Volk zu 
Hause einigen“. Von der Mitteilung über die bevorstehende Anerken¬ 
nung der Regierung überrascht 23 , übersandte Jaksch dem Foreign Office 
noch schnell die bisher zurückgehaltene Erklärung von Holmhurst und 
bat, vor eventuellen Entscheidungen konsultiert zu werden. Nachdem 
die Anerkennung der tschechoslowakischen Regierung im Unterhaus 
angekündigt worden war, wandte sich Jaksch erneut an das Foreign Of¬ 
fice: Bei der Anerkennung solle aber die Frage der künftigen Grenzen 
der Tschechoslowakei offengehalten werden. Ohne ein vorhergehendes 
Abkommen mit der tschechischen Seite würde die .Treuegemeinschaft 1 
die Berufung in den Nationalrat nicht annehmen. Sie sei bereit, eine 
„föderative Union“ der Sudetendeutschen mit den Tschechen und Slo¬ 
waken zu erwägen, bestehe aber „auf voller Partnerschaft oder gar 
nichts , einschließlich eines Postens in der Regierung und von Sitzen 
im Nationalrat. Er fürchte, daß die neue Regierung zumindest jene Su- 


21 Von Nccas hörte Feierabend, daß Benes sogar daran gedacht habe, Jaksch zum 
Minister zu ernennen, aber wegen der Abneigung der fiSNV-Mitglicdcr davon 
Abstand genommen habe. Feierabend: Politicke vzpominky, Bd. 1, 374. 

22 Memorandum Bcness und Vermerk Strangs über eine Besprechung mit Benes 
am 21.6.1940 mit Vermerken von Strang, Malkin, Cadogan, Halifax vom 25.- 
27.6. und Auszug aus den War Cabinet Conclusions vom 3.7.1940. FO 371/ 
24290, C7646/2/12. 

23 Vermerk Beness über eine Besprechung mit Jaksch am 4.7.1940. CSNO Nr. 26. 

Benes: Pamcti320f. — Feierabend: Benes mezi Washingtonern a Moskvou 120. 
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detendeutschen, die tschechoslowakische Pässe hätten, in die Armee 
einziehen wolle. 24 

Halifax betonte am 18. Juli 1940, daß die Anerkennung der tsche¬ 
choslowakischen provisorischen Regierung keine Festlegung auf be¬ 
stimmte Grenzen in Mitteleuropa und auf die „Rechtskontinuität der 
Tschecho-Slowakischen Republik“ beinhalte und daß die Frage der Ju¬ 
risdiktion über die tschechoslowakischen Streitkräfte und Zivilisten 
noch geregelt werden müsse. 25 Zwar hatten Foreign, Home und War 
Office sich am 11. Juni darauf geeinigt, der Rekrutierung tschechoslo¬ 
wakischer Staatsbürger in Großbritannien unter bestimmten Bedingun¬ 
gen zuzustimmen, den Beschluß jedoch nicht mehr Benes mitgeteilt, als 
klar wurde, daß die tschechoslowakische Armee nach England evakuiert 
werden mußte und eine Entscheidung über die Anerkennung der tsche¬ 
choslowakischen Regierung anstand. Roberts empfahl, „widerspenstige 
Sudetendeutsche“ weiterhin in andere Einheiten aufzunehmen, umso 
eher, als die Rekrutierung von Staatsbürgern feindlicher und anderer 
Ausländer in das .Auxiliary Military Pioneer Corps' wieder aufgenom¬ 
men worden sei. Benes dürfe keine Möglichkeit erhalten, ergänzte Ma- 
kins, „Personen zu verfolgen, die seine Führung nicht akzeptieren“, 
und über den ,Trust Fund 4 die Sudetendeutschen zum Eintritt in die 
tschechoslowakische Armee zu zwingen. 26 Der „Allied Forces Act“ vom 
August 1940 änderte an der Freiwilligkeit des Eintritts in die tschecho¬ 
slowakische Armee nichts, worauf ,Der Sozialdemokrat 4 seine Leser 
aufmerksam machte. 27 

Nur wenigen sudetendeutschen Sozialdemokraten gelang die I'lucht 
aus Dänemark und Norwegen nach Schweden, bevor diese Staaten von 
der Wehrmacht besetzt wurden. Schon im Februar 1940 hatte Jaksch 
eine Zusage des ,Czech Refugee Trust Fund 4 erwirkt, die sudetendeut¬ 
schen Sozialdemokraten aus Belgien nach England zu überführen, doch 
standen die Visa für 125 Personen erst Anfang Mai zur Verfügung. 28 80 
von ihnen schlugen sich nach Calais durch und wurden per Schiff eva- 

24 Jaksch an Makins am 9.7.1940. F0371/24291, C7749/534/12. — Vermerk von 
Makins vom 15.7.1940. FO371/24290, C7646/2/12. 

25 Halifax an Benes am 18.7.1940. FO 371/24290, C7646/2/12. 

26 Home Office an Strang am 21.7. und Vermerke von Latham, Makins, Roberts 
vom 23.7.-1.8.1940. FO 371/24290, C8466/2/12. 

27 Der Sozialdemokrat vom 4.9.1940. 

28 General Miroslav (Neumann) an Benes, Srämek und Ripka am 5.5.1940. NK 
213, 124-127. — Rundschreiben Jakschs vom 15.4. und (vom Juni 1940). PIC 
212, 128 ff. und 216-219. — 122 sudetendeutsche Sozialdemokraten waren noch 
im Herbst 1939 aus Skandinavien nach Kanada emigriert. Hettmos: Die Emigra¬ 
tion aus der Tschechoslowakei 174. 
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kuiert. 29 Rund die Hälfte von ihnen bekannte sich zur Tschechoslowa¬ 
kei, die anderen lehnten als Deutsche den Eintritt in die tschechoslo¬ 
wakische Armee ab und wurden von den britischen Behörden auf Be¬ 
treiben tschechoslowakischer Konsulatsbeamter als „feindliche Auslän¬ 
der“ interniert, obwohl sie „in der Verteidigung der Republik mehr als 
ihre Pflicht getan“ hätten, schrieb Jakscli an Benes. Ihre Haltung ent¬ 
spreche der Weisung der Parteileitung, „in der Frage des Militärdienstes 
zuzuwarten“. 30 Erst Anfang August gelang es ihm, beim Home Office 
ihre Freilassung zu erreichen. 31 Den folgenden Überblick über den 
Kriegsbeitrag der Mitglieder der Treuegemeinschaft hatten Jaksch und 
Reitzner möglicherweise für diesen Zweck zusammengestellt: Von den 
rund 500 Männern im Alter zwischen 14 und 60 Jahren dienten 71 in 
der tschechoslowakischen Armee und hatten sich 75 zur britischen Ar¬ 
mee gemeldet, von denen der größere Teil schon Dienst im .Pioneer 
Corps 1 tat. 47 seien im Rahmen des .National Service“ als Metallarbeiter, 
Holzfäller und Landarbeiter beschäftigt; 150 hätten Arbeit in ihrem Be¬ 
ruf gefunden; 20 absolvierten ein Ausbildungsprogramm nach dem 
YMCA-System. Die Parteileitung bemühe sich, ihre Mitglieder weiter 
für die britischen Kriegsanstrengungen zu mobilisieren, und sei bereit, 
über die frühere Tätigkeit aller Mitglieder der Gruppe Auskunft zu ge¬ 
ben und für diese die Garantie zu übernehmen. 32 

Nach der Evakuierung der Armee nach England klagten sudeten¬ 
deutsche Sozialdemokraten über „Deutschenhaß, Judenhaß und Fa¬ 
schismus“ in der tschechoslowakischen Armee. 33 Auch die britische 

29 Reitzner/Jaksch: „To whom it may concern“ vom 29.5.1940. PK 213, 121-123. 

— Heunios: Die Emigration aus der Tschechoslowakei 174 f. 

30 Jaksch an Benes vom 5.8.1940. Prinz: Wenzel Jaksch - Edvard Benes Nr. 5. 

31 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Jaksch vom 21.8.1940. CSNO Nr. 28. 

32 Reitzner/Jaksch: „To whom it may concern“ vom 29.5.1940. PI< 213, 121-123. 

— Ein Jahr später umfaßte die Treuegemeinschaft 967 Mitglieder bzw. deren 
Familienangehörige. Von den Berufstätigen arbeiteten 277 in der Industrie, 31 
in der Forstwirtschaft, 27 in der Landwirtschaft, 17 im Büro, 3 waren Lehrer, 8 
Ärzte, 52 waren im Haushalt, Gastgewerbe und als Krankenschwestern tätig. 
Sie unterhielten 235 Familienangehörige. Dazu kamen 66 Soldaten mit 105 An¬ 
gehörigen und 7 Medizinstudenten mit 9 Angehörigen. Vom .Trust Fund' wur¬ 
den nur noch 158 Personen unterstützt. Reitzner: Die Tätigkeit der Gruppe im 
Trust Fund (nach dem 10.5.1941). SDA, NJ. 

33 Rundschreiben Jakschs an die Mitglieder des Parteivorstands und die Gewerk¬ 
schaftsfunktionäre vom 27.7.1940. CSNO Nr. 27. — Gemäß einem ungezeich¬ 
neten Bericht riet jedoch Reitzner sudetendcutschen Soldaten der tschecho¬ 
slowakischen Armee, sich ungeniert der deutschen Sprache zu bedienen und 
über antideutsche Zwischenfälle der Partei zu berichten. Jaksch werde dann 
versuchen, die Zweisprachigkeit der Armee oder aber ihre Entlassung bzw. 
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Presse berichtete, daß den deutschen und magyarischen Soldaten ver¬ 
boten sei, ihre Muttersprache zu gebrauchen. 34 Wie DSAP-Mitglieder in 
einer Denkschrift schrieben, werde es „uns Soldaten demokratischer 
Anschauung äußerst erschwert, in einem Armeeverbande zu bleiben, wo 
wir nur Menschen zweiten Grades sind“. Die deutschen Sozialdemokra¬ 
ten behielten sich vor, „durch ihren Sprecher Wenzel Jaksch eine Dar¬ 
stellung der Verhältnisse nach jeder Richtung zu geben“. 35 Jaksch lehnte 
es jedoch ab, die Unzufriedenen bei ihrem Begehren um Entlassung aus 
der Armee zu unterstützen. 36 Er habe nicht die Absicht, versicherte 
Jaksch Benes, als „Neben-Rapportstelle zu fungieren“. 37 

Jakschs Position verschlechterte sich nach dem Abschluß des bri¬ 
tisch-tschechoslowakischen Militärabkommens: Seitdem nahm das briti¬ 
sche Heer keine sudetendeutschen Freiwilligen mehr an, solange die 
tschechoslowakische Regierung nicht auf ihre Ansprüche auf die betref¬ 
fende Person verzichtete. Makins versicherte Jaksch, daß die tschecho¬ 
slowakische Regierung aber nicht das Recht habe, die Sudetendeutschen 
einzuziehen, und empfahl den Freiwilligen die Meldung zur ,Royal Air 
Force'. 38 Unter diesen Umständen stieg die Zahl der Angehörigen der 
tschechoslowakischen Armee, die Deutsch als Muttersprache angaben, 
in den folgenden Jahren und lag seit Anfang 1942 bei durchschnittlich 
10 Prozent. 39 


Überführung in die britische Armee durchzusetzen. Bericht (o. V., nach 3.8. 
1940]). AÜTGM, 40, XI/14. 

34 Laitovilka: V Londyne za välky 86, zitiert einen Artikel im .Evening Standard' 
vom 15.8.1940. 

35 Denkschrift der Mitglieder der DSAP in der CSR in der cs. Armee in Chelmon- 
dcley (Alfred Frenzei). BA IV/8, 108f. 

36 Rundschreiben Jakschs an die Mitglieder des Parteivorstands und die Gewerk¬ 
schaftsfunktionäre vom 27.7.1940. CSNO Nr. 27. 

37 Jaksch an Benes am 18.4. und Jaksch an die Parteivorstands-Mitglieder vom 
27.7.1940. CSNO Nr. 24 und 27. — Jaksch an Benes am 3.9.1940. Prinq Wen¬ 
zel Jaksch - Edvard Benes Nr. 6. 

38 Vermerk von Makins über eine Besprechung mit Jaksch am 29.10.1940. PO 
371/24291, CI 1880/534/12. — Diese Empfehlung gab Jaksch an seine Genos¬ 
sen weiter. Rundschreiben von Jaksch/Reitzner vom 1.11.1940. SDA, NJ. — 
Sudetendeutsche wurden von der Verpflichtung befreit, bei einer Meldung zur 
Royal Air Force eine Genehmigung tschechoslowakischer Behörden vorzule¬ 
gen. Air Ministry „Rcgulations for the enlistment of aliens [...]“ vom 2.12. 
1941. FO 371/ 26392, 158. 

39 Mariälek: Ceskoslovensti obeane 140-143. 
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Beness Konzeption für die Lösung der .sudetendeutschen Frage' 

und Jakschs Reaktion 

In seiner Ansprache im tschechoslowakischen Dienst des BBC anläß¬ 
lich der Anerkennung der provisorischen Regierung vertrat Benes die 
These, 

daß die Tschechoslowakische Republik, die Republik Masaryks, auch nach Mün¬ 
chen wcitcrgclebt und weiterexistiert hat. [...] Für uns existiert rechtlich mein Ab¬ 
gang vom Amt und aus der Heimat nicht, rechtlich gibt es für uns keine Zerschla¬ 
gung der Republik [...]. Ich erkläre alles für nicht-existent und rechtswidrig, wozu 
wir seit September 1938 rechts- und verfassungswidrig gezwungen worden sind. 40 

Beness These der Rechtskontinuität widersprach Dr. Egon Schwclb in 
einer Schrift mit dem Titel „Zur Anerkennung der Tschechoslovaki- 
schen Regierung in England“, die im August 1940 von Jakscli herausge¬ 
geben, aber als „nicht parteiamtlich“ bezeichnet wurde. Schwelb kam 
zu dem Schluß, daß Beness Theorie zwar „normativ-juristisch“ vertret¬ 
bar sei, aber von der britischen Regierung „zumindest vorläufig“ nicht 
geteilt werde. „Trotz der mangelnden Wirksamkeit im innerstaatlichen 
Verfassungsrecht der ersten Tschechoslovakischen Republik und der 
Rückwirkung dieses Mangels im Völkerrecht ist die Abtretung des Su¬ 
detengebietes international von allen maßgebenden Staaten anerkannt 
worden.“ Damit erkenne Großbritannien die Gesetzgebung der zwei¬ 
ten, d. h. der Nachmünchener Republik an, also auch die Ausbürgerung 
der Sudetendeutschen, die demnach entweder Reichsbürger oder staa¬ 
tenlos und damit der Jurisdiktion der tschechoslowakischen Regierung 
vorläufig nicht unterworfen seien, solange es nicht zu einer anderweiti¬ 
gen Vereinbarung komme. Beness Führungsrolle im tschechoslowaki¬ 
schen Exil beruhe jedoch nicht auf einer juristischen Konstruktion, 
sondern auf dem klaren Auftrag des tschechischen Volkes. Nur „durch 
eine neue Revolution und durch revolutionäre Rechtsschöpfung“ könne 
eine befriedigende Ordnung in Böhmen, Mähren und Schlesien geschaf¬ 
fen werden, entweder 

im Wege einseitiger Dekretierung, welche Methode, wie die Beispiele von Jahrhun¬ 
derten und der heute bestehende Trümmerhaufen beweisen, sich nicht bewährt hat, 
oder durch demokratisches Einvernehmen der beteiligten Nationen und Volksgrup¬ 
pen. Die Wahl zwischen diesen Mitteln hat nicht der Jurist, sondern der Politiker 
zu treffen. 


40 Rundfunkansprachc Beness vom 24.7.1940. Beuel- Sest let 89. 
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Makins stimmte Schwelbs Analyse zu. Das Foreign Office habe sich des¬ 
halb bemüht, Benes nicht als Präsidenten der Tschechoslowakischen Re¬ 
publik zu bezeichnen. 41 

Den 2. Jahrestag des Münchener Abkommens nutzte Churchill zu 
einer Rundfunkansprache an die Bevölkerung der Tschechoslowakei. 
Churchill sprach davon, daß Hitler das Münchener Abkommen zerstört 
habe und daß Großbritannien auch für die Wiederherstellung der „tsche¬ 
choslowakischen Freiheiten“ kämpfe. Osusky, der ehemalige tschecho¬ 
slowakische Gesandte in Paris, machte darauf aufmerksam, daß Chur¬ 
chills Ansprache die tschechoslowakische Rechtsauffassung von der Un¬ 
gültigkeit des Münchener Abkommens und der Rechtskontinuität der 
Republik nicht bestätige. Auf Beness Nachfrage ermächtigte das Fo¬ 
reign Office daraufhin Lockhart, den britischen Vertreter bei der Exil¬ 
regierung, zu der Erklärung, daß die britische Politik, sich in Grenzfra¬ 
gen nicht festzulegen, auch die in München gezogene Grenze betreffe, 
was Benes als Erfolg verbuchte. 42 

Am 2. August 1940 hatte Benes Jaksch die Position eines Vizepräsi¬ 
denten des geplanten ,Staatsrats“ angeboten. 43 Den Namen ,Staatsrat“ 
wählte Benes, um den Anspruch auf die Wiederherstellung des tsche¬ 
choslowakischen „Staates“ zu dokumentieren, hatte doch die britische 
Regierung der provisorischen Regierung nur das Recht zuerkannt, das 
„tschechoslowakische Volk“ zu repräsentieren. Zumindest Feierabend 
sprach sich angesichts der Verhältnisse im Protektorat gegen die Auf¬ 
nahme von Sudetendeutschen in den Staatsrat aus. Dagegen wandte Be¬ 
nes ein, daß er der Henlein-Partei sogar den „Vierten Plan“ angeboten 
habe und jetzt den demokratischen Deutschen nicht eine Vertretung im 
Staatsrat verweigern könne. 44 Am 21. August meldete Lockhart, daß Be¬ 
nes die Verhandlungen mit Jaksch hinauszögern wolle und seine Ab¬ 
sicht mit dem Erscheinen der Broschüre Schwelbs und der Uneinigkeit 
in den Reihen der sudetendeutschen Sozialdemokraten begründete. Ei¬ 
nige von ihnen hätten sich hinter Jakschs Rücken an Benes gewandt. 

41 Studie mit einem Vermerk von Makins vom 29.8.1940, Vermerk von Roberts 
vom 21.8.1940. FO 371/24291, C8506, 8917/534/12. — Feierabend: Ve vlade, 
Bd. 1, 51. 

42 Lockhart an Halifax am 14.10. und Antwort von Makins an Lockhart vom 
31.10.1940. FO 371/24290, CI 1069/2/12. — Vermerk Cadogan über eine Be¬ 
sprechung mit dem ungarischen Botschafter vom 13.12. und Lockhart an Benes 
am 11.11.1940. FO 371/24289, 28 und 261. Abgedruckt in: DDP 1/1, 215f. — 
Siche auch Beriet: Pameti 446 f. — Feierabend: Ve vlade, Bd. 1, 118. 

43 Lockhart an das FO am 4.8.1940. F0371/24289, 161. — Feierabend: Ve vlade, 
Bd. 1, 51. 

44 Feierabend: Politicke vzpominky, Bd. 2, 45. 
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Dieser wolle warten, bis die Sozialdemokraten ihre internen Schwierig¬ 
keiten beigelegt und eine „gemeinsame Front“ gebildet hätten. 45 Am 
selben Tag sagte Jaksch zu Ripka, daß seiner Meinung nach die Hoff¬ 
nung der Engländer auf einen Aufstand der unterdrückten Völker Eu¬ 
ropas enttäuscht werde. Vielmehr sei der Sieg und die Rettung der Tsche¬ 
chen und der Sudetendeutschen mit Hilfe „einer Linksrevolution in 
ganz Europa“ zu erreichen. 46 Diese werde zuerst in Italien aushrechen 
und dann auf Deutschland übergreifen. 47 Der Krieg werde 

in einer freiheitlichen sozialen Revolution münden, in welcher nicht Nation gegen 
Nation stehen, sondern die progressiven Elemente aller beteiligten Völker eine 
gemeinsame Aufgabe haben. Sehr wichtig wird dabei die Abgrenzung gegenüber 
den totalitären Ansprüchen des Stalinismus in Zentraleuropa sein, und wir operie¬ 
ren dahin, gemeinsam mit einer von Grund auf erneuerten englischen Demokratie 
unsere heimatlichen Länder für die Sphäre der westlichen Zivilisation zurückzu¬ 
gewinnen. 48 

Mitte August 1940 hatte Benes offenbar seine Konzeption für die Lö¬ 
sung der sudetendeutschen Frage fertiggestellt. Wie er dem polnischen 
Botschafter in London erklärte, wolle er „die geographische Lage seines 
Landes, die eine der schlechtesten in Europa sei, verbessern“. Für eine 
Verbesserung des tschechischen Besitzstandes in Mähren sei er zu „be¬ 
trächtlichen Opfern“ in Westböhmen bereit. 49 Von polnischer Seite 
wurde Beness Bereitschaft zu territorialen Konzessionen kritisiert. Die 
Tschechen sollten den Deutschen nicht ein Stück Land abtreten, meinte 
Kot. 50 Seine Konzeption führte Benes in einer Depesche an den .Zen¬ 
tralausschuß des heimatlichen Widerstandes“ (Üstfedni vybor odboje 
domäcfho) aus, zu dem sich die erwähnten drei landesweiten Wider¬ 
standsorganisationen zusammengeschlossen hatten 51 : 

Wir brauchen ein Programm, das nicht von den berechtigten Gefühlen der Ab¬ 
rechnung und des Hasses gegen die Deutschen, sondern von den dauerhaften In- 


•15 

•16 

47 


48 

49 

50 


Vermerk von Roberts vom 21.8.1940. FO 371/24291, 8917/534/12. — Feier¬ 
abend: Ve vlade, Bd. 1, 51. 

Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Jaksch am 21.8.1940. CSNO Nr. 28. 
Die beste Lösung für die sudetendeutsche Frage sehe er in einer föderalisicrtcn 
ischechoslowakei im Rahmen der „Vereinigten Staaten von Europa“. Proto¬ 
koll W. Messers über ein Gespräch mit Jaksch vom 6.9.1940. CSNO Nr. 30. 
Jaksch an einen von der tschechoslowakischen Regierung internierten Abge¬ 
ordneten (Vladimir Lezäk-Borin?) am 16.9.1940. AÜTGM, BAV, B, kr. 129. 
Vermerk Raczyhskis über eine Besprechung mit Benes vom 23.8.1940. PRM 
19/10. 

Kren: V cmigraci 470, zitiert einen Vermerk Hcjrets über eine Besprechung mit 
Kot am 1.10.1940. 

Siehe S. 23-27. 
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teressen von Nation und Staat bestimmt ist. Aus dieser Sicht formuliere ich per¬ 
sönlich mein Programm wie folgt: Auch das tschechische Volk braucht seinen Le¬ 
bensraum (in der Terminologie der Nazis gesprochen). Diesen gaben ihm die 
Münchener Grenzen nicht. Deshalb müssen die Münchener Grenzen verschwin¬ 
den [...]. Ich verzichte nicht auf die historischen Grenzen, doch ist das für mich 
eine Frage der Opportunität und nicht des Grundsatzes. Die Hauptsache ist und 
bleibt, in Zukunft neue größere national-tschechische Gebiete zu bilden und zu 
sichern. Dazu wird es nötig sein, das tschechische Gebiet Mährens so weit wie 
möglich nach Norden und Süden auszuweiten und so unsere Umklammerung 
durch die Deutschen von Österreich und Schlesien aus zu beseitigen. [...] Deshalb 
werden die Deutschen aus Nord- und Südmähren (inclusive Brünn und Iglau) und 
aus Schlesien zwischen Jägcrndorf und Ostrau verschwinden müssen. Zwischen 
dem Großen Schneeberg [Kralicky Sncznik] und Neuwelt |Novy Svet/Ricsengcbir- 
gc] muß die historische Grenze bestehen bleiben. Von Neuwelt bis Bodenbach 
muß es eine neue ethnographische Grenze geben, die für uns militärisch akzepta¬ 
bel ist, dann die historische Grenze jenseits von Komotau und Kaaden. Dann eine 
neue ethnographische Grenze über das Duppauer Gebirge bis lachau. Außerhalb 
des national tschechischen Gebiets blieben damit drei Gaue [zupy]. Jägcrndorf, 
Reichenberg und Karlsbad. Die Binnendeutschen [vnitrni Nemci] inclusive Prags 
müßten aussiedeln oder das tschechische Regime sprachlich und administrativ und 


ohne Minderheitenrechte innerhalb dieser neuen ethnographischen tschechischen 
Grenze ohne Bedingung annehmen. Die drei deutschen Gaue wären so abge¬ 
grenzt, daß unsere Deutschen uns in Zukunft nicht terrorisieren können, daß es, 
wenn sie sich abtrennen, nicht wieder wie nach München zu unmöglichen Grenzen 
kommt, die militärisch nicht zu verteidigen sind. Ansonsten würde ich jedoch 
grundsätzlich darauf bestehen, daß jene Gaue nach der neuen nationalen Abgren¬ 
zung auch in Zukunft im Rahmen unseres Staates verbleiben. Welches Regime sic 
hätten, ist eine Frage der weiteren Entwicklung und der Kriegsereignisse. Dieser 
Plan hat jedoch folgende weitere Auswirkungen. Wir dürfen nicht unerfüllbare 
Hoffnungen hegen, daß es möglich sei, drei Millionen Deutsche zu vernichten 
oder auszurotten, wie das bei uns einige naiv annehmen. Aber es ist möglich oder 


nötig, mit dem Weggang oder der Vertreibung ganzer Hunderttausender kompro¬ 
mittierter nazistischer Deutscher und der Zwangsaussiedlung weiterer Hundertau- 
sender Deutscher aus den oben beschriebenen Kreisen in die drei deutschen Gaue 
oder nach Österreich und Deutschland zu rechnen. Aber die Umsiedlung wird die 
Gesamtzahl von einer Million kaum weit übertreffen können. Schon dies wäre ein 
ungeheurer Erfolg und eine große Sicherung unseres Staates und der Entwicklung 
innerhalb unseres nationalen Territoriums. 52 


Von Mitte September bis Anfang Oktober 1940 erläuterte Benes seine 
Konzeption auch Lockhart. Wie dieser in seinem zusammenfassenden 
Bericht schrieb, sei Beness Ziel die Schaffung eines national möglichst 
homogenen Staats. Die slowakisch-ungarische Grenze solle so gezogen 
werden, daß Kaschau an die Tschechoslowakei falle, doch wünsche er 


52 Depesche Beness an den ,Zentralausschuß des Heimatwiderstandes* vom 26./ 
27.1 1.1940. CSNO Nr. 39, und Edvard Benes: Vzkazy do vlasti Nr. 52, 86-88. 
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nicht die Reinkorporation magyarischer Teile der Slowakei. In bezug 
auf die Deutsch-Böhmen sei eine Rückkehr zum Status quo ante nicht 
möglich, da eine „Verschmelzung“ (amalgamation) von Tschechen und 
Deutschen die menschlichen Fähigkeiten übersteige. Deutsche blieben 
immer Deutsche, ob sie Nazis oder Liberale oder Sozialisten oder Kom¬ 
munisten seien. Bei der gegenwärtigen Verteilung der Bevölkerung schei¬ 
de eine föderative Lösung nach Schweizer Lösung aus. Denn cs gebe zu 
viele Bezirke und Städte mit knappen Mehrheitsverhältnissen. Deshalb 
habe Benes „seine eigene Lösung des Problems“ gefunden. Er habe „sie 
von Hitler geliehen“. Sic bestehe in einem Bevölkerungsaustausch: 

In principle he would transfer Germans from the central and northern districts of 
Bohemia and Moravia to Western Bohemia. He would be prepared, if nccessary, to 
concede to Germany a Strip of the Western Frontier in exchange for a piece of 
Reich territory in the north where the North and South Czechoslovak frontiers arc 
dangerously narrow. He would then have a proper Czech Lebensrauin in Central 
Bohemia and Moravia and a German-Bohemian Lebensraum in the West. Somc 
form of federalism would then be feasible. 

Früher oder später wolle Benes das Problem mit Jaksch oder anderen 
Sudetendeutschen diskutieren und frühzeitig zu einer Einigung mit den 
Sudetendeutschen kommen. Denn er fürchte, daß die Tschechen im 
Augenblick des Sieges blutige Rache an den Deutsch-Böhmen nehmen 
könnten, und sei sich des „irreparablen Schadens“ für die deutsch¬ 
tschechischen Beziehungen und der ungünstigen Reaktion bewußt, die 
ein solches Blutbad im Britischen Empire und in den Vereinigten Staa¬ 
ten hervorrufen würde. 

Mit Interesse registrierte Roberts Beness Bereitschaft, die histori¬ 
schen Grenzen aufzugeben. Gute Argumente sprächen für die Absicht, 
die Deutschen so weit wie möglich in Westböhmen zu konzentrieren, 
das jedoch kaum alle drei Millionen Sudetendeutsche aufnehmen könne. 
Roberts ging davon aus, daß das überwiegend deutsche Gebiet in West¬ 
böhmen bei Deutschland bleiben werde. Für höchst unwahrscheinlich 
hielt er, daß Jaksch oder irgendein anderer Sudetenführer Beness Vor¬ 
stellungen akzeptieren könne. Deshalb müsse Großbritannien jede Hoff¬ 
nung auf eine Einigung zwischen Benes und Jaksch aufgeben. Während 
Makins befürchtete, daß Benes seine ohnehin „übertriebenen Ideen“ 
weiter verschärfen werde, wenn der Sieg näherrücke, meinte Strang: „Der 
tschechische Staat wird keinen Frieden finden, solange die deutsche 
Minderheit nicht aus ihm hinausgefegt ist“. 53 Anfang Dezember 1940 

53 Lockhart an Halifax am 7.10. mit Vermerken von Roberts, Makins und Strang 

vom 14.-17.10.1940. FO 371/24290, C10776/2/12. Teilweise abgedruckt in: 

DDP 1/1, 205 f. 
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erfuhr Roberts, daß Benes mit der Abtretung des Eger-Dreiecks sowie 
bestimmter Gebiete in Nordböhmen rechnete. Wenn deren Bewohner 
lieber in der Tschechoslowakei leben wollten, könnten sie, doch wür¬ 
den die Tschechen nichts tun, um sie zu halten, hatte Benes in einer 
„redseligen Stimmung“ gesagt. Durch den Verzicht auf diese Gebiete, 
durch die Flucht von „Schuldigen“ und durch Deportation solle die 
Zahl der Deutschen auf rund eine Million verringert werden. Dieser 
Restminderheit werde man weder kulturelle noch politische Minder¬ 
heitenrechte einräumen. 54 

Als Benes am 12. Oktober 1940 seine vertraulichen Gespräche mit 
Jaksch wieder aufnahm, verband er das Angebot von sechs Staatsrats¬ 
sitzen mit der Forderung nach der Annahme seines Plans. 55 Jaksch 
stimmte wenigstens für seine eigene Person der „Preisgabe der Sprach¬ 
inseldeutschen und kleineren Verschiebungen an der Sprachgrenze“ zu. 
Ebenso wie bei Lockhart dürfte Benes auch Jaksch gegenüber damit ar¬ 
gumentiert haben, daß er ein Blutbad seiner rachelüsternen tschechi¬ 
schen Landsleute verhindern wolle. Außerdem hätten die betroffenen 
Deutschen sich ja nach Beness Aussagen wenigstens zwischen Aussied¬ 
lung und Assimilation entscheiden können. Am 16. Oktober verabreich¬ 
te Benes Jaksch „eine weitere Dosis“: 

Wir müssen eine Million Deutsche aus den böhmischen Ländern aussiedeln. Wir 
machen das im Guten, zahlen Entschädigung, das wird unser und Ihr Staat, aber 
es muß sein. Alle diese Jungen, Unverbesserlichen, die Nazis, die schicken wir 
nach Deutschland und befreien Sie und uns von ihnen. Dann werdet ihr Deut¬ 
schen zusammen sein, und wir geben Euch Kantone. [...] Dann werdet Ihr die 
Wahl haben, entweder bei einem verarmten Deutschland zu bleiben oder bei uns. 

Wie Benes seinem Kanzleichef Smutny sagte, „nimmt Jaksch diese 
Grundlage an“. 56 Die Notiz in Smutnys Tagebuch muß zwar ernst ge¬ 
nommen werden, zumal sie ein vertrauliches Gespräch wiedergibt, in 
dem Benes eigentlich keine taktischen Rücksichten nehmen mußte. An¬ 
dererseits paßte Jakschs Zustimmung zur Aussiedlung von einer Million 
„Nazis“ nicht zu der Position, die er vorher und nachher eingenommen 
hat. Zudem gibt es viele Beispiele für Beness Gewohnheit, Gesprächs- 

54 Latham an Roberts über Äußerungen Beness am 30.11.1940. FO 371/24289, 
C13015/2/12. 

55 Um Jaksch vorwerfen zu können, daß er 1940 die Chance der Einigung mit Be¬ 
nes versäumt habe, teilt Brügel Beness damaliges Angebot an Jaksch - Staats¬ 
ratssitze und Bevölkerungstransfer — in zwei verschiedene Pläne auf. Brügel: 
Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 29-33. 

56 Jaksch: Europas Weg nach Potsdam 368. — Vermerk Smutnys vom 17.10.1940. 
DHCSP I, Nr. 105. 
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ergebnisse unterschiedlich darzustellen und zu verzerren. Ich nehme an, 
daß Benes sich so ausgedrückt hat, daß die eine Million sich auf die 
Rückführung der Reichsdeutschen, die innerstaatlichen Umsiedlungen 
und die Vertreibung der Nazis beziehen konnte. Über den „Grenz¬ 
raum“ — das sollte die dritte Dosis werden — hatte Benes noch nicht mit 
Jaksch gesprochen. 57 Aus den zur Verfügung stehenden Dokumenten 
geht nicht klar hervor, ob Benes mit diesem Stichwort die Tschechisie- 
rung Mährens, Ostschlesiens und des Elbbeckens meinte oder den schon 
im Chatham House erwähnten Gebietsaustausch. 58 Lockhart berichtete 
nur, daß Benes Jaksch die Abgrenzung der „Lebensräume“ vorgeschla¬ 
gen und den Sudetendeutschen „home-rule“ angeboten habe. Jaksch sei 
überrascht gewesen, habe sich aber an Beness Vorschlägen interessiert 
gezeigt und versprochen, sie seinem Parteivorstand vorzulegen. Die Aus¬ 
sichten für eine Annahme beurteilte Lockhart als nicht rosig. 59 
Jaksch erwähnte nach dem Kriege nur das Gespräch vom 12. Oktober 
1940. Nach seiner Darstellung sah Beness Konzeption nur „die Schaf¬ 
fung abgegrenzter tschechischer und deutscher Sprachgebiete in einer 
neuen Republik vor, auch um den Preis der Aufgabe der deutschen 
Minderheiten im heutigen Protektorat und der tschechischen Minder¬ 
heiten in Nordböhmen“. Benes habe erklärt, daß, wie in der Schweiz, 
Minderheiten, die im anderen Sprachgebiet bleiben wollten, auf irgend¬ 
welche Schul- und Sprachenautonomie verzichten müßten. „Soweit sie 
damit nicht einverstanden seien, könnte auf der Basis der Freiwilligkeit 
ein Austausch der Bevölkerung - und zwar nur von Sub-Minderheiten 
aus den andersnationalen Sprachgebieten - stattfinden.“ Bei dieser Lö¬ 
sung müßten allerdings die Deutschen größere Opfer bringen als die 
1 schechen. Die Gebiete sollten so abgegrenzt werden, daß die Deut¬ 
schen „zum Teufel gehen könnten, wenn es ihnen nicht paßt“. 60 

57 Jaksch: Europas Weg nach Potsdam 368. — Vermerk Smutnys vom 17.10.1940. 
DHÜSP I, Nr. 105. — Sobald Jaksch ab er das wirkliche Ausmaß der geplanten 
Aussiedlung erkannte, konnte er auf Beness Vorstellungen nicht eingehen. Da¬ 
mit gab es nicht die weitgehende Annäherung, von der Kura/: Misto spoleccnst- 
vi konflikt 128f., ausgeht. Denn, wie ich zeige, hielt Benes auch 1940/41 an 
seinem Ziel fest, etwa eine Million Sudetendeutsche und nicht etwa „nur“ 
600 000 oder 3 — 500 000 „Nazis“ zu vertreiben. Kura/: Misto spolecenstvi kon¬ 
flikt 140 f. — Die von Benes in die Welt gesetzte und von Historikern über¬ 
nommene These über eine Chance, die Jaksch im Herbst 1940 verpaßt habe, ist 
falsch. 

58 Siehe S. 19. 

59 Lockhart an das FO vom 17.10.1940. FO 371/24291, C8917/514/12. — Feier¬ 
abend: Politicke vzpominky, Bd. 2, 106. 

60 Benesch war gewarnt. München 1949, zitiert in: Menschen im Exil 328. 
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Die Holmhurster Deklaration vom März 1940 hatte auch die Kritik der 
.Auslandsvertretung des DGB‘ in Schweden und seiner ,England-Grup¬ 
pe' an der abwartenden Haltung der Treuegemeinschaft gegenüber der 
tschechoslowakischen Auslandsaktion auffangen sollen. Der DGB-Vor- 
sitzcnde Josef Ladig hatte am 3. März 1940 dazu aufgerufen, sich im 
Geiste der Parteitradition „auf den Boden der Vormünchener Republik 
zu stellen“. Am 7. April begrüßte er, daß die Holmhurster Deklaration 
„Klarheit geschaffen“ habe, wenngleich „die eine oder andere Stelle in 
der Deklaration nicht allen Wünschen und Auffassungen restlos ent¬ 
sprechen“ möge. 61 Aus Oslo berichtete Paul, daß alle skandinavischen 
Gruppen der Treuegemeinschaft der Deklaration zugestimmt hätten. 62 

Zinner, der Vorsitzende der .England-Gruppe des DGB‘, schloß sich 
dem positiven Urteil Ladigs über die Holmhurster Deklaration an. Am 
8. Februar hatten die „Vertrauensmänner der Gewerkschaften“ in Eng¬ 
land betont, daß „sie an den Grundsätzen der sozialdemokratischen Ar¬ 
beiterbewegung unabänderlich festhalten und vor allem jede nationali¬ 
stische Verschleierung wirtschaftlicher und sozialer 1 atsachen auf das 
entschiedenste ablehnen“. Diese Erklärung, erläuterte Zinner am 4. Ap¬ 
ril in einer Aussprache mit Jaksch, habe einerseits das enge Verhältnis 
zwischen Gewerkschaften und Partei hervorheben und andererseits die 
Vorstellung von Katz und de Witte in den „Grundprinzipien“ zurück¬ 
weisen wollen, nach dem Kriege die .Deutsche Sozialdemokratische Ar¬ 
beiterpartei“ in eine „deutsche sozialistische Volkspartei“ umzugestal¬ 
ten. In der Veröffentlichung der Erklärung vom 8. Februar im April 
1940 sah Jaksch allerdings eine Wiederaufnahme von Streitfragen, die 
er mit der Holmhurster Deklaration für überwunden gehalten habe, und 
einen Versuch, seine Verhandlungsposition gegenüber der tschechoslo¬ 
wakischen Führung zu untergraben. Daraufhin stellte er die Legitima¬ 
tion von zwei der sechs ,Landesausschuß‘-Mitglieder der .England-Grup¬ 
pe“ in Frage. Unter Vorspiegelung gewerkschaftlicher Interessen und 
ohne Befragung der freigewerkschaftlichen Mitglieder und Funktionäre 
versuche diese, „eine politische Nebenstelle“ zu etablieren, um ein¬ 
stimmig gefaßte Beschlüsse des Vorstandes zu umgehen. Sozialdemo¬ 
kratischer Tradition widerspreche es, eine Person wie Max Koutnik, die 
die Partei aus ihren Reihen ausgeschlossen habe, weiterhin im .Landes- 


61 Gewerkschaftliche Mitteilungen Nr. 1 vom April 1940. —Jaksch an Zinner am 
7.5. und Antwort vom 20.5.1940. BA IV/31, 14 ff. und 27 ff. 

62 Rundschreiben Jakschs (vom Juni 1940). PK 212, 218. 
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ausschuß der Gewerkschaften zu belassen. Grund bzw. Vorwand des 
Ausschlusses war Koutniks Telegramm an Benes gewesen, daß unter 
der Überschrift „Staatsdisziplin, nicht Parteidisziplin“ im .Üechosloväk 
v Anglii' veröffentlicht worden war. Die Sekretäre der Textilarbeiterge¬ 
werkschaft verlangten daraufhin von Zinner, Koutnik aus dem ,Landes¬ 
ausschuß auszuschließen und durch Ernst Rambauske zu ersetzen. Die¬ 
sen lehnte Zinner am 20. Mai jedoch ab, weil er gegen die Unabhän¬ 
gigkeit der Gewerkschaften arbeite. In seiner Antwort an Jaksch wandte 
sich Zinner unter Berufung auf Ladig gegen Jakschs Anspruch einer 
„Vormundschaft über die Gewerkschaften“, betonte deren „absolute 
Gleichheit und Unabhängigkeit“ 63 und wies Jakschs Forderung zurück, 
Koutnik aus dem .Landesausschuß' zu entfernen. Auch als Koutnik zur 
tschechoslowakischen Armee nach Frankreich ging und deshalb sein 
Mandat im .Landesausschuß' niederlegte, war Zinner nicht zur Aufnah¬ 
me von Rambauske bereit. 64 Ende Juli 1940 lehnte es Jaksch ab, schrift¬ 
lich auf Zinners Schreiben vom 20. Mai zu reagieren. Denn viele Genos¬ 
sen würden es als „Kretinismus empfinden, angesichts eines halben Welt¬ 
untergangs Zeit und Papier für Wortklaubereien zu verschwenden“. 65 

Am 21. August 1940 beschwerte sich Jaksch bei Ripka, daß die 
tschechoslowakische Regierung gegen ihn Leute wie Kogler und Zinner 
einsetze. Als den größten Hetzer bczeichnete er Josef Belina, der ihn 
als pangermanischen Agenten Otto Strassers und Tschechenfeind dif¬ 
famiert und als Vorsitzender der tschechischen Gruppe im .Czech Re- 
fugee 1 rust Fund die aus der , I reuegemeinschaft' ausgeschlossenen 
Mitglieder unter seine Obhut genommen hatte. Nicht nur für Nationali¬ 
sten und Chauvinisten, sondern auch für links orientierte Demokraten 
sei Jaksch kaum noch von Henlein zu unterscheiden, konterte Ripka. 
Durch sein Vorgehen gerate Jaksch in einen luftleeren Raum - und das 
umso mehr, als er sich selbst als Repräsentant der Sudetendeutschen 
vorstellc. Es gebe nur zwei Lösungen der tschechoslowakischen Frage: 

63 Gewerkschaftliche Mitteilungen vom April 1940. — Jaksch an Zinner am 7. 
und Antwort vom 20.5., Zinner an Nemec am 9.8.1940. BA IV/31, 14 ff., 27 ff. 
und 39f. Die Gewerkschaftsführung in Schweden habe sich hinter den Aus¬ 
schluß von „Koutnik und Konsorten“ gestellt, schrieb Jaksch, und Lenk nicht 
als „Vertreter des J.B.P. [Internationaler Bund der Privatangestellten] und für 
die Bank- und Sparkassenbeamten sowie der Versicherungsbeamten“ anerkannt. 
Dieser sei vielmehr als Sekretär des Einheitsverbandes der Privatangestellten in 
Prag Mitglied der tschechischen Gewerkschaften gewesen. Jaksch an Zinner am 
7.5.1940. BA IV/31, 22ff. 

64 Zinner an Nemec am 9.8.1940. BA IV/31, 39f. 

65 Rundschreiben Jakschs an die Parteivorstands-Mitglieder vom 27.7.1940 CSNO 
Nr. 27. 
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„Entweder Versklavung durch ein nazistisches, demokratisches oder so¬ 
zialistisches Deutschland oder die Freiheit der Tschechoslowakei“ Im 
zweiten Fall wäre die Mehrheit der Sudetendeutschen wieder in der 
Tschechoslowakei. „Ob Jaksch wolle oder nicht, er sitze auf dem tsche¬ 
choslowakischen Ast und müsse aufpassen, nicht hinunterzufallen.“ 
Niemand mit Vernunft und Anstand wolle bestimmte Sudetendeutsche 
gegen ihn einsetzen. Obwohl nicht zu bestreiten sei, daß Jaksch der be¬ 
deutendste und sicherlich der führende Mann sei, dürfe er nicht ver¬ 
gessen, daß er weder allein noch unersetzlich sei. Unter Bezug auf 
Schwelbs Broschüre bezeichnete es Ripka als „unerhört“, wenn sude¬ 
tendeutsche Emigranten heute behaupteten, die Tschechen hätten .Mün¬ 
chen“ angenommen. 66 

Der Parteivorstand mußte sich auf seiner Sitzung am 20. Oktober 
1940 mit der Abspaltung der .Zinncr-Gruppe“ beschäftigen. Nachdem 
sich diese als .Landesausschuß“ des DGB in England konstituiert hatte, 
hatte Jaksch die Legitimation einzelner Ausschußmitglieder bestritten, 
ihnen parteitreue Gewerkschafter gegenübergestellt und am 4. Septem¬ 
ber 1940 alle Gewerkschaftsmitglieder aufgefordert, eine Treueerklä¬ 
rung für die DSAP zu unterschreiben. Über diese internen Auseinan¬ 
dersetzungen hatte die Zinner-Gruppe die Regierung hinter dem Rük- 
ken der Parteiführung auf dem laufenden gehalten. 67 Necas war Anfang 
September 1940 zur Überzeugung gekommen, daß Jaksch nach der Be¬ 
freiung „Präsident des künftigen autonomen Sudetenlandes“ werden 
wolle und auch ein Plebiszit zugunsten eines Anschlusses an Deutsch¬ 
land nicht ausschließe. Er informierte Benes über seine Gespräche mit 
der Opposition mit dem Ziel, die Treuegemeinschaft zu spalten. Dieser 
Schritt sollte gut vorbereitet werden, damit die Spaltergruppe einen 
möglichst großen Teil der Mitgliederschaft mit sich ziehen könne. 68 


66 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Jaksch vom 21.8.1940. CSNO Nr. 28. 

67 Vermerk von Roberts vom 21.8.1940. FO 371/24291, C8917/534/12. — Bach¬ 
stein: Wenzel Jaksch 224 ff. — Zinner an Nemec am 9.8. und 30.9.1940. BA IV/ 
31, 337ff. — Rundschreiben Jakschs vom 4.9.1940. SDA, NJ. 

68 Vermerk von Necas für Benes vom 4.9.1940. BA IV/31, 337ff. — Zur Oppo¬ 
sition zählte Necas die ehemaligen Abgeordneten Kogler und Kirpal, die ehe¬ 
maligen Senatoren Müller und Fanny Blatny sowie die Gewerkschafter Zinner 
und Lenk, zu Jakschs Anhängern Katz, de Witte, Reitzner, Dr. Schwelb, Dr. 
Goldschmied (sic). Ebd. — Andererseits verteidigte Necas Jaksch gegen Laus- 
mans Vorwurf, ein „deutscher Faschist“ zu sein. Jaksch strebe gar nicht in den 
Nationalrat, sondern habe Siegfried Taub vorgeschlagen. Necas an Lausman 
am 17.9.1940. DHCSP I, Nr. 101. — Mit Kogler stand Necas seit März 1940 in 
Verbindung. DHCSP I, Nr. 71. — Brügel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 267, 
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Jaksch hatte dagegen damals immer noch 69 die Illusion, daß die Stär¬ 
kung der Position der tschechoslowakischen Sozialdemokraten inner¬ 
halb der Exilregierung und der .Labour Party' in der britischen Regie¬ 
rung die Verhandlungen über die nationalpolitischen Forderungen der 
Sudetendeutschen erleichtern werde. 70 

Am 17. Oktober 1940 stimmte die Oppositionsgruppe die bevorste¬ 
hende Parteispaltung mit Nemec ab, einem tschechischen Sozialdemo¬ 
kraten und zugleich Sozialminister der Exilregierung. Dieser nahm ih¬ 
nen das Versprechen ab, daß sie an der Trennung von Jaksch festhalten 
würden, selbst wenn dieser seine Politik ändern sollte. Von Nemec 
wollte die Opposition die Zusage erreichen, daß er ihre Bemühungen 
um die Bildung einer eigenen Gruppe innerhalb des .Trust Fund“ unter¬ 
stützen werde. Dr. Brügel solle im Sozialministerium angestellt werden, 
um eine direkte Verbindung zwischen der Gruppe und der Regierung 
herzustellen und ihre Anhänger vor dem „Terror der Jaksch-Gruppe“ 
zu schützen. 71 

Am nächsten Tag, zwei Tage vor der Sitzung der Partei-Exekutive, 
wandte sich die Opposition mit einem Aufruf an die sudetendeutschen 
Sozialdemokraten. „Mit wachsender Sorge“ habe sie die Entwicklung 
verfolgt, die die Partei unter der Führung von Wenzel Jaksch genom¬ 
men habe. „Es ist unmöglich geworden, weiterhin zu schweigen und 
eine abwartende Passivität zu verantworten.“ Mit der Umbenennung 
der Partei in ,Treuegemeinschaft sudetendeutscher Sozialdemokraten“ 
habe Jaksch „das Wort .Arbeiter“ durch den völkisch betonten Land¬ 
strich, dem ersten Worte des Henleinischen Parteinamens, ersetzt“. Aus 
den Publikationen der Partei spreche nicht „der Geist des internationa¬ 
len Sozialismus“, sondern ein „rückschrittlicher provinzieller Nationa¬ 
lismus“. Zu dessen Wurzeln im „Volkssozialismus“, einer „verschwom¬ 
menen, kleinbürgerlicher Ideologie“, wolle Jaksch die Partei führen. 

behauptet dagegen, daß die Abspaltung „von tschechischer Seite weder ange¬ 
regt noch gefördert worden“ sei, 

69 Vgl. S. 21. 

711 Leserbrief Jakschs an den ,Ncw Statcsman and Nation' vom 24.2.1940. FO 
371/24291, 38. — Der Sozialdemokrat vom 13.8. und 8.11.1940. — Protokoll 
der Besprechung Jakschs mit Mrs. W.E. Messer vom 6.9.1940. BA IV/31, 
345 ff. Abgedruckt in: 6SNO Nr. 30. 

71 Dr. Brügel wurde tatsächlich im Sozialministerium eingestellt und verblieb bis 
zum Ende der Tätigkeit der Londoner Regierung in dessen Diensten. Vermerk 
über eine Besprechung zwischen Nemec und Kogler, Kirpal, Lenk und Zinner 
am 17.10.1940. CSNO Nr. 32. — Neben Brügel drängte die ehemalige Abge¬ 
ordnete Fanny Blatny auf eine Trennung von Jaksch. Brügel: Zur Geschichte 
der Zinnergruppe 6. 
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Die Verleugnung marxistischer Grundsätze, die Duldung antisemitischer Strömun¬ 
gen, die öffentlich bekundete Verbundenheit des Parteivorsitzenden mit einem Otto 
Strasscr (...) sind nur so zu erklären. Wir fragen Euch, in welcher sozialdemokrati¬ 
schen Partei hätte der Vorsitzende ein Vorwort zu einem ausgesprochen antimarx¬ 
istischen Buche eines Nationalsozialisten geschrieben? 

Die Opposition nahm den alten Namen ,Deutsche Sozialdemokratische 
Arbeiterpartei in der Tschechoslowakischen Republik' für sich in An¬ 
spruch und bekannte sich „ohne Vorbehalt zum wissenschaftlichen So¬ 
zialismus und zur Idee des proletarischen Internationalismus“. Den 
Kampf gegen Hitler führe sie „gemeinsam mit dem tschechischen Vol¬ 
ke, mit dem uns die Geschichte, die Wirtschaft und die soziale Struktur 
unserer Heimat verbunden hat.“ Die Republik Masaryks wolle sie ge¬ 
meinsam „mit der tschechischen Arbeiterklasse zum Vorbild eines sozi¬ 
al und national gerechten Kulturstaates machen“. Sie kenne „keine Halb¬ 
heiten, keine Zwiespältigkeiten, keine Konzessionen an das Denken der 
angeblichen .gemäßigten Nazi', wie es der Parteivorsitzende beliebt“. 
Die Opposition berief sich auf ihre Anhänger, die in der tschechoslo¬ 
wakischen Armee dienten. Den Aufruf hatten 24 Genossen unterschrie¬ 
ben, darunter neben Zinner und Lenk die ehemaligen Abgeordneten 
Blatny, Kirpal und Kögler sowie Dr. Brügel, der ehemalige Sekretär des 
früheren Parteivorsitzenden Dr. Ludwig Czech. 72 Bis zur Jahreswende 
1940/41 hatte sich knapp ein Drittel (336) der ehemaligen Mitglieder der 
Treuegemeinschaft der Zinner-Gruppe angeschlossen, mehr als zwei 
Drittel (740) waren der Partei treu geblieben. 73 

Trotz ihres Austritts hatte die Opposition immer noch einen oder 
mehrere Informanten im Parteivorstand der Treuegemeinschaft, wie ihr 
Bericht über die PV-Sitzung am 20. Oktober 1940 zeigt. Jakscli vertrat 
die Meinung, daß die Unterzeichner des Aufrufs aus der Partei ausge¬ 
treten seien und die Angelegenheit damit erledigt sei. Allerdings zeigte 
er sich über einige Namen unter dem Aufruf überrascht und nahm an, 
daß sie mit irgendwelchen Zusagen geködert worden seien. „Den Abfall 
der Kögler-Anhänger“, wie er den Vorgang nannte, nutzte der Partei¬ 
vorstand, um sich durch Kooptierung zu verjüngen und zu verstärken. 
Nach der PV-Sitzung konstituierte sich ein neuer gewerkschaftlicher 


72 Rundschreiben Zinners und Genossen vom 18.10.1940 (mit einem Anschreiben 
Zinners an Nemec vom 23.10.1940). CSNO Nr. 35. 

73 Grünwald: In der Fremde für die Heimat, Bd. 3, 13. — Nach Brägel: Tschechen 
und Deutsche, Bd. 2, 291 ff., schlossen sich der Gruppe 140 DSAP-Mitgliedcr 
an. Der Unterschied in den Zahlenangaben ist wohl dadurch zu erklären, daß 
Grünwald die Familienmitglieder mitzählt. 
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Landesausschuß. 74 In seinem politischen Referat berichtete Jaksch, daß 
er mit Benes verhandelt habe, dessen „Konzeption annehme“, und über 
Beness Mitteilung, daß sechs Staatsratssitze „für Vertreter der Sudeten¬ 
deutschen Sozialdemokratie reserviert“ werden sollten. 75 Inwieweit 
Jaksch seinen Genossen Beness „Konzeption“ erläutert hat, ist unklar. 
Wie aus seiner Äußerung gegenüber Ripka, Slavik und Ingr hervorgeht, 
stimmten er und „seine Freunde“ der vorgeschlagenen Abgrenzung der 
tschechischen und sudetendeutschen „Lebensräume“ zu. 76 

Jaksch erklärte seinen Genossen, daß er zum Eintritt in den Staatsrat 
bereit sei, falls die Treuegemeinschaft alle für deutsche Vertreter vorge¬ 
sehenen Sitze erhalte, nicht jedoch, wenn Benes auch der Opposition 
eine Vertretung anbiete. Nach seinem Bericht sprach der Parteivorstand 
Jaksch sein „volles Vertrauen“ aus. Die Opposition war überrascht, daß 
Senator Heinrich Müller für die Vertrauenserklärung für Jaksch ge¬ 
stimmt hatte, und schloß daraus, daß Jaksch ihm einen Sitz im Staatsrat 
angeboten habe. Dem Parteivorstand lag ein Telegramm aus Stockholm 
vor, in dem Paul und Taub für die Annahme von Beness Angebot plä¬ 
dierten. Im Parteivorstand gab es jedoch auch Widerstand gegen einen 
bedingungslosen Eintritt in den Staatsrat. Dennoch sprach der Vor¬ 
stand „seine prinzipielle Zustimmung im vollen Vertrauen zu der de¬ 
mokratischen, sozial fortschrittlichen und europäisch-konstruktiven 
Orientierung des Präsidenten Dr. Benes“ aus, doch müßten vor dem 
Eintritt „alle Probleme, die sich aus unserem selbstverständlichen Stre¬ 
ben nach voller und gleicher Partnerschaft ergeben, im Wege freund¬ 
schaftlicher Verhandlungen“ geklärt werden. Die sudetendeutsche Sozi¬ 
aldemokratie betrachte es als ihre Aufgabe, „ein möglichst enges Bünd¬ 
nis mit den sozialistischen und demokratischen Kräften des tschechi¬ 
schen Volkes sowohl im Kampfe gegen die Nazi-Tyrannei als auch für 
den Neuaufbau nach dem Sturze des Hitler-Regimes vorzubereiten“. 

74 Durch Franz Ziwisch, Rudolf Hantusch, Franz ävanderlik, Wenzel Rückert. Zu 
den Parteivorstandsberatungen sollten ferner Karl Gabler und Dr. Egon 
Schwclb dann hinzugezogen werden, wenn es um staatsrechtliche Fragen gehe. 
Den gewerkschaftlichen Landesausschuß sollte Dr. Hahn, Mitglied des ZGK 
und Sekretär des Verbandes der öffentlichen Angestellten, im Parteivorstand 
vertreten, sobald er durch die Gewerkschaftsmitglieder bestätigt sei. 

75 Bericht (Josef Lenk) über die Parteivorstandssitzung am 20.10.1940. (ÜSNO Nr. 
34. — Rundschreiben des London Representative of the Sudeten German So¬ 
cial Democratic Party (Jaksch und Reitzner) vom 23.10.1940. AÜTGM, BAV, 
B, kr. 129. 

76 Vermerk llipkas über eine Besprechung mit Jaksch, Slavik und Ingr am 13.11. 
1940. CSNO Nr. 38. — In diesem Sinne berichtete Jaksch auch Taub. Bachstein: 
Wenzel Jaksch 244. 
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Ihre Politik ergebe sich „aus ihrem freiheitlich-revolutionären Füh¬ 
rungsanspruch innerhalb der Sudetenbevölkerung“ und ziele darauf hin, 
„zur gegebenen Zeit die werktätigen Massen der Sudeten als einen kon¬ 
struktiven Faktor in die kommende föderalistische Neuordnung einzu¬ 
gliedern“. Mit diesen Sätzen erinnerte der Parteivorstand zwar an die 
Plolmhurster Erklärung, band den Eintritt in den Staatsrat aber nicht 
mehr an vorhergehende Zusagen der tschechischen Seite. Jaksch habe 
in der Frage der Tschechoslowakei „eine völlige Kehrtwendung vollzo¬ 
gen“, stellte auch die Opposition fest. 77 Allerdings hatte sich Jaksch 
noch im wenige Tage zuvor erschienenen .Sozialdemokrat“ zu Seligers 
„Programm des vollendeten Föderalismus“ bekannt. 78 

Nach der Sitzung des Parteivorstands nahmen Jaksch und Reitzner 
zu den Angriffen der Opposition Stellung: Nicht einmal die Spalter hät¬ 
ten „die Behauptung gewagt, daß die Parteiführung im Kampf gegen 
Henlcin etwas versäumt hätte“ oder daß nach .München“ „in dem gro¬ 
ßen und tragischen Rettungswerk für unsere Menschen zu wenig getan 
worden wäre.“ Am Beschluß zur Bildung der Treuegemeinschaft sude- 
tendeutschcr Sozialdemokraten am 22. Februar 1939 habe auch der jet¬ 
zige Oppositionelle Kögler mitgewirkt; auf der ersten Auslandssitzung 
des Parteivorstands am 24. Mai 1939 sei dieser Beschluß in Anwesen¬ 
heit Koglers, Zinncrs und Kirpals bestätigt worden. Die Bezeichnung 
„sudetendcutsch“ sei ein Begriff der internationalen Politik geworden 
und schon vor dem Kriege auch innerhalb der deutschen Sozialdemo¬ 
kratie üblich gewesen. Zudem hätten die Unterzeichner des Aufrufs 
noch im März 1940 der „Deklaration der Sudetendeutschen Sozialdemo¬ 
kratie“ zugestimmt. Auf den Vorwurf, ein Vorwort zu einem Buch Otto 
Strassers geschrieben zu haben, konterte Jaksch, daß dieses Buch über 
Masaryk gehandelt habe und „dem tschechischen Volk in seiner 
schwersten Stunde gewidmet“ gewesen sei. Der „Antimarxismus“ dieses 
Buches bestehe in der Wiedergabe einer Marx-Kritik Masaryks, die von 
90 Prozent der tschechischen Sozialdemokraten und 100 Prozent der 
tschechischen Volkssozialisten geteilt werde. Strasser, „ein Erzfeind 
Hitlers“, habe 1931 die Nazipartei verlassen und auch das Vertrauen 
vieler tschechischer Politiker und Journalisten gewonnen. Auch briti- 


77 Bericht (Josef Lenk) über die Parteivorstandssitzung am 20.10.1940. CSNO Nr. 
34. — Rundschreiben des London Representative of the Sudeten German So¬ 
cial Democratic Party (Jaksch und Reitzner) vom 23.10.1940. AÜTGM, BAV, 
B, kr. 129. — Rundschreiben der DSAP (Auslandsgruppe) (Zinner, Lenk) vom 
28.11.1940. SDA, NJ. 

78 Rundschreiben von Jaksch/Reitzner vom 23.10.1940. PK 212. — Der Sozialde¬ 
mokrat vom 16.10.1940. 
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sehe Politiker jeder Couleur unterhielten z. B. zu Hermann Rauschning 
Beziehungen. Den „Volkssozialismus“ verteidigten Jaksch und Reitzner 
mit einem Hinweis auf die undogmatische Politik Labours und ihre 
Bemühungen um die „Mittelklasse“. Gegen das Schlagwort von der „Re¬ 


publik Masaryks“ wandten sie ein, daß „die agrarischen Restguts-Politi- 
ker und der Zivno-Konzern immer mehr von ihr Besitz ergriffen“ hät¬ 
ten, gegen die Losung „proletarischer Internationalismus“, daß die Pra¬ 
ger Regierung, der auch tschechische Sozialdemokraten angehörten, im 
Sommer 1938 mit der Hcnleinpartei verhandelt habe, „und wir standen 
draußen, preisgegeben und allein“. Die Regierung Hodza habe „den .ge¬ 
mäßigten“ und ,radikalen“ Nazis zehnfach größere Zugeständnisse ange- 
boten, als sie vorher den demokratischen Sudetendeutschen vergönn¬ 
te“. Bei vielen geheimen Betriebsratswahlen hätten die Nazis eine Mehr¬ 


heit gewonnen. 


Jawohl, wir weiden viele .gemäßigte Nazis' zurückgewinnen müssen, wenn wir 
wieder eine starke und geschlossene Arbeiterbewegung im Sudetengebiet haben 
wollen. Oder sollen wir wieder beginnen mit der armseligen Brosamenpolitik der 
Ernährungskarten, mit nichtcingelösten Versprechungen, wie nach dem 18. Feber? 
Das soll das Ziel einer Revolution und der Preis der Opfer unserer Märtyrer sein? 
Niemand zwischen Asch und Jägerndorf würde uns bei einer Wiederholung der 
opportunistschen Politik des Alt-Aktivismus folgen, auch wenn wir sie noch so 
schön mit klassenkämpferischen Parolen garnierten. 

Auf den Vorwurf einer schwankenden Haltung zur tschechoslowaki¬ 
schen Auslandsaktion antworteten Jaksch und Reitzner allerdings nicht. 
Sie fuhren fort: Auch die Parteimehrheit habe Anhänger unter den 
Deutschen in der Auslandsarmee. Man verfüge über „Stöße von Be¬ 
schwerden über nationale und rassische Ungerechtigkeiten“ in der Ar¬ 
mee, habe diese aber „sehr delikat" behandelt, „weil wir keine überflüs¬ 
sigen Konflikte, sondern die Verständigung suchten“. 79 

In Briefen an Ripka, Nemec und Bechyne vom 25. Oktober 1940 be¬ 
schwerte sich Jaksch über die tschechische Unterstützung für die Ab¬ 
trünnigen, die er als „Gruppe alter Anhänger der Politik Dr. Czechs mit 
Kögler und Kirpal an der Spitze“ bezeichnete. Vor allem Belina machte 
er für die Spaltung verantwortlich und fragte, ob dieser mit Zustim¬ 
mung und Wissen der tschechischen Sozialdemokratie gehandelt habe. 
Jaksch schrieb: 


Ich bin der letzte Aktivist. Ich zweifle nicht, daß Ihr als Ersatz für mich käufliche 
Elemente gewinnen könnt. Aber die werden Euch in der Stunde der Gefahr ge¬ 
nauso verlassen, wie sie ihre eigene Partei verraten haben. Wenn Ihr Euch auf die 


79 Rundschreiben von Jaksch/Reitzncr vom 23.10.1940. PI< 212. 
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Seite solcher Elemente und gegen die Partei der deutschen sozialistischen und de¬ 
mokratischen Arbeiter stellt, dann werdet Ihr niemals mehr einen Partner finden, 
der die schwere Aufgabe erfüllt: Sich das Vertrauen der Arbeiterelite in den Sude¬ 
ten zu erhalten und ein Freund der breiten Schichten des tschechischen Volks zu 
sein. 80 

Jakschs Gruppe führe eine „Hetzkampagne“ gegen die Opposition, 
klagten Zinner und Lenk. Sie würden als undankbar bezeichnet, weil sie 
Jaksch ihr „ruhiges Leben in England verdankten“. 81 Nach vollzogener 
Spaltung schrieben Zinner und Lenk an Nemec und Benes, daß die Aus¬ 
landsgruppe der DSAP „die seit jeher eingehaltene konstruktive Hal¬ 
tung zum tschechoslowakischen Staatsproblem fortsetzen“ und sich wei¬ 
ter bemühen werde, „die notwendigen Lösungen sowohl in politischen, 
wirtschaftlichen, nationalen, kulturellen und sozialen Fragen einver¬ 
nehmlich mit den Repräsentanten des tschechischen Volkes im Auslän¬ 
de vorzubereiten, um die Grundlagen eines reibungslosen Zusammen¬ 
lebens der Völker der Tschechoslowakischen Republik sicherzustel¬ 
len“. 82 Die Zinner-Gruppe informierte auch Gillies, den internationalen 
Sekretär der Labour Party, der versprach, führende Mitglieder seiner 
Partei im Sinne der Opposition zu unterrichten. 83 


Verhandlungen 

über die Beteiligung von Sudetendeutschen am Staatsrat 


Nachdem Jaksch Beness „Konzeption“ angenommen hatte, überließ 
Benes die weiteren Verhandlungen über den Eintritt der Jaksch-Gruppe 
in den Staatsrat einer Ministergruppc, mit der Jaksch im November 
1940 drei „unverbindliche freundschaftliche Gespräche“ führte. Beide 
Seiten waren sich einig, daß der tschechische und der sudetendeutsche 
„Lebensraum“ möglichst genau abgegrenzt werden sollten. Aus dem 
tschechischen Gebiet müßten „alle deutschen Inseln verschwinden“. 
Nur auf das Dux-Teplitzer Becken, meinte Jaksch, könnten weder die 


80 Jaksch an Bcchyne am 25.10.1940. CSNO Nr. 36. 

81 Bericht (Lenk) über eine Sitzung des Parteivorstands am 20.10.1940. CSNO 
Nr. 34. 

82 Rundschreiben Zinners und Genossen vom 18.10.1940 (mit einem Anschreiben 
Zinners an Nemec vom 23.10.1940. CSNO Nr. 35. 

83 Bericht (Lenk) über eine Sitzung des Parteivorstands der »Treuegemeinschaft* 
am 20.10.1940. CSNO Nr. 34. — Vermerk von Necas über eine Besprechung 
mit Gillies vom 3.2.1941. NS 19, 136. 
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Tschechen noch die Deutschen verzichten, das gemeinsam verwaltet 
werden könnte. Ripka äußerte Zweifel, ob die „abgetrennten Sudeten¬ 
kreise“ zur Tschechoslowakei gehören oder nicht besser sofort an 
Deutschland anzuschließen seien. Darauf antwortete Jaksch: „Das ist 
unmöglich. Diese Kreise müssen wirtschaftlich, sozial und politisch im 
Zusammenhang mit den tschechischen Gebieten bleiben, da sie sonst 
zu einer bedeutungslosen Peripherie würden.“ Über die „zweite Dosis“, 
die Benes Jaksch verabreicht haben wollte, nämlich die Aussiedlung, 
wurde zumindest am 13. November nicht gesprochen. Wenn die Tsche¬ 
chen die sudetendeutsche Frage durch ein „Diktat“ lösen wollten, wozu 
sie sicherlich nach der Niederlage Deutschlands Gelegenheit hätten, 
könne er das nicht verhindern. In diesem Fall habe es aber keinen 
Zweck, mit ihm zu verhandeln. Zwar sehe er ein, daß man keine defini¬ 
tiven und bindenden Vereinbarungen aushandeln könne, doch sollte es 
wenigstens möglich sein, in der ersten Sitzung des Staatsrats entweder 
in einer gemeinsamen Deklaration oder in getrennten tschechischen und 
sudetendeutschen Ansprachen festzustcllen, daß die künftige Verfas¬ 
sungin einem Übereinkommen zwischen Tschechen und Deutschen aus¬ 
gehandelt werden solle. Eine solche Erklärung hielt Ripka für akzepta¬ 
bel. Innenminister Slävik ergänzte, daß diese Erklärung nach dem Vor¬ 
bild der Deklaration des CSNV über das Verhältnis zwischen Tsche¬ 
chen und Slowaken abgefaßt werden könne und den Satz enthalten 
solle, daß der Entscheidung der legitimen Volksvertreter zu Hause aber 
nicht vorgegriffen werden dürfe. Der Grundsatz der Gleichberechti¬ 
gung der Deutschen im Exil müsse anerkannt werden, meinte Jaksch. 
So seien auch deutsche Beamte in den Exilbehörden einzustellen und in 
der Armee entweder deutsche Einheiten zu bilden oder deutsche Offi¬ 


ziere einzustellen. Eigene deutsche Einheiten in der Auslandsarmee 
lehnten Ripka und Verteidigungsminister Ingr ab, deutsche Offiziere 
könnten dagegen eingestellt werden, wenn solche denn überhaupt zur 
Verfügung ständen. Benes habe ihm zwar gesagt, meinte Jaksch, daß die 
Zeit für die Berufung eines Deutschen in die Regierung nicht reif sei, 
doch fühle er sich verpflichtet, diese Forderung zu stellen. Die deut¬ 
sche Sozialdemokratie sei der Republik immer treu gewesen und könne 
in dieser Hinsicht mit gutem Gewissen mit vielen Tschechen und Slo¬ 
waken konkurrieren. Deshalb glaube er nicht, daß das tschechische Volk 
eine solche Vertretung in der Regierung nicht hinnehmen werde. Wenn 
die Lage reif sei, könnte ein deutscher „Landsmann-Minister“ berufen 
werden. Erst müsse Jaksch das durch die Erklärungen des vergangenen 
Jahres bei den Tschechen im Ausland und in der Heimat verspielte Ver¬ 
trauen wiedergewinnen, konterte Ripka, bevor an die Ernennung eines 
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deutschen Ministers gedacht werden könne. Wenn wir uns einigen, for¬ 
derte Ripka, „müssen die Sudetendeutschen auf dem internationalen 
Forum in einem einheitlichen Block mit den Tschechoslowaken als An¬ 
gehörige und Anhänger eines einheitlichen tschechoslowakischen Staa¬ 
tes auftreten. Vorbehalte dürfen und werden nicht zugelassen.“ Außer¬ 
dem müßten die Sudetendeutschen anerkennen, daß Deutschland von 
jeder Neuordnung Mitteleuropas ebenso ausgeschlossen werden müsse 
wie Rußland und Italien, und sich positiv zu den Bemühungen um eine 
Konföderation der kleineren Völker Mitteleuropas stellen. Auch diesen 
Forderungen stimmte Jaksch zu, plädierte aber zugleich für eine umfas¬ 
sende gesamteuropäische Föderation. Ziel der Tschechen, Slowaken und 
Sudetendeutschen müsse es sein, sich im engeren Mitteleuropa eine Füh¬ 
rungsposition zu sichern. 84 In einem Vortrag vor dem Sozialistischen 
Klub in Oxford und gegenüber dem Parteivorstand beschrieb jaksch 
seine Gespräche mit Benes und der Ministergruppe als sehr fruchtbar. 85 

Die sudetendeutschen Demokraten unter Führung von Jaksch soll¬ 
ten von Anfang an der Arbeit des Staatsrats beteiligt werden, die Kon¬ 
stituierung solle notfalls um zwei Wochen verschoben werden, schrieb 
der tschechische Sozialdemokrat Dr. jur. Bretislav Palkovsky an Benes. 
Zwar gebe es eine Gruppe, die unter allen Umständen und ohne Bedin¬ 
gungen in den Staatsrat strebe, doch nicht nur für die tschechische, 
sondern auch für die britische Öffentlichkeit sei nichts mit den Sude¬ 
tendeutschen vereinbart, wenn Jaksch nicht dabei sei. 

Alle jene deutschen .Bürger', die die Tschechoslowakei für das Hakenkreuz verra¬ 
ten haben, als der Nazismus und Faschismus ein besseres Geschäft zu bieten 
schien, müssen aus dem politischen Leben und aus dem Land verschwinden, ge¬ 
nauso wie die tschechischen und slowakischen. Kein Mitgefühl mit den nazisti¬ 
schen und faschistischen Herren zu Hause ohne Unterschied der Nationalität! 
Niemand von den freien demokratischen Deutschen wird die Nazisten schonen, 
denen die Plätze und Hauptstraßen der sudetendeutschen Städte gehörten. Kein 
Mitleid für die ,SS‘, die Gcstapolcute und die anderen Häuptlinge der nazistischen 
und militärischen und halbmilitärischen Organisationen! Rücksicht gegenüber den 
hochverräterischen Lehrern, Professoren und Beamten ist nicht am Platz. Wir sind 
für absolute Strenge gegenüber den ehemaligen Demokraten, die nach dem Mün¬ 
chener Diktat das Privateigentum von Juden, nach der Invasion im März das von 
Tschechen und nach dem Anschluß jenes von deutschen Demokraten geplündert 


84 Vermerk llipkas über eine Besprechung mit Jaksch, Slävik und Ingr am 13.11. 
1940. CSNO Nr. 38. — Feierabend: Politicke vzpominky, Bd. 2, 107. 

85 Am 29.11.1940. Anmerkung 6 zu CSNO Nr. 39. — Rundschreiben Jakschs an 
die Mitglieder des Parteivorstands vom 10.3.1941. CSNO Nr. 52. 
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haben. [...] Das alles wollen wir durchführen, doch wollen wir keinen Bürgerkrieg in 
der Tschechoslowakeiß 6 

Zwischen den freien Tschechen und den freien demokratischen Deut¬ 
schen, die „unsere Bürger geblieben sind, die uns treu waren und sind, 
darf kein Blut fließen“. 

Wenzel Jaksch muß mit seinen Mitarbeitern nach Böhmen zurückkehren als Kern, 
um den herum ein neues deutsches Leben aufgebaut wird. Bevor der Krieg zu En¬ 
de geht, wird Deutschland zerstört und durch Bürgerkriegskämpfe zerrüttet sein, 
wenn cs nicht rechtzeitig durch die Armeen aus dem Westen und Osten besetzt 
wird. Unsere historische Aufgabe besteht darin, den guten Kern des deutschen 
Volkes zu bewahren, das wir - die Tschechen - wieder einmal zu einem Volk er¬ 
ziehen werden, das eines Goethe, Schiller und Herder würdig ist. Es wäre schön, 
wenn dieses Programm, diese Abkommen über eine bessere Zukunft durch eine 
gemeinsame feierliche Erklärung auf der ersten Staatsratssitzung besiegelt würde. 
Ich nehme an, daß die Wirkung auf die britische öffentliche Meinung ungeheuer 
und damit die Frage unserer Grenzen entschieden wäre. Die Tschechen würden 
wieder als würdige Nachkommen Komenskys auftreten. 87 

Auch wenn die Tschechen auf das Egerland, die Landzipfel und den 
nördlichen Teil Schlesiens verzichten und gegen den dünn besiedelten 
Teil des Glatzer Landes tauschen und rund 500 000 Nazis fliehen wür¬ 
den, blieben immer noch zwei Millionen Deutsche. 

Ich kenne unsere Leute, in der ersten Wochen passiert ,etwas', aber dann wird nur 
in den Kaffeehäusern und Kneipen geschimpft, werden radikale Reden geschwun¬ 
gen und wird Ruhe sein. Das tschechische Volk weiß nicht zu morden, besonders 
nicht Frauen und Kinder, darüber mache ich mir keine Illusionen. Deshalb muß 
man schon heute einen Weg zu einem gemeinsamen Leben suchen. Die polnischen 
Brüder - das ist etwas anderes, die schlagen drei Millionen von ihnen tot wie auf 
einem Schlachthof. Sie haben es geschafft, 1918/1919 1 'A Millionen hinauszuwer¬ 
fen, und nach dem 1. September 1939 haben sie etliche Tausend von ihnen ver¬ 
droschen. 88 

Am 11. Dezember 1940 trat der Staatsrat zu seiner ersten Sitzung zu¬ 
sammen. Benes berichtete, daß er deutschen Vertretern eine Beteiligung 
angeboten, von ihnen eine positive Antwort erhalten habe und in ab¬ 
sehbarer Zeit mit der Ergänzung des Staatsrats rechne. Er betonte, daß 
„wir auf unsere Staatsbürger keiner Nationalität und Partei weder in 
den böhmischen Ländern noch der Slowakei noch Karpatenrußland 


86 Palkovsky an Benes am 7.11.1940. AÜTGM, BAV, B, kr. 129. Hervorhebung 
im Original. 

87 Ebenda. Hervorhebung im Original. 

88 Ebenda. 
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verzichten“. 89 Verhandlungen über das Verhältnis zwischen Tschechen 
und Sudetendeutschen nach dem Kriege könne es im Exil nicht geben, 
erklärte er Jaksch am 21. Dezember 1940. Er sehe allerdings ein, daß 
Jaksch beim Eintritt in den Staatsrat eine Erklärung abgeben müsse, auf 
die dieser eine Erwiderung erwarte. Vor der Aufnahme in den Staatsrat 
müsse sich Jaksch jedoch mit der Zinncr-Gruppe einigen. Als Jaksch 
einwandte, daß diese Gruppe nur einen unerheblichen Teil der Partei 
vertrete, antwortete Benes, daß diese Gruppe immerhin die deutschen 
Gewerkschaften repräsentiere. 90 Der Zinner-Gruppe hatte die Regie¬ 
rung zudem die Erlaubnis zu einer Unterschriftenaktion unter den 
deutschen Soldaten gegeben. 91 49 der 96 deutschen Soldaten der tsche¬ 
choslowakischen Armee appellierten an Benes, „bei der Vergebung der 
deutschen Mandate im Staatsrat die .Deutsche Sozialdemokratische Ar¬ 


beiterpartei in der Tschechoslowakischen Republik (provisorischer Vor¬ 
sitzender Josef Zinner)' gebührend zu berücksichtigen“. Zugleich wur¬ 
de auf Jakschs Anhänger unter den Soldaten Druck ausgeübt, sich von 
ihrem Parteivorsitzenden loszusagen. 92 Benes hatte es am 21. Dezember 
nicht mehr eilig: „Jetzt kommt es nicht mehr darauf an, wann sie kom¬ 
men. Je länger der Krieg dauert, desto weniger werden sich die Leute 
für die Sudetendeutschen interessieren.“ Benes verwies sowohl auf Lock¬ 
harts oben erwähnten Brief, in dem die Münchener Grenzziehung in 
Frage gestellt worden war, als auch auf eine Meinungsumfrage, bei der 
sich 52 Prozent der britischen Bevölkerung für einen Frieden ausge¬ 
sprochen hatten, der härter als der von Versailles werden sollte, gegen¬ 
über 35 Prozent, die entgegengesetzter Meinung waren. Mit jedem deut¬ 
schen Bombenangriff werde sich die antideutsche Einstellung verschär¬ 
fen und Jakschs Position verschlechtern. 93 


89 Auszug aus Bcness Rede vom 11.12.1940. CSNO Nr. 44. 

90 Vermerk Smutnys vom 22.12.1940. DHCSP I, Nr. 125. — Wie Lockhart be¬ 
richtete, empfand Benes „ein bißchen Schadenfreude“ über die Spaltung, die 
ihm aber „zu weit“ gehe. Lockhart an Halifax am 4.11.1940. FO 371/24292, 
124f. — Nach Jakschs Aussage gegenüber Makins, standen nur 172 Personen 
einschließlich der Frauen und Kinder hinter der Zinner-Gruppe. Jaksch an Ma¬ 
kins vom 11.2.1941. FO 371/26392, C1647/639/12. 

91 Zinner/Lenk an Nemec am 23.10.1940. BA IV/31, 51 f. —Jaksch an Ingr am 
12.1.1941. Elab. Min. vnitra/IV (Juli 1942). PK 213. 

92 Brief der deutschen Soldaten der tschechoslowakischen Armee in England an 
Benes am 15.11.1940 (mit einem Anschreiben von Max Koutnik und Kurt Pick 
vom 15.11.1940). BA XI/14. — Jaksch an Ingr am 19.12.1940. Prinz: Wenzel 
Jaksch - Edvard Benes Nr. 8. 

93 Vermerk Smutnys vom 22.12.1940. DHCSP I, Nr. 125. 
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Auch Palkovsky, der noch zwei Monate zuvor für Jakschs sofortige 
Aufnahme in den Staatsrat plädiert hatte, warnte diesen unter dem un¬ 
mittelbaren Eindruck der deutschen Bombenangriffe vom 29. Dezem¬ 
ber 1940 auf London, daß Benes nach diesem Tag „über keinerlei Re¬ 
gelung des künftigen Status der Deutschen — selbst der demokratischen — 
in der Tschechoslowakei“ verhandeln könne. 94 So sehr er sich das Ge¬ 
genteil gewünscht habe, habe er den Eindruck, daß mit dem 29. De¬ 
zember auch „die Sudetenfrage endgültig erledigt“ sei. Tschechische 
Exilpolitiker hätten Jaksch „zwar viel versprochen, doch können sie 
von ihren Zusagen heute schon nichts halten, weil ihnen das die öffent¬ 
liche Meinung nicht erlaubt“. Benes sei zu vernünftig, um ein „momen¬ 
tanes Übergewicht“ auszunützen, doch könne es sein, daß sich das mo¬ 
mentane in ein „dauerhaftes Übergewicht“ verwandle wie 1918. „Dann 
läßt sich schwerlich noch etwas machen, besonders bei dem heutigen 
Stand der öffentlichen Meinung nicht nur des tschechischen, sondern 
des europäischen Volks.“ 95 In dem Gespräch vom 21. Dezember hatte 
Benes Jaksch über die Stimmung der Tschechen im Protektorat unter¬ 
richtet, die sich nicht nur gegen die Henlein-Leute, sondern auch 
Jaksch richte, „weil sie wissen, was Sie hier getan haben“. 96 

Tatsächlich gibt es zahlreiche Belege dafür, daß sich die tschechische 
Widerstandsbewegung in der Forderung nach der Aussiedlung der 
Deutschen einig war. Die illegale Zeitschrift ,Üesky kuryr' (Tschechi¬ 
scher Kurier) schrieb: „Wir wollen erneut einen gemeinsamen Staat der 
Tschechen und Slowaken, in dem anstelle der deutschen und magyari¬ 
schen Minderheiten auch unsere in der Fremde zerstreuten Landsleute 
konzentriert würden.“ Und das bedeutendste Widerstandsorgan ,V boj‘ 
(In den Kampf) schlug in dieselbe Kerbe: „Die deutsche Minderheit fiel 
schon damals, als die Sudetendeutschen sich zu Rcichsbürgern erklär¬ 
ten. Nur dort ist ihr Platz, nur dort kann ihr .Lebensraum' sein“. Oder: 
„Wenn jetzt Hitler gezeigt hat, daß es möglich ist, Hunderttausende 
von Deutschen von einem Staat in den anderen wie eine Viehherde zu 
treiben, warum sollten dann nicht alle deutschen Minderheiten aus allen 
europäischen Ländern ins Reich zurückgesicdclt werden?“ ,V boj' kriti¬ 
sierte die Erlaubnis, einen deutschen Soldaten der tschechoslowaki¬ 
schen Armee in der BBC in deutscher Sprache zu seinen Landsleuten 
sprechen zu lassen. Das tschechische Volk wolle „freie Hand behalten“ 


94 Palkovsky an Jaksch am 30.12.1940. AÜTGM, BAV, B, kr. 129. Hervorhebung 
im Original. 

95 Ebenda. 

96 Vermerk Smutnys vom 22.12.1940. DHCSP I, Nr. 125. 
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und nicht durch Abmachungen zwischen der Exilregierung und Jaksch 
gebunden werden. 97 

Einen Tag, nachdem Benes Jaksch sechs Sitze im Staatsrat angebo- 
ten hatte, informierte Drtina den Funktionär des Geheimausschusses 
.Politisches Zentrum' Krajina über das Angebot, erklärte aber den Ein¬ 
tritt für wenig wahrscheinlich. In einer Depesche vom 5./6. November 
1940 wurde Krajina dann unterrichtet, daß die Ernennungsurkunden 
für die unumstrittenen Staatsratmitglieder unterschrieben seien. Für 
Kommunisten und die deutschen Sozialdemokraten seien acht Sitze und 
der Posten des Vizepräsidenten vorgesehen, doch seien diese noch 
nicht ernannt. 98 In seiner Antwort warnte Krajina: „Das Volk wird die 
Berufung von Deutschen in den Staatsrat kaum ertragen. Es leidet un¬ 
ter ihnen so stark, daß die Gefahr besteht, daß sie gegen Euch ausge¬ 
nutzt wird.“ 99 Daraufhin informierte Benes den .Zentralausschuß des 
Heimatwiderstandes“ über seine Konzeption und fuhr fort: 

Das bedeutet, daß cs in der Republik wieder Deutsche geben wird. Dementspre¬ 
chend müssen wir auch Vorgehen. Sonst käme man überall zum Urteil, daß wir von 
vornherein die historischen Grenzen aufgeben, und cs gibt immer noch Leute (be¬ 
sonders in Frankreich und anderswo), die einfach zu München zurückkehren wol¬ 
len; und sic glauben fälschlich, daß sie dann vor den Deutschen in der CSR Ruhe 
hätten. Die Existenz des deutschen Problems bei uns zu ignorieren, wäre ein 
Grundfehler. Zumal hier, wo wir unsere Deutschen als Emigranten haben und wo 
sic arbeiten. Die erste Frage, die uns jeder politisch einflußreiche Engländer stellt, 
lautet, was habt Ihr mit Euren Deutschen vor? Wenn später die Amerikaner cin- 
greifen, wird es noch schwerer. Dabei hilft uns jedoch die allgemeine Meinung, 
daß uns durch München Unrecht geschehen ist, sehr und erlaubt uns, ein klares, 
festes, für uns vorteilhaftes und dabei erfolgreiches [vitezny], aber dennoch nicht 
überzogenes Programm zu formulieren. Man darf nicht vergessen, daß die Frage 
unserer Deutschen neben Danzig und Ostpreußen die allerschwierigste ist auch 
für eine dauerhafte Lösung nach diesem Krieg. Deshalb habe ich von Anfang an 
mit den Deutschen verhandelt und tue cs weiter. Ich verspreche und werde im 
Namen des Volkes nichts versprechen. Auf die Aussiedlung zumindest einer Mil¬ 
lion bereite ich sie vor ebenso wie auf die Notwendigkeit eines tschechischen Le¬ 
bensraums. Grundsätzlich habe ich ihnen die Beteiligung am Staatsrat verspro¬ 
chen, aber erst dann, wenn das reif und für uns zu Hause erträglich ist. 

Die sudetendeutschen Emigranten wüßten, daß ihre Landsleute in der 
Heimat in der Mehrheit immer noch sehr nationalsozialistisch eingestellt 
seien, und fürchteten ein Massaker bei Kriegsende. Sie seien unterein¬ 
ander nicht einig. Jaksch bekenne sich „halb“ (napolo) zur Republik 

97 Zitate bei Brandes: Die Tschechen unter deutschem Protektorat, Bd. 1, 179f. 

98 Anmerkung 1 zu CSNO Nr. 37. 

99 Sip (Krajina) an Suk (Drtina) am 13.11.1940. CSNO Nr. 37. 
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und warte die weitere Entwicklung ab. Der kleinere Teil sei bedin¬ 
gungslos für die Republik. Es könne sein, daß die Regierung durch die 
Ereignisse zu einer schnellen und deutlichen Aussage in der Angelegen¬ 
heit der Deutschböhmen gezwungen werde. Die englische Regierung 
wolle wohl bald eine Grundsatzerklärung über ihre Kriegsziele abgeben. 
Das Foreign Office würde ein Übereinkommen mit den hiesigen sude¬ 
tendeutschen Emigranten begrüßen. Zum Abschluß forderte Benes den 
.Zentralausschuß des Heimatwiderstandes' zu einer Stellungnahme 
auf. 100 

Krajina berichtete über unterschiedliche Reaktionen auf Beness Kon¬ 
zeption. „Die Politiker würden die Errichtung von drei Gauen verste¬ 
hen, nicht jedoch das Volk“, habe Borek-Dohalsky erklärt und: „Ich be¬ 
schwöre [Euch], weder über eine Beteiligung der Deutschen am Staats¬ 
rat zu sprechen noch an sie zu denken. Ich kenne die Situation genau, 
cs könnte Eure Rückkehr unmöglich machen“. Ebenso denke die .Na¬ 
tionalverteidigung', sie spreche sogar über die Besetzung der Lausitz. 101 
Im Volk wachse „ein schreckliches Verlangen nach Vergeltung, das nur 
sehr schwer, vielleicht gar nicht zu kanalisieren ist. [...] Das Volk sicht 
seinen Lebensraum in den historischen Grenzen und hält die Deut¬ 
schen für Zuwanderer, die ausgesiedelt werden müssen“. 102 Dagegen 
hätten andere Beness Lösung als „glücklich und staatsmännisch“ be¬ 
zeichnet: „Möglichst viele Deutsche raus, mit den übrigen anständig 
umgehen.“ Die Deutschen in den Gauen wären insofern privilegiert, als 
sich Pflichten der Besiegten nicht auf sie beziehen würden. Die Tsche¬ 
chen in den Gauen sollten Minderheitenschutz erhalten, nicht jedoch 
die Deutschen im tschechischen Gebiet, die ins Reich und nicht in die 
Gaue auszusiedeln seien. Ihr Eigentum sei einzuziehen und einem Ent¬ 
schädigungsfond zuzuführen. 103 Drtina äußerte Verständnis für diese 
Reaktionen, doch 


100 Depesche Beness an den .Zentralausschuß des Heimatwiderstandes' vom 
26./27.11.1940. 6SNO Nr. 39. In Auszügen bei Prin% Wenzel Jaksch - 
Edvard Benes Nr. 7. 

101 Oberstlcuntnant Josef Balabän, der die .Nationalverteidigung' im .Zcntralaus- 
schuß des Heimatwiderstandes' vertrat, protestierte: „Wir freuen uns auf die 
Trennung von den teuren .Pinseln'. Schlagen wird man sich, damit die drei 
von Euch erdachten und verdammten Gaue, für die man Sie hier zerreißen 
würde, irgendwo bei Berlin errichtet werden. [...] Auf Wiedersehen in der 
CSR — ohne Gaue.“ Balabän an Ingr am 13.12.1940. Anm. 1 zu CSNO Nr. 45. 

102 Krajina an Drtina am 3.12.1940. CSNO Nr. 40. 

103 Dies war die Ansicht von Krist’an (Vladimir Hora) und Ctvrtecka (Augustin 
Popelka?). Krajina an Drtina am 6.12.1940. CSNO Nr. 41. 
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Tatsache ist, daß wir drei Millionen Deutsche weder anheiraten noch totschlagcn 
können. Die große Mehrheit wird bleiben, und mit ihnen muß irgend etwas ge¬ 
schehen. Von uns gibt es nur sieben gegenüber siebzig Millionen Deutschen, auch 
sic können uns nicht ausrotten. Das bedeutet nicht, daß unser Volk nicht zum ge¬ 
gebenen Zeitpunkt Vergeltung üben soll. [...] Auch Navrätil [Benes] erkennt das 
an. Dann aber muß eine vernünftige Lösung kommen. Es wird jedoch an Euch zu 
Hause liegen, möglichst viele Deutsche möglichst weit hinauszudrängen. Hier 
rechnet man damit, daß das Wichtigste am Ende zu Hause geschehen wird, und 
zwar blutig und nicht als Spaziergang auf dem Wenzelsplatz wie im Jahre 18. 

Jedem müsse klar sein, daß im Ausland nicht eine ebenso radikale Poli¬ 
tik gemacht werden könne wie zu Hause. Benes halte daran fest, in sei¬ 
ner Rede für eine Beteiligung der Deutschen am Staatsrat zu plädie¬ 
ren. 104 Der .Zentralausschuß des Heimatwiderstandes 1 antwortete Benes 
am 19. Dezember 1940: 

Heute kennen wir weder alle militärischen und politischen Partner noch den Grad 
der antideutschen Stimmung im Westen bei Kriegsende. Es wäre nicht gut, durch 
vorzeitige Verpflichtungen auf die Möglichkeit einer günstigeren Lösung zu ver¬ 
zichten. Die Frage unserer Deutschen ist nur eine der Fragen, wie Europa nach 
dem Kriege vor deutscher Eroberung geschützt werden kann, und zwar auf lange 
Sicht. Wir dürfen nicht zulassen, daß die Frage unserer Deutschen isoliert ent¬ 
schieden wird. Wir setzen voraus, daß Sie in dieser Sache gemeinsam mit anderen 
heute unterworfenen Völkern vorgehen, besonders mit den Polen. Nötig ist, daß 
unsere Deutschen als unsere innere Angelegenheit anerkannt werden. Genügen 
würde, wenn die Erneuerung der CSR ohne weitere Vorbehalte alliiertes Kriegsziel 
wäre. Das Festhalten an den historischen Grenzen halten wir für unumgänglich, 
auch wenn ein Teil der Deutschen in ihnen verbleibt. Der Schaffung dreier großer 
Gaue, die erneut die Gefahr eines .geschlossenen Gebiets' mit sich brächte, kön¬ 
nen wir nicht zustimmen. Damit gäben wir stillschweigend unsere Zustimmung, 
daß sic sich früher oder später vom Staat abtrennten. Wir schlagen kleine unzu¬ 
sammenhängende und gemischte Gebiete hinter einer vorgeschobenen ethnogra¬ 
phischen Grenze vor. Mit einer beträchtlichen Verringerung der Zahl der Deut¬ 
schen rechnen wir. Auch mit der Sequestrierung ihres Eigentums und dem Entzug 
wirtschaftlicher Positionen. Alle diese Aufgaben und die Besetzung der histori¬ 
schen Grenzen werden durch eine revolutionäre Aktion bei uns verwirklicht, aller¬ 
dings auch mit Ihrer Hilfe. 105 

Im Frühjahr 1941 einigten sich die drei im .Zentralausschuß des Hei¬ 
matwiderstandes' vertretenen Gruppen (,Politisches Zentrum', .Petiti¬ 
onsausschuß Wir bleiben treu' und .Nationalverteidigung') auf ein Pro¬ 
gramm, das in der nationalen Frage relativ maßvolle Formulierungen 
enthielt. Der .Zentralausschuß des Heimatwiderstandes' forderte die 

104 Drtina an Krajina am 9.12.1940. CSNO Nr. 43. 

105 .Zentralausschuß des Heimatwiderstandes' an Benes am 19.12.1940. CSNO 
Nr. 45. 
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Rückkehr zu den historischen Grenzen, „nicht nur weil sie historisch 
sind, sondern vor allem, weil es ohne sie keine freie Selbstbestimmung 
unseres Volks gibt“. „Unsere Aufgabe wird es sein, im Rahmen der eu¬ 
ropäischen Lösung [der deutschen Frage] und parallel zu ihr mit dem 
deutschem Problem innerhalb unserer Grenzen fertigzuwerden, und 
zwar sowohl durch machtpolitische Garantien als durch die Umerzie¬ 
hung der hiesigen Deutschen, deren Zahl bestimmt sinkt“. Auf jeden 
ball sei in der Republik „kein Platz für jene Deutschen, die sich für die 
Henleins oder Nazis exponiert, von ihnen Vorteile angenommen haben 
usw.“. Für Hitler trage das ganze deutsche Volk Verantwortung „ein¬ 
schließlich der persönlich Unschuldigen, die jedoch vom Ganzen nicht 
zu unterscheiden sind“. „Deshalb wird die nationalrevolutionäre Regie¬ 
rung unverzüglich alle notwendigen Maßnahmen einleiten, die sich auf 
die Staatsbürgerschaft, das Eigentum, die Beseitigung der Schäden, die 
Erneuerung der Rechtsordnung beziehen.“ 106 

Am 3. Januar 1941, zwei Wochen nach dem Gespräch vom 21. De¬ 
zember 1940, legte Jaksch Benes vier Punkte vor, die „im Zusammen¬ 
hang mit der Entsendung unserer Delegation in den Staatsrat einer Klä¬ 
rung bedürfen“. Seine Partei strebe eine Regierungserklärung an, daß 
„die fundamentalen Fragen des künftigen Zusammenlebens der Tsche¬ 
chen und Sudetendeutschen im Wege gegenseitiger Vereinbarungen ge¬ 
löst werden sollen“, daß nach der Abrechnung mit den Nazis beide Sei¬ 
ten sich bemühen werden, einen „nationalen Bürgerkrieg“ zu verhin¬ 
dern, und daß die demokratischen Deutschen auch während des Krie¬ 
ges von keinem Verwaltungszweig ausgeschlossen würden, und wollte 
wissen, ob eine Regierungsbeteiligung der Sudetendcutschen erwogen 
werde. 107 

Als er vergeblich auf eine Antwort Beness wartete, bat Jaksch das 
Foreign Office um Hilfe. Die Verhandlungen mit Benes und der Mini¬ 
stergruppe hätten Erfolg versprochen, doch plötzlich, kurz vor Weih¬ 
nachten, habe man ihm erklärt, daß die Stimmung im Protektorat kein 
Zusammengehen zulasse. Österreich und das Sudctenland seien die 
Schwachstellen des Naziregimes, doch könne sich der sudetendeutsche 
Widerstand wegen der Furcht vor einer undifferenzierten tschechischen 
Rache nicht entfalten. Die Pläne für die Vertreibung von drei Millionen 
Sudetendeutschen seien nicht nur unpraktikabel, sondern würden die Be- 

106 Anmerkung 4 zu CSNO Nr. 49. — Siehe auch Kura/: Misto spolecenstvi kon- 
flikt 145. 

107 Jaksch an Benes am 3.1.1941. FO 371/26392, C639/639/12, CSNO Nr. 45 
und Prinz: Wenzel Jaksch - Edvard Benes Nr. 10. — Rundschreiben Jakschs 
vom 10.3.1941. Elab. Min. vnitra/IV odd. (Mitte Juli 1942). PI< 213. 
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völkerung auch in eine Art „Nationalbolschewismus“ treiben. Im Falle 
einer Krise des Systems traue sich seine Partei zu, mit dem Vorstand 
und 50 Spitzenleuten innerhalb von 48 Stunden die Kontrolle über das 
Gebiet zwischen Eger und Reichenberg zu gewinnen und nach der Be¬ 
strafung der Nazis eine demokratische Mehrheit unter den Sudeten¬ 
deutschen zu schaffen. Um die oppositionellen Kräfte im Sudetenland zu 
stimulieren, solle Großbritannien erklären, daß die Sudetendeutschen 
nach der Säuberung vom Nazigeist „eingeladen werden, in einer tsche¬ 
choslowakischen oder größeren mitteleuropäischen Föderation auf der 
Grundlage der Selbstverwaltung mitzuarbeiten“. Ein erster Schritt in 
diese Richtung könne die Einrichtung eines speziellen Rundfunkdien¬ 
stes für die Sudctendcutschen sein. Das Central Department lehnte je¬ 
doch eine britische Intervention in die Verhandlungen zwischen Jaksch 
und Benes ab. Roberts zeigte erstmals Verständnis für die tschechische 
Weigerung, sich gegenüber Jaksch zu binden. Schließlich vertrete dieser 
bestenfalls ein Sechstel der sudetendeutschen Wähler. Er sei nicht si¬ 
cher, ob Jaksch mit seinem Widerstand gegen den Bevölkerungstrans¬ 
fer, zumindest als Teillösung, recht habe. „When all is said & done the 
Sudetens are the originators of the old Pan-German movement from 
which Nazism evolved.“ 108 Das Central Department befürwortete aber 
den Plan, einmal in der Woche ein spezielles Bulletin für die Sudeten¬ 
deutschen im österreichischen Programm der BBC zu senden. Wenn 
Benes sich nicht einmal mit den sudetendeutschen Sozialdemokraten 
einigen könne, bestimmte Gebiete wie das Eger-Dreieck abtreten und 
weitere Sudetendeutsche vertreiben wolle, habe er kein Einspruchs¬ 
recht. Benes gelang es jedoch mit Lockharts Unterstützung, diesen Vor¬ 
schlag mit der Begründung abzublocken, daß dadurch der Widerstands¬ 
wille der Tschechen geschwächt werden könnte und das Ergebnis der 
Gespräche mit Jaksch abgewartet werden sollte. 109 

Unter Hinweis auf die polnische Denkschrift vom November 1940"° 
forderte Lockhart Benes am 21. Dezember dazu auf, auch die tschecho¬ 
slowakischen Kriegsziele zu formulieren. 1 " Mitte Januar 1941 hatte Be¬ 
nes die erste Version fertig" 2 , die zweite Version lag Anfang Februar 

108 Jaksch an Makins am 25.1. mit einem Vermerk von Roberts vom 31.1. und Ver¬ 
merk von Roberts über eine Besprechung mit Jaksch am 3.2.1941. FO 371/ 
26392, C918/639/12. 

109 Makins an Leeper am 28.4. mit Vermerken von Roberts und Lockhart. FO 
371/26392, C3939/639/12. —Jaksch an Makins am 12. und Makins an Lee¬ 
per am 19.6.41. FO 371/26381, C6531/57/12. 

110 Siehe S. 56-59. 

111 Vermerk Smutnys vom 22.12.1940. DHCSP I, Nr. 126. 

112 Benes: Mirove eile ceskoslovenske (vom 13.1.1941). NS 33/1. 
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vor. Benes verpflichtete die Minister zu äußerster Vertraulichkeit und 
bat sie um Stellungnahmen. Ihm liege daran, daß keine Forderungen auf 
Annexion reichsdeutscher Gebiete erhoben würden, um die Lage der 
Tschechoslowakei bei den Friedensverhandlungcn nicht zu erschwe¬ 
ren. 111 In seinem Memorandum forderte Benes die Anerkennung der 
Rechtskontinuität der Republik. „Diese ist für uns eine Frage des Rechts 
und der Gerechtigkeit, aber auch eine moralische und der Ehre der 
ganzen Nation, in der das tschechoslowakische Volk niemals einen Kom¬ 
promiß cingehen wird.“ Unter die Kriegsziele sei die „Restauration des 
gesamten früheren tschechoslowakischen Gebiets“ aufzunehmen. Da¬ 
nach verließ Benes jedoch die rechtliche Argumentation: Zuerst sei eine 
„geographisch natürliche, militärisch, wirtschaftlich, verkehrsmäßig und 
politisch für den tschechoslowakischen Staat unerläßliche Grenze fest¬ 
zulegen als unbedingt notwendige Existenzbedingung des tschechoslo¬ 
wakischen Staates in seinem tschechoslowakischen Charakter“. Einen 
Satz der ersten Version hatte Benes in der zweiten Version fallengelas¬ 
sen, nämlich: „Diese Linie wird auch im Laufe der Zeit zu einer natio¬ 
nalen, ethnographischen Linie zwischen Deutschen und Tschechen 
werden“. Zwischen dieser und der alten historischen Grenze gebe es 
ein Gebiet, das man definitiv als mehrheitlich deutsch betrachten kön¬ 
ne. Dieses werde aus wirtschaftlichen Gründen „immer ein Interesse 
haben, zum tschechoslowakischen Staat zu gehören“. Seine Bewohner 
könnten eine „vernünftige lokale Autonomie“ erhalten. Sie würden so 
behandelt, daß sie sich in Zukunft nicht über eine nationale Unterdrük- 
kung beklagen könnten, hatte es in der ersten Version noch geheißen. 
Die Neuregelung erfordere 

eine Umsetzung [premisteni] der tschechischen und deutschen Bevölkerung in 
Böhmen und Mähren, so daß sich die alten komplizierten Streitereien in Verwal¬ 
tung, Sprachen- und Schulfragen [...] nicht wiederholen können und bei der heu¬ 
tigen einzigartigen Gelegenheit historisch endgültig entschieden werden. 

Dadurch verschwänden die sogenannten gemischten Gebiete, die im¬ 
mer das größte Problem in national gemischten Staaten darstellten. Die 
Schweiz habe keine zähen nationalen Kämpfe, da es dort keine ge¬ 
mischten Gebiete gebe. Eine weitere deutliche Aussage der ersten Ver¬ 
sion hatte Benes in der zweiten getilgt: 

Wenn diese Regelung [die Umsetzung] angenommen wird und sich in der Zukunft 
die Frage der Abtrennung der deutschen Gebiete in Böhmen und Mähren stellt, 
würde sich München nicht wiederholen, denn das so neu gebildete tschechische 
Gebiet würde überhaupt nicht jenem ähneln, das nach der Münchener Entschei- 


113 Feierabend: Politicke vzpominky, Bd. 2, 40f. 
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düng entstanden war und den tschechoslowakischen Staat mit der Münchener 
Grenzen lebensunfähig gemacht hat. 

Verliere Deutschland Oberschlesien, könnte das tschechoslowakische 
Staatsgebiet auf Kosten Preußisch-Schlesiens erweitert werden und das 
gewonnene Territorium gegen einige Gebiete in Nord- und Westböh¬ 
men ausgetauscht werden. 

Der tschechoslowakische Staat hat nämlich keinesfalls die Absicht, nach diesem 
Krieg die Zahl seiner Bürger deutscher Nationalität zu erhöhen, sondern im Ge¬ 
genteil so weit zu begrenzen und zu vermindern, wie dies möglich ist und die 
Kriegsverhältnisse es erlauben. 

Nach den Erfahrungen in der Habsburgermonarchie und der Zwi¬ 
schenkriegszeit komme er zu dem Schluß, daß nationale Minderheiten 
nicht so weitgehend und konsequent zu schützen seien, daß sie nicht 
auch in Zukunft Anlaß zu zwischenstaatlichen Konflikten bieten wür¬ 
den. Deshalb müsse man den Mut haben, nach diesem Krieg das Pro¬ 
blem der nationalen Minderheiten definitiv und radikal, ohne Halbhei¬ 
ten, zu lösen. Jede Nation Mitteleuropas brauche ein unumstrittenes 
nationales Territorium. Die verbleibenden national und sprachlich ge¬ 
mischten Gebiete müßten unter Berücksichtigung geographischer, hi¬ 
storischer, kultureller, militärischer, wirtschaftlicher und verkehrsmäßi¬ 
ger Gesichtspunkte diesem oder jenem Staat zugcteilt werden. Um die¬ 
ses Ziel zu erreichen, müßten Bevölkerungen umgesetzt werden, wie 
dies nach dem Ersten Weltkrieg auf dem Balkan geschehen sei und wie 
es auch Deutschland mit den deutschen Minderheiten in Italien, der 
Sowjetunion und in den baltischen Staaten getan habe. 

Übrigens wendet Nazi-Deutschland dieses System heute auf eine geradezu barbari¬ 
sche Weise in Polen und der Tschechoslowakei an. Unserer Meinung nach läßt 
sich dieses System im beträchtlichen Ausmaß anwenden, und wenn es zwischen 
den betroffenen Staaten vereinbart und durch die notwendigen staatlichen und 
internationalen finanziellen und wirtschaftlichen Maßnahmen unterlegt wird, wür¬ 
de cs den größten Teil seiner Härten und Nachteile verlieren und könnte zur 
Grundlage einer friedlichen und definitiven Erledigung eines der schwersten Pro¬ 
bleme des heutigen Europa werden. 114 

Vier Stellungnahmen von Ministern sind bekannt. Feierabend empfahl 
in seiner Stellungnahme zu Beness Memorandum, einerseits die Staats¬ 
grenze über die historischen Grenzen hinaus vorzuverlcgen, wo die 
„existentiell notwendige“ nicht mit der historischen Grenze überein- 

114 Benes: Mirove eile ceskoslovenske [Tschechoslowakische Friedensziele) (Fas¬ 
sung vom 3.2.1941). CSNO Nr. 47. — Siehe auch Kura/: Misto spolecenstvi kon- 
flikt 137-143. 
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stimme, und zwar bis zum I'uß der Gebirge, bis zu einigen Bergrücken 
im Böhmerwald und auch im Glatzer Land. Von Österreich solle ein 
Streifen westlich der March gefordert werden, da Fachleute der Mei¬ 
nung seien, daß der Oder-Donau-Kanal nur auf dieser Seite gebaut wer¬ 
den könne. Die Gebiete in West- und Nordböhmen zwischen der „exi¬ 
stentiellen“ und der historischen Grenze sollten selbst ohne Zugewinn 
in Oberschlesien abgetreten werden. Denn auch in diesen Gebieten 
werde man tschechische Zollbeamte und andere tschechische Elemente 
und damit Schulen und kulturelle Einrichtungen brauchen, was zu Kon¬ 
flikten und Separationsforderungen führen könne. Ein gewisses Maß an 
nationaler Freiheit sollte den Deutschen nur im deutschen Teil Trop- 
pau-Schlesiens und in einem Stück Nordmährens gewährt werden, falls 
die Tschechoslowakei zur Verbesserung der Grenzen zu Polen ein Stück 
Oberschlesien erhalte. Machten jedoch die Bedingungen der internatio¬ 
nalen Sicherheit eine solche Verbesserung nicht nötig, sollte auch der 
gesamte deutsche Teil Troppau-Schlesicns abgetreten werden. Trotz Be¬ 
völkerungsaustausch werde es nicht gelingen, alle Gebiete national zu 
entmischen. Die Deutschen im national tschechischen Gebiet dürften 
keine Minderheitenrechte erhalten."5 Am 31. Januar 1941 hatte Feier¬ 
abend der Meinung vertreten, daß sich über eine Million Deutsche ge¬ 
gen die Republik schuldig gemacht hätten und deshalb ausgesiedelt, die 
übrigen aber in den Grenzgebieten vor der vorgeschobenen ethnogra¬ 
phischen Sicherheitslinie untergebracht werden könnten. Diese verklei¬ 
nerten Grenzgebiete könnten schlimmstenfalls abgetreten werden. 116 

Ripka war mit der Bildung der in Beness Entwurf erwähnten drei 
Gaue ebenfalls nicht einverstanden. Zwar liege es im Interesse der Deut¬ 
schen, in den ersten Nachkriegsjahren im Rahmen der Tschechoslowa¬ 
kei zu verbleiben, um die politischen, wirtschaftlichen und finanziellen 
Folgen der Niederlage nicht tragen zu müssen. Sobald Deutschland wie¬ 
der stärker geworden sein werde, würden die Deutschen wieder nach 
dem Anschluß rufen oder mit dem Anschluß drohen und erpressen. 
Aus Angst davor werde Prag Investitionen im „autonomen“ deutschen 
Gebiet scheuen mit der Folge, daß die „Vernachlässigung“ Unzufrie¬ 
denheit hervorrufen werde, schrieb Ripka. Die Deutschen würden auch 
einen gewissen Einfluß auf die Politik des Gesamtstaates fordern. 

Ich habe Zweifel, daß uns die Durchführung des Transfers der deutschen Bevöl¬ 
kerung aus dem tschechischen Nationalgcbiet gelingt, wenn wir zugleich auf den 
historischen Grenzen bestehen - schwerlich würden wir für diese Kombination in 

115 Feierabend an Benes am 15.2.1940. CSNO Nr. 48. — Feierabend: Politicke 
vzpominky, Bd. 2, 41. 

116 Feierabend: Politicke vzpominky, Bd. 2, 108. 
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England und Amerika (ganz zu schweigen von Rußland) Unterstützung finden, 
denn wir könnten diese Transaktion nicht als Kompensation für Zugeständnisse 
von unserer Seite darstellen, und dann, wohin soll transferiert werden? 

Somit verblieben nur zwei Alternativen: a) Entweder die historischen 
Grenzen verlangen, die Grenzgebiete so weit wie möglich mit Tsche¬ 
chen durchmischen, die Deutschen in der Anfangszeit einerseits zur 
Aussiedlung nach Deutschland, andererseits zur Umsiedlung ins Lan¬ 
desinnere zwingen, sie aus allen wichtigen wirtschaftlichen Positionen 
entfernen und im übrigen die Nationalitätenpolitik der Ersten Republik 
wieder aufnehmen und ihnen allenfalls lokale Selbstverwaltung in Ge¬ 
meinden und Bezirken gewähren. Er neige zur zweiten Alternative, 
nämlich zur Aufgabe der historischen Grenzen. Für den Preis der Ab¬ 
tretungeiniger Grenzgebiete wie des Egerlands, von Schluckenau, Fried¬ 
land, Freiwaldau und Jägerndorf, eventuell einiger Gebiete an der Thaya 
(Südmähren) sei zu fordern: 

1. das Glatzcr, eventuell auch noch das Ratiborer Gebiet, 2. der organisierte l'rans- 
fer von 1 Vi Millionen Deutschen nach Deutschland [...] 3. daß die Deutschen, die 
in der Tschechoslowakei verbleiben, sich entweder zu Reichsbürgern, die im Lan¬ 
de nur die Rechte und Stellung von Ausländern hätten, oder zu Tschechoslowaken 
erklären, 4. die Ablehnung des Systems [rezim] des Minderheitenschutzes und der 
Minderheitenrechte - und, wenn das konsequent nicht durchzuführen sein sollte, 
dann wenigstens die Beseitigung der deutschen Inseln durch radikale Anwendung 
des Grundsatzes, wie er in Punkt 3 formuliert ist. 117 

Gegen den Gauplan wandten sich Slavik 118 und Ingr mit fast den glei¬ 
chen Argumenten wie Ilipka. Wir brauchen einen Minimal- und Maxi¬ 
malplan, hieß es in Ingrs Stellungnahme. Im Rahmen des Minimalplans 
benötige die Tschechoslowakei aus militärischen, wirtschaftlichen und 
verkehrsmäßigen Gründen in Nord- und Südostböhmen das Erzgebirge 
im Westen bis zum Elbbecken, das Massiv des Duppauer Gebirges und 
den Kaiserwald, den Oberpfälzer Wald und Böhmerwald sowie in 
Nord- und Nordostböhmen das Jeschkcn-, Riesen- und Adlergebirge. 
In Mähren könne man auf die Thaya im Süden und auf das Gesenke im 
Norden nicht verzichten, vielmehr sei eine Grenzkorrektur zugunsten 
der Tschechoslowakei bei llatibor zu fordern. Die deutsche Frage sei 
wohl nicht so zu lösen, wie sich das Volk das vorstellt, d.h. „daß die 
Deutschen aus der Republik fliehen oder totgeschlagen oder vertrieben 
werden“. Vielmehr müsse eine geregelte Lösung gesucht werden. Einen 
gangbaren Weg sehe er in der Abtretung der folgenden Landzipfel: 

1,7 Ripka an Benes am 25.2.1941. CSNO Nr. 50. — Feierabend: Politicke vzpomfn- 
ky, Bd. 2, 42. 

118 Slavik an Benes (o. D.). CSNO Nr. 56. 
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Asch-Eger, Schluckenau, Friedland, Braunau, Freiwaldau, Flotzenplotz 
mit rund einer Dreiviertelmillion Deutschen und dem Transfer von 
rund einer Million Deutschen. 

Befreiung von '/< Million Deutscher durch Flucht und Vertreibung oder Totschlag 
in der Zeit des Umsturzes. Diese Methode, sich eines Teil der Deutschen zu ent¬ 
ledigen - ich denke an die seit 1938 und unter dem heutigen Regime allgemein, im 
Bezirk und örtlich prononcierten und exponierten Deutschen - ist zu gegebener 
Zeit durch eine Propagandaaktion und Terrorakte vorzubereiten und zu unter- 
stützen. 

Die Wirtschaftsmacht der restlichen 1 'A Million Deutschen sei einer¬ 
seits durch Konfiszierung ihres Eigentums als Entschädigung für die 
wirtschaftlichen Schäden, die die Deutschen den Tschechen zugefügt 
hätten, andererseits mittels durchgreifender sozialer Maßnahmen zu bre¬ 
chen. Die bisherigen deutschen Gebiete, die bei der Republik blieben 
und durch den 1 ransfer und die anderen Maßnahmen ausgedünnt wür¬ 
den, sollten durch tschechoslowakische und gegebenfalls karpatenrussi¬ 
sche Elemente besiedelt werden, und zwar entsprechend ihrer militäri¬ 
schen, wirtschaftlichen und verkehrsmäßigen Bedeutung so, daß der 
zusammenhängende, kompakte deutsche Streifen zerschlagen werde. 1,9 

Jaroslav Stränsky und Frantisek Häla hatten eine Antwort des Staats¬ 
rats auf die Adresse Beness an den Staatsrat vom 11. Dezember 1940 
vorbereitet. Im Entwurf wurden die Aufgabe der historischen Grenzen 
sowie die drei Gaue abgelehnt. Der Entwurf ging von der Erneuerung 
des Zusammenlebens der Tschechen und Deutschen im gemeinsamen 
Staat aus und sprach sich für den Eintritt von Sudetendeutschen in den 
Staatsrat aus. 120 Im Gespräch mit Benes bezeichnete Stränsky Bevölke¬ 
rungsverschiebungen als „nazistische Erfindung“. Er verstehe eine Ver¬ 
treibung im Augenblick des Umsturzes, aber nicht durch ein Dekret, 
das sei grausam. 121 Benes versuchte Stränsky für seinen Plan zu gewin¬ 
nen. Die Amerikaner könnten für die Deutschen die Münchener Gren¬ 
ze fordern, wenn die Tschechen keinen eigenen Plan vorlegten und er 
nicht „kühn behaupten“ könne, daß er den Deutschen Autonomie ge¬ 
ben werde. „Über das weitere spreche ich jetzt nicht.“ Die Republik wer¬ 
de in die Länder Böhmen, Mähren und Slowakei und zudem in Gaue 
gegliedert, von denen die Deutschen nur drei erhalten sollten, nämlich 
Reichenberg, Karlsbad und „in Schlesien“. Die Militärs habe er aufge¬ 
fordert aufzuzeichnen, wie sie sich eine strategische Grenze vorstellten. 

119 Ingr an Benes am 8.4.1941. CSNO Nr. 54. 

120 Anmerkung 1 zu CSNO Nr. Nr. 55. 

121 Vermerk Smutnys über eine Besprechung Beness mit Stränsky am 3.4.1941. 

DHCSP I, Nr. 149. 
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Er wisse aber schon jetzt, daß deren Empfehlung nicht zu gebrauchen 
sein werde: Sie würden die Vorverlegung der Grenze bis an den Fuß 
der Gebirge fordern. Festungen müßten aber schnell durch Einheiten 
aus der Umgebung besetzt werden können und deshalb in Gebieten mit 
zuverlässiger, d. h. tschechischer Bevölkerung liegen; an der Grenze 
könne es daneben kleine Festungen geben. Stransky zeigte sich über¬ 
rascht, daß die „Hauptlinie unserer Festungen sich so tief im Landesin- 
nern befand, was ihn mit Beness Plan „stärker versöhnte“. 122 

Offenbar um der Kritik an seinem Plan den Wind aus den Segeln zu 
nehmen, sagte Benes in einem Interview mit einem Korrespondenten 
der holländischen Exilzcitung ,Vrij Nederland': 


Die große Mehrheit der Sudetendeutschen bedauert, was geschehen ist. Wir von 
unserer Seite nehmen in dieser Frage eine sehr reservierte Haltung ein. Wir wissen, 
daß dieses Gebiet wieder zu unserer Republik gehören wird. Wir hoffen, daß die 
Ereignisse selbst Europa zeigen werden, was für eine Lösung nötig ist und wie die 
Welt mit .Henlein' umgehen muß. 123 

Nach Meinung von Roberts stand diese Erklärung im Widerspruch zu 
einer früheren Aussage Beness gegenüber Lockhart: Er sei bereit, „ei¬ 
nen ziemlich großen Teil des Sudetengebiets im Nordwesten aufzuge¬ 
ben und in anderen Teilen dieses Gebiets sogar einen Austausch der 
Bevölkerung zu erwägen“. Lockhart erhielt den Auftrag, Benes zu fra¬ 
gen, ob er seine Meinung geändert habe. 124 Benes erklärte Lockhart, daß 
er von dem Korrespondenten der holländischen Zeitung falsch zitiert 
worden sei, und entwickelte seinen Plan für die Lösung der Minderhei¬ 
tenfragen in der Tschechoslowakei. 

Er sei bereit, sagte Benes, je einen Grenzstreifen in Westböhmen, in 
Nordböhmen und in Tschechisch-Schlesien mit insgesamt rund 900 000 
Deutschen an Deutschland abzutreten. Die rund 291 000 Deutschen 
Südböhmens und Südmährens wolle er gegen Tschechoslowakcn aus- 
tauschen, die gegenwärtig in Österreich lebten. Werde Österreichs Un¬ 
abhängigkeit wiederhergestellt, sei dieses Problem leicht zu lösen. Die 
auf der Karte gestrichelte Linie durchschneidet auch das Glatzer Bek- 
ken und zeigt Beness Wunsch nach einer kleinen Kompensation für die 
territorialen Verluste. Er nehme an, sagte Benes zu Lockhart, daß 
300 000 Deutsche nach dem Sieg der Alliierten nach Deutschland flie- 


122 Vermerk Smutnys über eine Besprechung Beness mit Stransky am 11.4.1941. 
DHCSP I, Nr. 153. 

123 Dem Central Department des Foreign Office war diese Aussage erst aufgcfal- 
len, als ,Dic Zeitung' einen Auszug aus dem Interview nachgedruckt hatte. 

124 Vrij Ncdcrland vom 1.5. und Vermerk Roberts vom 7.5.1941. FO 371/26392, 
C4941/639/12. 
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hen und 400 000 Deutsche, vor allem Sozialdemokraten, für die tsche¬ 
choslowakische Staatsbürgerschaft optieren würden. Die restlichen 
1 100 000 Deutschen würden „ins Reich zurückgeschickt“. An Ungarn 
werde die Tschechoslowakei Landstriche mit 510 000 Magyaren abtre¬ 
ten und die restlichen 200 000 Magyaren gegen in Ungarn lebende Slo¬ 
waken austauschen. Dieser Plan dürfe nicht als definitiv betrachtet wer¬ 
den, betonte Benes. Er erklärte Lockhart, daß er große Schwierigkeiten 
haben werde, seine eigenen Landsleute für die Annahme dieser Vor¬ 
schläge zu gewinnen, doch glaube er, eine Lösung gefunden zu haben, 



Karte 4: Beness Vorstellungen über mögliche Grenzkorrekturen vom Mai 1941 


die helfen könne, alle Minderheitenprobleme in Mittel- und Südosteu¬ 
ropa zu lösen. 125 Nach der Lektüre von Lockharts Bericht äußerte sich 
Roberts zufrieden, daß Benes seine früheren Ideen nicht aufgegeben 
habe. Sie seien zwar schwer zu verwirklichen, böten jedoch „eine staats- 
männische Lösung dieses heiklen Problems“. Mit den Worten „Wir 
werden sehen“ deutete Makins seine Skepsis an, während Abteilungslei¬ 
ter Strang Beness Plan „eine verspätete tschechische Alternative zum 


125 Lockhart an Eden am 22.5.1941. SP, Archivcs of the Columbia Univcrsity 
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Münchener ,Diktat“ nannte. Staatssekretär Cadogan und Eden wurde 
Lockharts Bericht ebenfalls vorgelegt. 126 

Vor dem Politischen Ausschuß des Staatsrats hatte Benes Ende März 
1941 erklärt, daß die Tschechoslowakei sich darum bemühen müsse, 
möglichst wenig Deutsche zu haben. Dabei könne man sich nicht allzu 
sehr auf die Diplomatie verlassen. „Das ist das ordinärste Handwerk.“ 127 
Unter dem Eindruck der einhelligen Kritik des Staatsrats gab Benes sei¬ 
ne Absicht auf, auch auf Karlsbad zu verzichten, hielt aber an der Auf¬ 
gabe Egers fest. 128 Auch von der polnischen Regierung kamen Einwän¬ 
de gegen die Absicht der Tschechen, auf bestimmte Gebiete an der 
Grenze zu Deutschland zu verzichten. 129 

Anfang 1941 warjakschs Optimismus verflogen. In der Januar-Num¬ 
mer eines Organs der Treuegemcinschaft schrieb Jaksch: 

Bedingungslose Loyalität zu einer Regierung, deren Zusammensetzung provisorisch 
ist, zu einer Politik, zu einer Verfassung, deren Inhalt noch niemand kennt, zu 
einer Politik, deren nationalpolitische Ziele im Dunkeln liegen, können nur arm¬ 
selige Werkzeuge heucheln, aber nicht Träger einer historischen Verantwortung. 

Und in einem Leserbrief an den .Manchester Guardian' forderte er eine 
„Provinzregierung im Rahmen der Tschecho-Sudeten-Slowakei oder 
einer weiteren Zentraleuropäischen Föderation“. 130 Auf diese Zuschrift 
reagierte der .Cechosloväk v Anglii' mit einer Kampagne gegen Jaksch 
und seine Politik. Dieser bat daraufhin Benes und einige Minister um 
Hilfe gegen die „Kriegserklärung dieses Blattes“: „Wenn dieser Ton die 
weitere Auseinandersetzung beherrschen sollte, dann sind alle Hoffnun¬ 
gen auf eine gegenwärtige oder spätere Verständigung schon heute be¬ 
graben“. Im .Sozialdemokrat' plädierte Jaksch für eine Verständigung 
zwischen der tschechoslowakischen Regierung und den demokratischen 
Sudetendcutschen. Die Regierung solle den Rufen nach Vergeltung ent¬ 
gegentreten. 

Die beste Sicherheit für die tschechoslowakische Freiheit und Unabhängigkeit ist 
eine gesicherte Demokratie in Deutschland, in Österreich und Ungarn. [...] Wozu 

126 Vermerke von Roberts, Makins, Strang, Cadogan und Eden vom 26.5.-1.6. 
1941. Ebenda. 

127 Firt: Cestou k unoru 211. 

128 Vermerk Smutnys über eine Besprechung mit Stränsky vom 5.6.1941. DHCSP 
I, Nr. 181. 

129 Feierabend: Politicke vzpominky, Bd. 2, 63. — Kfen: Odsun Nemcü 4. — Ders.: 
V emigraci 170. 

130 Bachs/ein: Wenzel Jaksch 251, zitiert Jakschs Beitrag in .Freundschaft“. Hrsg, 
vom Vorstand der Treuegemeinschaft in England sowie den Leserbrief im Man¬ 
chester Guardian vom 12.2.1941. 
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sollte das tschechische Volk auf Freunde verzichten, die es in Budapest und Wien, 
in Reichenberg und Berlin gewinnen kann? 131 


Ende Februar 1941 war Jaksch in einer verzweifelten Stimmung: Trotz 
des positiven Verlaufs der Gespräche im Oktober 1940 mit Benes und 
im November mit den Ministern habe er auf seine Minimalbedingungen 
vom 3. Januar 1941 keine Antwort erhalten. Stattdessen protegierten 
die Tschechen die „Marionettcn-Partei“ Zinncrs. Er werde noch ein „ab¬ 
schließendes Wort“ veröffentlichen, sagte er Ende Februar 1941 zu Ne- 


cas, und sich dann auf eine Farm zurückziehen. 132 Kurz darauf, im März 


1941, schloß er sich der .Union deutscher sozialistischer Organisatio¬ 


nen in Groß-Britannien* an, die von den großen reichsdeutschen sozial¬ 
demokratischen Exilgruppen dominiert wurde. 133 

Am 25. März 1941 empfing Benes die Parteiexekutive der Treuege¬ 
meinschaft und schlug ihr die Aufnahme von Gesprächen über die 
künftige Struktur der tschechoslowakischen Wirtschaft vor. Beide Sei¬ 


ten verabredeten, bis zur Entscheidung über einen Beitritt zum Staats¬ 
rat „parallel und loyal vorzugehen, [...] wobei wir uns einstweilen Frei¬ 
heit in den Ansichten über die weitere Ausgestaltung unserer inneren 
Angelegenheiten nach dem Kriege bewahren wollen“. Kurz darauf er¬ 
zählte Benes Lockhart, daß er in nicht allzu ferner Zukunft doch noch 
mit der Aufnahme sudetendeutscher Vertreter in den Staatsrat und wahr¬ 
scheinlich auch in die Regierung rechne. 134 Im April und Mai begannen 
Benes und Ripka jedoch, öffentlich von der Notwendigkeit „einer or¬ 
ganisierten Anwendung des Grundsatzes des Bevölkerungstransfers“ zu 
sprechen, damit Deutschland in Zukunft nicht mehr „seine nationalen 
Minderheiten für seine pangermanistischen Ziele mißbrauchen“ könne 
und die kleineren mitteleuropäischen Staaten national so homogen wie 
möglich würden. 135 Auf diese Äußerungen bezog sich wohl eine Anfrage 


im Unterhaus, ob Eden wisse, „daß anti-Nazi Sudetendeutsche eine Po¬ 
litik der Rache gegen alle Deutschen in der Tschechoslowakei nach dem 


131 Der Sozialdemokrat vom 28.2.1941. 

132 Vermerk Nccas über eine Besprechung mit Jaksch vom 29.2.1941. CSNO Nr. 51. 

133 Mit dem Gesicht nach Deutschland 134. 

134 Lockhart an Eden am 29.3.1941. FO 371/26392, C3299/639/12. — Benes an 
Jaksch am 9.6.1941. Prinug Wenzel Jaksch - Edvard Benes Nr. 10. 

135 Ripka im April in Manchester (Menschen im Exil 316) und Benes am 23.5. 
1941 in Oxford. Brügel : Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 40. — Ripkas Vor¬ 
trag wurde gedruckt (in: Central European Observer 18 (1941), Nr. 11 vom 
30.5.1941, 130 ff. DDP I/1, 360-363.) und auch im tschechoslowakischen 
Dienst der BBC gesendet, dürfte also die Widerstandsgruppen und die Bevöl¬ 
kerung zu entsprechenden Forderungen zusätzlich ermutigt haben. 
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Fall des Nazi-Regimes fürchten“. 136 In einem Artikel über „Die Proble¬ 
me Mitteleuropas“ fragte Jaksch llipka, wie er Österreich und Ungarn 
für eine mitteleuropäische Föderation gewinnen wolle, wenn er Deut¬ 
sche und Magyaren mit dem Transfer bedrohe. 137 Bei einer Unterredung 
mit Benes sprachen sich am 10. Juni 1941 auch die Vertreter der Zin- 
ner-Gruppe gegen einen „Bevölkerungsaustausch“ aus. 138 


Zusammenhänge 

zwischen den polnischen und tschechoslowakischen 
Annexions- und Vertreibungsplänen 

Die Annexion Ostpreußens und Oberschlesiens und die Vertreibung 
der deutschen Einwohner dieser Gebiete sollten Polen so stärken, daß 
es nach dem Kriege die Rolle eines Partners für Großbritannien und 
Frankreich und eines Bollwerkes gegen Deutschland und einer Barriere 
gegen die Sowjetunion übernehmen könnte. Mit der teilweisen Aus¬ 
siedlung der Sudetendeutschen sollte ein vergleichsweise bescheidenes 
Ziel erreicht werden, nämlich die Schaffung eines tschechischen „Le¬ 
bensraums“, der nicht durch die Separation der Sudetendeutschen be¬ 
droht würde. Die tschechoslowakische Regierung wurde, wenngleich 
widerwillig, durch die Verhandlungen über eine Föderation mit Polen 
auch in die größeren Pläne der polnischen Regierung einbezogen. Diese 
plädierte nicht nur für eine Verkürzung der polnisch-deutschen, son¬ 
dern auch eine Verlängerung der polnisch-tschechoslowakischen Gren¬ 
ze und die Aussiedlung der Sudetendeutschen aus dem schlesisch-mäh¬ 
rischen Grenzgebiet, und zwar ebenso wie der Deutschen aus Preu- 
ßisch-Schlesien. 139 Als der .Zentralausschuß des Heimatwiderstandes' 
Beness Konzeption kritisierte, forderte er eine Abstimmung der Kriegs- 
zicle mit der polnischen Regierung, von der er eine härtere Haltung er¬ 
wartete. 140 Auf der anderen Seite wußte Jaksch, warum er die tschecho- 

136 Frage Price am 16.7.1941. DDP 1/1, 411 f. 

137 Benes-Rede vom 17.5.1941. Czechoslovakia in Postwar F.urope 61. — Brägel: 
Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 40. — Elab. Min. vnitra/IV (Juli 1942). PK 
213. 

138 Briigel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 41. 

139 Vermerk Raczynskis über eine Besprechung mit Benes vom 23.2.1940. PRM 
19/V9. — Vermerk Beness über eine Besprechung mit Raczynski am 23.8. 
1940. Czechoslovak-Polish negotiations Nr. 21. — Kren: V cmigraci 470. 

140 Brandes: Die Tschechen unter deutschem Protektorat, Bd. 1, 182 f. 
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slowakische Regierung vor einer engen Zusammenarbeit mit den Polen 
warnte. 141 Einen gewichtigen Grund für ein enges Bündnis mit der 
Tschechoslowakei sah der Londoner Botschafter Polens in den polni¬ 
schen Annexionsplänen, die Deutschland zum „Todfeind“ Polens ma¬ 
chen würden. Beide Exilregierungen sollten sich bei ihren Forderungen 
gegenüber Deutschland gegenseitig unterstützen. 142 Bei den Föderati¬ 
onsverhandlungen wandten sich Sikorski, Zalcski und Kot gegen Be- 
ness Bereitschaft zu einem eventuellen Verzicht auf das Egerland und 
einige kleinere Grenzgebiete. 143 Die Tschechoslowakei brauche die Su¬ 
detengebiete für die gemeinsame Verteidigung der Konföderation gegen 
Deutschland, schrieb Sikorski an Benes. 144 Aus dem „Kreis um Sikor¬ 
ski“ erfuhr das tschechoslowakische Außenministerium, daß Polen kaum 
in eine Konföderation mit der Tschechoslowakei eintreten könne, „wenn 
in der neuen Tschechoslowakei irgendeine deutsche Minderheit verblei¬ 
be“. 145 Auch die führenden polnischen Sozialisten im Exil vertraten ge¬ 
genüber ihren tschechischen Genossen das Programm ihrer Regierung. 
Aus den neupolnischcn Gebieten bis Kolberg und zur Oder müßten die 
Deutschen vertrieben werden. 146 Nach Beness Meinung widersprachen 
die polnischen Annexionspläne jedoch dem gesunden Menschenver¬ 
stand. 147 

Die Exilregierungen hinkten mit ihren Annexions- und Vertrei¬ 
bungsplänen hinter den Forderungen der polnischen Untergrundpartei¬ 
en bzw. der tschechoslowakischen Widerstandsgruppen her. Einerseits 
versuchten sie sich der Stimmung ihrer Anhänger in der Heimat anzu¬ 
passen, andererseits durften sie der Entwicklung der öffentlichen Mei¬ 
nung im Gastland nicht zu weit vorauseilen. Die Verschärfung der anti¬ 
deutschen Einstellung nicht nur beim Mann auf der Straße, sondern 
wohl auch beim Beamten des Foreign Office bewirkten die deutschen 
Bombenangriffe im Herbst 1940. Der polnischen Regierung schien die 
Gelegenheit günstig, ein Memorandum mit weitreichenden Kriegszielen 
vorzulegen. Das Foreign Office bezeichnete die Münchener Grenze als 
nicht mehr bindend, und Lockhart forderte Benes auf, seine Kriegsziele 
zu formulieren. Anders als sein Vorgänger Chamberlain trat Churchill 


141 Der Sozialdemokrat vom 28.2.1941. 

142 Raczynski an Zalcski am 4.9.1940. PRM 19/10. 

143 Feierabend: Ve vlädc, Bd. 1, 74 ff. — Kren: V cmigraci 470. 

144 Sikorski an Benes am 10.2.1941. Czechoslovak-Polish negotiations Nr. 45. 

145 Bericht vom 9.3.1941. Anmerkung 1 zu Czechoslovak-Polish negotiations Nr. 82. 

146 Bericht von Necas (Januar 1941). DHCSP I, Nr. 129. 

147 Lockhart an Eden über eine Besprechung mit Benes vom 12.1.1941. FO 371/ 
26376, C508/6/12. 
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schon am 12. Dezember 1940 in einem Gespräch mit seinem Privatse¬ 
kretär John Colville für die Abtretung bestimmter Gebiete von Preußen 
ein und fuhr fort: „[...] exchanges of population would have to take 
place on the lines of that so successfully achieved by Greece and Tur¬ 
key after the First World War.“ 1 '’ 8 Wie weit verbreitet die Überzeugung 
von der Notwendigkeit war, homogenere Nationalstaaten zu schaffen, 
zeigt das weithin diskutierte Memorandum über die „Zukunft Deutsch¬ 
lands“, das die 1931 gegründete Forschungsgruppc .Political and Eco¬ 
nomic Planning“, die von mehr als hundert Industriellen, Gewerkschaf¬ 
tern, Regierungsbeamten, Universitätslehrern usw. beraten wurde, am 
1. Juli 1941 veröffentlichte. Selbst in diesem insgesamt maßvollen Me¬ 
morandum empfehlen die Verfasser den Transfer deutscher Grcnz-Min- 
derheiten, „um künftige Spannungen zu minimieren“. 149 


148 

149 


DDP 1/1, 255 f. 

DDP 1/1, 389-404, hier 386. 






III. 


VON DER ATLANTIK-CHARTA BIS ZUR 
ANNULLIERUNG DES MÜNCHENER ABKOMMENS 


Die Reaktion 

der polnischen und der tschechoslowakischen Regierung 

auf die Atlantik-Charta 

Am 12. August 1941 gaben Roosevelt und Churchill eine gemeinsame 
Erklärung über ihre Kriegsziele ab, deren zweiter Grundsatz den Vor¬ 
stellungen der polnischen und tschechoslowakischen Exilregierung wi¬ 
dersprach. Dieser lautete: „Second, they desire to see no territorial 
changes that do not accord with the freely expressed wishes of the 
pcoples concerned.“ Roosevelt hatte Churchill sogar darauf festlegen 
wollen, gegenüber den Exilregierungen „keine Verpflichtungen in bezug 
auf Territorien, Bevölkerungen oder Wirtschaft für den Nachkriegsfric- 
den“ einzugehen, und vorgeschlagen, diese Absprache auch der Öf¬ 
fentlichkeit mitzuteilen. Er habe „das törichte Gerücht“ (the crazy Sto¬ 
ry) vernommen, daß Churchill die Wiederherstellung Jugoslawiens und 
die Übergabe Triests an diesen Staat versprochen habe. Dabei könne es 
doch ratsam sein, „die Kroaten von den Kehlen der Serben und umge¬ 
kehrt fernzuhalten“, was auch für Tschechen und Slowaken, Flamen 
und Wallonen gelten könnte. Diese Fragen müßten seines Erachtens 
durch Plebiszite gelöst werden.' Die britische Regierung spielte ihre 
Zusage vom März 1941, die Grenze zu Italien zugunsten Jugoslawiens 
zu revidieren, zu einem Diskussionsangebot über die Zugehörigkeit 
Istriens herunter und lehnte es ab, sich öffentlich zum Grundsatz der 
Enthaltsamkeit in Nachkriegsfragen zu bekennen, da eine solche Erklä¬ 
rung die Bevölkerung der besetzten Staaten entmutigen würde. 1 2 

Das Foreign Office bereitete ein interalliiertes Treffen vor, bei dem 
sich auch die Exilregierungen für die Atlantik-Charta aussprechen soll¬ 
ten, doch statt Zustimmungserklärungen erhielt das Foreign Office kri- 

1 Roosevelt an Churchill am 14.7.1941. FRUS 1941 I, 342. 

2 Vermerke von VVclles über eine Besprechung mit Cadogan vom 9. und über eine 
Besprechung Roosevelts mit Churchill vom 10.8.1941. FRUS 1941 I, 345 ff. 
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tische Stellungnahmen, Die polnische Regierung sah bei einer strikten 
Anwendung der Charta ihren Anspruch auf Ostpreußen und Danzig ge¬ 
fährdet. Bei der Grenzziehung sollten nicht nur ethnische, sondern auch 
strategische und wirtschaftliche Gesichtspunkte beachtet werden. Die 
Charta müsse im Sinne der „fundamentalen und vitalen Interessen“ Po¬ 
lens interpretiert werden. Sie diene wahrscheinlich der Propaganda in den 
USA und gegenüber Deutschland, dürfe aber nicht die Moral der un¬ 
terdrückten Völker unterminieren. Eden antwortete, daß Churchill und 
Roosevelt bei der Abfassung der Charta wohl nicht an die Grenzen Po¬ 
lens gedacht hätten. 3 Raczyriski, der jugoslawische Außenminister Nin- 
cic und Masaryk verabredeten, in ihren Reden die Charta in ihrem Sinn 
auszulegen und weitergehende Vorbehalte in Briefen an das Foreign 
Office unterzubringen. Raczyhskis Redeentwurf enthielt das Verlangen 
nach Reparationen und Stärkung der strategischen Position Polens. Dar¬ 
über hinaus bat die polnische Regierung um eine schriftliche Zusage, 
daß der zweite Grundsatz der Charta nicht zu streng angewandt werden 
und besonders die alliierten, befreundeten und neutralen Nationen schüt¬ 
zen solle. Die polnischen Grenzen sollten nach dem Kriege keinesfalls 
ein weniger wichtiges Territorium umfassen als vor dem Kriege und „Po¬ 
lens Lebensbedürfnis nach einem breiten, gegen ausländische Einmi¬ 
schung genügend geschützten Zugang zum Meer und seine wirtschaftli¬ 
chen Erfordernisse entsprechend seiner Bevölkerungszahl sichern“. 4 An 
die amerikanische Regierung schrieben die Polen, daß der zweite Grund¬ 
satz Niedergeschlagenheit hervorgerufen habe, da er wirtschaftliche und 
strategische Gesichtspunkte außer acht lasse. Unter strategischer Sicher¬ 
heit verstehe die polnische Regierung die Auflösung der deutschen En¬ 
klave in Ostpreußen. Der US-Gesandte Biddle meldete nach Washing¬ 
ton, daß die Polen die Deutschen aus Ostpreußen vertreiben wollten. 5 
Da es den Jugoslawen vor allem um die Befreiung der Slowenen von 
italienischer Herrschaft ging, konnten sie die Atlantik-Charta leichter 
akzeptieren als die Polen und Tschechen. 6 

3 Eden über eine Besprechung mit Raczyriski an Donner vom 18.8.1941. FO 371/ 
26758, C9279/3226/55. Abgedruckt in DDP 1/1, 441-443. — Sikorski an Chur¬ 
chill am 21.8.1941. A 12.49/WB/5. 

4 Raczyriski an Eden am 25.8.1941. FO 371/26775, C9563/5996/55. Abgedruckt 
in DDP 1/1, 448 f. — Vermerke Raczyriskis über eine Besprechung mit Cadogan 
am 22. und 26.8.1941. A 12.49/WB/5. — Prafynowska: Britain and Poland 92f. 

5 Biddle an Secretary of State am 12.9.1941. (Siehe auch DDP 1/2, 30-33). — 
Ciechanowski an Hüll am 10.11.1941. FRUS 1941 1, 373 ff. und 259 f. 

6 Vermerk Cadogans über eine Besprechung mit Nincic vom 21.8.1941. FO 371/ 
30210,117920/73/92. — Subotic an Eden am 7.9.1941. FO 371/26423, C10261/ 
14/62. 
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Nach Masaryks Aussage fragten sich viele Tschechen - die Widerstands¬ 
bewegung hatte auch ihre Unzufriedenheit geäußert -, ob es denn neue 
„Henlein-Plebiszite“ geben solle. Die tschechoslowakische Regierung 
schickte dem Foreign Office entsprechend der Absprache mit der pol¬ 
nischen und jugoslawischen Regierung eine eigene Interpretation der 
Atlantik-Charta. Deren Grundsätze sollten in den verschiedenen Teilen 
Europas unterschiedlich angewandt werden, um besonders Deutschlands 
Nachbarn verteidigungsfähige Grenzen zu gewähren. Die seit dem Sep¬ 
tember 1938 von Deutschland verletzten Interessen und souveränen 
Rechte der Tschechoslowakischen Republik seien wiederherzustellen. 7 

Da dem Foreign Office Sikorskis Position durch den polnisch-sowje¬ 
tischen Vertrag vom 31. Juli 1941, in dem die polnische Regierung ihre 
Forderung nach Anerkennung des Status quo vor Kriegsbeginn nicht 
hatte durchsetzen können, durch einen ,Times‘-Artikel über den er¬ 
warteten dominierenden Einfluß Rußlands in Osteuropa und nun die 
Atlantik-Charta erschüttert schien 8 , erklärte Eden in einer öffentlichen 
Rede, daß die Prinzipien der Atlantik-Charta „jeglichen Gedanken an 


Hegemonie oder Zonen einer Führerschaft, ob im Westen oder Osten, 
ausschließen“. Nach dem Kriege werde Polen ebenso wie die Türkei in 
den internationalen Beziehungen eine wichtige Rolle spielen. 9 Im 
Foreign Office wurde auch erwogen, ob Eden nicht in seiner Rede 
beim interalliierten Treffen versichern könne, daß seine Regierung in 
der Atlantik-Charta kein Hindernis für eine gerechte Grenzregelung se¬ 
he und sich bei ihrer Anwendung nicht von den Bevölkerungsverschie¬ 
bungen beeinflussen lassen werde, die Deutschland während des Krie¬ 
ges vornehme. Da eine solche Interpretation aber mit der USA hätte 
abgesprochen werden müssen, entschied Eden, daß die Exilregierungen 
öffentlich vortragen sollten, was sie zu sagen hätten, und Großbritanni¬ 
en diese Aussagen einfach zur Kenntnis nehmen werde. Das polni- 
scherseits vorgeschlagene Schreiben wurde abgelehnt und Masaryk zur 
Rücknahme seines Briefes überredet. 10 Daraufhin verschärften die pol- 


7 Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Masaryk am 27. und die 
tschechoslowakische Regierung an das Foreign Office am 29.8.1941. Ebenda 
C9647, 9697. — Krajina an Drtina am 22.8.1941. T-77, R 1050. 

8 Brandes: Großbritannien und seine osteuropäischen Alliierten 155-161. 

9 Vermerk Strangs vom 20.11.1941. FO 371/26760, CI 1801/3226/55. 

10 Vermerke von Roberts und Sargent vom 14.9.1941, Makins an Dormer über 
eine Besprechung Strangs mit Raczynski vom 4.9.1941. FO 371/26775, C9563, 
9994/5996/55. — Vermerke von Makins vom 15., 16., 19.9.1941. FO 371/ 
26434, C10382, 10426/14/62. — Vermerke von Roberts, Makins, Strang und 
Cadogan vom 29.8.1941. — Memorandum von Roberts mit Vermerk Sargents 
vom 14.9.1941. DDP 1/1, 456-459 und 471-474. 
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lösche und die tschechoslowakische Regierung ihre Erklärungen auf 
dem interalliierten Treffen vom 24. September 1941. In einer gemein¬ 
samen Deklaration verlangten sie „nicht nur die völlige präventive Zer¬ 
störung der Mittel, die Deutschland in Zukunft bei einem weiteren Ver¬ 
such benutzen könnte, seine aggressiven Pläne zu verwirklichen, son¬ 
dern auch die Gewährung effektiver politischer und materieller Garan¬ 
tien“ sowie Hilfe beim Wiederaufbau der Nachbarstaaten Deutsch¬ 
lands." 


Die De-iure-Anerkennung 
der tschechoslowakischen Regierung 

Churchill plädierte am 20. April 1941 dafür, die Tschechoslowakei eben¬ 
so anzuerkennen wie Polen, doch sei er in beiden Fällen nicht bereit, 
sich auf bestimmte Grenzen festzulegen. Roberts widersprach außerdem 
einer eventuellen Zustimmung zu Beness These von der Rechtskontinui¬ 
tät und zur Forderung nach Jurisdiktion der tschechoslowakischen Re¬ 
gierung über die Sudetendeutschen. Die rechtliche und tatsächliche La¬ 
ge sprächen zwar gegen die Anerkennung, meinte Strang, doch träten 
Churchill und Eden offenbar für einen „Vertrauensbeweis“ (act of faith) 
gegenüber den Tschechen ein. Was immer man vom Münchener Abkom¬ 
men halten möge, er sei nicht bereit, sich „heute auf die Vormünchener 
Grenzen der Tschechoslowakei zu verpflichten“, schloß F^den die Dis¬ 
kussion. 12 

Nach dem deutschen Angriff auf die Sowjetunion forderte Benes, daß 
die britische Regierung der erwarteten De-jure-Anerkennung durch die 
Sowjetunion zuvorkommen sollte. Das Foreign Office versuchte jedoch 
mit einem Schritt unterhalb der definitiven Anerkennung, gegen die sich 
Südafrika und Australien gewandt hatten, auszukommen. Zwischen den 
Regierungen sollten „diplomatische Vertreter“, aber ohne Beglaubi¬ 
gungsschreiben ausgetauscht, das Attribut „provisorisch“ stillschwei¬ 
gend fallengelassen, aber die britischen Vorbehalte in den Fragen der 
Grenzen, der Rechtskontinuität und der sudetendeutschen Emigranten 
aufrechterhalten werden. Zugleich setzte sich das Foreign Office beim 

11 Intcr-Allied Meeting. Report of Proceedings. London 1941. DASIP, Posl. Lo. 
41/2. — DDP I/1, 479-482. — Tyrell: Großbritannien und die Deutschland- 
planung der Alliierten 47 f. 

12 Churchill an Eden am 20., Vermerke von Roberts, Strang und Eden vom 22.- 
25.4.1940. PREM 3/114/3A. 
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State Department für „eine Portion Anerkennung“ ein. 13 Am 6. Juli 
spielte Benes die sowjetische Karte aus: Die tschechischen Rundfunk¬ 
sendungen aus Moskau seien geschickt gemacht. Pika, der tschechoslo¬ 
wakische Militärattache, habe schon das Angebot bekommen, eine mi¬ 
litärische Einheit aufzustellen. Es bestehe die Gefahr, daß sich die Be¬ 
völkerung zu Hause in ein pro-russisches und ein pro-angloamerikani- 
sches Lager spalte. Lockhart ergänzte: Man müsse die Möglichkeit ein- 
kalkulicren, daß Rußland dem deutschen Angriff standhaltc, was die 
europäischen Völker und besonders die Tschechen als Wendepunkt des 
Krieges und als Sieg Rußlands betrachten würden. In einem solchen 
Fall könnte die „synchronisierte nationale Revolte“, die Großbritannien 
zu initiieren hoffe, unter einer andersartigen Führung und mit ganz an¬ 
deren Zielen ausbrechcn. 14 

Der sowjetische Botschafter Majskij hatte dem Foreign Office am 
4. Juli 1941 mitgcteilt, daß die Sowjetunion für die Wiederherstellung 
des tschechoslowakischen, polnischen und jugoslawischen Staates ein¬ 
trete. 15 Benes erzählte Lockhart, daß Majskij ihm neben der Anerken¬ 
nung von Staatspräsident und Regierung auch die Bestätigung der 
Rechtskontinuität und der Grenzen der Vormünchener Republik zuge¬ 
sagt habe. Im Foreign Office kam anscheinend niemand auf den Ge¬ 
danken, Bcness Behauptungen zu überprüfen. In Wirklichkeit hatte Maj¬ 
skij nur den letzten beiden Aussagen Bcness nicht widersprochen und 
sich dabei auf das Fehlen genauer Instruktionen berufen. 16 

Am 14. Juli 1941 entschied sich das Kriegskabinett auf Antrag Edens 
für die volle Anerkennung der tschechoslowakischen Regierung und gab 
damit dem Drängen Lockharts nach, mit der sowjetischen Politik Schritt 
zu halten, während Roberts weiterhin Skepsis gezeigt hatte. 17 Zwei Tage 
darauf erhielt Benes Majskijs Vertragsentwurf, dem er sofort zustimm¬ 
te: Beide Regierungen beschlossen, Gesandte auszutauschen, sich ge- 


13 Memorandum des Foreign Office vom 1. und Vermerk von Roberts vom 14.7. 
1941. FO 371/26394, C7263, 7977/1320/12. — Lockhart an Eden am 26.6. 
mit Vermerken von Eden und Roberts vom 3.-6.7.1941. FO 371/26410, C7140/ 
7140/12. 

14 Lockhart an Eden am 7.7.1941. FO 371/26394, C7511/1320/12. 

15 Eden an Cripps am 4.7.1941. FO 371/26755, C7421/3226/55. 

16 Lockhart an Eden am 9.7.1941. FO 371/26410, C7680/7140/12. — Vermerke 
Smutnys vom 10., 12. und 18.7.1941. DHCSP I, Nr. 196, 198, 204. — Vermerk 
Bcness über eine Besprechung mit Majskij vom 8.7.1941. DMDCSSV Nr. 76. 

17 Lockhart an Strang am 11.7.1941. FO 371/26410. — Vermerk (Roberts) vom 
14.7.1941. FO 371/26394, C7977/1320/12. — War Cabinet Conclusion vom 
14.7.1941. CAB 65/19. 
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genseitige Hilfe gegen Hitler-Deutschland zu leisten und tschechoslo¬ 
wakische Einheiten auf sowjetischem Boden aufzustellen. 18 

Die Unterzeichnung des Abkommens mit der Sowjetunion verschob 
Benes auf den 18. Juli, um den Briten Gelegenheit zu geben, mit den 
Sowjets gleichzuziehen. Mittags wurde das Abkommen mit der Sowjet¬ 
union unterschrieben, nachmittags erhielt Masaryk das Schreiben des Fo¬ 
reign Office, in dem die tschechoslowakische den anderen Exilregierun¬ 
gen gleichgestellt wurde, die Vorbehalte in den Fragen der Grenzen und 
der Rechtskontinuität wiederholt und die Jurisdiktion der Exilregierung 
über bestimmte Kategorien ehemaliger tschechoslowakischer Staatsbür¬ 
ger solange suspendiert wurde, wie die Verhandlungen mit bestimmten 
sudetendeutschen Führern nicht abgeschlossen seien. Mit Jaksch, der 
nur 10 Prozent der Sudetendeutschen vertrete, führe er keine Verhand¬ 
lungen, und wer nicht in der tschechoslowakischen Armee diene, sei für 
ihn ein Reichsdeutscher, ließ Benes daraufhin dem Foreign Office mit- 
teilcn. Auf sein Verlangen wurde die letzte Einschränkung aus dem An¬ 
erkennungsschreiben herausgenommen und in einem gesonderten Brief 
untergebracht, so daß Benes sie vor dem Staatsrat geheimhalten konn¬ 
te. 19 Als Benes aber im Rundfunk bekanntgeben wollte, daß die britische 
und sowjetische Anerkennung bedeuteten, daß die Sudetengebiete und 
Karpatenrußland der Republik zurückgegeben und die slowakisch-unga¬ 
rische Grenze revidiert würden, ließ das Foreign Office diese Passagen 
streichen. 20 Die amerikanische Regierung schloß sich am 30. Juli 1941 
dem britischen Vorgehen einschließlich der drei Vorbehalte an. 21 


Das Scheitern der sudetendeutschen Beteiligung am Staatsrat 

Nach der Beendigung der ersten Amtsperiode des Staatsrats am 15. Juli 
1941 22 machte sich die Partei-Exekutive der .Treuegemeinschaft sude¬ 
tendeutscher Sozialdemokraten' erneut Hoffnung auf die Aufnahme 

18 Abkommen vom 18.7.1941. Be/ief: Sest let 458. — Vermerk Smutnys vom 16.7. 
1941. DHCSP I, Nr. 203. 

19 Eden an Benes am 18.7.1941. FO 371/26394, C7992/1320/12. — Vermerke 
Smutnys vom 18., 23. und 20.7.1941. DHCSP I, Nr. 204, 209, 211. 

20 Vermerk Smutnys vom 27.7.1941. DHCSP I, Nr. 210. — Manuskript Bcness 
vom 26.7.1941. PK 16, 122ff. — Vermerk von Roberts vom 26.7.1941. FO 
371/26394, C8436/1320/12. 

21 Roosevelt an Benes am 30.7.1941. FRUS 1941, II, 32f. 

22 Feierabend: Vzpommky, Bd. 2, 166. 
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ihrer Vertreter in dieses Ersatz-Parlament. Benes aber erhöhte, durch 
die De-iure-Anerkennung seiner Regierung gestärkt, die Hürden für den 
Eintritt. Er werde keinerlei Vorbehalte, Bedingungen oder Erklärungen 
akzeptieren. Erst wenn die Treuegemeinschaft sich vorbehaltlos für die 
Tschechoslowakische Republik ausgesprochen habe, erklärte er Jaksch 
und Genossen am 30. Juli 1941, könne über ihre Forderungen gespro¬ 
chen werden. Dann werde er mit ihnen auch über den Bevölkerungs¬ 
transfer reden, zu dem es kommen müsse. 23 Zur gleichen Zeit erschien 
in der Zeitschrift ,The Fortnightly Review' ein regierungsoffizieller Ar¬ 
tikel über die tschechoslowakischen Kriegsziele, in dem die Verringe¬ 
rung der Minderheiten durch „Änderung von Grenzen und den Trans¬ 
fer von Bevölkerungen“ anvisiert wurde. 24 Trotz dieses Artikels habe er 
die Hoffnung auf eine Besinnung der tschechischen Politiker noch nicht 
aufgegeben, teilte Jaksch den Mitgliedern der Exilpartei mit. 25 Und an 
Ernst Paul schrieb er, daß er sich der tschechoslowakischen Regierung 
nicht bedingungslos unterwerfen werde: „Wir werden keine Politik ma¬ 
chen, welche uns in dauernden Gegensatz zu den wirtschaftlichen, so¬ 
zialen und kulturellen Interessen der Mehrheit der Sudetenbevölkerung 
bringt.“ Wenn ihm die Partei in England und Schweden nicht folge, 
werde er lieber zurücktreten, als „den Schatz des heimatlichen Vertrau¬ 
ens gegen das Kupfergeld der Emigrationspolitik einzuwechseln“. 26 Auf 
der Sitzung der Partei-Exekutive am 9. August 1941 berichtete Jaksch, 
daß ihm Ripka zugeredet habe, in den ,Staatsrat' einzutreten. Jaksch 
schlug folgende Verhandlungsbasis vor: 

Wir streben eine Lösung an, welche Aussicht hat, die freiwillige Billigung der Mehr¬ 
heit der sudetendeutschen Bevölkerung zu finden. - Die ideale Lösung in unserem 
Sinn ist in der Deklaration [von Holmhurst] niedergelcgt. 

In der anschließenden Debatte wurde Wert darauf gelegt, daß die Treue¬ 
gemeinschaft beim Eintritt in den Staatsrat eine solche Erklärung abge¬ 
ben und auch der Heimat zur Kenntnis bringen könne. Die Partei-Exe¬ 
kutive verabschiedete auch „Grundsätze“ für ein Memorandum, an die 
sich Jaksch aber nur zum Teil hielt, als er an das Foreign Office und Be¬ 
nes unterschiedliche Versionen schickte. Jaksch begrüßte im Sozialde¬ 
mokrat' die Atlantik-Charta und besonders deren Punkt 2 - keine Ge- 


23 Vermerk Smutnys vom 31.7.1941. DHCSP I, Nr. 212. 

24 Abgedruckt in: Menschen im Exil 317 f. 

25 Rundschreiben Jakschs vom 8.8.1941. Zitiert in Elab. Min. vnitra/lV (Juli 
1942). PK 213. 

26 Bachstein: Wenzel Jaksch 254, zitiert ein Schreiben Jakschs an Paul vom 4.8. 
1941. 
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bietsveränderungen ohne Zustimmung der betroffenen Bevölkerung als 
„Absage an das vielgepriesene Mittel des Bevölkerungstransfers“ und als 
„eine ausgezeichnete Grundlage für eine Vertragslösung zwischen Tsche¬ 
chen und Sudetendeutschen“ 27 , zog es aber vor, diesen Punkt in seinen 
Denkschriften nicht direkt zu erwähnen. Für die Landeskonferenz am 
28. September 1941 hatte Jaksch eine Diskussionsgrundlage unter dem 
T itel „Unsere Konzeption“ vorbereitet, die er dem Foreign Office über¬ 
gab und über die er mit Benes diskutieren wollte: 

In staatspolitischer Hinsicht werden wir unsere Bereitschaft aussprechen im Sinne 
des Punkt 2 der Deklaration Churchill-Roosevelt, Jur den Wiederaufbau eines gemeinsamen 
Staates der Tschechoslowakei! und Sudetendeutschen %u optieren und %}var, soweit Böhmen 
und Mähren in Frage kommen, im Rahmen der unveränderten historischen Grenzen. Da¬ 
bei werden wir anssprechen, daß wir eine rundpolitische [sic] Vertragslösung anstreben , welche 
Aussicht hat, von einer Mehrheit der Sudetendeutschen freiwillig als Grundlage dauernden 
gleichberechtigten Zusammenlebens angenommen %// werden. [...] Wir werden den Stand¬ 
punkt vertreten, daß die künftige Rechtsposition der Sudetendeutschen auf den Opfern be¬ 
gründet werden muß, die von den demokratischen Kräften im Kampf gegen den 
Nationalsozialismus gebracht werden. Die Behandlung von Verfassungsfragen be¬ 
halten wir uns für den 'Zeitpunkt vor, bis unsere Heimatbewegung frei da%n Stellung nehmen 
kann. 2 * 


An die Arbeiterschaft werde die Treuegemeinschaft appellieren, 

am Tage der europäischen Erhebung gegen Hitler Schulter an Schulter mit dem 
tschechischen Volke zu kämpfen und so einen revolutionären Beitrag zur Einlei¬ 
tung einer neuen Ära übernationaler Zusammenarbeit in Zentraleuropa zu leisten. 


Die Partei fühle sich „stark genug, die Lage im Sudetengebiet verhältnismäßig 
rasch %u konsolidieren“. Sie verlange „freie Hand“ für die Reinigung der au¬ 
tonomen Selbstverwaltung, die Demokratisierung des Schulwesens, die 
Abrechnung mit den Nazi-Terroristen und „genügend Einfluß der deutschen 
Revolutionspartei auf die staatliche Ziviladministration und auf die Poli^eigewa/l , 
um ihre Reinigungsaufgabe durchführen zu können.“ Die Partei werde 
ihre Mitarbeit „zur Überwindung chaotischer Verhältnisse“ anbieten, 
und zwar durch die „sofortige Reaktivierung der freien Gewerkschaften und 
Konsumgenossenschaften“, die „ Einsetzung einer provisorischen Wirtschafts¬ 
verwaltung für den sofort zu enteignenden Sektor der nationalsozialistischen 
Kriegswirtschaft in unserem Siedlungsgebiet“, die „Schaffung von Industrie- 
Syndikaten auf gemischtwirtschaftlicher Basis “ die entsprechend dem „natio- 


27 Der Sozialdemokrat vom 10.9.1941. 

28 Jaksch an Benes mit Memorandum „Unsere Konzeption“ vom 11.9.1941. 
CSNO Nr. 65. Englische Übersetzung in FO 26392, CI 0421 /639/12. — Pro¬ 
tokoll der Sitzung der Partei-Exekutive am 9.8.1941. SDA, NJ Z-l22-125. Her¬ 
vorhebungen im Original. 
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nalen Schlüssel“ der Arbeiter und Angestellten zusammenzusetzen sei, 
und die weitgehende „ Dezentralisierung der Wirtschaftsverwaltung in dem de¬ 
finitivem System einer gesamtstaatlich organisierten Planwirtschaft“. Nach einer 
politischen Einigung mit der tschechoslowakischen Regierung werde die 
Treuegemeinschaft ihre in Großbritannien lebenden wehrfähigen Mit¬ 
glieder auffordern, sich freiwillig zur tschechoslowakischen Armee zu 
melden. Dabei setze sie voraus, daß die demokratischen Deutschen nicht 
von der Exilverwaltung ferngehalten würden, und daß „insbesondere qua¬ 
lifizierte Experten unserer Partei Z" der Vorbereitung der wirtschaftlichen, sozia¬ 
len und staatsrechtlichen Nachkriegslösungen herangezogen werden “ 29 

Den Punkt 6 der „Grundsätze“, nämlich „Ablehnung jedes zwangs¬ 
weisen Bevölkerungstransfers“, den die Partei-Exekutive unter dem Ein¬ 
druck der Besprechung mit Benes und des erwähnten regierungsoffizi¬ 
ellen Artikels formuliert hatte, hatte Jaksch nicht in die „Konzeption“ 
übernommen, da er persönlich weiterhin die Auflösung der deutschen 
Sprachinseln in tschechischem Gebiet akzeptierte. Auf die Idee einer 
Aussiedlung der Sudetendeutschen nach Deutschland könne jedoch kein 
Sudetenführer auch nur für einen Moment eingchen, erklärte er im Fo¬ 
reign Office. Während Jaksch sich optimistisch über die Verhandlungs¬ 
aussichten äußerte, war Roberts skeptisch, da er sich an Lockharts Be¬ 
richt vom 22. Mai 1941 erinnerte. 30 Benes konnte in der Aussage der 
„Konzeption“, daß Nazi-Terroristen durch Revolutionsgerichte abzu¬ 
urteilen und Sudetendeutsche „bei aktiver Mitschuld“ in Arbeitslager zu 
überführen seien, wobei ihnen die politischen Rechte entzogen werden 
sollten, als Andeutung einer Zustimmung zur Aussiedlung von Nazis 
verstehen. 31 Diese Andeutung wird deutlicher in der Formulierung einer 
anderen Version der „Konzeption“, die Prinz auf den 11. September, 
Vondrovä aber auf den Februar 1942 datiert, wo es heißt: „Mitglieder 
nationalsozialistischer Organisationen, welche nicht mit Blutschuld be¬ 
lastet sind, werden als Kriegsgefangene behandelt und in Zwangsar¬ 
beitsformationen eingereiht.“ 32 In der ersten Version spricht Jaksch von 

29 Alle Zitate: ebenda. Hervorhebungen im Original. 

30 Vermerk von Makins über eine Besprechung mit Jaksch am 4. mit Vermerk von 
Roberts vom 10.9.1941. FO 371/26392, CI 0002/639/12. — Vermerk von Ma¬ 
kins über eine Besprechung mit Jaksch am 11.9.1941. FO 371/30834, C1057/ 
326/12. 

31 Jaksch an Benes mit Memorandum „Unsere Konzeption“ vom 11.9.1941. 

CSNO Nr. 65. Englische Übersetzung in FO 26392, C10421 /639/12. Pro¬ 

tokoll der Sitzung der Partei-Exekutive am 9.8.1941. SDA, NJ Z-122-125. 

32 Memorandum Jakschs „Unsere Konzeption“ (11.9.1941 oder Februar 1942). — 
Prinz■ Wenzel Jaksch - Edvard Benes Nr. 11 bzw. CSNO (Hrsg, von Jitka Von- 
drovä) 65, besonders Anmerkung 2. 
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einer möglichen Schließung von Sekundarschulen und Universitäten, 
bis eine demokratisch erzogene Lehrerschaft zur Verfügung stehe, Be¬ 
nes gegenüber aber von der Schließung der deutschen Hochschulen, bis 
über ihren Standort entschieden sei - ein Hinweis auf den Verzicht auf 
die deutschen Sprachinseln.- 13 

In dieser Version taucht weder die von der Exekutive verabschiedete 
„Verhandlungsbasis“ noch die Atlantik-Charta auf, vielmehr bezieht 
sich Jaksch auf Beness Vorstellungen eines „Kompromisses zwischen 
Ost und West“, einer „Politik der europäischen Synthese“ und spricht 
von der „Form des kooperativen Sozialismus, welche eine Synthese zwi¬ 
schen den kollektivistischen Möglichkeiten und individualistischen Ten¬ 
denzen der modernen Gesellschaft darstellt“. Benes verspricht er auch 
keinen Appell an die sudetendeutschen Arbeiter. Aus den Richtlinien 
der Exekutive übernimmt er aber den Anspruch der Sozialdemokraten 
auf die Führung der sudetendeutschen Bevölkerung nach dem Kriege. 
Aus eigener Kraft wollten sie die „De-facto-Anerkennung als die Partei 
der sudetendeutschen Revolution“ erringen. Die Selbstverwaltung der 
Gemeinden und Bezirke solle anerkannten Gegnern des nationalsoziali¬ 
stischen Regimes übertragen und die Polizei aus Angehörigen der Re¬ 
publikanischen Wehr' zusammengesetzt werden. 34 

Besonders die spätere Version der „Konzeption“ unterscheidet sich 
von der Holmhurster Erklärung von 1940. Benes war es gelungen, die 
Partei von der nationalpolitischen Zielsetzung auf ein sozialistisches 
Programm abzudrängen. Die Partei wiederum hoffte, durch die Unter¬ 
stützung von Beness innenpolitischen Plänen die nationale Frage zu 
entschärfen. Wenn Jaksch die sozialistischen Ziele herausstellte, dachte 
er aber sicherlich auch an die Konkurrenz der Zinner-Gruppe. Zinner 
und Lenk, die nicht davor zurückschreckten, den „Volkssozialismus“ 
und „Nationalsozialismus“, Henlein und Jaksch gleichzusetzen, Jaksch 
als „unehrlichen Menschen“ zu diffamieren und zu verdächtigen, mit sei¬ 
ner Zustimmung zur innerstaatlichen Umsiedlung auf die Abtrennung 
der sudetendeutschen Gebiete hinzuarbeiten, während sie ihrerseits jede 
Zwangsumsiedlung ablehnten. 35 


33 Memorandum Jakschs „Unsere Konzeption“ (vom 11.9.1941). CSNO Nr. 65. 
Englische Übersetzung in FO 371/26392, C10002, 10421/639/12. — Jaksch 
an Benes (vom 11.9.1941 oder Februar 1942). Prinz: Wenzel Jaksch - Edvard 
Benes Nr. 11. 

34 Ebenda. 

35 Vermerk Drtinas über eine Besprechung mit Zinner und Lenk vom 15.9.1941. 
BA IV/31, 60 ff. — Brüget: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 41 f. 
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Anfang August 1941 hatte Ingr die ,Nationalverteidigung' gebeten, 
eventuell mit anderen „Volksteilen“ eine neue Stellungnahme zur su¬ 
detendeutschen Frage, und zwar vor allem zur Frage von Grenzkorrektu¬ 
ren und Bevölkerungsverschiebungen zu formulieren. Eine solche 
Stellungnahme sei wichtig für die Verhandlungen, zu denen es in abseh¬ 
barer Zeit kommen werde. 16 Der .Zentralausschuß des Heimatwider¬ 
standes' antwortete: 

Nach allgemeiner Überzeugung des Volkes muß die CSR in den historischen 
Grenzen erneuert und müssen die Deutschen vertrieben werden. Unser Programm 
sicht vor, die Maßnahmen gegen die Deutschen im Rahmen der Bestrafung von 
Schuldigen und Verrätern, der Wiedergutmachung von Unrecht und Schäden und 
von sozialökonomischen Reformen und nicht als nationale Repressionen durchzu¬ 
führen. Eine Verringerung der Zahl der Deutschen bei uns ist nötig, der Bevölke¬ 
rungsaustausch erwünscht, aber ohne Gebietsvcrlust. Bei der konkreten Beschrei¬ 
bung der Grenzkorrekturen, die strategisch begründet werden müssen, müssen wir 
ebenso weit wie andere gehen. 

Die künftigen Grenzen seien strategisch zu begründen, die Korrekturen 
mit den Ansprüchen Polens auf Ostpreußen und Oberschlesien, der 
westlichen Staaten auf das Rheinland bzw. der übrigen Nachbarn Un¬ 
garns abzustimmen. Schließlich fragte der .Zentralausschuß des Hei¬ 
matwiderstandes': „Wird es zu einer Wiedergeburt der Lausitzer Sorben 
kommen oder kann man nicht wenigstens mit ihrem Austausch gegen 
Deutsche rechnen?“ 37 

Drtina unterrichtete das führende Mitglied des ,Zentralausschusses 
des Heimatwiderstandes' Krajina, daß „vielleicht“ im Herbst Deutsche 
in den Staatsrat eintreten würden. Bedingung sei eine Einigung der 
,Treuegemeinschaft' mit der Zinner-Gruppe, was am ehesten Siegfried 
Taub gelingen könne, der vielleicht aus Amerika kommen werde. 38 „Die 
Einberufung von Deutschen in den Staatsrat würde hier große Verbitte¬ 
rung hervorrufen und die Autorität Svobodas [Beness] erschüttern“, 
antwortete der ,Zentralausschuß'. Das Volk, in dem es keine Familie 
gebe, die nicht durch die Gewalttaten der Deutschen betroffen ist, wür¬ 
de es nicht ertragen. 39 Bofek-Dohalsky, der Verbindungsmann des 
.Zentralausschusses des Heimatwiderstandes' zur Protektoratsregierung, 
ergänzte: 

36 Ingr an Morävek vom 1. (bzw. 6./7.) 8.1941. CSNO Nr. 58. Auch: I-77, R 1050, 
104. 

37 .Zentralausschuß des Heimatwidcrstandes' an Ingr am 19.-21.8.1941. CSNO 
Nr. 60undT-77, R. 1050, 80. 

38 Drtina an Krajina am 15.8.1941. CSNO Nr. 59. 

39 ,Zentralausschuß des Heimatwiderstandes* an Drtina am 27.8.1941. CSNO Nr. 
62 und T-77, R 1050, 89. 
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Alles was aus Berlin kam, wird mit aller Grausamkeit gerade von Sudetendeut¬ 
schen umgcsctzt. Die Erschießungen, Konfiskationen, die Einkerkerungen führt 
Frank durch, der Sudetendeutsche. Die größten Bestialitäten im Sudetenland bege¬ 
hen die dortigen Sudetendeutschen. Die größten Diebstähle organisieren Sudeten- 
deutschc. Die daraus resultierenden Aversionen können nicht mit internationalen 
Gründen überbrückt werden. [...] Die Stimmung würde sich mit voller Kraft ge¬ 
gen die Londoner Regierung richten bei der Erwähnung irgendwelcher Verhand¬ 
lungen mit den Sudetcndcutschen oder gar im Falle ihre Beteiligung an unserer 
Politik.« 


Borck-Dohalsky hatte zwar bei seinem Urteil über Frank recht. Auch 
hat Zimmermann nachgewiesen, daß der Löwenanteil der höheren Ver- 
waltungs- und Parteiposten im ,Reichsgau Sudetenland“ von Sudeten¬ 
deutschen eingenommen wurde 41 , doch gibt es bisher keine Untersu¬ 
chung über den Einfluß von Sudetendeutschen - mit Ausnahme Franks 
- im Protektorat. Benes warnte am 8. September 1941 den .Zentralaus¬ 
schuß des Heimatwiderstandes“ vor der Illusion, „daß wir einfach alles, 
was wir hatten, ohne Schwierigkeiten zurückerhalten, daß Deutschland 
vollkommen besiegt wird und unsere Deutschen einfach vertrieben 
werden“. Er verwies auf die Atlantik-Charta und eine Aussage Majskijs, 
daß Rußland den Grundsatz des Selbstbestimmungsrechts verteidigen 
werde. 42 Tatsächlich hatte Majskij Ende August Benes gefragt, ob sich 
der Besitz der Sudetengebiete nicht als unvorteilhaft für die Tschecho¬ 
slowakei erweisen könne und Benes den Anspruch auch für den Fall 
aufrechterhaltc, daß Deutschland nach dem Kriege revolutionär und 
sozialistisch werde. „Dann fragte er erneut: Warum wir diese Bevölke¬ 
rung wollten, ob wir sie nicht lieber loswerden wollten. Ja, wir würden 
uns gern von ihr befreien. Ich bin für den Transfer, wir sollten sie los¬ 
werden und Sie sollten uns dabei helfen“, hatte Benes geantwortet. 43 
Wie die künftigen Grenzen Deutschlands aussehen werden, könne 
überhaupt noch nicht gesagt werden, fuhr Benes in seiner Depesche an 
den .Zentralausschuß des Heimatwiderstandes“ fort. Im Westen werde 
niemand sich etwas von Deutschland nehmen wollen. Vielmehr werde 
an eine weitgehende Föderalisierung Deutschlands und besonders an 
die Aufteilung Preußens in drei bis vier Einheiten gedacht. Die Polen 

40 Borck-Dohalsky an Benes am 7.9.1941. T-77, R 1050 bzw. CSNO Nr. 66. Her¬ 
vorhebung im Original. — Ähnlich Depesche ,Zentralausschuß des Hcimatvvi- 
derstandes* an Benes am 14.9.1941. SP 11, CDA. 

41 Zimnnrmann: Die Sudetendeutschen im NS-Staat, bes. 455-464. 

42 Benes an den »Zentralausschuß des Heimatwiderstandes* am 8.9.1941. CSNO 
Nr. 64. — Edvard Benes: Vzkazy do vlasti, Nr. 67, 117-120, und T-77, R. 1050, 
128-133. 

43 Vermerk Beness über eine Besprechung mit Majskij am 28.8.1941. TP, HI. 
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wollten ihre Westgrenze vorverlegen, Ostpreußen annektieren und die 
Deutschen aussiedeln, wogegen es aber starken Widerstand gebe, auch 
von seiten Rußlands. Er glaube nicht, daß sich deren Pläne verwirkli¬ 
chen ließen. 

An die Lausitzer Sorben denken wir nicht. Dafür wird hier niemand Verständnis 
haben. Zu uns könnten sie im Austausch kommen, doch warne ich davor, bei uns 
eine neue Nationalitätenfrage und ein neues Volk zu schaffen. Ich bin der Mei¬ 
nung, daß das Aufwerfen der Lausitz-Frage ebenso enden würde wie nach dem 
letzten Krieg. 

Sein Maximalprogramm sei die Aufrechterhaltung der historischen Gren¬ 
zen bei Aussiedlung aller Deutschen, sein Minimalprogramm „minde¬ 
stens eine Million Deutsche auf jeden Fall loszuwerden, d. h. möglichst 
unter Beibehaltung der ursprünglichen Grenzen und eventuell um den 
Preis kleiner und für uns erträglicher territorialer Zugeständnisse“. 44 

Falls jedoch laut Minimalprogramm bei uns irgendwelche Deutsche bleiben, ist es 
im Interesse der Sache, daß wir sic hier im Ausland zur Zusammenarbeit heranzie¬ 
hen und die Aussiedlung der einen Million mit ihrem Einverständnis oder zumin¬ 
dest mit ihrem Stillschweigen durchführen, falls cs jedoch möglich sein sollte, laut 
Maximalprogramm sich aller Deutschen zu entledigen, wird die Zusammenarbeit 
hier im Ausland automatisch und ohne Schwierigkeiten liquidiert. 

Eine Weigerung, mit den Deutschen im Exil zusammenzuarbeiten, wäre 
jedoch gefährlich, da die Engländer und Amerikaner sie als Verzicht auf 
die sogenannten Sudetengebiete und Hinnahme eines „verbesserten Mün¬ 
chen“ interpretieren würden. Schließlich stimmte er der Ansicht des 
.Zentralausschusses des Heimatwiderstandes' zu, die Maßnahmen gegen 
die Deutschen als Bestrafung der Schuldigen für .München', den 15. 
März 1939 und den Krieg wie auch für die „begangenen Bestialitäten in 
der Tschechoslowakei“, der Wiedergutmachung und der sozialökono¬ 
mischen Reformen vorzubereiten. 45 Noch am 18. September 1941 er¬ 
zählte Benes Feierabend, daß er sudetendeutsche Vertreter in den 
Staatsrat berufen wolle, um die Reihen vor einem für den Winter oder 
das Frühjahr 1942 erwarteten Friedensangebot Deutschlands zu schlie¬ 
ßen. 46 

44 Zur selben Zeit erläuterte Benes einem polnischen Gesprächspartner, daß er auf 
den Vorkriegsgrenzen bestehe mit Ausnahme des Egerlandes mit „einer Bevöl¬ 
kerung von plus minus 250 000 Personen (d. h. wahrscheinlich ohne Karls¬ 
bad!)“. Vermerk llaczynskis über eine Besprechung am 4.9.1941. PllM 38/14. 

45 Benes an den .Zentralausschuß des Heimatwiderstandcs* am 8.9.1941. CSNO 
Nr. 64 und T-77, R. 1050, 128-133. 

46 Feierabend: Vzpominky, Bd. 2, 240. -— Benel: The New Order in Europc 6. — 
Ders.: Czechoslovakia’s struggle 13. 
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Kurz darauf änderte Benes jedoch seine Meinung. Die Nachrichten, daß 
deutsche Vertreter in die Regierung, den Staatsrat, eintreten und die 
Deutschen in die Armee einberufen werden sollten, hatte nämlich in 
der Armee „große Erregung und Unwillen“ hervorgerufen. Die Kom¬ 
mandeure befürchteten für diesen Fall den Zerfall der Armee: 80-90 
Prozent der Tschechen würden die Armee verlassen oder eine Opposi¬ 
tionsgruppe gegen die Regierung bilden. Die Deportation der Wolga¬ 
deutschen habe den Soldaten gezeigt, wie die Russen sich die Lösung 
der deutschen Frage vorstellten. Käme der Verteidigungsminister oder 
selbst der Präsident, um den Leuten die Gründe für die Zusammenar¬ 
beit darzulegen, würde man ihn nicht einmal anhören. 47 Unter diesen 
Umständen genügte nicht einmal die Kompromißbereitschaft, die Jaksch 
in seinem Memorandum bewiesen hatte, für eine Einigung. Am 22. Sep¬ 
tember 1941, also vor der Entsendung Heydrichs ins Protektorat, stell¬ 
ten Jaksch, Paul und Benes fest, daß ein Eintritt in den Staatsrat vorläu¬ 
fig beiden Seiten schaden dürfte und deshalb aufzuschicben sei, doch 
wollten sie ihre Politik aufeinander abstimmen. Darauf einigten sie sich 
wegen der tschechischen Proteste - Benes hatte den beiden Sozialde¬ 
mokraten Resolutionen der Widerstandsbewegung vorgelesen — und der 
möglichen Propaganda unter den Sudetendeutschen, daß Jaksch den 
Tschechen „einen Freibrief gegeben“ habe (had sold a pass to the 
Czechs). Auf der bevorstehenden Landeskonferenz sollte Jaksch eine 
Erklärung zugunsten der Republik in den historischen Grenzen abge¬ 
ben und der Regierung die Mitarbeit anbieten, aber nicht allzusehr 
drängen. Mit Zinner solle er sich auf der Basis von vier zu zwei Man¬ 
daten im Staatsrat einigen. Wegen des Widerstandes innerhalb der tsche¬ 
choslowakischen Brigade gegen die Einberufung von Deutschen sollten 
die Militärbehörden andererseits nicht für den Eintritt in die Armee 
werben. Über den weiteren Verlauf des Gesprächs notierte Benes: „Kei¬ 
ne Föderalisierung - keine Vertreibung aller = (sic] ich habe ihm den 
Gauplan dargelegt - das Kuriensystem. Erledigung im Rahmen der all- 

17 Der prozentuale Anteil der Deutschen - damals dienten 65 Deutsche - dürfe 
keinesfalls erhöht werden, erklärten die Kommandeure. Bericht (mit Anschrei- 
ben von Ingr an Benes vom 15.9.1941). CSNO Nr. 67. — Damals waren schon 
alle Männer mit tschechoslowakischer Staatsbürgerschaft mit Ausnahme von 
rund 300 gerade zwangsregistriert worden. Dabei hatte sich hcrausgestcllt, daß 
1957 „ Tschechoslowakei* 1389 Deutsche und 186 Magyaren gegenüberstan¬ 
den. (Belina) an Nemec am 25.9.1941. ALJTGM, BA XI/18. — Für einen wei¬ 
teren Protest siehe J. Dobremyl an Klecanda am 26.9.1941. NK 214, 17. — Of¬ 
fenbar sprach Benes am 27.9.1941 aber doch zu den Soldaten, wobei er sich 
zwar für die Reduktion, aber nicht die Totalaustreibung der Sudetendeutschen 
aussprach. Kren: V emigraci 462. 
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gemeinen Abrechnung.“ Zum Schluß notierte Benes: „Jaksch geht - 
Taub.“ 48 Jaksch hatte nämlich Benes im Vertrauen mitgeteilt, daß er 
sich zurückziehen wolle, da er sehe, daß die Tschechen nicht genügend 
Vertrauen zu ihm hätten und er selbst den Streit mit der Zinner-Grup- 
pe nicht lösen könne. Er wolle die Rolle des Vermittlers Taub überlas¬ 
sen; deshalb wäre es gut, wenn dieser bald nach England komme. 49 

Am 27. September 1941 tagte der Vorstand der Treuegemeinschaft, 
am 28. fand die Landeskonferenz statt. Jaksch berichtete dem Vorstand 
von dem Plan, die sudetendeutsche Minderheit durch „Gebietsabtre¬ 
tungen, etwa des Egerlandes ohne Marienbad und Karlsbad, Warnsdorf, 
llumburg und Schluckenau, sowie Rcichenberg und Friedland, und fer¬ 
ner durch Aussiedlung um etwa eineinhalb Millionen zu verringern“. 
Mit den Worten, daß zwischen der Treuegemeinschaft und dem Präsi¬ 
denten „persönlich volle Übereinstimmung in den Auffassungen be¬ 
steht“, weckte Jaksch den Eindruck, als ob Benes persönlich diesen 
Plan nicht vertrete. „Die Überraschung für uns besteht darin, daß der 
Widerstand gegen eine offene Zusammenarbeit bei den Tschechen zu¬ 
hause zu groß ist und daß sich auch in der Armee eine Protestbewegung 
geltend gemacht hat.“ Während der Vorstandssitzung verlas Schwelb 
eine Erklärung des ,Cechosloväk‘, der in scharfer Form die Nachricht 
einer anderen Zeitung dementiert hatte, daß der Eintritt der Deutschen 
in den Staatsrat bevorstehe und die tschechoslowakische Regierung den 
Grundsatz der Selbstverwaltung für die deutsche Minderheit anerkenne. 
Vielmehr liege die Entscheidung über die Zukunft des deutsch-tsche¬ 
chischen Verhältnisses allein beim Volk in der Heimat. 50 Daraufhin mel¬ 
deten sich die zahlreiche Kritiker an Jakschs regierungsfreundlicher Po¬ 
litik zu Wort. Nun solle sich die Partei auf die Atlantik-Charta berufen, 
an England anlehnen und die wiedergewonnene Handlungsfreiheit nut¬ 
zen. Für die Zukunft brauche die Partei ein Alibi, daß sie im Ausland 
alles getan habe, um zu einer Vereinbarung mit den Tschechen zu kom¬ 
men, sagte Jaksch. „Es müsse ausgesprochen werden, daß bei Benes 
zweifellos der beste Wille vorhanden ist, und daß er uns gegenüber mit 


48 Notiz Beness über eine Besprechung mit Jaksch am 22.9.1941. AÜTGM, BAV, 
kr. 129. Abgedruckt mit einem Übertragungsfehler aus der Handschrift in: CSNO 
Nr. 68. —Jaksch an Benes am 23.9.1941. Prin^: Wenzel Jaksch - Edvard Benes 
Nr. 12. — Vermerk von Makins über eine Besprechung mit Jaksch vom 26.9. 
1941. FO 371/26392, CI0841/639/12. — Bene!: Pameti 321 f. — Jaksch: Euro¬ 
pas Weg nach Potsdam 364 f. 

49 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Jaksch bzw. Benes vom 2.10.1941. 
CSNO Nr. 72. 

50 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Jaksch am 2.10.1941. CSNO Nr. 72. 
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offenen Karten spielt.“ Auf ein Eingreifen Englands dürfe man keine 
zu großen Hoffnungen setzen. 

Tatsache ist, daß es heute in England keinen Mann von Rang und Namen gibt, der 
es wagen würde, uns zu unterstützen. Ihr Mann ist Benes, hinter dem ein Volk 
steht, wir aber haben nichts hinter uns als eine von Verfolgung dezimierte Partei, 
die während des Krieges für keine Aktion im Dienste der Alliierten zu haben ist, 
und bei der Unbestimmtheit unserer Stellung ist es schwer, zur Sabotage aufzufor¬ 
dern. Dalton ist ganz auf Tschechen und Polen eingeschworen. Wir sind unter den 
Bundesgenossen Englands die schwächsten, aber man versucht uns immer wieder 
in dem Vertrauen zu stärken, daß eine befriedigende Lösung gefunden wird. In 
einer zuwartenden Stellung verlieren wir nichts. 

Die Entwicklung treibe auf einen „blutigen Konflikt zwischen Tsche¬ 
chen und Sudetendeutschen“ zu. Die Partei wolle den Zusammenstoß 
so weit wie möglich mildern. Sie müsse auch mit der Möglichkeit rech¬ 
nen, daß „nach der Niederlage das deutsche Volk furchtbar hergenom¬ 
men wird [...] Auch die größte Geschicklichkeit kann die Verbrechen 
Hitlers nicht aus der Welt schaffen.“ Es gebe „keine Alternative“ zur 
Tschechoslowakei, sagte Jaksch. Auch Seliger habe 1918 „von Selbstbe¬ 
stimmungsrecht gesprochen, aber Autonomie gemeint“. Auf diese müs¬ 
se die Partei alle ihre Bestrebungen konzentrieren. 51 

Vor den Delegierten der Landeskonferenz erklärte Jaksch am folgen¬ 
den Tag: „Wir müssen zur Kenntnis nehmen, daß heute ein faktischer 
Kriegszustand zwischen Tschechen und Deutschen herrscht. Die Tsche¬ 
chen sind unterdrückt, und Sudetendeutsche sind es, die an der Unter¬ 
drückung teilnehmen.“ Die Treuegemeinschaft sei weiterhin zu einer 
Vertragslösung bereit, nicht jedoch der tschechische Partner. „Ein Dik¬ 
tat zu befürworten gegen unsere eigenen Leute kann von uns niemand 
verlangen. Wenn eine Diktatlösung kommt, muß sic gemacht werden oh¬ 
ne uns und ohne unsere Mitverantwortung.“ Er plädierte für eine „Zwi¬ 
schenlösung, die darin besteht, daß wir die Annäherung in gemeinsamer 
Arbeit suchen und die revolutionäre Kooperation unserer heimatlichen 
Freiheitskräftc mit dem tschechischen Befreiungskampf vorbereiten“. 52 

Die Konferenz von 226 ehemaligen sozialdemokratischen Funktio¬ 
nären erklärte in ihrem Beschluß, daß sie „glaube, daß Punkt 2 der At¬ 
lantik-Charta die Basis für eine Vertragslösung zwischen den Sudeten¬ 
deutschen und ihren slawischen Nachbarn im Sinne einer Erneuerung 
des gemeinsamen Staates sein kann“; sie wolle in dem Maße mit der 
tschechoslowakischen Staatsführung Zusammenarbeiten, wie es die psy¬ 
chologischen Bedingungen in der Heimat erlauben. Sie wählte eine 

51 Protokoll der Sitzung des Parteivorstands vom 27.9.1941. SDA, NJ 89-102. 

52 Auszug aus der Rede Jakschs am 28.9.1941. CSNO Nr. 70. 
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„Wirtschaftskommission“ unter der Leitung de Wittes, die Gutachten 
für den Wiederaufbau nach dem Kriege erstellen 53 und mit dem ,Inter- 
Allied Post-War Requirements Committee' unter der Leitung von Leith- 
Ross Zusammenarbeiten sollte. 54 Die Resolution fiel gegenüber der 
Tschechoslowakei reservierter aus, als es Jaksch lieb war. Sie sprach 
zwar von einem gemeinsamen Staat, nicht jedoch ausdrücklich von der 
CSR. Da die Landeskonferenz aber außerdem Benes „die besten Wün¬ 
sche für sein großes Befreiungswerk“ schickte, bezeichnete dieser die 
Beschlüsse als „Verbesserung der ganzen Atmosphäre“ und kündigte 
neue Gespräche mit Siegfried Taub an, der aus den USA nach London 
kommen sollte. 55 Die Konferenz stand unter dem Eindruck der Mel¬ 
dungen über Hcydrichs Terror, den sie in einer Protestresolution verur¬ 
teilte. 56 

Eine Woche nach der Treuegemeinschaft hielt auch die Zinner- 
Gruppe ihre Landeskonferenz ab. Sie bezeichneten sich als „Tschecho- 
slowakcn ohne Reserven“, beeilten sich, ebenfalls eine Wirtschaftskom¬ 
mission zu bilden und beharrten zugleich auf der Ablehnung jeglicher 
„Zwangsaussiedlung“. 57 Als Benes am 12. Oktober 1941 die neuen Mit¬ 
glieder des Staatsrats ernannte, befand sich unter ihnen kein Sudeten¬ 
deutscher. Erst mit der Berufung von vier Kommunisten am 21. No¬ 
vember 1941 zog ein Sudetendeutscher, nämlich Karl Kreibich, in den 
Staatsrat ein. 58 Als Erfolg verbuchte Jaksch die Ernennung des Trcuc- 
gemeinschafts-Mitglieds Dr. Hahn zum sudetendeutschen Sekretär der 

53 Beschluß der Landeskonferenz vom 28.9.1941. (ÜSNO Nr. 71. 

54 Vermerk von Makins über eine Besprechung mit Jaksch am 26.9.1941 mit 
Vermerken von Roberts und Makins. FO 371/26392, C10814/619/12. 

55 Jaksch an Makins am 3.10.1941, Vermerk Roberts über eine Besprechung mit 
Jaksch vom 5.11.1941, Vermerk Nichols über eine Besprechung mit ltipka an 
Eden vom 26.11.1941. FO 371/26392, C11057, 12284, 13205/639/12. — Be¬ 
richt von Necas über seine USA-Reise vom 16.-30.12.1941. FS 19, 421 ff. 
Vgl. auch ,Der Sozialdemokrat' vom 18.10.1941. Die in Schweden lebenden Ge¬ 
nossen hielten eine „Kantonalverfassung [...] für eine geeignete Verhandlungs¬ 
grundlage“. Mit einer Ausnahme seien sic alle gegen Großdeutschland, schrieb 
Paul am 22.6.1941 an Jaksch. TP, HI. 

56 Protest der Landeskonferenz vom 28.9.1941. CSNO Nr. 71. 

57 Beschluß dieser Landeskonferenz vom 5.10.1941. PK 214, 12 f. — Vermerk 
Ripkas über eine Besprechung mit Zinner und Lenk vom 30.10.1941. BA IV/ 
31 , 68 . 

58 Die KSC hatte darum gebeten, auch einen Deutschen zu berufen. Benes, Zä- 
sadni stanovisko [Grundsatzposition] (vom 1.12.1942). CSNO Nr. 105. — Be¬ 
nes entschied sich gegen Gustav Beuer, weil dieser wegen seiner Stellungnahme 
gegen den Krieg im Jahre 1940 von den Engländern interniert worden war. 
CSNO Nr. 76, Anm. 1. — Feierabend: Vzpominky, Bd. 2, 167. 
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tschechoslowakischen Gewerkschaften. 1942 schloß sich auch die Zin- 
ner-Gruppe der tschechoslowakischen Einheitsgewerkschaft an. 59 

Im Oktober 1941 hatte Benes einen Beitrag für die Zeitschrift .Fo¬ 
reign Affairs* fertiggestellt, der allerdings erst in der Januar-Ausgabe 
1942 erschien: Er kenne keine ideale Lösung für die Minderheitenpro¬ 
bleme. In manchen Fällen könne die Größe der Minderheit vielleicht 
durch „lokale Grenzberichtigungen“ verringert, in anderen durch „in¬ 
nerstaatliche Migration“ die Homogenität bestimmter Regionen gesi¬ 
chert werden. Dennoch gebe es Staaten, die ohne eine Region mit ge¬ 
mischter Bevölkerung nicht lebensfähig seien, „wie z. B. die Tschecho¬ 
slowakei ohne die deutschen und gemischten Bezirke in Böhmen und 
Mähren“. 

Ihc protection of minorities in the future should consist primarily in the defense 
of human dcmocratic rights and not of national rights. Minorities in individual 
States must never again be given the character of internationally recognised politi- 
cal and legal units, with the possibility of again becoming sources of disturbance. 

Schließlich seien Bevölkerungstransfers „in viel größerem Maßstab als 
nach dem letzten Krieg“ erforderlich, wobei es von Vorteil wäre, wenn 
diese Tranfers „in einer möglichst humanen Weise, organisiert und in¬ 
ternational finanziert“ durchgeführt werden könnten. 60 Ähnlich drückte 
sich Ripka aus: „Wenn wir an einen Transfer denken, wollen wir keine 
brutale Willkür-, sondern eine gebührend organisierte Aktion, bei der 
so weit wie möglich menschliche Rücksicht geübt wird.“ 61 

Anfang November 1941 glaubte Benes, „sehr sichere und detaillierte 
Nachrichten“ über einen bevorstehenden Putsch der Wehrmacht in 
Deutschland zu haben. 62 Um für einen Waffenstillstand gewappnet zu 
sein, ließ Benes einerseits die Verhandlungen mit der polnischen Exil¬ 
regierung über den Konföderationsplan intensivieren. Andererseits be¬ 
tonte Ripka gegenüber Jaksch die politische Bedeutung eines Eintritts 


59 Protokoll der Sitzung der Partei-Exekutive am 24.10.1941. SDA, NJ. — Men¬ 
schen im Exil 345. 

60 Auszug aus dem Artikel in: CSNO Nr. 75. — Ähnlich in seinem Beitrag The 
New Order in Europe. In: The Nincteeth Century and After 130 (1941), Sep¬ 
tember-Heft. 

61 Ripka an Kopecky (Genf) am 10.10.1941. CSNO Nr. 74. 

62 Vermerk des Ministerstvo za inostrane poslove (Außenministerium) über eine 
Besprechung mit Ripka vom 6.11.1941. AJ, MIP. — Eine dieser Nachrichten 
stammte angeblich aus dem deutschen „Oberkommando“. Der Generalstab ge¬ 
be Hitler nur noch eine Schonfrist bis zum Frühjahr 1942. Krajina an Moravec 
und Drtina am 16.8.1941. T-77, R 1050. 
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sudetendcutscher Vertreter in den Staatsrat. 63 In einem Runderlaß an 
die diplomatischen Vertretungen sprach Ripka davon, daß es „kindisch“ 
sei, sich auf die Aussage zu beschränken, daß alle Deutschen vertrieben 
würden: 

Es ist nötig, so bald wie möglich ein positives Verhältnis zu jenen Deutschen zu 
finden, die uns im Kampf mit den Nazis nicht verraten haben, damit wir uns auf 
sie berufen können als Unterstützung im Kampf um die alten Grenzen. Des weite¬ 
ren wird cs nötig sein, die deutsche Bevölkerung in Schichten aufzuteilen und den 
Transfer auf die gefährlichsten und unversöhnlichsten zu beschränken, wobei es in 
erster Linie um den Kader der Henleins, die Schichten der Intellektuellen und jene 
Schichten geht, in denen der pangcrmanische Gedanken stets am lebendigsten 
war. 64 

In diesem Sinn können auch Beneäs Äußerungen gegenüber Eden am 
13. November 1941 interpretiert werden: Die Zahl der Deutschen solle 
auf nicht mehr als 1,5 Millionen reduziert werden, und zwar durch eine 
Kombination von Grenzkorrekturen und Aussiedlung „aller aktiven 
Henlein-Anhänger und Nazis“. 65 Durch die Abtretung von drei Bezir¬ 
ken im Westen (dem Egcrland), im Norden und Nordosten wolle die 
Tschechoslowakei rund 700000 Deutsche loswerden und als Kompen¬ 
sation durch Transfer nach Deutschland etwa die gleiche Zahl von 
Deutschen, und zwar besonders die Intellektuellen und die Mittel¬ 
schichten, nach Deutschland abschieben. Bauern und Arbeiter könnten 
bleiben, da die tschechoslowakische Regierung mit diesen auch früher 
leichter übereingekommen sei. 66 

Um für einen Putsch in Deutschland gewappnet zu sein, betonte Be¬ 
nes in seiner Rede anläßlich der Eröffnung der neuen Sitzungsperiode 
des Staatsrats am 25. November 1941, daß der Eintritt sudetendeut¬ 
scher Repräsentanten in dieses Gremium nur „wegen der Ereignisse in 
der Heimat vorläufig aufgeschoben“ worden sei. Zugleich beruhigte ei¬ 
serne tschechischen Hörer: Durch die eventuelle Aufnahme von Sude¬ 
tendeutschen in den Staatsrat werde keine Vorentscheidung gefällt. Sie 
verstanden ihn, als er eine Verbindung zwischen „dem Standpunkt un¬ 
serer politisch gut orientierten Leute zu Hause“ und einer Äußerung 
Churchills über die Bestrafung der Schuldigen nach dem Kriege her¬ 
stellte, zu denen er alle zählte, „die sich am Verrat und den Greueltaten 

63 Vermerk Ripkas für Benes über eine Besprechung mit Jaksch am 6.11.1941. 
CSNO Nr. 76. 

64 Ebenda. 

65 Vermerk Ripkas vom 13.11.1941. CSNO Nr. 74, Anm. 3. 

66 Nichols an Eden über eine Besprechung mit Ripka am 26.11.1941. PO 371/ 
26392, C13205/639/12. 
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Henleins, der Nazis und der Gestapo direkt oder indirekt beteiligt ha¬ 
ben“.«’ 

Die polnische Regierung hatte Anfang September 1941 von Benes 
erfahren, daß er für den Transfer „aller Magyaren und einer möglichst 
großen Zahl von Deutschen“ cintrcte. 68 Nach seiner Staatsratsrede war 
die polnische Regierung allerdings verwirrt, zumal Benes mehrfach 
auch von der Möglichkeit gesprochen hatte, Österreich in die geplante 
Konföderation einzubeziehen. Was die Versuche eines Abkommens mit 
den Sudetendeutschen bedeuten und ob die tschechoslowakische Regie¬ 
rung ihre antideutsche Ausrichtung und das Ziel der Vertreibung der 
Sudetendeutschen aufgegeben habe, wollte Raczyhski wissen. Ripka ver¬ 
sicherte ihm, daß seine Regierung durch eine Kombination von Gebiets¬ 
abtretungen mit kleinen Kompensationen im Gebiet von Glatz und Ra- 
tibor, Aussiedlung und Flucht belasteter Personen 1,5 bis zwei Millio¬ 
nen Sudetendeutsche loswerden wolle. Eine Konföderation mit Öster¬ 
reich komme nur bei einem Scheitern der Verhandlungen mit Polen in 
Betracht, wiegelte Benes ab. Die verbleibenden Deutschen sollten aller 
„Privilegien“ als Minderheit beraubt werden. Entsprechend llipkas No¬ 
tiz stimmte Raczyhski diesem Plan „völlig“ zu, wies aber darauf hin, daß 
er bei den polnischen Militärs „bestimmt auf Widerstand stoßen“ wer¬ 
de, die von den Nachbarstaaten große Territorien annektieren wollten. 69 

Andere Emigranten vertraten noch extremere Positionen als Benes 
und Ripka: Der tschechoslowakische Gesandte Frantisek Cerny verlangte 
die unveränderte Beibehaltung der historischen Grenzen, die Aussied¬ 
lung aller Deutschen und die Annexion der Lausitz. Der Vergleich mit 
der Umsiedlung der Griechen aus Kleinasien zeige, daß Deutschland 
ohne größere Schwierigkeiten drei Millionen Deutsche aus der Tsche¬ 
choslowakei und fünf Millionen aus dem künftigen Polen aufnehmen 
könne. Schon heute solle über den Rundfunk die strenge Bestrafung al¬ 
ler Deutschen angekündigt werden, „die sich irgendwann, irgendwo oder 
irgendwie gegen das tschechische Element schuldig gemacht haben“, 
mit der Folge, daß ein bestimmter Teil der Deutschen sofort und ein 
größerer Teil vor der nahenden tschechischen Gendarmerie und Polizei 
fliehen werde. Danach sollten Bekanntmachungen angeschlagen werden, 

67 Rede Benes vom 25.11.1941. Btnel: Scst lct 300 ff. — Englische Version in: 
DDP 1/1, 568-571. 

68 Vermerk Bcncss über eine Besprechung mit Raczynski am 4.9.1941. Czechoslo- 
vak-Polish negotiations Nr. 62. 

69 Vermerke Raczynskis über Besprechungen mit Ripka vom 29.11.1941 und 7.1. 
1942. PRM 64/3/1. — Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Raczynski 
vom 29.11.1941. Czcchoslovak-Polish negotiations Nr. 82. 


Von der Atlantik-Charta 


125 


daß sich jeder melden müsse, wer sich irgendwie gegen die tschechoslo¬ 
wakische Sache oder das tschechoslowakische Volk vergangen habe oder 
NSDAP-Mitglied gewesen sei, und zwar mitsamt allen seinen Verwand¬ 
ten, was wiederum eine große Zahl von Deutschen zur Flucht veranlas¬ 
sen werde. Schließlich solle die freiwillige Aussiedlung unterstützt wer¬ 
den; die Deutschen würden ihre Immobilien und die größeren leile ih¬ 
res mobilen Eigentums verkaufen, die in Mark bezahlt werden sollten. 
Der Rest der Deutschen werde dem Transfer unterliegen, der innerhalb 
von drei bis fünf Jahren durchzuführen sei. 70 Der Transfer müsse in kür¬ 
zester Zeit, innerhalb weniger Monate durchgeführt werden, korrigierte 
sich £erny in seinem nächsten Memorandum, und zwar ohne „gemischte 
Kommissionen“, ohne Einfluß der Vereinten Nationen oder anderer 


Staaten 

Einen Tag nach Beness Staatsratsrede bat Ripka unter Berufung auf 
den Passus „nur aufgeschoben“ darum, deutschsprachige Sendungen 
innerhalb des tschechoslowakischen Dienstes der BBC auszustrahlen 
und wandte sich dagegen, daß Jaksch im Rahmen des Deutschland-Pro¬ 
gramms sprechen durfte. Das Central Department empfahl die Ableh¬ 
nung des Antrages mit der Begründung, daß andernfalls die Zugehörig¬ 
keit des Sudetenlandes zur Tschechoslowakei durch die Hintertür aner¬ 
kannt würde und jeder Anreiz zu einem Arrangement mit Jaksch ent¬ 
fiele. Über den Verhandlungsstand befragt, hatte dieser bekräftigt, daß 
sein Angebot eines bedingungslosen Eintritts in den Staatsrat immer¬ 
noch unbeantwortet auf dem Tisch liege. 72 Benes berief sich darauf, daß 
das Foreign Office vor kurzem auch Sendungen für die Bevölkerung 
Karpatenrußlands zugelassen hatte, allerdings in tschechischer Sprache, 
da russische und ukrainische Sendungen von der britischen Regierung 
mit Rücksicht auf die Sowjetunion ausgeschlossen wurden. Da das kar- 
patenrussische Staatsratsmitglied schon in seiner ersten Ansprache mas¬ 
siv gegen die wirklichkeitsfremde Bedingung verstoßen hatte, die briti¬ 
schen Vorbehalte in bezug auf die tschechoslowakischen Staatsgrenzen 
zu beachten, wirkte sich dieser Präzedenzfall gegen eine Genehmigung 
deutscher Sendungen aus. Außerdem verfügte Jaksch, der seit dem 9. Juli 
1941 alle 14 Tage fünf Minuten lang als „personality Speaker“ im deut- 


70 Studie Frantisck Cerny: „Problem Nemcü v Ceskoslovcnsku po välce“ |Das 
Problem der Deutschen in der Tschechoslowakei nach dem Krieg], November 
1941. CSNO Nr. 79. 

71 Studie Frantisck Cernys vom Januar 1942. CSNO Nr. 85. 

72 Nichols an Eden am 26. und 28.11.1941, Vermerke von Roberts und Makins 
vom 3., 4. und 10.12.1941. FO 371/26392, C13205, 13260/639/12. - Vermerk 
Ripkas über eine Besprechung mit Nichols am 26.11.1941. AUTGM XI/18. 
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sehen Abendprogramm der BBC sprechen durfte, nach Meinung des 
Central Department über einen weit größeren Einfluß auf seine Lands¬ 
leute als jeder mögliche Sprecher der Exilregierung.™ Makins riet Jaksch, 
weiterhin im deutschsprachigen Dienst der BBC zu sprechen. 74 

Am 6.Januar 1942 hatte Benes ein neues „Memorandum über die 
Frage der Grenzen der CSR“ fertiggestellt, das er am 22. Dezember 1941 
mit Mitgliedern der tschechoslowakischen Regierung beraten hatte, 
/war stelle sich die große Mehrheit des tschechoslowakischen Volkes 
die Lösung der sudetendeutschen Frage so vor, daß die früheren Gren¬ 
zen wiederhergestellt und alle Deutschen entweder fliehen oder ausge¬ 
siedelt würden. Wenn es jedoch möglich sei, eine bessere Lösung zu 
finden, und zwar in Hinblick auf die allgemeine Sicherheit in Europa 
und zugunsten einer besseren Zukunft auf beiden Seiten der Grenzen 
der CSR, „müßten wir dieser den Vorzug geben“. Diese Lösung müsse 
folgenden Grundforderungen genügen: 

1. Die Lebensfähigkeit und Existenz könnten nur Grenzen sichern, die 
entlang der natürlichen Grenzgebirge zwischen der CSR und Deutsch¬ 
land und teilweise entlang der Donau verliefen. 

2. Durch den Austausch großer tschechoslowakischer gegen sehr kleine 
deutsche Gebiete könne „auf friedlichem Weg und ohne weitere Op¬ 
fer und Leiden der Bevölkerung“ die Zahl der Deutschen in der Tsche¬ 
choslowakei um einen beträchtlichen Prozentsatz verringert werden. 

3. In diesen Gebieten lebten ungefähr 6-700 000 Deutsche, während 
die Zahl der Deutschen in den Gebieten, die die Tschechoslowakei 
im Austausch beanspruche, winzig sei. 

4- 1,2—1,4 Millionen Deutsche, also doppelt so viele, seien dagegen 
ohne Land „nach Deutschland (d. h. nach Preußisch-Schlesien, Sach¬ 
sen und Bayern) und Österreich“ auszusiedcln. Dieser Transfer müs¬ 
se „vereinbart, organisiert und finanziell unterlegt sein, um das Lei¬ 
den der Bevölkerung und alle Strapazen, die sich aus dem Transfer 
ergeben, so weit wie möglich zu begrenzen“, und würde die haupt¬ 
sächlichen finanziellen Reparationsansprüche erledigen.™ Im Ergeb¬ 
nis blieben rund eine Million Deutsche in der Republik. 


73 v «mci-k Smutnys vom 18.7.1941. DHCSP I, Dok. 204. — Benes an Lockhart 
am 14.11. und Antwort vom 2.12.1941, Makins an Nichols am 10.1.1942. FO 
371/26418, C13338, 13393/10893/12. — Vermerk von Roberts vom 23.1. 

1942. I'O 371/30823, C596/51/12. — Vermerk Lockharts vom 10.4.1942. FO 
371/30834, 73 f. 

74 Vermerk von Roberts vom 15.2.1942. FO 371/30834, C1645/326/12. 

75 Feierabend schätzte, daß die tschechoslowakischen Forderungen gegenüber der 
Reichsbank und aus dem „Kriegsbeitrag“ des Protektorats schon Anfang 1942 
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Unter die „abziehende Bevölkerung“ seien auf jeden I'all jene Deut¬ 
schen einzureihen, die sich nach .München' und nach dem 15. März 
1939 in irgendeiner Form an der Verfolgung der tschechischen Bevöl¬ 
kerung beteiligt hätten, die ehemaligen Funktionäre oder Repräsentan¬ 
ten der Henlein-Partei, die Mitglieder der Hitler-Jugend, der SS-Forma- 
tionen, der Gestapo oder der deutschen Polizei- und Spionagedienste; 
zudem die große Mehrheit jener, die in diesem Krieg in der Wehrmacht 
gedient hätten, besonders an der russischen Front. Diese Gruppen 
machten 3-400 000 Personen aus und müßten ohnehin fliehen oder 
vertrieben werden, da sie andernfalls nach dem Fall Deutschlands im 
Laufe des revolutionären Umsturzes massakriert würden. Entweder ver¬ 
ringere sich durch diese Flüchtlinge die Zahl jener, die organisiert und 
mit finanzieller Entschädigung ausgesiedclt werden müssen, oder die 
Zahl derjenigen, die aus der Republik abzögen, erhöhe sich auf 2,4 Mil¬ 
lionen. 

Der organisierte Transfer kann m. E. kaum die Zahl von 1 200 000—1 400 000 Men¬ 
schen überschreiten. Schon das wird ein ungewöhnlich schwieriges Problem, läßt 
sich jedoch noch beherrschen, ebenso wie dies Griechenland und die Fürkei nach 
dem letzten Krieg gelungen sei. 

Ein großer Teil der verbleibenden eine Million Deutschen werde sich 
nach einer gewissen Zeit assimilieren. Die übrigen würden sehr liberal 
behandelt werden und bildeten im Rahmen eines Zwölf-Millionen-Vol¬ 
kes und zerstreut zwischen den Tschechen für die nationale und staat¬ 
liche Existenz der Republik keine Gefahr mehr. Könne man sich nicht 
auf diesen Plan einigen, sehe er nur die Möglichkeit, auf dem ursprüng¬ 
lichen Programm zu beharren — der Restitution des Status quo ante, 
d. h. der gesamten Vormünchener Grenze, und die weiteren Ereignisse 
abzuwarten, doch halte er diese Lösung für weniger günstig. Schließlich 
nahm Benes zu anderen Lösungsmöglichkeiten Stellung: 

1. Eine Beschränkung auf die Abtretung kleinerer oder größerer Ge¬ 
biete komme nicht in Frage, weil dadurch das Problem der Deut¬ 
schen in der Tschechoslowakei nicht gelöst und das tschechoslowa¬ 
kische Volk eine Abtretung ohne weitere Kompensationen weder 
politisch noch moralisch hinnehmen werde. 

2. „In einigen tschechoslowakischen Kreisen und bei einigen Deut¬ 
schen aus Böhmen, besonders den sozialistischen, überwiegen Bestre¬ 
bungen, einfach zu den Vormünchener Verhältnissen zurückzukehren 
und sie angeblich etwas zu verbessern.“ Die eine Gruppe rechne da- 

so hoch waren, daß jedem Vertriebenen 20 000 Kcs. gezahlt werden könnten. 
Feierabend: Vzpominky, Bd. 2, 250. 
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mit, daß die Umgestaltung der Struktur des Staates im sozialistischen 
Sinn die Nationalitätenkämpfe zumindest mildern werde. Die Jaksch- 
Gruppe vertrete dagegen die Ansicht, daß weder Gebiete an Deutsch¬ 
land abgetreten noch ein Transfer durchgeführt werden sollten. Zwar 
könnten die Kriegsschuldigen aus der Henlein-Partei bestraft oder 
vertrieben werden, doch handle es sich bei der Mehrheit der Hen- 
lein-Wähler angeblich „um verführte Menschen, die im neuen Nach- 
kriegsmilieu und nach der gründlichen Niederlage Deutschlands zur 
Vernunft kommen und wieder gute Bürger der Republik werden“. 
Um sie gegen künftige nationalistische Agitation aus Deutschland zu 
immunisieren, müsse man ihnen eine möglichst große Territorialau¬ 
tonomie geben und einen neuen Staat auf neuen Grundlagen, einen 
Staat der 1 schechen, Deutschen und Slowaken errichten. 

Die Enttäuschung der Tschechen von seiten der großen Mehrheit der tschecho¬ 
slowakischen Deutschen, die in ihrer Mehrheit während des Krieges mit den nazi¬ 
stischen Unterdrückern zusammenarbeiteten und an der heutigen schrecklichen 
Lage und am deutschen Terror gegenüber den Tschechen und Slowaken mitschul¬ 
dig sind, ist so groß, daß ich die Rückkehr zur aufrichtigen früheren Zusammenar¬ 
beit zwischen den Tschechen und der Mehrheit der Deutschen psychologisch auf 
lange Zeit für unmöglich halte. Ohne sichtbare äußere Veränderungen unter den 
Deutschen der böhmischen Länder und ohne irgendeine deutliche politische und 
moralische Satisfaktion für das tschechische Volk sehe ich nicht, wie die Mehrheit 
der Tschechen zu einer liberalen Minderheitenpolitik zurückkehren könnte, wie sie 
von beiden Präsidenten (Masaryk und mir) verkündet und durchgeführt worden ist. 

Im Verbleib aller Deutschen in der Republik mit Ausnahme einiger 
Zehntausender direkt Schuldiger und Helfer des Nationalsozialismus in 
den historischen Grenzen und mit einer gewissen Territorialautonomie 
würde „die gesamte tschechische Bevölkerung ohne Unterschied“ eine 
Neuauflage des Henlein-Programms, diesmal vertreten von den Soziali¬ 
sten, eine Belohnung der Deutschen für den Henlein-Verrat und alles, 
was darauf während der deutschen Besatzung folgte, und die Vorberei¬ 
tung einer definitiven Abtrennung dieses Gebiets sehen, sobald sich die 
Umstände zum Vorteil der deutschen Nationalisten änderten. 

Daraus ziehe ich den Schluß, daß sich diese Lösung nach diesem Krieg überhaupt 
nicht durchsetzen läßt und daß kein tschechoslowakischer Politiker sich mit ihr 
der gewaltigen Mehrheit des tschechischen Volks aller politischen Richtungen 
nach diesem Krieg auch nur nähern kann. 76 


76 Benes: Memorandum o otäzce hranic CSR [Memorandum über die Frage der 
Grenzen der CSR] (vom 6.1.1942). CSNO Nr. 80. — Über die Grundzüge sei¬ 
ner Überlegungen mit den neuen Zahlen hatte Benes Nichols schon am 23.12. 
1941 informiert. Brägel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 55. 
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Dem Journalisten Smollett, einem langjährigen Bekannten, erzählte Be¬ 
nes Ende Januar, daß er persönlich große Bevölkerungsumsiedlungen fa¬ 
vorisiere, „weil die Tschechoslowakei nicht sicher wiederhergestellt wer¬ 
den kann ohne die strategische Grenze der Sudetengebirge. Ich möchte 
hinter diesen Bergen sitzen ohne Deutsche unter meinem Volk.“ 77 

Am 7. Januar 1942 erläuterte Benes seine Pläne einer Delegation der 
Treuegemeinschaft unter Führung von Jaksch, am nächsten Tag sprach 
er nochmals mit Jaksch und Paul. Man müsse sich auf das Ende des Krie¬ 
ges im Oktober bis November 1942, spätestens im Frühjahr 1943 vorbe¬ 
reiten, und zwar „unter uns als auch im Innern“ (mezi sebou a uvnitr). 
Seine Gesprächspartner wüßten ja, welcher „radikale Nationalismus“ 
unter den Tschechen herrschen werde, „daß unsere Leute zu Mause 
denken, daß sie alle Deutschen loswürden, daß es ein Massaker geben 
werde, und daß sie die übrigen vertreiben werden.“ Das andere Extrem 
sei der Glaube der Treuegemcinschaft an „irgendeine neue föderalisti¬ 
sche Regelung“. Er glaube weder an das eine noch das andere. Nach 
diesem Kriege werde weder das erste gelingen, noch sei das zweite nach 
allem, was geschehen sei, überhaupt denkbar, „latsache ist jedoch, daß 
die Deutschen bei uns geschwächt werden, und in Hinblick darauf, was 
mit Deutschland sein wird, werden die Minderheiten überall und auch 
bei uns geschwächt.“ Er wolle die Elemente Abtretung von Gebieten, 
Vertreibung der Schuldigen und Transfer kombinieren, „für die Deut¬ 
schen im Geiste einer sozialen Revolution = sich von den Schuldigen 
befreien, wenn möglich von allen aus der Klasse der Bourgeoisie und 
aus der Intelligenz“. Sie sollten den Mut haben, sich dazu zu bekennen 
und sich von der Bourgeoisie und der „pangermanischen Intelligenz“ be¬ 
freien. „Bei ihnen wird es sich um eine soziale, bei uns um eine natio¬ 
nale Revolution handeln“. Ihre Partei wird es nicht mehr geben, son¬ 
dern nur noch eine einheitliche Arbeiterpartei. Sie müßten mit den Kom¬ 
munisten Zusammenarbeiten und gemeinsam die neue Republik vorbe- 
rciten. „Wie sic wüßten, wollen die zu Hause alle vertreiben — ich möchte 
mit den Arbeitern Zusammenarbeiten und die deutsche Bourgeoisie los¬ 
werden.“ Er wolle sie im Staatsrat haben, sagte Benes am nächsten lag 
zu Jaksch und Paul, doch sollten sie zuvor seinen Plan kennen. In zwei 
bis drei Monaten werde er sich mit den Engländern über die Präge der 
Grenzen einigen, und danach könnten sie in den Staatsrat eintreten. „Es 
wird auch für sie leichter sein, wenn diese Dinge auch mit den Englän¬ 
dern geklärt sind.“ Schließlich fragte Benes die beiden Unterhändler, ob 
er das Gespräch erneut verstehen könne „als Bekräftigung, daß sie für 

77 Aufzeichnung von Harry Peter Smollett über eine Besprechung mit Benes vom 
29.1.1942. DDP 1/3, 79f. 
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die Republik sind, daß sie ohne Reserven und Bedingungen mit uns ge¬ 
hen, daß sie sich als Teil betrachten?“ Jaksch und Paul „antworteten, ja, 
ohne Bedingungen, wie wir das auf dem Parteitag formuliert haben“. 
Dort hätten sie andererseits über die Atlantik-Charta gesprochen, no¬ 
tierte Benes in Klammern. Die Vertreter der Treuegemeinschaft seien 
„sehr bestürzt“ gewesen, erzählte Benes Ripka, weil sie bisher offenbar 
das Reden über den Transfer für Taktik gehalten hätten. 7 « Wie Benes 
Nichols berichtete, hatte er am 23. Januar 1942 Jaksch nochmals seine 
Position dargelegt. 79 Am selben Tag informierten Jaksch und llcitzner 
ihre Genossen: 

Wieder einmal müssen wir gegen den Strom schwimmen. Was in London bequem 
und populär wäre, das Lossagen von der Heimat und von unseren schaffenden 
Volksmassen - morgen wäre es unser politischer Tod. [...] Deshalb ist alles, was 
wir schreiben oder sagen, so abgestimmt, daß es morgen in den Vcrsammlungssä- 
len [...] verantwortet werden kann. [...] Die Logik der Dinge, die sich zuhause 
abspielcn, weist auf einen blutigen Konflikt zwischen Tschechen und Sudeten- 
dcutschen hin. Kein Manövrieren unsererseits kann diesen Konflikt aus der Welt 
schaffen. So wollen wir wenigstens an der Seite derer stehen, die diesen tragischen 
Zwiespalt nicht heraufbeschworen haben und die das Recht haben, die tschechische 
Bourgeoisie der Wegbereitung der Knechtschaft ihres Volkes an^uklagen und unsere Arbeiter¬ 
schaft non der Mitschuld an den Schandtaten Heydrichs freien sprechen. Wenn unsere Märty¬ 
rer, die von einer Regierung tschechischer Kapitulanten und Halbfaschisten in die Konzen¬ 
trationslager des Dritten Reiches abgeliefcrt wurden, einmal ihre Stimme erheben 
dürfen, dann wird die tschechisch-deutsche Frage vor dem Urteil eines nachfaschi¬ 
stischen Europa ein neues Gesicht bekommen. 80 

Trotz des Fortgangs der Verhandlungen mit den 


78 Vermerk Bcncss über eine Besprechung mit Jaksch und anderen am 7. und 
8.1.1942. ALJ1 GM, BAV, B, kr. 129. Siche auch Vermerk Ripkas über eine Be¬ 
sprechung mit Benes am 9.1.1942. ßSNO Nr. 81. — In seinen Memoiren be¬ 
hauptet Benes, daß er auch den Transfer der „dem Faschismus verfallenen Ar¬ 
beiterschaft“ gefordert habe. Bene/: Pameti 323. — In einer Besprechung mit 
den Spitzen der Exilarmee sagte Benes: „Alle jungen Deutschen bis zu einem 
bestimmten Alter müssen weg.“ Vermerk Antonin Nizborsky über eine Be¬ 
sprechung Beness mit Ingr, Viest und anderen am 22.1.1942. La/toviika: V 
Londyne za välky 225. 

/<; Nichols an Eden am 9.2.1942. FO 371/30834, CI645/326/12. 

80 Rundschreiben Jaksch/Reitzner vom 23.1.1942. FO 371/30834, CI645/326/12 
bzw. PS 213, 75 ff. Hervorhebung im Original. — Unter Verweis auf dieses 
Rundschreiben, das er als Distanzierung von der Exilregierung interpretierte, 
trat der deutsch-jüdische Schriftsteller Ernst Sommer aus der Partei aus. Er 
hoffe, antwortete Jaksch, daß „die Zukunft unserer Bewegung nicht ausschließ¬ 
lich von den taktischen Bedürfnissen kleinmütiger Intellektueller bestimmt 
werden wird“. Bauer: Ein böhmischer Jude im Exil 181 f. 
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führenden Faktoren der tschechischen Auslandsaktion [...] geben wir uns [...] kei¬ 
nen Illusionen hin. Das Ziel der tschechischen Politik bleibt nach wie vor ein ma¬ 
ximaler Machtgewinn nach dem Kriege. Es wäre bequem für unsere Partner, wenn 
sich dieser Prozeß mit unserer formellen Zustimmung abspielcn würde. Unsere 
Führung denkt nicht daran, diese Zustimmung yi geben. Was immer in dieser Richtung in 
der Übergangszeit geschieht, soll ohne unsere Zustimmung und Mitverantwortung gesche¬ 
hen. Das tschechische Volk muß die Grenzen seiner Möglichkeiten selbst kennen 
lernen. [...] Aufgabe unserer Auslandspolitik kann es lediglich sein, nicht ein Jota 
guten Willens von tschechischer Seite unbeantwortet zu lassen. 81 

Dadurch verschaffe man sich ein „historisches Alibi“. Da die deutsch¬ 
tschechische Frage ein europäisches Problem sei, brauche die Partei 
„nichts zu fürchten als ihre eigene Schwäche“. Die Partei kämpfe 

nicht um Staatsratsmandate [...], sondern um die Sicherung unserer Sozialrevolu¬ 
tionären Position nach dem Kriege. Wir stützen uns auf unsere eigene Kraft als 
demokratische Repräsentanten eines Drei-Millionenvolkes im Herzen Europas. 82 

Obwohl Jaksch und Reitzner davor zurückschreckten, den eigentlichen 
Grund für den Bruch, den geplanten Transfer, zu nennen, warf Benes 
dem Foreign Office unter Hinweis auf das Rundschreiben vor, einen 
Mann zu unterstützen, dessen Politik in ein neues ,München“ münden 
könne. Jaksch solle keine Gelegenheit mehr zu Rundfunkansprachen er¬ 
halten. Dem Central Department paßte das Rundschreiben zwar eben¬ 
falls nicht, weil es unbequem war, doch hatte Benes nach Roberts’ Wor¬ 
ten „den Sinn für Proportionen verloren“ und war nach Makins’ Mei¬ 
nung „über die Konsequenzen seiner eigenen Gerissenheit in Wut ge¬ 
raten“. Allerdings wollte das Foreign Office nicht mehr wie zuvor ge¬ 
plant, Jaksch versichern, daß die britische Regierung weiterhin ein In¬ 
teresse an einer Einigung zwischen ihm und Benes und sich ihre Hal¬ 
tung in der Frage der Grenzen nicht geändert habe. 83 


Annullierung des Münchener Abkommens 
und Grundsatzentscheidung zum .Transfer“ 

Benes hoffe, die britische Regierung auf die Wiederherstellung der Vor¬ 
kriegsgrenzen der Republik verpflichten zu können, und werde danach, 
sagte der „tief enttäuschte“ Jaksch zu Roberts, die sudetendcutsche Fra- 

81 Ebenda. Hervorhebungen im Original. 

82 Ebenda. 

83 Vermerke von Roberts vom 16.1. und 15.2., Vermerk von Makins vom 16.2. 
1942. FO 371/30834, C326, 1645/326/12. 
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ge zu einer rein inneren Angelegenheit der Tschechoslowakei erklären 
und Jakschs ohnehin schwache Verhandlungsposition weiter schwächen 
können. In der wichtigsten Periode unmittelbar nach der Einstellung 
der Feindseligkeiten wären die Sudetendeutschen „der Gnade der tsche¬ 
chischen nationalen Gefühle, eventuell verstärkt durch kommunistische 
oder gar pan-slavische Einflüsse“, ausgeliefert. Roberts empfahl, erstens 
die tschechoslowakischen Einwände gegen Jakschs Rundfunkanspra¬ 
chen abzuwehren und zweitens sowohl Jaksch als auch Benes zu erklä¬ 
ren, daß die britische Regierung weiterhin an einer Übereinkunft zwi¬ 
schen beiden interessiert sei, allerdings keinen Druck ausüben wolle. 
Erst nach einer zufriedenstellenden Einigung zwischen beiden könne 
das Foreign Office deutschen Sendungen im tschechoslowakischen Pro¬ 
gramm zustimmen. Benes solle vertraulich informiert werden, daß Groß¬ 
britannien den USA zugesagt habe, keine Verpflichtungen in bezug auf 
künftige Grenzen einzugehen. Dadurch könnte Benes dazu gebracht 
werden, sich erst einmal an das State Department zu wenden, und Jaksch 
von einem Abbruch der Gespräche mit der Exilregierung abgehalten 
werden. 84 

Lockhart, dem Überbringer der Nachricht, sagte Benes mit „brutaler 
Offenheit“, daß zwischen den Engländern und den Tschechen „Mün¬ 
chen“ stehe. Deshalb verhandle er mit ihnen und nicht mit den Russen, 
die „München ja nicht gemacht hätten. Wenn die Engländer auf ihrem 
bisherigen Standpunkt verharrten, werde er sich eben mit den Russen 
über die Grenzen und die Deutschen einigen, was seiner Überzeugung 
nach ohne besondere Schwierigkeiten möglich sei. 85 Auf der Grundlage 
von Roberts’ Einwänden hatte der britische Gesandte Nichols ein Me¬ 
morandum verfaßt 86 , das er Ripka und Benes zeigte und erläuterte. Rip- 
ka antwortete am 15. Januar 1942, daß Beness Bereitschaft, im Falle 
eines Transfers territoriale Zugeständnisse zu machen, von der Mehr¬ 
heit der Minister sowie dem Staatsrat nicht geteilt werde. Er selbst, Ma- 
saryk und Ingr nähmen eine Mittelposition ein. So sei er, Ripka, zwar 
für die Aufnahme der Jaksch- und Zinner-Gruppe in den Staatsrat cin- 


84 Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Jaksch am 9., Vermerk von 
Roberts vom 16.1., Makins an Nichols am 4.2.1942. FO 371/30834, C326, 
845/326/12. Siehe auch DDP 1/3, 86-90. 

85 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Jaksch, danach mit Benes vom 
15.1.1942. (,SNO Nr. 82. — Benes behauptete auch gegenüber Professor Se- 
ton-Watson, daß die Russen den tschechoslowakischen Anspruch auf die Sude¬ 
tengebiete unterstützten. Vermerk von Roberts vom 16.1.1942. FO 371/30834 
C326/326/12. 

86 Memorandum des Foreign Office „The Sudeten Question“ (o. D.). FO 371/ 
30834, C326/326/12. Siehe auch DDP 1/3, 41 f. 
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getreten, müsse jedoch anerkennen, daß jene recht hätten, die fragten: 
Was bringt uns die Aufnahme Jakschs und der anderen in den Staatsrat, 
wenn die Engländer sich dennoch nicht positiv zur Restitution der 
Tschechoslowakei in ihren Grenzen aussprechen. Nur wenn dies gesche¬ 
he, könne die Regierung das „Odium auf sich nehmen, die Deutschen 
in den Staatsrat zu lassen“. 87 Benes gab zu, daß Jaksch und andere su¬ 
detendeutsche Führer bereit seien, ohne Bedingungen in den Staatsrat 
einzutreten. Grundsätzlich trete er selbst immer noch dafür ein - aller¬ 
dings sollten sie nicht mehr sechs, sondern nur noch vier Sitze erhalten 
- doch falle ihm die Umsetzung schwer wegen der chauvinistischen 
Stimmung im Protektorat und der Exilarmee. Er selbst erkenne die 
Notwendigkeit, „Seite an Seite und in Freundschaft mit wenigstens ei¬ 
nigen Deutschen zu leben“. Je näher der alliierte Sieg rücke, desto we¬ 
niger werde die tschechische Bevölkerung jedoch zu Zugeständnissen 
an die Sudetendeutschen bereit sein. Die Zeit spiele also gegen seine 
gemäßigte Politik. Umso wichtiger sei ein frühes Übereinkommen mit 
der britischen Regierung. Die UdSSR werde zweifellos die integrale Re¬ 
stitution der Tschechoslowakei unterstützen. Ihm wäre nicht recht, 
„wenn die tschechische öffentliche Meinung die UdSSR als ihren einzi¬ 
gen Retter betrachten und der russische Eiinfluß innerhalb der Tsche¬ 
choslowakei stark anwachsen würde.“ Auf Nichols’ Hinweis, daß Groß¬ 
britannien sich u. a. verpflichtet habe, sich in territorialen Fragen nicht 
ohne vorherige Beratung mit den USA festzulegen, antwortete Benes, 
daß die Tschechoslowakei wegen des Opfers, das sein Land 1938 für 
den Weltfrieden gebracht habe, als Sondcrfall zu behandeln sei. Er wer¬ 
de sich auch mit einer britischen Erklärung zufriedengeben, daß Groß¬ 
britannien das Münchener Abkommen und den Wiener Schiedsspruch 
als nicht existent betrachte und dadurch der Status quo ante wiederher- 
gestellt sei, was Diskussionen über Grenzen und ihre Implikationen nicht 
ausschließe. Benes kritisierte ferner, daß Jaksch weiterhin im deutsch¬ 
sprachigen BBC-Programm sprechen durfte. Denn damit wecke die bri¬ 
tische Regierung im Reich wie im Protektorat einen falschen Eindruck 
und verstoße zudem gegen ihre Regel, kein Präjudiz zu schaffen. 88 

Nichols war für, Roberts gegen Beness Verlangen. Beness Behaup¬ 
tung der Rechtskontinuität der Ersten Republik sei „Unsinn“, da er in 
einer Rundfunkansprache an die tschechoslowakische Nation freiwillig 

87 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Jaksch, danach mit Benes vom 
15.1.1942. CS NO Nr. 82. — Nichols an Eden, u. a. über eine Besprechung mit 
Ripka am 15.1.1942. FO 371/30834, C1101/326/12. 

88 Nichols an Eden, u. a. über eine Besprechung mit Benes am 16.1.1942. FO 
371/30834, C1101/326/12. 
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auf die Präsidentschaft verzichtet habe und „der tschechoslowakische 
Staat zwischen ,München“ und der Besetzung Prags ein international 
voll anerkanntes Gebilde fentity] gewesen ist“. Die Anerkennung dieses 
Prinzips würde Großbritannien auf die „schiefe Bahn der Anerkennung 
der alten Grenzen führen“. Wegen der Konkurrenz mit Rußland habe 
Großbritannien der Exilregierung die volle Anerkennung gewährt. 

On the other hand, Russian policy, unlike our own, is based on Opportunist!! and 
can afford to give sweeping paper promiscs to the Czechs one day with complcte 
disregard to earlicr Soviet policy (cg. breaking off rclations with the Czechs), or to 
future Soviet intentions. We cannot hopc to compete with the Soviet Government 
on this plane and we should not try to do so. 

Das Argument, daß Beness Einfluß bei seinen Landsleuten leiden könn¬ 
te, „läßt mich kalt“, meinte Roberts. Es gebe kaum einen alliierten Staats¬ 
mann, dessen Position so unumstritten sei wie Beness. Die Forderung 
nach einer privilegierenden Behandlung der Tschechoslowakei sei un¬ 
haltbar, „da ihre Leiden sogar heute nicht wirklich mit jenen Polens 
oder Jugoslawiens, die Benes erwähnt hat, oder Griechenlands vergli¬ 
chen werden können“. Roberts versuchte auch den Angriff auf Jakschs 
Rundfunkansprachen abzuwehren: Er könne mit größerem Propaganda- 
Effekt zu seinen Landsleuten im Sudetenland sprechen als jeder andere. 
Cadogan hielt es für möglich, Benes zu unterrichten, daß Großbritanni¬ 
en sich nicht durch den Wiener Schiedsspruch gebunden fühle. Eden 
bezeichnete diese Stellungnahmen als „hilfreiche Orientierung“ und 
fragte, ob er nicht „in aller Unschuld“ Benes fragen solle, wie seine Ge¬ 
spräche mit Jaksch voranschritten, wogegen das Central Department 
keine Einwände hatte. 89 

In seinem Gespräch mit Eden am 21. Januar 1942 wiederholte Benes 
die Vorschläge und Argumente, die er schon Nichols unterbreitet hatte. 
Erst nach einer Einigung über die Wiederherstellung des Status quo 
ante werde er den Briten ein Memorandum über die Lösung der Frage 
der Sudetendeutschen vorlegen. Erst dann sei auch ein Übereinkommen 
mit den Sudetendeutschen im Exil möglich. Er informierte Eden aber 
doch über den Inhalt seines internen Memorandums vom 6. Januar 1942, 
das er inoffiziell schon Lockhart ausgehändigt hatte. Sein Angebot ei¬ 
ner Grenzkorrektur sollte es den Briten erleichtern, „den für sie schwe¬ 
ren Bissen zu schlucken“. Benes zeigte Eden eine Karte mit der ethno¬ 
graphischen und der Münchener Grenze. Eden betrachtete die Karte 
mit dem ungünstigen Grenzverlauf besonders in Mähren lange und sagte 
zu Nichols: „Schauen sie auf diese verbrecherische Absurdität“. In sei- 

89 Nichols an Eden vom 19., Vermerke von Roberts, Cadogan, Eden vom 20. und 

21.1.1942. FO 371/30824, CI 101/326/12. 
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ner Besprechung mit Benes folgte Eden zwar den Empfehlungen des 
Foreign Office in bezug auf den Wiener Schiedsspruch und die Gesprä¬ 
che mit Jaksch, doch erklärte er nach dem tschechischen Protokoll, daß 
er für seine Person und wohl auch Churchill Beness Ansichten teile. 
Ebenso wie Churchill sei er gegen .München* gewesen. Er verspreche 
Benes, dem Kriegskabinett diese Frage vorzulegen und im Sinne Beness 
zu verteidigen, wenn Benes ihm ein entsprechendes Memorandum zu 
seinen Plänen und zu einer Formel betreffend .München* unterbreite. 
Er halte cs für möglich, eine Formel zu finden, die Beness Bedürfnissen 
entspreche und für die britische Regierung akzeptabel sei. 90 

Für Edens Zusage dürfte eine Rolle gespielt haben, daß ihm Stalin 
im Dezember 1941 in Moskau erklärt hatte, daß die Tschechoslowakei 
in ihren alten Grenzen erneuert werden, d. h. auch die Sudetengebiete 
zurückerhalten müsse. Außerdem solle Ungarn für sein gegenwärtiges 
Verhalten durch Gebietsabtretungen an die Tschechoslowakei bestraft 
werden. 91 Eden hatte einen Tag, nachdem er dem Kriegskabinett über 
seine Gespräche mit Stalin berichtet hatte, dem wissenschaftlichen 
Dienst des Foreign Office den Auftrag gegeben, eine Stellungnahme 
zur deutsch-polnischen, deutsch-tschechoslowakischen und italienisch- 
deutsch-jugoslawischen Grenze zu erstellen. Der .Foreign Research and 
Press Service' 92 solle weniger ethnographische Gesichtspunkte berück¬ 
sichtigen und „soweit dies dazu führt, den Austausch von Bevölkerun¬ 
gen zu befürworten“, ein zweites Papier über den griechisch-türkischen 
Bevölkerungsaustausch und die Umsiedlung der Deutschbalten und der 
NS-Siedlungspolitik in den von Deutschland besetzten Gebieten erar¬ 
beiten. 93 Damals versprach auch Majskij, der informiert war, daß Stalin 

90 Eden an Nichols über eine Besprechung mit Benes und Ripka vom 21.1.1942. 
FO 371/30834, C845/326/12. Siche auch DDP 1/3, 55-57. — Vermerk llipkas 
über diese Besprechung. CSNO Nr. 83, Vermerk über militärische Beratung bei 
Benes vom 22.1.1942. PS 15, 54ff. — Täborsky-Tagebuch. TP 7, HI. — Auch 
die US-Regierung wurde von Benes über den Inhalt seines Memorandums in¬ 
formiert. Biddle an Secretary of State vom 20.2.1942. DDP 1/2, 139-145. 

91 Protokoll der Besprechung Stalins mit Eden am 16.12.1941. SSSR i germanskij 
vopros Nr. 11. — Tyrell: Großbritannien und die Deutschlandplanung der Alli¬ 
ierten 62 f. 

92 Der .Foreign Research and Press Service* unter der Leitung von Professor Ar¬ 
nold Toynbee entstand im Herbst 1939 auf Initiative des Foreign Office und 
sollte dem Amt die Kompetenz des ,Royal Institute of International Affairs* 
für die Kriegführung und Friedensplanung nutzbar machen. Kettenacker: Krieg 
zur Friedenssicherung 147. 

93 Vermerk Ronalds über eine Besprechung mit Private Secretary Harvey mit Ver¬ 
merken Strangs und Cadogans. FO 371/32481, W 335/81/49. Siehe auch DDP 
1/3, 8f. 
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Sikorski und Eden die Übertragung Ostpreußens an Polen als Kompen¬ 
sation für die Verluste im Osten vorgeschlagen hatte, Benes, daß die 
Sowjetunion den Tschechen beim Transfer der Sudetendeutschen hel¬ 
fen werde. 94 

In der Besprechung mit Eden hatte Benes erklärt, sich mit den Polen 
auf nichts Bindendes einigen zu können, bevor die Frage der Grenzen 
seines Landes entschieden sei. 95 In einem Gespräch mit Molotov im 
Dezember 1943 behauptete Benes, daß er das britische Einverständnis 
zum Transfer mit seinem Eingehen auf die britischen Konföderations¬ 
pläne bezahlt habe. 96 Einen Zusammenhang könnte es tatsächlich gege¬ 
ben haben, aber nicht so, wie Benes es 1943 schilderte. Die zweite pol¬ 
nisch-tschechoslowakische Erklärung wurde am 23. Januar unterzeich¬ 
net, doch hatte Benes schon am 7. Januar 1942 grünes Licht für diesen 
Schritt gegeben. 97 Seine Transferpläne hat er aber erst am 21. Januar 
dem britischen Außenminister dargelegt. Es ist dagegen durchaus mög¬ 
lich, daß Benes durch die Zustimmung zur Konföderation die britische 
Haltung zu seinen Transferplänen positiv beeinflussen wollte. Auch der 
,Foreign Research and Press Service“ ging in dem am 2. Januar 1942 
von Eden bestellten Gutachten, das schon am 12. Februar 1942 vorlag, 
auf diesen Zusammenhang ein: Eine Konföderation aus Polen, der 
Tschechoslowakei, Ungarn und Österreich könne nur dann ohne russi¬ 
sche Hilfe und bei polnischen territorialen Verlusten im Osten ein Ge¬ 
gengewicht gegen Deutschland bilden, wenn sie über Ostpreußen, 
Oberschlesien und das Sudetenland verfüge. Je nach dem Ausmaß der 
Grenzverschiebungen zugunsten Polens und der Tschechoslowakei 
müßten 3—6,8 Millionen Deutsche vertrieben werden. In bezug auf die 
Sudetengebiete hielt der .Foreign Research and Press Service“ die Über¬ 
gabe des Egerland-Karlsbad-Dreiecks und der Landzipfel von Schluk- 
kenau-Warnsdorf und Friedland mit etwa einer halben Million Deut¬ 
schen an Deutschland für möglich, ohne die Verteidigungsfähigkeit der 
Tschechoslowakei allzu sehr zu gefährden. Wenn der Transfer von Be¬ 
völkerungen überhaupt als Möglichkeit akzeptiert werde, sprächen stra- 

94 Vermerk Bcness über eine Besprechung mit Majskij am 26.1.1942. Czechoslo- 
vak-Polish negotiations Nr. 91. 

95 Eden an Nichols über eine Besprechung mit Benes und ltipka vom 21.1.1942. 
FO 371/30834, C845/326/12. — Vermerk Ripkas über diese Besprechung. 
CSNO Nr. 83. — Vermerk über militärische Beratung bei Benes vom 22.1. 
1942. PS 15, 54 ff. —Täborsky-Tagebuch. TP 7, HI. 

96 Vermerk Smutnys über eine Besprechung Bcness mit Molotov am 16.12.1943. 
Mastny: Benesovy rozhovory 495. 

97 Vermerk Beness über eine Besprechung mit Raczynski vom 7.1.1942. Czechoslo- 
vak-Polish negotiations Nr. 84. 
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tegische Argumente für den Transfer der Deutschen Mährens und Tsche- 
chisch-Schlesiens. Die vollständige Vertreibung aller Sudetendeutschen, 
die „so pangermanisch und nationalistisch und in den vergangenen Jah¬ 
ren so viele heftige Nazis hervorgebracht hätten wie nur irgendeine 
deutsche Region“, könnte im Interesse der europäischen Sicherheit lie¬ 
gen, doch sei es nicht sicher, daß die tschechoslowakische Regierung 
dies vorhabe. Viel werde von der Einstellung der Tschechen gegenüber 
den Deutschen nach dem Kriege abhängen: 

If the Heydrich policy is continued in the ,Protectorate‘ it may become true, as it 
is certainly true for Poland, that the life and security of any German left in an area 
restored to Czechoslovakia will be in such danger that facilities for departure 
would be the best service which could be rendered to the Germans themselves. 

Der .Foreign Research and Press Service' machte folgende Gesam¬ 
trechnung auf: Mindestens werde Deutschland die von den Nazis um¬ 
gesiedelten Deutschen aus dem Baltikum, Bessarabien, der Bukowina 
und Dobrudscha (300 000), die Polendeutschen (80 000) und die ge¬ 
samte Bevölkerung Ostpreußens ohne den Regierungsbezirk Allenstein 
(1 900 000) aufnehmen müssen. Dazu könnten Optanten aus Oberschle¬ 
sien östlich der Oder (mindestens 500 000), die Deutschen Mährens und 
Tschechisch-Schlesiens (800 000), jene Böhmens ohne das Egerland 
(2000 000), die Deutschen des Egerlands und der beiden erwähnten 
Landzipfel (500 000) kommen. Der .Foreign Research and Press Service' 
ging von der Annahme aus, daß Schlesien westlich der Oder deutsch 
bleibe; andernfalls kämen weitere 3 300 000 Vertriebene hinzu. Der 
Vergleich der Bevölkerungszahlen und Beschäftigungsmöglichkeiten 
Griechenlands und Deutschlands zeige, daß dieses auch einer solch rie¬ 
sigen Zahl von Vertriebenen - verteilt über fünf bis zehn Jahre - Raum 
und Arbeit bieten könne. Da die geplante polnisch-tschechische Konfö¬ 
deration als Preis für gute Beziehungen mit Rußland auf polnische Ge¬ 
biete im Osten verzichten müsse, soll sie Kompensationen im Westen 
erhalten, kommentierte Roberts. Dies sei nur auf Kosten det Grundsät¬ 
ze der Atlantik-Charta möglich. Der künftige deutsche Staat werde kei¬ 
nerlei Gebictsverlust freiwillig akzeptieren. Klare Lösungen wie die 
Übergabe Ostpreußens und eines großen Teils von Oberschlesien seien 
deshalb weniger gefährlich als Kompromißlösungen mit dem Ziel eth¬ 
nographischer Gerechtigkeit. 98 


98 Memorandum des .Foreign Research and Press Service“ (Arnold J. Toynbee) 
an Ronald vom 12.2.1942 mit Vermerken von Harrison und Roberts vom 
2.3.1942. FO 371/30930, C2167/241/18. Siehe auch DDP 1/3, 125-152 und 
Tyrell: Großbritannien und die Deutschlandplanung der Alliierten 373 f. — 
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Aufgrund von Edens Zusage, nach einem Kompromiß betreffend .Mün¬ 
chen 1 zu suchen, hatte Benes am 26. Januar 1942 unter dem Titel „Prin- 
ciples of agreement“ folgende Formel vorgeschlagen: 

1. It is recognised that no decision concerning Czechoslovakia which has been 
brought about since September 1938 by force or by threat of war or by the vio- 
lation of treaties and Czechoslovak laws can be considered valid. 

2. The pre-Munich legal Status of Czechoslovakia is reestablished, but it is agreed 
at the same time that at the momcnt when the final peace arrangements will be 
discussed between the Great Allics and the other allied Governments Czecho¬ 
slovakia too together with the Great Allied Powers will determine the final 
settlement (relating to frontiers and other questions) in order to give more 
strength and stability as well to Czechoslovakia as to the cause of European 
peace." 

Diese Formel lehnte das Central Department ab. 100 Makins hatte Ripka 
so verstanden, als biete Benes an, sudetendeutsche Vertreter in den 
Staatsrat aufzunehmen, wenn die britische Regierung dafür den Vorbe¬ 
halt vom 18. Juli 1941 betreffend die Jurisdiktion der Regierung über 
die Sudetendeutschen aufgebe. Das Foreign Office war bereit, auf einen 
solchen Handel einzugehen: Dieser Vorbehalt werde zurückgezogen, 
sobald sudetendeutsche Vertreter „einschließlich Dr. [sic] ]aksch und 
seine Freunde“ in den Staatsrat aufgenommen seien. Er sei von Makins 
falsch verstanden worden, erklärte Ripka: Beness Angebot habe das 
Fallenlassen aller Vorbehalte vom 18. Juli 1941, d. h. in beiden Briefen, 
zur Voraussetzung. 101 Inzwischen hatte Benes nämlich von Jakschs Ab¬ 
sage an seinen Plan, d. h. von dem Rundschreiben vom 23. Januar, er¬ 
fahren. 102 Solange die Briten sich nicht zu einer Erklärung durchringen 
könnten, durch die der „pre-Munich legal Status“ wiedcrhergestellt wer- 


Arnold Toynbee hatte schon im Ersten Weltkrieg dem Political Intelligence 
Department des Foreign Office angehört, das die britische Delegation in Paris 
mit dem nötigen Informationen versorgte. — Autor des Gutachtens über den 
Transfer vom Februar 1942 war John David Mabbott. Mabbott an O’Neill 
vom 22.10.1943. FO 371/34461, C12443/279/18. 

99 Entwurf Beness (vom 26.1.1942). ÖSNO Nr. 84. 

100 Vermerke von Nichols vom 26.1. sowie von Strang und Cadogan vom 4.2. 
1942. FO 371/80324, C845/326/12. 

101 Vermerk von Makins über eine Besprechung mit Ripka am 30.1., Makins an 
Nichols am 4. und Antwort vom 5.2.1942. FO 371/30834, C845, 1401/326/ 
12. — Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Nichols am 4.2.1942. 
CSNO Nr. 86. 

102 Nichols an Makins vom 9.2.1942 über eine Besprechung mit Benes. FO 371/ 
30834, C1645/326/12. 
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de 103 , werde er auch kein Memorandum über seine Konzeption zur Lö¬ 
sung der Frage der Sudetendeutschen vorlegen. Dabei blieb er, obwohl 
ihn Nichols drängte und „eine sehr wohlwollende Behandlung des Me¬ 
morandums“ zusagte . 104 Das Foreign Office wiederum lehnte die von 
Benes gewünschte Erklärung ab, die als britische Zusage verstanden 
werden könnte, sich bei der Friedenskonferenz für die Vormünchener 
Grenzen einzusetzen . 105 

Obwohl sich Lockhart den tschechoslowakischen Standpunkt zu ei¬ 
gen machte, hielt das Central Department auch an seiner Entscheidung 
fest, Jaksch zweimal monatlich im deutschen BBC-Programm reden zu 
lassen, zumal dieser ein Auditorium gefunden zu haben scheine, was 
man von vielen anderen Sprechern nicht behaupten könne . 106 Jaksch 
wies seine Gesprächspartner im Foreign Office darauf hin, daß der ,Su¬ 
detendeutsche Freiheitssender“ von sowjetischem Boden aus die „an¬ 
ständigen Nationalisten“ zum Kampf „für freie Sudeten“ aufrief, wäh¬ 
rend der sudetendeutsche Kommunist Kreibich von London aus sogar 
den sudetendeutschen Postlern und Eisenbahnern, die Hitlers Briefe 
und Soldaten beförderten, mit der Entlassung drohe, es aber ablchne, 
den Tschechen Bedingungen für die Behandlung seiner Landsleute nach 
dem Kriege zu stellen. ,Dcr Sozialdemokrat“ erklärte, daß Widerstands¬ 
aufrufe nur dann Aussicht auf Erfolg hätten, wenn man den Angespro¬ 
chenen sagen könne, was sie nach dem Kriege erwarte. Der Kampf so¬ 
zialistischer Minderheiten gegen den Faschismus sei gewiß nicht leich¬ 
ter als der nationale Widerstand unterdrückter Völker, ln der Frage des 
Wehrdienstes müsse die Partei weiter abwarten, da die Gefahr bestehe, 
daß die sudetendeutschen Soldaten der tschechoslowakischen Armee 
zur Vertreibung ihrer Genossen mißbraucht würden . 107 Unter dem Ein- 


103 Vermerk von Makins über eine Besprechung mit Ripka vom 30.1.1942, Ver¬ 
merke Strangs und Cadogans vom 4.2., Makins an Nichols am 4. und Antwort 
vom 5.2.1942, Nichols an Makins am 9. und 28.2.1942. FO 371/30834, C845, 
1401, 1644, 2945/326/12. Siche auch DDP 1/3, 64f. 

104 Nichols an Makins über eine Besprechung mit Benes am 6.2.1942. FO 371/ 
30834, C1644/326/12. 

105 Vermerke von Hancock, Roberts, Makins, Strang, Malkin, Cadogan und Eden 
vom 14.-17.2.1942. FO 371/30834, CI 644/326/12. — Nichols an Ripka am 
28.2.1942. AÜTGM, BAV, B, kr. 129. 

106 Nichols an Ripka am 28.2.1942. AÜTGM, BAV, B, kr. 129. — Jaksch an Ma¬ 
kins am 2.3.1942 mit Vermerken von. Lockhart, Roberts und Makins vom 
10.4.-14.4.1942. FO 371/30834, 73ff. 

107 Der Sozialdemokrat vom 22.2., 28.3. und 28.5.1942. — Brägel: Tschechen und 
Deutsche, Bd. 2, 182. — Grünwald: Vysilac svobody 332 ff. — Janeöek: Zrod 
politiky narodnf fronty 817. 
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druck der Aussiedlungspropaganda kündigte Jaksch dem Central De¬ 
partment ein Memorandum für die Autonomie der Sudetendeutschen 
auf der Basis des „Vierten Planes“ an, stellte dieses Vorhaben aber An¬ 
fang Mai wieder zurück. Erst wenn die tschechoslowakische Regierung 
auch das Angebot ablehne, bei der Vorbereitung der ersten Hilfsmaß¬ 
nahmen und des Wiederaufbaus der Verwaltung in den sudetendeut¬ 
schen Gebieten mitzuarbeiten, werde er sich mit einem Memorandum 
an die Unterzeichner der Atlantik-Charta wenden. 108 

Mit seinen Bemühungen um eine Ungültigkeitserklärung .Münchens' 
kam Benes auch bei einem Gespräch mit Eden am 23. März 1942 nicht 
voran. Sein Argument, Großbritannien solle durch eine solche Geste 
dem russischen Einfluß in der Tschechoslowakei entgegenwirken, hielt 
Strang für nicht entscheidend. Wenn Rußland militärisch erfolgreich 
sei, werde es in Rumänien dominierenden und in der Tschechoslowakei 
starken Einfluß gewinnen, unabhängig davon, was Großbritannien sage 
oder nicht sage. Wenn allerdings ein britisch-sowjetischer Vertrag mit 
territorialen Klauseln betreffend Finnland, das Baltikum und Rumänien 
diskutiert und abgeschlossen werden sollte, werde das Prinzip des Of¬ 
fenhaltens der Grenzfragen so durchlöchert sein, daß es schwer sein 
werde, Beness Druck zu widerstehen. 109 Als Informationen über den 
geplanten Vertrag mit der Sowjetunion 110 durchsickerten, legte Benes 
eine abgewandelte Form seiner „Principles of Agreement“ vor, die aber 
immer noch die Aussage enthielten, daß nach dem Bruch des Münche¬ 
ner Abkommens durch Deutschland der Vormünchener „legale Status“ 
wiederhergestellt sei. Eine solche Aussage hielt aber das Central De¬ 
partment für unvereinbar mit der britischen Verpflichtung gegenüber 
der US-Regierung, keine Zusagen in Grenzfragen zu machen. Das De¬ 
partment wies auch Nichols’ Kompromißvorschlag zurück, in dem ein 
Satz enthalten war, daß Großbritannien sich bei der Friedensregelung 
für solche Grenzen der Tschechoslowakei einsetzen werde, „die die 
Stärke und Stabilität dieses Landes sichern“. 111 Benes erklärte dem briti¬ 
schen Gesandten: Wenn Polen für eventuelle Verluste im Osten durch 


108 Vermerk von Makins über eine Besprechung mit Jaksch vom 4.3. und 6.5. 
1942. FO 371/30834, C2409, 4761/326/12. Siehe auch DDP 1/3, 193f. 

109 Eden über eine Besprechung mit Benes und Ripka an Nichols vom 23.3., Ni¬ 
chols an Makins am 30.3.1942, Vermerk Strangs vom 3.4.1942. FO 371/30834, 
95 bzw. C3484/326/12. — Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Ni¬ 
chols vom 24.3.1942. DMDCSSV 4/1, 138. 

110 Brandes: Großbritannien und seine osteuropäischen Alliierten 267-282. 

111 Memorandum des Foreign Office/Central Department (Roberts) vom 29.5. 
1942. FO 371/30834, C5508/326/12. Siehe auch DDP 1/3, 395-399. 
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Ostpreußen entschädigt werden müsse, sei es „undenkbar“, daß „die 
Frage der Deutschen in seinem Land“ nicht ebenfalls geregelt werde. 112 

Im Foreign Office war man sich am 21. April 1942 einig, daß die 
Tschechoslowakei „mehr oder weniger“ die Vormünchener Grenzen be¬ 
kommen sollte, doch wollte man sich wegen der Wirkung einer solchen 
Zusage auf den polnisch-sowjetischen Streit nicht öffentlich festlegen. 
Benes ging davon aus, daß nach einer Befriedigung der sowjetischen For¬ 
derungen den Polen Ostpreußen zugesprochen und die deutsche Frage 
in der Tschechoslowakei gelöst werden müsse. 113 Nachdem Eden Benes 
persönlich unterrichtet hatte, daß der britisch-sowjetische Vertrag doch 
keine Grenzklauseln enthielt, lenkte Benes widerwillig ein und gab sich 
mit der Zusage zufrieden, daß sich Großbritannien auf der Friedenskon¬ 
ferenz von den 1938 und später über die Tschechoslowakei verhängten 
Entscheidungen nicht beeinflussen lassen werde. Er akzeptierte auch die 
von Ripka und Nichols vereinbarte Formel über die Anerkennung der 
Jurisdiktion über alle ehemaligen tschechoslowakischen Staatsbürger, so¬ 
bald sudetendeutsche Vertreter Sitze im Staatsrat eingenommen hätten, 
doch sollte der entsprechende Briefwechsel geheim bleiben. 11 ' 1 Kurz dar¬ 
auf, am 28. April 1942, bekannte sich Benes vor der ,British Press As¬ 
sociation' öffentlich zum Bevölkerungstransfer. 115 Der Widerstandsor¬ 
ganisation Jindra', auf die sich die Heydrich-Attentäter stützten, teilte 
er Mitte Mai mit: „Auch hier neigt man zum Grundsatz der Umsiedlung 
von Minoritäten. Aber man weiß, daß man drei Millionen Deutsche nicht 
umsiedeln kann und wir wieder Deutsche haben werden, wenngleich 
merklich weniger.“ 116 

Der sowjetische Gesandte Bogomolov teilte Ripka am 4. Juni 1942 
mit, daß seine Regierung für die „völlige Restauration der Tschechoslo¬ 
wakei in ihren Vormünchener Grenzen“ eintrete. Was die 1 schechen mit 
den Sudetendeutschen machen wollten, sei ihre Sache. Er hoffe, ant¬ 
wortete Ripka, auf Unterstützung der sowjetischen Regierung bei der 


112 Nichols an Makins über eine Besprechung mit Benes vom 1.5.1942, Memoran¬ 
dum des Central Department vom 29.5.1942. FO 371/30834, C4868, 5508/ 
326/12. Hervorhebung im Original. 

113 Ergebnisprotokoll einer Konferenz des Foreign Office unter Sargents Leitung 
am 21.4.1942. FO 371/32880, N2182/5/38. —- Täborskj: Benes and the Sovi- 
ets 305 f. 

114 Nichols an Eden am 9.6. über eine Besprechung mit Benes am 5.6.1942. FO 
371/30834, C5797/326/12. — Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit 
Nichols am 10.6.1942. AÜTGM, BAV, B, kr. 129. 

115 Feierabend: Vzpominky, Bd. 2, 250. 

116 Edvard Benes: Vzkazy do vlasti, Nr. 71, 1.30. 
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Reduktion der Deutschen in der Republik „auf ein Minimum“. Über 
den weiteren Verlauf der Unterhaltung notierte Ripka: 

Daraufhin lachte Bogomolov: wir werden doch nicht fordern, daß Rußland irgend¬ 
eine Million unserer Deutschen übernehme. Darauf ich wieder scherzhaft, daß ich 
hoffe, daß die große Sowjetunion sie ruhig verdauen würde, doch darum gehe es 
nicht, daß die Sudetendeutschen ruhig nach Deutschland gehen können, dessen 
Bevölkerungszahl durch jene Verluste beträchtlich verringert werde, für die die so¬ 
wjetischen Truppen an der russischen Front gesorgt haben und weiter sorgten. 
Dann erwähnte Bogomolov den Scherz des Präsidenten, daß die Sudetendeutschen 
irgendwohin nach Sibirien gehen könnten. Danach erklärte ich Bogomolov, daß 
wir die Sache nicht aus einem eng nationalen oder nationalistischen Gesichtspunkt 
sehen, daß wir uns ein für alle Mal von jenen sozialen Schichten der Deutschböh¬ 
men befreien wollen, die seit dem vergangenen Jahrhundert bis Hitler Träger des 
Pangermanismus gewesen sind, was bedeutet, daß die gesamte Bourgeoisie, die 
deutsche Intelligenz, ein beträchtlicher Teil der nationalistischen deutschen Bau¬ 
ern, aber auch ein bestimmter Teil der dem Nazismus verfallenen deutschen Ar¬ 
beiter raus muß. 

Ripka war überrascht, als Bogomolov dem „sehr lebhaft zustimmte“. In 
dieser Angelegenheit könne die Tschechoslowakei mit dem Verständnis 
und der Unterstützung der sowjetischen Regierung rechnen, doch kön¬ 
ne man darüber verhandeln, wenn die Sache akut werde. 117 Bei seinem 
Zwischenaufenthalt in London am 9. Juni 1942 bestätigte Molotov die 
Aussage, daß seine Regierung für die Erneuerung der 'Tschechoslowakei 
in den historischen Grenzen eintrete. Er plädierte in diesem Gespräch 
auch für die Annexion Ostpreußens durch Polen. Anderthalb Millionen 
Deutsche oder alle, die sich als Nazisten schuldig gemacht hätten, wol¬ 
len wir loswerden, sagte Benes. Molotov „stimmte zu, doch sei das an¬ 
geblich unser inneres Problem, in das sie sich nicht einmischen werden; 
wo cs möglich sei, werden sie helfen“. Beide waren sich einig, daß die 
Deutschen kollektiv für die Nazis verantwortlich gemacht werden soll¬ 
ten. Sie müßten „eine schöne Revolution durchlaufen. Man muß ihnen 
helfen, sich gegenseitig umzubringen“, meinte Benes, und das gefiel Mo¬ 
lotov. 118 Trotz dieser Äußerungen Molotovs warnte Bogomolov Ripka 

117 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Bogomolov am 4.6.1942. CSNO 
Nr. 90. — Murascbko/Noskowa: Politisch-psychologische Aspekte der Umsied¬ 
lung der Deutschen 980, datieren dieses Gespräch auf den 4. Juli 1942. 

1,8 Vermerk Bencss über eine Besprechung mit Molotov vom 9.6.1942. TP, HI. 

— Benes an Fierlinger am 4., Vermerk Smutnys vom 9. und 10.6.1942. 
DI-lCSP I, Nr. 218 und 222. — Fierlinger: Ve sluzbäch CSR, Bd. 2, 45 und 76. 

— Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Bogomolov und Molotov vom 
8. und 9.6.1942. DMDCSSV 4/1, Nr. 160. — Benes an Fierlinger am 11.6. 
1942. TP, HI. — In Molotovs Besprechungsprotokoll wurden diese Aussagen 
anscheinend nicht aufgenommen. War and diplomacy 285 f. — Ripka verkauf- 
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am 21. August, die Forderung nach dem Transfer der Sudetendeutschen 
schon offiziell zu erheben, weil dadurch alle Deutschen einschließlich 
der Sudetendeutschen zusammengeschweißt würden. 119 

Für den 7. Juni 1942 hatte Jaksch die Partei-Exekutive zu einer Sit¬ 
zung einberufen. In einem Vorgespräch - zwei Tage nach dem Attentat 
auf Heydrich - erklärte Benes Jaksch, daß sich die Tschechoslowakei 
„fast von der gesamten führenden deutschen Intelligenz, die früher und 
heute noch mehr nazifiziert sei“, befreien müsse. 120 Dabei denke er an 
eine Million Menschen. 121 Benes warf Jaksch vor, sich nicht von Anfang 
an „kompromißlos und grundsätzlich“ hinter seine Politik gestellt zu 
haben. Wenn er das getan hätte, dann wären „unsere Deutschen schon 
längst in die Bewegung, die Arbeit und den Staatsapparat eingegliedert“. 
Die tschechischen Arbeiter Pilsens und die deutschen Kosolups könn¬ 
ten sich leicht einigen und „gemeinsam die Nazis aufhängen“, hoffte 
Jaksch. „Der Haß gegen die Deutschen, das Gefühl gerechter Vergel¬ 
tung und rücksichtsloser Rache wird alles entscheiden“, setzte Benes 
dagegen: „Ich werde mich freuen, wenn alles friedlich abläuft und es zu 
einer schnellen Zusammenarbeit kommt, mache mir aber keine Illusio¬ 
nen und will auf die gegenteilige Eventualität vorbereitet sein“. 122 Jaksch 
hatte den Eindruck: „Man will uns so lange im moralischen Einfluß- 
kreis halten, bis alle Möglichkeiten einer äußeren Geltungmachung un¬ 
seres Standpunktes verpaßt sind.“ 123 

tc Molotovs Äußerungen den Briten und Polen nicht nur als Anerkennung der 
historischen Grenzen, sondern auch der tschechoslowakischen Kontinuitäts¬ 
theorie. Vermerk Sargents vom 17.6.1942. FO 371/30827, C6122/151/12. — 
Vermerk Raczynskis vom 19.6.1942. A 12.49/Cz.l/17. 

119 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Bogomolov am 21.8.1942. Cesko- 
slovcnsko-sovetskc vztahy, Bd. 1, Nr. 186. 

120 Vermerk Beness über eine Besprechung mit Jaksch am 29.5.1942. AÜ1GM, 
BAV, B, kr. 129. — Benes fragte Jaksch nach dem Inhalt seiner Unterredung 
mit Otto Witt, dem Stellvertreter Otto Strassers in der ,ITei-Deutschland-Be- 
wegung*. „Nichts besonderes“ antwortete Jaksch. Ebenda. — Tschechoslowa¬ 
kische Agenten berichteten damals über angebliche „großdeutsche“ Äußerun¬ 
gen und Pläne Jakschs, u. a. über das erwähnte Treffen mit Witt, über eine 
Reise Jakschs in die Schweiz zum Kongreß der Schweizer Sozialdemokraten 
im Mai 1942, wo er Strasser getroffen habe, daß de Witte für, Wiener gegen 
die Zusammenarbeit mit Strasser eingetreten sei und mit seinem Rücktritt ge¬ 
droht habe. Bericht des Innenministeriums/IV oddelem o cinnosti Jakschove 
a jeho soe.dem. skupine od pol. 1939 do pol. cervcnce 1942. NK 213, 136-225. 

121 Menschen im Exil 301, zitiert einen Brief Jakschs an Paul vom 1.6.1942 ; 

122 Vermerk Beness über eine Besprechung mit Jaksch am 29.5.1942. AUTGM, 
BAV, B, kr. 129. 

123 Menschen im Exil 301 zitiert einen Brief Jakschs an Paul vom 1.6.1942. 
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Die Partei-Exekutive verabschiedete einen Protest gegen die „Men¬ 
schenjagd im Protektorat und appellierte „an alle anständigen Sude¬ 
tendeutschen, ihrer aktiven Solidarität mit den Opfern des Nazi-Terrors 
Ausdruck zu geben“. Mit diesem Protest sollten auch die Sudetendeut¬ 
schen gewarnt werden, kommentierte Reitzner. Niemand mache den 
Österreichern das Selbstbestimmungsrecht streitig, doch die Sudeten¬ 
deutschen sollten wieder „mensina“ (Minderheit) werden, klagte Ram- 
bauske: „Meiner Meinung nach handelt es sich um Furchtpropaganda, 
um uns gefügig zu machen, und es ist hohe Zeit, dagegen aufzutreten“. 
Frenzei ergänzte: „Die tschechische Politik ist stark von militärischen 
Kreisen beeinflußt. Sie stellen sich vor, daß man die gefügigen Deut¬ 
schen in einem Gebiete konzentriert und 1 Million aussiedelt.“ Und 
Schreier erklärte: „Engländer haben mir ihre Empörung darüber ausge¬ 
sprochen, daß die Tschechen das Gebiet haben wollen, aber nicht die 
Menschen.“ Lorenz hielt die tschechische Haltung für wenig ermuti¬ 
gend, doch sehe er nicht schwarz. „England wird kein Interesse haben, 
daß irgendeine Nation übermächtig wird. Die Tschechen haben in 
Wirklichkeit selbst kein Interesse daran, im relativ armen Sudetengebiet 
Tschechen anzusiedeln.“ Man solle die Bedeutung der Auslandsregie¬ 
rungen nicht überschätzen; auch England werde nach dem Kriege we¬ 
niger zu sagen haben als die USA. Wiener meinte: „Der englische Van- 
sittartismus ist nicht so gefährlich wie der Deutschenhaß der kleinen Na¬ 
tionen, der auf sehr realer Furcht beruht, für die wir Verständnis haben 
müssen.“ In seinem Schlußwort sagte Jaksch: 


ln der tschechischen Emigration ist ein Wettstreit um nationalen Radikalismus, 
um zuhause nicht zu wenig radikal zu sein. [...] Bevölkerungstransfer: Wenn ich 
eine Sache in der Tasche habe, muß ich nicht nach Cambridge gehen, um Propa¬ 
ganda zu machen. Die Entscheidung, wie man Deutschland behandeln wird, liegt 
nicht bei Vansittart und auch nicht bei Morrison. Die entscheidende Frage ist, wie 
schafft man eine .expanding economy', die bisher nur für Kriegszwecke möglich 
war, für die Zwecke des Friedens. Aber wir müssen alle Möglichkeiten der Ver¬ 
ständigung mit den Tschechen ausschöpfen. Wenn wir scheitern, ist es unsere Auf¬ 
gabe zu versuchen, was wir auf Grund der Atlantic Charter schaffen können. 


In ihrer Resolution 124 wandte sich die Treuegemeinschaft dagegen, daß 
„den Sudetendeutschen mit dem Bevölkerungstransfer gedroht wird, 
während für die Slowakei der Grundsatz der politischen und juristi¬ 
schen Abrechnung mit den Werkzeugen Hitlers gelten soll“. Der „ein¬ 
seitigen Machtlösung“ stellte die Partei eine „Vertragslösung“ und die 
Absicht entgegen, mit den Naziverbrechern selbst abzurechnen und „das 


124 Resolution vom 7.6.1942. Prinz: Wenzel Jaksch - Edvard Benes Nr. 18. — Pro¬ 
tokoll der Vorstandssitzung der Treuegemeinschaft vom 7.6.1942. PK 213, 58 ff. 
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Werk der Redemokratisierung sowie des wirtschaftlichen und sozialen 
Wiederaufbaues in die eigenen Hände zu nehmen“. Nachdem Roberts 
und Makins die Resolution als maßvoll anerkannt hatten 125 , schickte 
Jaksch sie an Benes. In seinem Begleitschreiben vom 22. Juni wies er 
darauf hin, „welches Ausmaß an Konsternation die bisherige Propagan¬ 
da für Massentransfer der Sudetenbevölkerung in unseren Reihen her¬ 
vorgerufen hat“. 

Unseren im Kampf und Leid geschulten Menschen ist der Unterschied zwischen 
der englischen These der Bestrafung der Schuldigen und der Absicht der tschechi¬ 
schen Politik, weit über die Abrechnung mit den Naziverbrechern hinaus nationa¬ 
len Machtgewinn anzustreben, nicht entgangen. Bei der tiefen Heimatverwurzc- 
lung unserer arbeitenden Bevölkerung ist es klar, daß die Evakuierung ganzer Ge¬ 
biete nur mit nackter Gewalt erzwungen werden könnte, gegen den einmütigen Wi¬ 
derstand aller politischen Kräfte, die nach dem Fall der Naziherrschaft vorhanden 
sein werden. [...] Bevölkerungstransfer wäre undiskrimierte Vergeltung, und das 
bedeutet [...] die Zerstörung jeder Basis demokratischer Verständigung für eine 
Generation. 


Selbst in der Frage politischer und wirtschaftlicher Übergangslösungen 
sei die Regierung zu keinem Einvernehmen bereit, was der „Verständi¬ 
gungspolitik jede Grundlage“ entziehe. 126 Bei ihrem nächsten Gespräch 
am 25. Juni 1942 fand Benes Jaksch „niedergeschlagen und ratlos“. Er 
habe sich gegen den Transfer aussprechen müssen, doch sollten Präsi¬ 
dent und Regierung darin keine Aktion gegen sich sehen. Das sei Sache 
der Treuegemeinschaft, antwortete Benes. „Die Regierung hat über den 
Transfer keinen Beschluß gefaßt, das ist eine von verschiedenen Lösun¬ 
gen, wir können nicht wissen, wie das am Ende sein wird, müssen uns 
jedoch ernsthaft damit befassen“. Wenn Jaksch daran liege, daß die Re¬ 
gierung den Protest gegen den Transfer nicht als gegen sich gerichtet 
auffasse, komme es darauf an, wie er das sage. 127 

Für kurze Zeit schien es Möglichkeiten eines Bündnisses zwischen 
der Treuegemeinschaft und den sudetendeutschen Kommunisten gegen 
die Aussiedlungspläne zu geben. Am 10. Mai 1942 traf Jaksch mit Krei- 
bich zusammen, am 28. Juni hielt Reitzner die Hauptrede auf einer Kund¬ 
gebung sudetendeutscher Antifaschisten in London. Im August wandte 
sich der sudetendeutsche Kommunist Ludwig Freund in der .Einheit* 


126 Vermerk von Roberts und Makins vom 20. und 22.6.1942. FO 371/30834, 
C6180/326/12. Siehe auch DDP 1/3, 504-507. 

126 Zitiert in Menschen im Exil 323 f. und in CSNO Nr. 91. Englische Überset¬ 
zung in FO 371/34239, 63 f. — Beuel: Pameti 451 ff. —Jaksch an Paul am 1.6. 
1942. Menschen im Exil 301 f. 

127 Anmerkung 5 zu CSNO Nr. 91. 
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gegen „jene tschechischen Politiker, die heute Pläne über die Aussied¬ 
lung der Sudetendeutschen ausbrüten“, und forderte „eine freie Ent¬ 
scheidung für die Zukunft“ im Sinne der Atlantik-Charta. Jaksch konn¬ 
te sein Mißtrauen gegenüber den Kommunisten jedoch nicht überwin¬ 
den. 128 Die Vertreter der KSC hatten Ripka noch am 21. August 1941 
aufgefordert, in der offiziellen tschechoslowakischen Propaganda „kei¬ 
nen Unterschied zwischen Parteien und Nationalitäten“ zu machen, 
und „die Sudetendeutschen nicht anzugreifen“. Mitte April 1942 hörte 
Ripka aber vom tschechischen Kommunisten Nosek, daß dieser „gleich 
dem Präsidenten glaubt, daß der zukünftige Staat ein Staat der Tsche¬ 
chen und Slowaken sein wird und die Deutschen in ihm niemals die 
Stellung haben dürfen, wie sie sic in der Ersten Republik besaßen“. Und 
im Juli erzählte Nosek wiederum Ripka, daß die tschechischen Kom¬ 
munisten Schwierigkeiten mit ihren deutschen Genossen hätten, „wel¬ 
che gleich allen anderen Deutschen Angst vor dem tschechischen Im¬ 
perialismus haben“.' 29 Am 5. Juli 1942 verabschiedeten der ,Verband 
der Auslandstschechoslowaken' sowie drei weitere Organisationen von 
Auslandstschechen in London einen „Aufruf gegen den deutschen Ter¬ 
ror in der Heimat“: Sie lehnten jegliche Zusammenarbeit mit den deut¬ 
schen und magyarischen „Erbfeinden“ oder auch nur „einer einzelnen 
Gruppe“ sowie die „Bildung deutscher oder magyarischer abgegrenzter 
Gebiete innerhalb der Republik“ ab. Die Regierung solle genau darauf 
achten, daß der tschechoslowakische Auslandswiderstand ein rein na¬ 
tionaler Widerstand der Tschechen, Slowaken und Karpatenrussen sei 
und sich „die Erneuerung und Bildung eines einheitlich national gesäu¬ 
berten Staates in seinen vollen historischen Grenzen“ zum Ziel setzen. 
Mitglieder der Exilregierung hätten erklärt, daß das ganze deutsche Volk 
die Folgen für die am tschechischen Volk begangenen Verbrechen tra- 

128 Bachstein: Wenzel Jaksch 260f. — Im September und Oktober 1941 forderte 
Gustav Bcuer die Treuegemeinschaft zum Anschluß an die .Sudetcndcutsche 
Antifaschistische Front' auf. Die Zusammenarbeit komme nicht in Frage, er¬ 
klärte Rcitzncr auf der zweiten Landeskonferenz, solange die Kommunisten 
nicht auf drei Forderungen der Treucgemcinschaft eingingen, nämlich Verur¬ 
teilung der Aussiedlungspläne, Vertragslösung für das sudetendeutsch-tsche- 
chische Problem und Forderung an die Exilregierung, mit der sudetendeut¬ 
schen Emigration besonders in Fragen des Wiederaufbaus zusammenzuarbei¬ 
ten. Anmerkung 2 zu CSNO Nr. 100. — Die Informationen über die eigentli¬ 
chen Gründe des Scheitcrns liegen aber noch im Dunkel. Bachstein: Wenzel 
Jaksch 261, vermutet, daß die Treuegemeinschaft die positive Haltung der Kom¬ 
munisten und ihrer Verbündeten zur Ungültigkeitserklärung des Münchener 
Abkommens nicht akzeptierte. 

129 Hrabovec: Vertreibung und Abschub 44. 
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gen müsse. Die Regierung solle dafür sorgen, daß „diese Schuldigen, ge¬ 
meinsam mit allen Volksverrätern ihrer gerechten Strafe nicht entge¬ 
hen“.'^ 

Dem ,Zentralausschuß des Heimatwiderstandes‘ hatte Benes noch 
am 9. Juni mitgeteilt, daß es zwar in Großbritannien „und anderswo“ 
eine Tendenz zur Umsiedlung von Minderheiten gebe, aber: „Jeder 
weiß, daß man drei Millionen Deutsche nicht umsiedeln kann und daß 
wir also wieder Deutsche haben werden, auch wenn es offensichtlich 
weniger sein werden.“ Jaksch bekenne sich jetzt zur Republik, doch 
verberge sich hinter dem Bekenntnis eine „Reserve, daß es zu einem 
Abkommen zwischen uns und der deutschen Bevölkerung zu Hause 
kommen muß“. 131 Die britische Regierung stand in der sudetendeut¬ 
schen Frage jedoch vor einer Neuorientierung. Voraus ging eine Ent¬ 
scheidung Edens am 22. Juni 1942, Jaksch nicht mehr im deutschen 
BBC-Programm sprechen zu lassen. Darauf hatte Vansittart schon im 
Mai 1942 mit der Behauptung gedrungen, Jaksch sei nicht nur ein „ex¬ 
tremer Linkssozialist“, sondern auch ein „Nationalist und Pangermane 
und Tschechenfeind“. Nach dem Terrorakt gegen Lidice, den die ef¬ 
fektvolle tschechoslowakische Propaganda in der ganzen Welt bekannt 
machte, schloß sich Lockhart wiederum Vansittarts Verlangen an, der 
gedroht hatte, im Unterhaus eine diesbezügliche parlamentarische An¬ 
frage zu initiieren. Die Erlaubnis, Jaksch im deutschen Dienst sprechen 
zu lassen, erinnere die Tschechen an .München' und errege bei ihnen 
Mißtrauen gegen die britische Politik, meinte Lockhart. Das Central 
Department wußte dagegen, daß Benes Jaksch in der Staatsratsfrage 
hintergangen hatte und nun das britische „imprimatur“ für diesen Be¬ 
trug haben wollte, und forderte, Jaksch „nicht den Wölfen vorzuwer¬ 
fen“. 132 In seiner letzten BBC-Sendung hatte Jaksch die Vernichtung 
von Lidice als „das schlimmste Verbrechen gegen das tschechische Volk“ 
bezeichnet und die Bestrafung der Schuldigen angekündigt. Die tsche- 


130 


131 

132 


Schreiben des Svaz zahranicnich Cechosloväkü, Sokolskä zupa zahranieni, 
Spolek cs. zen, Cs. odbocka Britske Legie [Verband der Auslandstschechoslo- 
waken, Sokol-Gau im Ausland, Verein tschechoslowakischer Frauen, Tsche¬ 
choslowakisches Fiüale der Britischen Legion] an Staatsrat am 6.7.1942. NK 


190, 84-87. 

Kura/: Misto spolecenstvi konflikt 200. 

Vansittart an Eden am 10.5.1942 mit verschiedenen Vermerken vom 14.- 
22.6.1942, Memorandum des Foreign Office vom 20.6.1942. FO 371/30834, 
C6447. Siehe auch DDP 1/3, 455-460. — Bei Vansittarts Initiative mag auch 
die Tatsache eine Rolle gespielt haben, daß der tschechoslowakische Gesandte 
in dessen Haus lebte. 
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chischen Freiheitskämpfer seien auch für die Freiheit der deutschen An¬ 
tifaschisten gestorben. 133 

Nach der Entscheidung gegen Jakschs Rundfunkansprachen traf 
Eden am 25. Juni erneut mit Benes zusammen, um über eine Kompro¬ 
mißformel zu .München* zu sprechen. Benes berichtete, daß sich Mo- 
lotov für die Wiederherstellung der Tschechoslowakei in den Vormün¬ 
chener Grenzen ausgesprochen habe. 134 Anschließend setzte Eden den 
Widerruf des Münchener Abkommens auf die Tagesordnung der Regie¬ 
rung. In seinem Memorandum vom 2. Juli 1942 stellte er einen Zusam¬ 
menhang zwischen der Terrorwelle im Protektorat und der vorgeschla¬ 
genen Erklärung her: „Angesichts der schweren Belastungen, die das 
tschechoslowakische Volk seit dem Tod Heydrichs ausgesetzt“ sei, be¬ 
trachte er es „hauptsächlich aus psychologischen Gründen für wün¬ 
schenswert, Dr. Benes so weit wie möglich Genugtuung zu geben“. Da 
Deutschland das Münchener Abkommen zerstört habe, 

His Majesty’s Government regard themselvcs as free from any engagements in this 
respect. At the final Settlement to be reached at the end of the war, they will not 
be influenced by any changes effected in and since 1938. 

Dieser Text sollte veröffentlicht, die vereinbarte Formel zu der Juris¬ 
diktion über die ehemaligen tschechoslowakischen Staatsbürger geheim 
bleiben. Der Eintritt sudetendeutscher Vertreter in den Staatsrat sei 
bisher an Beness Absicht gescheitert, die Zahl der Deutschen in der 
Tschechoslowakei auf rund eine Million zu reduzieren, und zwar durch 
den Verzicht auf das Eger-Dreieck und zwei weitere Gebiete von gerin¬ 
ger strategischer Bedeutung mit rund 6-700 000 Einwohnern, der aller¬ 
dings durch kleinere Grenzverschiebungen zugunsten der Tschechoslo¬ 
wakei kompensiert werden solle, sowie durch die Vertreibung von 3- 
400 000 Sudetendeutschc als Kriegverbrecher und den Transfer einer 
weiteren Million. Im folgenden schöpfte Eden aus dem Memorandum 
des .Foreign Research and Press Service* vom 12. Februar 1942: Hitler 
habe selbst Bevölkerung in großem Maßstab zwangsweise verschoben. 
Viele Staaten, besonders Polen und die Tschechoslowakei würden zwei¬ 
fellos den Transfer deutscher Minderheiten nach dem Krieg verlangen. 
Wenngleich es in vielen Fällen schwer sein werde, „zwischen den Deut¬ 
schen und der lokalen Bevölkerung zu unterscheiden“, betrage die Zahl 

133 Francis D. Raska: Wenzel Jaksch’s BBC Broadcasts: A Largely Forgotten Epi¬ 
sode of Czech-Sudeten German Relations in British Exile Düring World War 
II. Manuskript 11. 

134 Vermerk Ripkas über eine Besprechung Beness mit Eden am 25.6.1942. Czc- 
choslovak-Polish negotiations Nr. 117. 
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der Deutschen, deren Transfer zurück nach Deutschland aus Mittel¬ 
und Südosteuropa nötig sein könnte, zwischen 3 und 6,8 Millionen, und 
zwar je nach der Vollständigkeit des Transfers. Außer Hitler habe nur 
die sowjetische Regierung große Transfers vorgenommen. Einen erfolg¬ 
reichen Bevölkerungsaustausch habe es nach dem Ersten Weltkrieg 
zwischen Griechenland und der Türkei bzw. Bulgarien gegeben. Im 
Falle Deutschlands sei ein Austausch jedoch kaum möglich, da die natio¬ 
nalen Minderheiten innerhalb Deutschlands vergleichsweise klein seien. 

It will probably be impossible to avoid some measures of this kind in post-war 
Europe, but, if they are not carried out in an ordcrly and peaceful manner it is 
only too likely that the Czcch and Polish populations will forcibly expel the Ger¬ 
man minorities from their midst. The question is whether we should now commit 
ourselves to the principle of such transfers, and let both Dr. Benes and the Sude¬ 
ten German representatives know that this is our view. I should not be in favour 
of discussing the application of the principle until a much later stage. 

Eden bat das Kabinett um die Zustimmung 

for the general principle of the transfer to Germany of German minorities in 
Central and South-Eastern Europe after the war in cases wherc this seems neces- 
sary and desirable, and authority to let this decision be known in appropriatc 
cases. 135 

Das Kriegskabinett gab am 6. Juli 1942 sowohl der Erklärung zum 
Münchener Abkommen als auch dem Prinzip des Transfers seine Zu¬ 
stimmung und Eden die Vollmacht, Benes zu informieren 136 , was jener 
schon am nächsten Tag tat. Als Eden Benes den im Kabinett verab¬ 
schiedeten Text zeigte, versuchte dieser noch mehr herauszuholen, näm¬ 
lich die Anerkennung der Rechtskontinuität und der tschechoslowaki¬ 
schen Jurisdiktion über die Sudetendeutschen ohne Aufnahme ihrer 
Vertreter in den Staatsrat, die der tschechischen Bevölkerung angesichts 
des Verhaltens von 80 Prozent der Sudetendeutschen bei der Zerschla¬ 
gung der Tschechoslowakei, der derzeitigen Situation im Protektorat 
und des Verhaltens von Jaksch im Exil nicht zuzumuten sei. Zur Be¬ 
kräftigung seiner Ablehnung zitierte Benes aus Jakschs Memorandum 
„Was kommt nach Hitler?“ und erreichte, daß Eden Jakschs Ansichten 
als „ausgesprochenen Pangermanismus“ bezeichnete. Vor allem wollte 
Benes das Einverständnis des Kriegskabinetts zum Transfer schriftlich 
haben, doch wies das Foreign Office diese Forderung ebenso zurück 

135 Memorandum Edens „Anglo-Czechoslovak Relations“ vom 2.7.1942. CAB 
66/26, W.P. (42) 280. Siehe auch DDP 1/3, 549-552. 

136 War Cabinet Conclusions vom 6.7.1942. CAB 65/27. Siehe auch DDP 1/3, 
554-556. 
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wie die Anerkennung der Jurisdiktion über die Sudetendeutschen ohne 
Aufnahme ihrer Vertreter in den Staatsrat. Benes solle keinen Blanko¬ 
scheck gegenüber den sudetendeutschen Demokraten erhalten, schrieb 
Roberts. 137 Am 5. August 1942 sandte Eden die vereinbarte Erklärung 
zum Münchener Abkommen an Masaryk. 138 In der Zwischenzeit hatte 
Benes versucht, unter Hinweis auf die bevorstehende britische Erklä¬ 
rung eine schriftliche Bestätigung von Molotovs Aussage zu erhalten, 
daß seine Regierung die Tschechoslowakei in den Vormünchener Gren¬ 
zen anerkenne, was die sowjetische Regierung mit dem Hinweis ablehn¬ 
te, daß sie sich in ihrem Bündnisvertrag mit Großbritannien verpflich¬ 
tet habe, über alle wichtigen internationalen Probleme den Partner zu 
konsultieren. 139 Es dauerte knapp drei Monate, bis die sowjetische Re¬ 
gierung zu dem britischen Widerruf .Münchens* Stellung nahm: Da sie 
sich am Münchener Abkommen nicht beteiligt habe, habe sie sich nie 
durch dieses Abkommen gebunden gefühlt und tue dies auch jetzt 
nicht. 1 ' 1 '» 

Jaksch protestierte in Telegrammen an den amerikanischen Außen- 
und den kanadischen Premierminister unter Berufung auf die Atlantik- 
Charta gegen die Ungültigkeitserklärung des Münchener Abkommens, 
das er als die britische Absicht interpretierte, die Sudetendeutschen oh¬ 
ne Minderheitenrechte in einen tschechoslowakischen Staat zu zwingen. 
Als er im Foreign Office vorsprach, wurde er über den Grundsatzbe¬ 
schluß zum Transfer unterrichtet, gegen den er „stärkste Opposition 
der Sudetendeutschen gleich welcher politischen Einstellung“ ankündig¬ 
te. 141 An die Mitglieder der Exilpartei schrieb er zusammen mit Reitz- 

137 Beuel: Pamcti 305 f. — Eden an Nichols über eine Besprechung mit Benes am 
7., Nichols an Makins über eine Besprechung mit Benes am 9. und Antwort 
von Roberts vom 17.7.1942. FO 371/30835, C6834, 6867/326/12. Siehe auch 
DDP 1/3, 572 f. und 575-578. — Vermerk Ripkas über eine Besprechung zwi¬ 
schen Benes und Eden am 7. und über seine Besprechung mit Nichols am 9.7. 
1942. fiSNO Nr. 92 f. 

138 Eden an Masaryk am 5.8.1942. FO 371/38835, C7210/326/12. 

139 Vermerk Bcncss über eine Besprechung mit Bogomolov am 13. und Vermerk 
Ripkas über eine Besprechung mit Bogomolov am 27.7.1942. Czechoslovak- 
Polish negotiations Nr. 119, 124. 

140 Fierlinger an das Außenministerium am 30.10.1942 mit dem Text der sowjeti¬ 
schen Erklärung. Ceskoslovensko-sovetske vztahy 201. 

141 Vermerk von Roberts vom 7.8.1942. FO 371/30835, C7809/326/12. Siehe 
auch DDP 1/3, 661-663. — Jaksch: Europas Weg nach Potsdam 374, will diese 
Unterrichtung in seinen Memoiren nicht mehr wahrhaben. —Jakschs Protest 
gegen den Widerruf .Münchens' habe nicht nur Benes, sondern manchen von 
Jakschs Freunden innerhalb der Regierung und des Staatsrats, besonders aber 
Ripka verärgert, der sich bis dahin aufrichtig um einen Kompromiß zwischen 
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ner, daß die Partei nicht gegen den Wortlaut der Note Edens protestie¬ 
re, sondern gegen die voraussichtliche Auslegung des Notenwechsels 
durch die tschechische Seite, „daß damit jedes Mitbestimmungsrecht der 
Sudetendeutschen an der Gestaltung ihrer Zukunft gefallen ist“. Die 
Auseinandersetzung übet das künftige Schicksal der Sudetendeutschen 
werde weitergehen. 

Dabei werden wir aus der bisher beobachteten Reserve herausgehen, nachdem un¬ 
sere vornehme und versöhnliche Haltung auf tschechischer Seite so gut wie gar 
kein Verständnis gefunden hat. Der Eindruck verstärkt sich immer mehr, daß in 
der tschechischen Politik die Kräfte die Oberhand gewinnen, welche in der neuen 
Republik zwar den größten Teil des Sudctengebietes, aber so wenig Sudetendeut¬ 
sche wie möglich haben wollen. 142 


Aus dem .Französischen Nationalkomitee* holte Benes einen weiterge¬ 
henden Widerruf .Münchens* heraus als aus der britischen Regierung. 
Das Komitee erklärte das Abkommen als „nul et non avenue“ und ver¬ 
pflichtete sich, „alles zu tun, was in seiner Macht liegen wird, daß die 
Tschechoslowakei in ihren Grenzen vor dem September 1938 alle wirk¬ 


samen Garantien erhalte, die ihre militärische und wirtschaftliche Si¬ 
cherheit, ihre territoriale Integrität und politische Einheit betreffen“. 
Cadogan bezeichnete die französische Erklärung als „Harlekinade“, die 
polnische Regierung war wegen Tuschens* verärgert. 143 Auch die italieni¬ 
sche Regierung war Ende September 1944 bereit, das Münchener Ab¬ 
kommen für „von Anfang an ungültig“ zu erklären. 144 

Mitte Juli 1942 machte das tschechoslowakische Innenministerium 
den Vorschlag, in Zukunft die Benutzung der Worte „sudetendcutsch“, 
„Sudetendeutsche“ oder „Sudetenland“ durch tschechoslowakische In¬ 
stitutionen und Vertreter als gegen die Verfassung gerichtet zu untersa¬ 
gen. Denn erstens kämen diese Worte nicht in der Verfassung vor und 
zweitens seien sie Ausdruck deutscher Separationsbestrebungen, die zu 
.München* geführt hätten. Slavfk kritisierte, daß nicht nur Jaksch diesen 
Begriff im Parteinamen, sondern auch die kommunistische Zeitschrift 


Benes und Jaksch bemüht hatte, meint das damalige Staatsratsmitglied Julius 
Fürth. Firl: Cestou k ünofu 220. 

142 Rundschreiben von Jaksch/llcitzner vom 8.8.1942. CSNO Nr. 96. 

143 De Gaulle an Benes am 29.9.1942. Benef: Sest let 476 f. — Nichols an das Fo¬ 
reign Office am 28.9. über eine Besprechung mit Ripka mit Vermerken von Ro¬ 
berts und Cadogan vom 4.-12,10. 1 942. FO 371/30853, C9364/9364/12. — 
Vermerke Smutnys vom 5. und 9.9,1942. DHCSP I, Nr. 240, 242. — Täborskj: 
Prezident E. Benes 68 f. Die Ungültigkeit des Münchener Abkommens wur¬ 
de am 22.8.1944 in einer weiteren gemeinsamen Erklärung bestätigt. Nichols 
an Eden am 24.9.1944. FC) 371/38933, CI 1421/320/12. — Beuel: Sest let 485f. 
Erklärung vom 26.9.1944- Benef: Sest let 486 f. 
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.Einheit' den Untertitel „Sudeten German Antifascist Weekly“ benutze. 
Die Regierung verbot die Benutzung dieser Begriffe durch staatliche 
Behörden, nicht jedoch durch die „deutschen tschechoslowakischen 
Staatsbürger im Ausland“. 145 


Die tschechoslowakische Regierung 
und die magyarische Minderheit 

1921 hatten sich 745 000, 1930 692 000 tschechoslowakische Staatsbür¬ 
ger zur magyarischen Nationalität bekannt. In ihren Parteien gab es 
ähnliche Auseinandersetzungen über das Verhältnis zur Tschechoslo¬ 
wakischen Republik wie bei den Sudetendeutschen. Im Wiener Schieds¬ 
spruch vom 2. November 1938 sprachen Hitler und Mussolini in Wien 
Ungarn einen Grenzstreifen im Süden der Slowakei und Karpatenruß¬ 
lands mit 854 000 Einwohnern zu, von denen sich 504 000 zur magyari¬ 
schen und 272 000 zur slowakischen oder tschechischen Nationalität 
bekannten. 146 

Die ungarische Regierung hatte gegen die britische Anerkennung des 
.Tschechoslowakischen Nationalausschusses' vom 20. Dezember 1939 
protestiert und das Foreign Office am 2. Januar 1940 geantwortet, daß 
damit keine Festlegung hinsichtlich der künftigen Grenzen verbunden 
sei. 147 Wie im sudetendeutschen waren es auch im magyarischen Fall So¬ 
zialdemokraten, die der tschechoslowakischen Auslandsaktion die Mit¬ 
arbeit anboten. Sie waren an eine enge Zusammenarbeit gewöhnt, da sie 
sich nach der Abspaltung der Kommunisten, denen die Mehrheit der 
Mitglieder und Wähler gefolgt war, der tschechoslowakischen Sozial¬ 
demokratie angeschlossen hatten. 148 Mit Unterstützung Hodzas bildete 
sich Anfang Februar 1940 ein .Verband der Magyaren aus der Tsche- 
cho-Slowakei' unter dem Vorsitz von Juraj Esterhazy, der sich zur CSR 

145 Rundschreiben des Innenministeriums vom 14.7. und Auszug aus einem Be¬ 
schluß des Ministerrats vom 25.9.1942. AÜTGM 40/X1/7 und /17. 

146 Nach der tschechoslowakischen Volkszählung stellten die Magyaren in den ab¬ 
getrennten Gebieten 504114 von 854217 Einwohnern, die Slowaken bzw. 
Tschechen 272 337. Die ungarische Volkszählung von Dezember 1938 kam auf 
nur noch 123 000 Slowaken, nachdem die slowakischen und tschechischen „Ko¬ 
lonisten“ und Staatsangestelltcn zum Verlassen gezwungen worden waren. C'ier- 
na-Lantayovä: Podoby Cesko-Slovensko-Mad’arskeho vzt’ahu 12f. 

147 Ivaniükovä: Ceskoslovensko-mad’arske vzt’ahy 255. 

148 llipka über eine Besprechung mit Väradi und Szuranyi an Smutny vom 4.8. 
1939. BA IV/22, 14 ff. 
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bekannte. 149 Benes war damals zu Verhandlungen mit Ungarn über eine 
Korrektur der Grenze zugunsten Ungarns bereit, um das Verhältnis zu 
diesem Nachbarn nicht ebenso wie vor dem Kriege zu verderben und 
auch um die Slowaken für ihr Verhalten in der Krise von 1938/39 zu 
bestrafen. 150 Allerdings müsse die damalige slowakisch-ungarische Gren¬ 
ze zugunsten der Slowakei korrigiert werden; vor allem solle Kaschau 
wieder der Slowakei zugeschlagen werden. 151 Diese Ansichten Beness 
gingen auch in ein Memorandum ein, daß der .Foreign Research and 
Press Service* am 14. Mai 1940 vorlegte. 152 Lockharts Schreiben vom 
11. November 1940, in dem sich die britische Regierung als durch das 
Münchener Abkommen nicht mehr gebunden bezeichnete, spielte Be¬ 
nes auch gegen Ungarn aus. Dem ungarischen Botschafter erklärte Ca- 
dogan auf dessen Protest, daß Großbritannien sich nicht am Wiener 
Schiedsspruch beteiligt habe und deshalb durch diesen nicht gebunden 
sei. 153 

Benes versicherte aber Sikorski, dem Premier einer traditionell un¬ 
garnfreundlichen Nation, daß er Grenzkorrekturen erwäge, über die er 
schon mit Hodza verhandle. 154 Außerdem strebte er einen Bevölkerungs¬ 
austausch an, wobei er allerdings von einer zu hohen Zahl von Slowaken 
in Ungarn ausging. Dem Austausch hatte Hodza schon zugestimmt. 155 
Mit der Annahme des Wiener Schiedsspruchs habe Ungarn „erstmalig 
und freiwillig“ die These von der Integrität des alten Ungarn aufgege¬ 
ben; dies sei „ein Fortschritt und ein wichtiger Schritt zu einem defini¬ 
tiven Übereinkommen mit der Tschechoslowakei“ und Voraussetzung 
für einen eventuellen Beitritt Ungarns zu einer „föderativen Einheit in 
Mitteleuropa“, schrieb Benes in seinem Kriegszielmemorandum vom 
Februar 1941. Territoriale Zugeständnisse an Ungarn seien möglich, 

149 Protokoll der Gründungsversammlung vom 5.2.1940 (mit einem Anschreiben 
des NVCS (Ingr) an Benes vom 19.3.1940). NK 216, 1 ff. 

150 Vermerk Smutnys vom 5.4.1940. DFICSP I, Nr. 80. Siehe auch Beness Denk¬ 
schrift für Sumner Wellcs vom 9.3.1940. FO 371/24370, (.4305/2949/62. 

151 Bericht Raczynskis über eine Besprechung mit Benes am 23.8.1940. PRM 
19/10. 

152 Kychltk: Memorandum 612-630. 

153 Vermerk Cadogans über eine Besprechung mit de Barcza vom 13.12.1940, de 
Barcza an Cadogan am 6. und Antwort vom 30.1.1941. FO 371/26289, C235/ 
235/12. 

154 Protokoll Stroriskis über eine Besprechung Sikorskis mit Benes vom 5.6.1941. 
FO 371/26376, C6578/6/12 und PRM 38/3. 

155 Vermerk Raczynskis über eine Besprechung mit Benes vom 4.9.1941. PRM 
38/14. — Vermerk Smutnys vom 8.6.1941. DFICSP I, Nr. 183. — Benes an 
den .Zentralausschuß des Heimatwiderstandes“ am 10.-12.9.1941. T 77, R 
1050. 
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doch müsse die Grenze zumindest bis zur Mündung der Neutra entlang 
dem Hauptstrom der Donau verlaufen, und die Tschechoslowakei er¬ 
hebe Anspruch auf Kaschau und Uzhorod. Mit Hilfe einer „möglichst 
weitgehenden Umsetzung der Bevölkerung“ solle die Staatsgrenze mit 
der ethnographischen Grenze in Übereinstimmung gebracht werden. 156 
Feierabend forderte in seiner Stellungnahme, auf den Brückenkopf bei 
Preßburg (Petrzalka) jenseits der Donau nicht zu verzichten, sondern 
diesen noch zu erweitern. 157 Slavik warnte zu Recht vor der Annahme, 
daß die Magyaren in der Slowakei oder die Slowaken in Ungarn freiwil¬ 
lig ihre bisherigen Wohnorte verlassen würden. 158 

Im September 1941 wies Benes den .Zentralausschuß des Heimatwi¬ 
derstandes 1 daraufhin, daß seiner Meinung nach die Ungarn mindestens 
ihr Vorkriegsterritorium behalten würden. Zudem gebe es Tendenzen, 
ihnen gerechtere Grenzen als nach dem Ersten Weltkrieg einzuräumen. 
Er habe mit den Slowaken, und zwar auch mit Hodza und Lichner eine 
Grenze abgesprochen, die sich der ethnischen Grenze stärker annähere, 
bestehe jedoch auf der Beibehaltung der Vorkriegsgrenze entlang der 
Donau bis Komorn und auf einem Bevölkerungsaustausch. 159 Im No¬ 
vember 1941 erklärte Benes, daß Ungarn die mit deutscher Unterstüt¬ 
zung erlangten Gebiete wieder herausgeben müsse. Als diese Äußerung, 
angeblich durch ein Versehen, in das tschechoslowakische BBC-Pro- 
gramm geraten war, schlug Roberts die Herausgabe eines Dementis vor, 
in dem die britische Regierung bekräftigen sollte, daß sie sich nicht auf 
bestimmte Grenzen in Europa festgelegt habe, konnte sich jedoch ge¬ 
gen Lockhart, Strang und Cadogan nicht durchsetzen. Roberts sprach 
verärgert von Beness „üblicher Praxis, seinen Mund jedes Mal ein we¬ 
nig weiter zu öffnen.“ 160 

Die britische Kriegserklärung gegenüber Ungarn im Dezember 1941 
nützte die tschechoslowakische Regierung zu einer öffentlichen Stel¬ 
lungnahme. Sie verglich den Wiener Schiedsspruch mit dem Münchener 
Abkommen. Ebenso wie Deutschland das Abkommen durch den Ein¬ 
marsch am 15. März 1939 gebrochen habe, habe Ungarn den Schicds- 

156 Memorandum Bcncss „Die tschechoslowakischen Fricdenszielc“ vom 3.2. 
1941. CSNO Nr. 47. 

157 Feierabend an Benes am 15.2.1941. ÜSNO Nr. 48. — Feierabend: Politicke vzpo- 
minky, Bd. 2, 41. 

158 Slavik an Benes (o. D.). CSNO Nr. 56. 

159 Depesche Benes an den .Zentralausschuß des Heimatwiderstandes“ vom 
8.9.1941. CSNO Nr. 64 und T-77, R. 1050, 128-133. 

160 Vermerke von Roberts und anderen vom 3.-24.11.1941. FO 371/26418, 
CI3319/10893/12 und Vermerk von Roberts vom 3.12.1941. FO 371/26394, 
C13290/1320/12. 
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spruch durch die Besetzung Karpatenrußlands am selben Tage verletzt. 
Seitdem befinde sich die Tschechoslowakei im Kriegszustand mit Un¬ 
garn. Sie werde die Restitution ihres gesamten Territoriums verlan¬ 
gen. 161 Dennoch sprach Benes vertraulich weiterhin von der Möglich¬ 
keit, kleinere Gebiete abzutreten. 162 Die schon im vorigen Kapitel er¬ 
wähnte Konferenz im Foreign Office am 21. April 1942, die die Ge¬ 
spräche mit Molotov vorbereitete, kam zu dem Schluß, daß die Wiener- 
Grenze ethnisch gerechter war als die in Trianon gezogene. Um die 
Einbeziehung Ungarns in die Konföderation zu ermöglichen, sei Benes 
wahrscheinlich zu kleineren Korrekturen bereit. 163 Auch das ,Subcom- 
mittee on Territorial Problems* des .State Departments* plädierte im 
August 1942 für die Übergabe der „Großen Schütt“ an Ungarn. 164 Wenn 
Ungarn dem Abschub der tschechoslowakischen Magyaren zustimme, 
könnten bestimmte Gebiete abgetreten werden, war die Meinung Be- 
ness und der Regierung auch Ende 1942. 165 

Ende Februar 1942 gründeten tschechoslowakische Magyaren in Eng¬ 
land einen Journalistenverband. An dessen Spitze stand 1 lies Kaczer, 
der zeitweise bei Ullstein in Berlin gearbeitet und nach seiner Übersied¬ 
lung in die Slowakei zwei ungarische Zeitschriften in Preßburg redigiert 
hatte. Zu seinen Mitstreitern gehörten einige Kommunisten sowie 
Magyaren, die nach dem Ende der Räterepublik oder in der zweiten 
Hälfte der 1930er Jahre aus politischen Gründen aus Ungarn in die 
Tschechoslowakei emigriert waren. 166 Mitte Juli 1942 konstituierte sich 
eine .Demokratische Gruppe der Magyaren aus der CSR‘, und zwar in 
den Räumen des .Tschechoslowakischen Instituts*. Als „treue“ Bürger 
der Tschechoslowakei wollten sie „Hand in Hand mit den tschechischen 
und slowakischen Brüdern“ am Wiederaufbau der CSR teilnehmen und 
als Brücke zur demokratischen Bewegung in Ungarn dienen. 167 Im Staats- 

161 Protokoll der außerordentlichen Kabinettssitzung vom 16.12.1941. DFICSP I, 
Nr. 214. — Ripka an Eden am 16.12.1941. Benef: Sest let 466 ff. 

162 Vermerk llaczynskis über eine Besprechung mit Benes vom 7.1.1942. PRM 
64/3/1. 

163 Ergebnisprotokoll der Foreign Office-Konferenz unter Sargents Leitung vom 
21.4.1942. FO 371/32880, N2182/5/38. 

164 Protokoll des Subcommittee on Territorial Problems vom 14.8.1942. DDP 
1/2, 478-480. 

165 Feierabend: Vzpominky, Bd. 2, 252. 

166 Ministerstvo vnitra/4. odbor „Mad’arskä emigrace a jeji politicke smery. Dil 
I.“ (Innenministerium/4. Abteilung „Die ungarische Emigration, ihre politi¬ 
schen Richtungen und Ziele. Teil I.“), London im Mai 1943. NK 217. 

167 Demokratickä skupina Mad’arov z CSR (Demokratische Gruppe der Magyaren 
aus der CSR) (Imre Bärdocz) an Maxa vom 17.7.1942. NK 216, 10. 
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rat bezeichnete Machacek diese Gruppe als Einzelpersonen ohne Ge¬ 
folgschaft. 168 Sie wurde geführt von einem Gutsbesitzer, einem Arzt und 
einem Journalisten. Diese Gruppe reorganisierte sich am 6. Dezember 
1942 in den .Verband der tschechoslowakischen Magyaren in England', 
der sich zur Tschechoslowakei bekannte, gegen den Wiener Schieds¬ 
spruch Stellung nahm und alle wehrfähigen Magyaren zum Eintritt in 
die tschechoslowakische Armee aufforderte. 169 Die Führungsgruppe die¬ 
ses Verbandes war weitgehend mit jener des Journalistenverbands iden¬ 
tisch. 170 


Der sowjetische Kriegseintritt 
und die polnische Westgrenze 

Der deutsch-sowjetische Krieg weckte bei den polnischen Untergrund¬ 
parteien Hoffnung auf eine gegenseitige Schwächung der beiden Tei¬ 
lungsmächte Deutschland und Rußland und eine größere Ausdehnung 
des polnischen Staates auf deutsche Kosten. .Nationalpartei' (Stronnict- 
wo Narodowe), .Volkspartei' (Stronnictwo Ludowe) und die .Sanacja' 
forderten die Verlegung der Grenze an die Oder und Lausitzer Neiße, 
die .Partei der Arbeit' (Stronnictwo Pracy) verlangte die gesamte Ost¬ 
seeküste von Stettin bis Memel, die .Nationalpartei' sogar von Stettin 
bis zur Düna, während sich die .Polnische Sozialistische Partei' (Polska 
Partia Socialistyczna — Wolnosc-Rovnosc-Niepodleglosc) wegen ihres 
größeren Ziels eines „Verbandes der freien Völker Europas“ und ihrer 
traditionellen Ost-Orientierung in der Frage der deutsch-polnischen 
Grenze noch nicht festlegte. Zeitungen der .Nationalpartei', der .Partei 
der Arbeit' und einer Nachfolgeorganisation der .Sanacja' forderten die 
Aussiedlung der Deutschen und Juden, die .Volkspartei' nur der Deut- 

168 Protokoll der 22. Plenarsitzung des Staatsrats vom 2.9.1942. NIC 22, 502 ff. — 
Vorsitzender der Gruppe war Dr. Otto Feher, ein Großgrundbesitzer aus Neu¬ 
tra, sein Stellvertreter der Arzt Imrich Bärdos, Generalsekretär Dr. Bcla Rev, 
der in Prag die Zeitschrift ,Die Wahrheit 1 redigiert hatte. Ministerstvo vni- 
tra/4. odbor „Mad’arskä cmigrace a jeji politicke smery. Dil I.“ (vgl. Anm. 166). 
161 Svaz cs. Mad’arü v Anglii (Verband tschechoslowakischer Magyaren in Eng¬ 
land) (M. Kalman) an Maxa am 8.12.1942. ANS 33. — Der Vorstand dieses 
Verbandes bestand aus Illes Kaczer, Dr. Aladär Väradi, Dr. Ladislav Ferenc, 
Mikuläs Kalman und Dr. Max Fejer. Ministerstvo vnitra/4. odbor „Mad’arskä 
emigrace a jeji politicke smery. Dü I.“ (vgl. Anm. 166), 92. 

170 Vgl. oben, Anm. 166. 
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sehen und die ,Polnische Sozialistische Partei“ aller Deutschen, die der 
Polnischen Republik nicht treu geblieben waren. 171 

Auch im Londoner Exil stiegen nun die Ansprüche auf deutsches Ge¬ 
biet. Wie die tschechoslowakische Regierung erfuhr, dachten führende 
Vertreter der Exil-,Partei der Arbeit“ sogar an die Einbeziehung der 
Lausitzer Sorben in die Polnische Republik. 172 Die polnische Regierung 
wolle ganz Oberschlesien einschließlich Beuthen und Oppeln annektie¬ 
ren, erklärte Raczyhski gegenüber llipka. Er beklagte sich, daß die Mi¬ 
litärs „unmöglich große Territorien von den Nachbarstaaten“ abtrennen 
und die gemeinsame Grenze mit der Tschechoslowakei bis zum Riesen¬ 
gebirge verlängern wollten. 173 Öffentlich sprach er nur von einer star¬ 
ken und sicheren Grenze Polens an der Ostsee, und die Regierung ver¬ 
abschiedete ein vom .Ministerium für (Friedens-)Kongreßarbeiten' vor¬ 
gelegtes Memorandum, in dem neben Ostpreußen und Danzig die „Be¬ 
gradigung“ der Westgrenze gefordert wurde. 174 

Noch im August 1941 hatte Majskij die „megalomanischen“ Territo¬ 
rialforderungen der polnischen Regierung kritisiert und als Beispiel de¬ 
ren Verlangen nach der Annexion Ostpreußens und der Ausdehnung 
Polens bis Stettin genannt. 175 Als Sikorski im Dezember 1941 in Mos¬ 
kau über das Schicksal der deportierten Polen und die Aufstellung einer 
möglichst großen polnischen Armee auf sowjetischem Boden verhan¬ 
delte, nahm ihn Stalin in einer Pause zur Seite und bot ihm ein Ge¬ 
spräch über die künftige gemeinsame Grenze an. Die Sowjetunion kön¬ 
ne auf Lemberg verzichten und biete für den Verzicht Polens auf die 
übrigen ostpolnischen Gebiete Kompensation in Ostpreußen an. Die 
polnische Westgrenze sei auf die Oder zu stützen. Sikorski meinte je¬ 
doch, den polnischen Rechtsstandpunkt vertreten zu müssen, und wich 
Verhandlungen über die Grenzen aus. 


171 Qryecbowski: Odra 14 ff. — Dqbrowski: Koncepcje przebudowy Polski 15 ff. — 
Winnicka: Tradycja a wizja Polski 220 ff. 

172 Skalicky an das Außenministerium am 19.9.1941. BA XVIII/Polsko 3. 

173 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Raczynski am 29.11.1941. Cze- 
choslovak-Polish negotiations Nr. 82. 

174 Rac%ynski: W sojuszniczym Londynie 427 ff. — Onycbowski: Odra 58. — Dieses 
Ministerium wurde am 14. Juli 1942 gebildet und hatte mehrere Vorgänger, 
nämlich das .Büro der Kriegsziele“ (Biuro Celöw Wojny), das noch in Frank¬ 
reich eingerichtet worden war, und das im August 1940 gebildete .Büro der 
politischen, ökonomischen und rechtlichen Arbeiten“ (Biuro Prac Politycz- 
nych, Ekonomicznych i Prawnych). Pasierb: Polskie prace 193-195. 

Vermerk Subotics über eine Besprechung zwischen Nincic und Majskij am 
7.8.1941. AJ, MIP. 
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Nach seiner Rückkehr aus der Sowjetunion erklärte Sikorski dem Kabi¬ 
nett, daß Polen sich in Zukunft nicht mehr zwei feindliche Nachbarn 
leisten könne. Gestützt auf die Verständigung mit dem Rußland Stalins 
solle es nach Westen schauen. Die Geschichte biete ihm jetzt die ein¬ 
malige Gelegenheit, das Unrecht und die Fehler von Jahrhunderten wie¬ 
dergutzumachen, „strategisch mächtige Grenzen im Westen zu verstär¬ 
ken, eine sichere Stellung an der Ostsee zu erringen und die deutsche 
Horde, die Jahrhunderte lang nach Osten gedrängt hat, zu zerschmet¬ 
tern und zu zwingen, sich weit zurückzuziehen“. 176 Vor diesem Hinter¬ 
grund muß auch die Regierungserklärung vom 24. Februar 1942 inter¬ 
pretiert werden, in der „sowohl ein breiter Zugang zum Meer“ - Dan¬ 
zig, Ostpreußen - gefordert wurden, „als auch Grenzen, die die Sicher¬ 
heit“ - Vorverlegung der Westgrenze - „und Prosperität“ - Oberschle- 
sien - „voll garantieren“. Die Regierung versprach allen nationalen, re¬ 
ligiösen und rassischen Minderheiten Gleichberechtigung, sofern sie ge¬ 
genüber dem Staat loyal geblieben seien. Mit diesem Zusatz sollten die 
Volksdeutschen von der Zusage ausgenommen werden.' 77 Ihrer Ver¬ 
tretung in der Heimat, der Delcgatur, teilte die Exilregierung mit, daß 
sie eine Grenze von Kolberg nach Crossen an der Oder und entlang der 
Oder und Glatzer Neiße anstrebe, während die .Nationalpartei' auf die 
Oder und Lausitzer Neiße ziele und eine andere Partei, wohl die .Polni¬ 
sche Sozialistische Partei“, sich mit Ostpreußen und Oberschlesien be¬ 
gnügen würde. Die polnische Armee solle durch die Besetzung Ost¬ 
preußens, Danzigs und Deutsch-Oberschlesiens und die Aussiedlung 
der dortigen Deutschen vollendete Tatsachen schaffen.' 7 « 

Inzwischen hatte das Foreign Office aufgrund eines Memorandums 
über die Nachkriegszicle diskutiert, das der britische Botschafter in Mos¬ 
kau im August 1941 vorgelegt hatte. Neben Konföderationen in allen 
1 eilen Europas hatte Cripps empfohlen, neue strategische Grenzen auf 
Kosten der Besiegten zu ziehen. Polen sollte Oberschlesien erhalten und 
das „Korridor -Problem durch einen Gebiets- und Bevölkerungsaus¬ 
tausch zwischen Ost- und Westpreußen gelöst werden, durch den 
Deutschland Danzig und die Gebiete bis zur Netze und Weichsel er¬ 
halten würde. Das Foreign Office hielt jedoch eine Diskussion über die 
Nachkriegsgrenzen für verfrüht, vor allem da die Stärke der Sowjetuni- 


176 Rede Sikorskis vom 12.1.1942. FO 371/31077, C795/19/55. Siehe auch DPSR, 
Bd. 1, 171. 

> 77 Dormer an Eden am 24.2.1942. FO 371/31094, C2204/807/55. 

178 Vierheller: Polen und die Deutschland-Frage 25. — Sikorski an Anders am 
1.5.1942. DPSR I, Dok. 215. 
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on bei Kriegsende nicht vorauszusehen sei. 179 Schon Mitte September 
1941 hielt Eden jedoch im Gespräch mit seinem Privatsekretär Harvey 
die „Übergabe Ostpreußens an Polen nach einer Evakuierung der deut¬ 
schen Bevölkerung [...] für einen der besten Wege, Polen Sicherheit 
und den Zugang zum Meer zu gewähren“. Harvey äußerte sich ziemlich 
skeptisch: 

It would mcan [...] a mass movement of population which had been there sincc 
the 13th Century. It would make it impossiblc to resist similar demands from the 
Czechs. The latter had much stronger grounds [...] for such a method. But as for 
Poland and Germany, it was a very big surgical Operation. We agreed that minority 
treaties had been a curse - causing minoritics to be offen impossible obstructive 
and obliging us to intervenc perpetually in internal affairs. We thought next time 
there should be no minoritics. Thcy must opt between exchangc and absorption, 
having no special privileges. 180 

Einen Monat später notierte Harvey, daß Sikorski Churchill und Eden 
die Idee „verkaufen“ wolle, die Deutschen aus Ostpreußen zu deportie¬ 
ren und diese Provinz Polen zu geben. Seinem Tagebuch vertraute er 
an: „Anyway we have Hitler’s authority for mass deportation and it may 
be a solution. If for Poland, it must be also for Czechs too (Sude¬ 
ten).“ 181 

Da Stalin im November 1941 eine Verständigung über die ICricgs- 
zielc und Friedensorganisation nach dem Kriege forderte, entschloß 
sich die britische Regierung, Eden nach Moskau zu schicken. 182 Das 
Kriegskabinett verabschiedete ein Memorandum, in dem es Geheimver- 
handlungen der alliierten Großmächte über die Friedensregelung als 
möglich, Entscheidungen über Territorialfragen aber als „wahrschein¬ 
lich [...] verfrüht“ bezeichnete. 183 In diesem Sinne meldete Majskij nach 
Moskau, daß es die britische Regierung nicht für zweckmäßig halte, ir¬ 
gendwelche Einzelheiten in bezug auf die Behandlung Deutschlands 
nach dem Kriege zu publizieren, u. a. um unerwünschte Reaktionen in 

179 Memorandum von Cripps „Note on the Post-War Settlement of Europe“ (mit 
einem Anschreiben an Eden vom 12.8.1941) mit Vermerken von Makins und 
anderen. FO 371/28905, W11266/426/49. Abgedruckt in DDP 1/1, 426-437, 

474-478. 

180 [Harvey:] The War Diaries 45 (22.9.1941). 

181 Ebenda 55 (25.10.1941). 

182 War Cabinet Conclusions vom 13.10.1941. CAB 65/19. — Stalin an Churchill 
am 8. und Antwort vom 21.11.1941. Correspondence 20 f. — Woodivard: Bri¬ 
tish Foreign Policy, Bd. 2, 220 f. 

183 Memorandum Edens für das War Cabinet vom 29.11.1941. CAB 66/20. 
War Cabinet Conclusions vom 11.11. und 4.12.1941. CAB 65/24. Eden: 
The Reckoning 282. 
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Deutschland zu vermeiden, i« Im Dezember 1941 legte Stalin dem briti¬ 
schen Außenminister seine Vorstellungen über die künftigen Grenzen 
der Staaten Europas dar. In einem Geheimprotokoll sollte Großbritan¬ 
nien die sowjetischen Grenzen von 1941 anerkennen. In bezug auf Po¬ 
len sagte Stalin - nach dem britischen Protokoll - am 16. Dezember: 
„The boundary of Poland should be expanded at the expense of Ger- 
many so as to get rid of the Corridor by the transfer of East Prussia to 
Poland.“ Das kürzlich veröffentlichte sowjetische Protokoll enthält 
ebenfalls den Vorschlag, Ostpreußen und den Korridor Polen zu über¬ 
geben, aber auch den Zusatz, „wobei die deutsche Bevölkerung dieser 
Gebiete nach Deutschland evakuiert werden muß“. Im britischen Pro¬ 
tokoll fehlt Edens Aussage, daß er für seine Person der Übertragung 
Ostpreußens an Polen zustimme. Auch glaube er nicht, daß sich Chur¬ 
chill dagegen aussprechen werde. Mit diesem habe er jedoch nicht dar¬ 
über gesprochen und könne sich deshalb nicht festlegen. Im Gespräch 
mit Eden beanspruchte Stalin Tilsit und das Memelgebiet für die litaui¬ 
sche Sowjetrepublik. Im Entwurf des geheimen Zusatzprotokolls hieß es: 

g. Der an Litauen anschließende Teil Ostpreußens (einschließlich Königsbergs) 
geht an die UdSSR für eine Frist von 20 Jahren, um den Ausgleich der Schäden zu 
garantieren, die die UdSSR durch den Krieg mit Deutschland erlitten hat (v kacest- 
ve garantii vozmcscenija ponesennych SSSR ubytkov ot vojny s Germaniej). 

Der andere I eil werde an Polen fallen. Diese Formulierung sollte nur 
die De-facto-Annexion verhüllen, denn eine Rückgabe nach einer 20jäh- 
rigen Besetzung, noch dazu, wenn Polen den südwestlichen Teil erhalten 
hatte, schien kaum wahrscheinlich. „Auf jeden Fall müssen“, sagte Sta- 
lin, „Polen alle Gebiete bis zur Oder übergeben werden“. Das britische 
Protokoll machte aus „müssen“ (dolzny) „können“ (could). 185 Ebenso 
wie Cripps informierte Eden Sikorski, daß Stalin auch ihm gegenüber 
für die Übergabe Ostpreußens an Polen plädiert habe. Er selbst habe 
ebenfalls für diese Lösung ausgesprochen, aber natürlich nicht das 
Kriegskabinett binden können. 186 Ein Mitarbeiter der sowjetischen Bot- 

18,1 Mnjskij an Molotov am 1.12.1941. SSSR i germanskij vopros Nr. 9. — Kynin: 
Germanskij vopros 93. 

185 Memorandum Edens für das War Cabinet vom 5.1.1942. FO 371/32874, W.P. 
(42) 8. Teilweise abgedruckt in: DDF 1/1, 592-597. — Das sowjetische Proto¬ 
koll ist abgedruckt in: Rfylevskij: Vizit A. Edena v Moskvu 85-102 und in SSSR 
i germanskij vopros Nr. 11. — Siehe auch Miner: Between Churchill and Stalin 
186 f. — Harveys Notizen enthalten keine Erwähnung einer Aussiedlung der 
Deutschen aus den neu-polnischen Gebieten. Vgl. Harvey 74 f. 

186 Vermerk Edens über eine Besprechung mit Sikorski vom 19.1.1942 und 3.3. 
1942. FO 371/31077-8, C794, 2488/19/55. Siehe auch DDP 1/3, 43-45. — 
Vermerk über eine Besprechung Sikorskis mit Cripps vom 26.1.1942. SP-D 
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schaft in London informierte auch die Tschechen, daß die UdSSR im 
Falle Polens die Angliederung Ostpreußens und des Danziger Korri¬ 
dors sowie eine „gerechte Korrektur seiner Westgrenze“ anerkenne. In 
bezug auf Oberschlesien habe er allerdings keine Informationen. 187 Ma- 
kins kam zu dem Schluß: „Actually, if the Poles end up this war with 
East Prussia, the Corridor, part of Silesia and the Curzon Line they will 
have done pretty well [,..].“ 188 Der .Foreign Research and Press Service' 
empfahl in seinem oben erwähnten Memorandum vom 12. Februar 
ebenfalls die Übergabe Ostpreußen und Danzigs aus strategischen und 
Deutsch-Oberschlesiens östlich der Oder aus wirtschaftlichen Gründen 
an Polen. Aus Danzig und dem Nordteil Ostpreußens müßten die Deut¬ 
schen vertrieben werden, während den zum leil ursprünglichen polni¬ 
schen und nur germanisierten Bewohnern des Bezirks Allenstein und 
Oberschlesiens eine Option zwischen Auswanderung und Assimilation 
angeboten werden könne. Der .Foreign Research and Press Service 
schätzte die Gesamtzahl der Vertriebenen in diesem Fall auf 3,3 Millio¬ 
nen. Strategische Überlegungen sprächen für die Annexion ganz Schlesi¬ 
ens durch Polen, doch müßten dann weitere 3,3 Millionen Deutsche 
vertrieben werden, was schlecht vorstellbar sei. 189 

Die sowjetische Führung drängte weiterhin auf den Abschluß eines 
Vertrages, in dem die britische Regierung die sowjetischen Eroberun¬ 
gen der Jahre 1939-1940 anerkennen sollte. 190 Als Sikorski im März 
1942 in Washington um amerikanische Schützenhilfe in seinem Kampf 
gegen den geplanten britisch-sowjetischen Vertrag warb, hielt er es für 
geraten, eher maßvolle Gebietsforderungen zu Papier zu bringen. Ost¬ 
preußen sollte zwischen Polen und einem mit Polen konföderierten Li¬ 
tauen geteilt, die polnische Grenze in Pommern bis Stolpmünde reichen 
und das oberschlesische Kohlenrevier zwischen Polen und der Tsche¬ 
choslowakei aufgegliedert oder von beiden gemeinsam verwaltet wer¬ 
den. 191 Für die Abtrennung Ostpreußens von Deutschland hatte sich 


261-263. Siehe auch DPSR I, Nr. 176. — Vermerk Beness über eine. Bespre¬ 
chung mit Majskij am 26.1.1942. Czechoslovak-Polish negotiations Nr. 91. 

187 Vermerk von Jaroslav Kraus über eine Besprechung zwischen Ripka und Kiril 
V. Novikov am 16.1.1942. Ceskoslovensko-sovetske vztahy, Bd. 1, Nr. 130. 

188 Vermerk von Makins vom 8.1.1942. FO 371/31090, C82/82/55. 

189 Memorandum des .Foreign Research and Press Service 1 (A. J. loynbee) an 
Ronald vom 12.2.1942 mit Vermerken von Harrison und Roberts vom 
2.3.1942. FO 371/30930, C2167/ 241/18. — Siehe auch DDP 1/3, 125-152 
und Tjirelt: Großbritannien und die Deutschlandplanung der Alliierten 373 f. 

190 Brandes: Großbritannien und seine osteuropäischen Alliierten 271-282. 

191 Terry: The Odcr-Ncisse line revisited 60. — Mitkiewic%: Z generalem Sikorskim 
248. 
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der Präsident schon am 8. bzw. 12. März 1942 gegenüber Halifax und 
Litvinov ausgesprochen 192 , eine Aussage, die er gegenüber Sikorski wie¬ 
derholte. Ich halte Mitkiewicz’ Behauptung, daß Sikorski am 24. März 
weitergehende Ansprüche, nämlich auch auf Nicderschlesien, vorgetra¬ 
gen habe, für falsch.' 1 » So bezeichncte Sikorski im Gespräch mit Dalton 
Stalins Angebot der Oder-Grenze „nur als Provokation“. Er könne nicht 
ein Gebiet mit so vielen Deutschen übernehmen. 194 

Das Foreign Office beschicd Sikorskis Anfrage, ob Großbritannien 
und die Sowjetunion in dem geplanten Beistandspakt nicht wenigstens 
zugleich die Übergabe Ostpreußens an Polen Zusagen könnten, abschlä¬ 
gig, vor allem um der deutschen Propaganda keine Munition zu liefern. 1 » 
Die Verhandlungen zwischen Molotov und Eden begannen am 21. Mai 
1942. Tn einer — wohl inoffiziellen — Unterhaltung mit Eden an diesem 
lag sagte Molotov zu Eden: Wie er aus den Gesprächen in Moskau wis¬ 
se, könne Polen nach Meinung der sowjetischen Regierung „auf Kosten 
Deutschlands und nicht auf Kosten der UdSSR [...] befriedigt“ werden. 
Zwar habe seine Regierung den Polen noch keine „Zusagen über die 
Kompensation Polens auf Kosten Deutschlands“ gemacht. Die pol¬ 
nisch-sowjetischen Schwierigkeiten könnten aber überwunden werden, 
wenn die polnische Regierung von der „Existenz eines sowjetischen Vor¬ 
schlags über eine seriöse Kompensation auf Kosten Deutschlands er¬ 
fahre“. 196 Zur Milderung der erwarteten negativen Reaktion der amerika¬ 
nischen Öffentlichkeit auf den geplanten Vertrag hatte Roosevelt vor¬ 
geschlagen, der Bevölkerung der finnischen, baltischen und polnische 
Gebiete, die die Sowjetunion annektieren wollte, das Recht zur Aus¬ 
wanderung einzuräumen. Welles sah in diesem Vorschlag „eine Verbes¬ 
serung der Umstände für die betroffenen menschlichen Wesen“, wäh- 

192 Halifax an das Foreign Office am 9.3.1942. FO 371/31079, C2838/19/55. 
Siche auch DDP 1/3, 201 f. — Kynin: Gcrmanskij vopros 95. 

193 Terry: The Oder-Neissc line revisited 60. — Mitkiewic% Z generalem Sikorskim 
248. 

194 Tagebuch-Eintragung Daltons vom 21.5.1942. DDP 1/3, 377. 

195 Vermerk Raczynskis über eine Besprechung mit Eden am 13.4.1942. PRM 
68/13. — Vermerk Strangs über eine Besprechung mit Rctinger vom 10., Ver¬ 
merk Edens über eine Besprechung mit Sikorski am 15., Vermerk Strangs 
über eine Besprechung mit Kulski vom 17. und Vermerk Cadogans über eine 
Besprechung mit Raczynski vom 21. mit verschiedenen Kommentaren vom 
24.-28.4.1942. FO 371/31082, C3838, 3924, 3999, 4072, 4305/19/55. Siehe 
auch DDP 1/3, 259-263. — Ergebnisprotokoll der Foreign Office-Konferenz 
unter Sargents Leitung vom 21.4.1942. FO 371/32880, N2182/5/38. Siehe 
auch DDP 1/3, 285-290. 

196 Kynin: Germanskij vopros 97. 
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rend der Abteilungsleiter im State Department Berle befürchtete, daß 
die britische Regierung Roosevelts Antwort als Zustimmung zum Ver¬ 
trag und zur Massenauswanderung der baltischen Völker verstehen wer¬ 
de. 197 Molotov wollte dieses Recht anfangs gar nicht und später nur für 
„Einwohner [...], die nationalen Minderheiten angehören“, akzeptieren. 
Polen sollten Litauen verlassen dürfen, nicht jedoch Litauer. Zwar lehn¬ 
te Eden diese Einschränkung ab, hielt die Auswanderungsformel aber 
auch auf Ostpreußen für anwendbar: „Wenn wir uns schließlich einig wer¬ 
den, Ostpreußen an Polen zu übertragen, wäre es sicherlich wünschens¬ 
wert, Regelungen zu treffen, die die Entfernung der deutschen Bevölke¬ 
rung ermöglichen.“ In diesem Fall pflichtete ihm Molotov bei. „Im Fal¬ 
le Ostpreußens wird es keine Meinungsverschiedenheiten geben.“ 198 Da¬ 
mit hatte sich aus Roosevelts Optionsrecht für die Freiheit ein „Trans¬ 
fer von Bevölkerungen, die nationalen Minderheiten angchören“, ent¬ 
wickelt! Die Verhandlungen scheiterten schließlich an der sowjetischen 
Forderung nach Militärstützpunkten in Finnland und Rumänien. Am 
24. Mai 1942 ermächtigte Stalin Molotov, einen Vertrag ohne territo¬ 
riale Klauseln zu unterzeichnen. Denn dadurch erhalte die Sowjetunion 
„freie Hand“, so daß die Frage der Grenzen „mit Gewalt entschieden“ 
werde. 199 

Nach dem Grundsatzbeschluß zum Transfer deutscher Minderheiten 
aus Osteuropa 200 erläuterten Mitarbeiter des ,Foreign Office Research 
and Press Service' dem britischen Botschafter in Washington, daß ihres 
Erachtens Deutschland nach dem Kriege zwar nicht geteilt, aber durch 
die Abtretung von Ostpreußen und Vertreibung der dortigen Deutschen 
geschwächt werden solle. Über das Schicksal Ostpreußens werde aller¬ 
dings ohnehin nicht von Großbritannien entschieden. 201 Auch De Gaulle 
und Dejean, im .Französischen Nationalkomitee' für die Außenpolitik 
zuständig, unterstützten die polnische Forderung nach Ostpreußen und 


19; Vermerk von Wclles über eine Besprechung mit Halifax vom 1., Vermerke 
von Berle vom 3. und Welles vom 4.4.1942. FRUS 3, 538 ff. — Halifax an 
Eden am 1.4.1942. CAB 66/23, WP 144. — [Berle:] Navigating the Rapids 
407. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 2, 241 ff. 

198 Kytiin: Germanskij vopros 97. — Protokoll der Besprechung Molotovs mit 
Eden am 22.5.1942. War and diplomacy 85. 

199 Protokoll der Besprechung zwischen Eden und Molotov vom 21.-25.5.1942. 
CAB 66/24, WP 220. — Stalin an Molotov am 24.5.1942. War and diplomacy 
122 . 

200 Siehe S. 148-150. 

201 Protokoll dieser Sitzung vom 13.7.1942. FO 371/31500/61/72. Siehe auch 
DDP 1/3, 602-614. 
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Oberschlesien - als Ausgleich der zu erwartenden Verluste im Osten - 
ebenso wie die tschechoslowakische nach den Vormünchener Grenzen. 202 

An einem Wehrdienst der Volksdeutschen zeigte sich die polnische 
im Gegensatz zur tschechoslowakischen Regierung nicht interessiert. Die 
sowjetische „Amnestie“ für die polnischen Kriegsgefangenen des Jahres 
1939 erstreckte sich zwar rechtlich auch auf Volksdeutsche Staatsbürger 
Polens, doch hielt die Exilregierung deren Freilassung nicht für wün¬ 
schenswert. 203 


Geschichtsbilder als Feindbilder 

In seinem Rundschreiben vom 19. Februar 1940 bezeichnete Zalcski Ost¬ 
preußen als einzige „Kolonie“ einer Großmacht in Europa. Unter dem 
Deckmantel der Ausbreitung des Christentums hätten sich die Ritteror¬ 
den als „die ersten Pioniere des deutschen Imperialismus im Osten“ er¬ 
wiesen. Die Rücknahme der Deutschbalten durch Hitler sei ein Prozeß, 
der zu Ende geführt werden müsse, um den „deutschen Kolonialbesitz 
an der Ostsee zu liquidieren“. 20 ' 1 Ähnlich argumentierte die Warschauer 
Regierung in ihrem Memorandum für die Potsdamer Konferenz: Die 
Ritter des Deutschen Ordens waren „aktive Exponenten des deutschen 
Imperialismus“. Zwei Jahrhunderte lang haben sie versucht, die slawi¬ 
schen Völker an der Ostsee-Küste „auszurotten“. Im 18. Jahrhundert 
habe der deutsche Imperialismus den Untergang Polens erreicht. 205 In 
ihrem am 20. November 1940 dem Foreign Office überreichten Memo¬ 
randum ging die polnische Regierung davon aus, daß das europäische 
Gleichgewicht durch die Einigung und Industrialisierung Deutschlands 
gestört worden sei. Der Nationalsozialismus stehe in der Tradition des 
deutschen Imperialismus, der sich von Bismarck und Wilhelm II. über 
Stresemann bis zu Hitler nur graduell gewandelt habe. 

„A careful and dispassionate study of German political literature du- 
ring the last 100 years leads to the conclusion that Nazism invented al¬ 
most nothing that was new, but that it constitutes rather a synthesis of 

202 Peakc an Mack am 25.6.1942. FO 371/31108, C6436/6436/55. — Peake be¬ 
richtete über Gespräche, die de Gaulle mit Molotov und Dejean mit Bogomo- 
lov geführt hatten. 

203 Kot an MSZ am 8.11.1941. Kot: Listy z Rosji 45. 

204 Rundschreiben Zaleskis vom 19.2.1940. SP-D 138 ff. — Kowalski: Walka dy- 
plomatyczna 150 f. — Pasierb: Poskie prace 186-189. 

205 Memorandum vom 10.7.1945. FRUS, The Conference of Berlin I, 757-777. 
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earlier German efforts.“ 206 Die deutsche Mentalität habe sich in tausend 
Jahren nicht geändert, weshalb sollte sic sich nach der Niederlage in 
diesem Krieg ändern, fragte der tschechoslowakische Gesandte Fran- 
tisek Cerny. Die Deutschen würden insgeheim folgendermaßen urteilen: 
Den Ersten Weltkrieg haben wir durch Zersetzung im Innern verloren, 
für den Zweiten waren wir nicht genügend vorbereitet. „Davor müssen 
wir uns im künftigen Krieg hüten, indem wir ganz Europa beherrschen 
und England besetzen.“ Der Nationalsozialismus sei keine Ideologie, 
die von selbst entstanden sei und deshalb rasch verschwinden könne, 
sondern „das Ergebnis der Erziehung des deutschen Volkes während 
der letzten 180 Jahre; der Nazismus ist der Gipfelpunkt des Germanis¬ 
mus - und ganz Deutschland in Geist, Erziehung und Kultur panger- 
manisch.“ Die Tschechen sollten die Chance nutzen, die dieser Krieg 
biete, um Sicherheit für möglichst lange Zeit, für einige Jahrhunderte 
zu gewinnen, und diese sei „nur durch die vollständigste Entfernung 
des deutschen Elements“ zu erreichen. „Unsere Generation schafft die 
Grundlagen des politischen Lebens unseres Volkes auf lange Sicht, und 
deshalb müssen wir ohne jede Sentimentalität und mit dem größtmögli¬ 
chen nationalen und staatlichen Egoismus handeln.“ Er halte cs für 
völlig ausgeschlossen, eine Restminderheit von rund 1,5 Millionen 
Deutschen zu tschechisieren. Wer garantiere, daß die heutigen deut¬ 
schen Sozialdemokraten selbst oder ihre Kinder sich nicht früher oder- 
später gegen die Republik wenden? „Stellen wir uns vor, wie wir in einer 
analogen Situation handeln würden: Bestimmt würden wir uns um den 
Anschluß an den Staat bemühen, in dem wir unser wahres Vaterland 
sehen.“ 207 

Während andere große Nationen wie die Engländer, Franzosen, Rus¬ 
sen und Spanier, schrieb Benes im Oktober 1941, ihre überschüssige Be¬ 
völkerung auf andere Kontinente geschickt hätten, wo sie neue Gebiete 
erschlossen, kolonisiert und zivilisiert hätten, hätten sich die Deutschen 
darauf beschränkt, ihre Kolonisten in Nachbarländer zu entsenden, die 
entweder auf der gleichen oder auf einer höheren Kulturstufe standen. 
Dort seien sie zu einem „Stachel im Fleisch anderer Nationen“ und 
„Agenten für die Ausbreitung deutscher Interessen“ geworden und hät¬ 
ten den Samen gelegt für eine Erscheinung, die man heute als „Fünfte 
Kolonnen“ beschreibe. Anderswo habe sich die deutsche Bevölkerung 
als Ergebnis eines jahrhundertelangen deutschen militärischen und kul- 

206 Memorandum der polnischen Regierung vom 20.11.1940 mit Vermerken. FO 
371/26419, C14/14/62. Abgedruckt in DDP 1/1, 221-235. 

207 Studie von Frantisek Ccrny: Das Problem der Deutschen in der Tschechoslo¬ 
wakei nach dem Kriege, November 1941. CSNO Nr. 79. 
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turellen Drucks auf den Osten dauerhaft niedergelassen und dadurch 
einen beinahe autochthonen Charakter gewonnen. Deshalb sei es 1918 
nicht möglich gewesen, in diesen Gebieten sprachlich und national ho¬ 
mogene Staaten zu errichten, sofern sie nicht durch einen extensiven Be¬ 
völkerungstransfer erreicht werden konnten. Ein solcher Transfer, wie 
ihn z. B. der französische Soziologe Bernard Lavergne vorgeschlagen 
habe, sei jedoch abgelehnt worden, weil er den idealistischen Tenden¬ 
zen zu widersprechen schien, die den Plan für ein neues Europa im Jah¬ 
re 1919 bestimmt hätten. 208 

Als die tschechoslowakische Regierung im November 1944 der ,Eu¬ 
ropean Advisory Commission' ihr Memorandum mit den Vertreibungs¬ 
forderungen vorlegte, fügte sie diesem eine Anlage „The Pan-Gcrma- 
nism of the Germans in Czechoslovakia“ bei. Sie behauptete, daß nur 
die wenigsten Sudetendeutschen Nachfahren derjenigen Kolonisten sei¬ 
en, die sich seit dem 13. Jahrhundert auf Einladung der böhmischen Kö¬ 
nige in Böhmen und Mähren niedergelassen hätten. Dieses deutsche Ele¬ 
ment sei nämlich entweder assimiliert oder in den Hussitenkriegen ver¬ 
trieben worden. Die meisten Deutschen seien dagegen im Zuge der Ger- 
manisierungspolitik der Habsburger und des fremdnationalen Adels seit 
dem Dreißigjährigen Krieg angesiedelt worden. Nach einigen Aussagen 
über das Anwachsen des deutsch-böhmischen Pangermanismus inner¬ 
halb der Habsburgermonarchie folgen Sätze wie: „It was Hitler’s rise to 
power in Germany which revealed their true feelings.“ Oder: „From the 
very beginning the Henlein movement had been an integral part of the 
Nazi party in Germany, although outwardly it had a separate Organisa¬ 
tion “2°9 

Die Pariser Friedenskonferenz, schrieb Benes, habe sich für den in¬ 
ternationalen Schutz von Minderheiten entschieden, diesen aber nur we¬ 
nigen Staaten auferlegt, nicht jedoch Deutschland und Italien. Abgese¬ 
hen von der Schweiz habe die Tschechoslowakei ihre Minderheiten am 
besten behandelt, die sich in ihrer Politik „stets von den Grundsätzen der 
Loyalität, Toleranz, Objektivität und des guten Willens leiten ließ“. 210 In 
der Zwischenkriegszeit habe die Tschechoslowakei versucht, die Deut¬ 
schen durch ein „liberales Regime“ zur Mitarbeit zu gewinnen, behaup¬ 
tete auch Ripka. 211 Die deutschen und magyarischen Minderheiten hät- 

208 Auszug aus dem Artikel in: CSNO Nr. 75, wiederholt in seiner Rede an der 

Universität Manchester am 5.12.1942. NK 191/1. 

209 Memorandum der tschechoslowakischen Regierung mit Anschreiben Ripkas 

vom 23. und Nichols vom 28.11.1944. FO 371/38946, C16563/1347/12. 

210 Auszug aus dem Artikel in: CSNO Nr. 75, wiederholt in seiner Rede an der 

Universität Manchester am 5.12.1942. NK 192/1. 

2,1 Ripka an Kopecky (Genf) am 10.10.1941. CSNO Nr. 74. 
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ten die Rechte, die ihnen die Republik gewährt habe, „in der unglaub¬ 
lichsten Weise mißbraucht, versucht, den Staat zu desorganisieren und 
zu diskreditieren“ und für diese Arbeit finanzielle Unterstützung aus 
Deutschland und Ungarn erhalten, hatte Benes ein Jahr zuvor geschrie¬ 
ben. 

Im Namen des Minderheitenschutzes mußte die Tschechoslowakische Republik 
staatsfeindliche Aktivitäten von seiten einiger deutscher Parteien, die systemati¬ 
sche Vergiftung durch die Henleinpresse und das Eindringen subversiver Tenden¬ 
zen in die deutschen Hochschulen hinnehmen. 212 

Kaum sei es aber in Deutschland zur „nationalen Krise“ gekommen, 
seien die Sudctendcutschen ins „germanische Lager“ übergelaufen. Da¬ 
mit sei bewiesen, daß es schwer, wenn nicht unmöglich sei, schrieb Rip- 
ka, „mit liberalen Methoden zur Zusammenarbeit mit den Deutschen 
zu kommen“. 213 Die „große Mehrheit der Deutschen“ sei dem Faschis¬ 
mus verfallen, während bei den Tschechen die Linke bis .München“ 
„stets Herr der Lage“ geblieben sei, warf Benes in seiner Abrechnung 
vom 2. Dezember 1942Jaksch vor. 214 

Andere Länder hätten die buchstabengetreue Erfüllung der Verpflich¬ 
tungen gegenüber den Minderheiten durch die Republik nicht aner¬ 
kannt, schrieb Benes, die Propaganda der illoyalen Minderheiten und 
ihrer ausländischen Protektoren geglaubt und die Tschechoslowakei 
schließlich für „einen Frieden um jeden Preis“ geopfert. Zu ihrem 
Schutz habe der Völkerbund keinen Finger gekrümmt. „Deshalb stelle 
ich mit Bedauern fest, daß das Vorkriegssystem des Minderheitenschut¬ 
zes zusammengebrochen ist.“ 

Bevor wir anfangen, die Rechte der Minderheiten zu definieren, müssen wir die 
Rechte der Mehrheiten definieren und die Verpflichtungen der Minderheiten. Jede 
Nation hat das Recht, friedlich und frei innerhalb ihrer Grenzen zu leben. 215 

Das Minderheitenschutzsystem der Vorkriegszeit habe so viel Ärger und 
Irritation hervorgerufen, da es die Minderheiten ermutigt habe, sich an 
mächtige Schutzherren zu wenden, daß er hoffe, daß es nach diesem 
Krieg nicht erneuert werde, meinte auch der Mitarbeiter des Foreign 
Office Warren und Cadogan und Eden stimmten ihm zu. 216 Es sei aber 

212 Auszug aus dem Artikel in: CSNO Nr. 75. 

213 Ripka an Kopccky (Genf) am 10.10.1941. CSNO Nr. 74. 

214 Jaksch an Benes am 2.12.1942. Prin\: Wenzel Jaksch - Edvard Benes Nr. 21. 
— Tschechische Version in: CSNO Nr. 111, englische Übersetzung in: FO 
371/34329, 65 ff. 

215 Auszug aus dem Artikel in: CSNO Nr. 75. 

2,6 Vermerke von Warren, Cadogan und Eden vom 26. und 27.2.1944. FO 371/ 
38945, C1350/1347/12. 
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auch keine Lösung, den Minderheiten keine Rechte einzuräumen, schrieb 
Dr. Jaroslav Cisar, der Leiter der Forschungsabteilung des tschechoslo¬ 
wakischen Außenministeriums. Denn auf staatliche Diskriminierung 
würden die Minderheiten mit neuem Separatismus, der Staat mit zusätz¬ 
licher Unterdrückung antworten und so fort. Wenn aber diese Frage we¬ 
der durch die Bewahrung noch den Entzug des Minderheitenschutzes 
beantwortet werden könne, müsse es durch die Entfernung der Ursa¬ 
che, d. h. durch die Entfernung der Minderheit gelöst werden. 217 

In diesen Krieg seien die deutschen Minderheiten, die in allen Staa¬ 
ten teils passiv, teils aktiv als Instrumente des deutschen Imperialismus 
gedient hätten, zu „einer internationalen Bedrohung“ geworden, schrieb 
Benes. „Kein mitteleuropäischer Staat wird sich erneut dem Risiko aus¬ 
setzen wollen, dem wir, Jugoslawien, Rumänien oder Polen in den letz¬ 
ten Jahren ausgesetzt waren.“ Hitler selbst habe die deutschen Minder¬ 
heiten aus dem Baltikum und Bessarabien umgesiedelt. Deshalb könne 
es Deutschland nicht a priori als ungerecht betrachten, wenn andere 
Staaten dieselben Methoden auf deutsche Minderheiten anwendeten. 

Dies wäre eine schmerzliche Operation und würde zu vielen kleineren Ungerech¬ 
tigkeiten führen. Aber gewiß wird jede Nation in Mitteleuropa es als ihr heiliges 
Recht ansehen, mit aller Härte jene Mitglieder ihrer Minderheiten zu bestrafen, die 
sich des Verrats, der Spionage, der Tyrannei über die Mehrheit, des Mords, der mas¬ 
senhaften Plünderung mit Hilfe der deutschen Armeen schuldig gemacht haben, 
wie dies heute in Polen, der Tschechoslowakei, Belgien, Jugoslawien, Holland und 
Griechenland der Fall ist. 218 

Mark Vishniak, vor der Revolution Professor für öffentliches Recht in 
Moskau, nach seiner Emigration Mitarbeiter der Zeitung ,Dni‘ (Tage) 
und Professor in Paris, veröffentlichte 1942 eine Broschüre, in der er 
gegen den Transfer nationaler Minderheiten und gegen Beness Äuße¬ 
rungen Stellung nahm. Der sogenannte „Erfolg“ des Bevölkerungsaus- 
tauschs auf dem Balkan beruhe auf folgenden Tatsachen: Er habe wäh¬ 
rend des Friedens stattgefunden und sei ziemlich großzügig von außen 
finanziert worden. Trotz aller Einschränkungen habe es sich um einen 
Austausch gehandelt, so daß die Regierungen das Eigentum der Ausge¬ 
siedelten für die Ansiedlung nutzen konnten. Es gebe eine politische Ver¬ 
bindung zwischen diesem Austausch und den Bevölkerungsverschiebun¬ 
gen, die Hitler durchgeführt habe. Durch den Austausch seien aber we¬ 
der die Spannungen auf dem Balkan noch jene zwischen Deutschland 
und der Sowjetunion vermindert worden. Statt Grenzen oder Bevölke- 

217 Jaroslav Cisar: Vorschlag für die Lösung der deutschen Frage in der CSR (Mai 
1944). CSNO Nr. 134. 

Auszug aus dem Artikel in: CSNO Nr. 75. 
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rungen zu verschieben, sollten Minderheiten durch eine weltweite Or¬ 
ganisation international geschützt werden. Deren Aufgabe „würde be¬ 
deuten, auf ein richtiges Prinzip zu verzichten, nur weil der erste Ver¬ 
such seiner Durchsetzung wegen der Ängstlichkeit mancher und dei 
Unfähigkeit und Unehrlichkeit anderer gescheitert ist“. 219 


219 Visbniak: The Transfer of Population. 






IV. 


VOM MOLOTOV-BESUCH IN LONDON 
BIS ZUR KONFERENZ VON TEHERAN 


Die britische Ablehnung des ,Schuldprinzips‘ 
und der Abbruch der Verhandlungen Beness mit Jaksch 

Im Zusammenhang mit der Annullierung des Münchener Abkommens 
im Juli 1942 hatte Eden Benes informiert, daß seine Regierung dem 
Grundsatz des Transfers deutscher Minderheiten aus Mittel- und Süd¬ 
osteuropa nach Deutschland zustimme, wo dies notwendig und wün¬ 
schenswert sei. Der polnische Botschafter und die US-Regierung wur¬ 
den informell unterrichtet. 1 Gegen den Widerruf des Münchener Ab¬ 
kommens und den Grundsatz-Beschluß des Kriegskabinetts zugunsten 
des Transfers deutscher Minderheiten aus Ostmittel- und Südosteuropa 
hatte Jaksch zwar „stärkste Opposition“ angekündigt. 2 Mitte August 
übersandte er dem Foreign Office jedoch eine „wie gewöhnlich maß¬ 
volle und vernünftige“ - so Allen - Stellungnahme. Das Münchener 
Abkommen könne er nicht verteidigen, dessen Widerruf habe aber ne¬ 
gative Auswirkungen auf das Schicksal der Sudetendeutschen. Zwar ge¬ 
be es wenig Hoffnung, die rund 250 000 Deutschen im sogenannten 
„Protektorat Böhmen und Mähren“ zu retten, doch solle die Abrech¬ 
nung mit den Nationalsozialisten in den „typischen Sudetengebieten“ 
den Sudetendeutschen selbst überlassen bleiben. 

Wc need, therefore, in the Sudeten territory a breathing space for the carrying 
through of a populär revolt, for the squaring of our own accounts with the Nazis, 
and for the establishment in collaboration of workers, peasants and catholics of 
provisional democratic institutions. 

Wenn eine Frist für die Abkühlung der Leidenschaften gewonnen wer¬ 
de, könne eine konstitutionelle Lösung des deutsch-tschechischen Ver¬ 
hältnisses vereinbart werden. Das Foreign Office solle das Streben sei- 


1 Foreign Office: Report of the Interdepartmental Committee on the Transfer of 
German Populations vom 12.5.1944. FO 371/39092, 6391/220/18. 

2 Siehe S. 150. 
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ner Partei nach der Beteiligung ihrer Experten an der Vorbereitung von 
Hilfs- und Wiederaufbau-Programmen und nach einem ,Modus vivendi“ 
mit der Exilregierung unterstützen. Falls ein solcher nicht zu erreichen 
sei, solle man für die Zeit zwischen der Feuereinstellung und der Frie¬ 
denskonferenz eine internationale Verwaltung der typischen Sudeten¬ 
gebiete in Erwägung ziehen. 1 * * 

Im August 1942 schrieben sowohl Bechynes Zeitschrift ,Nova svo- 
boda“ (Neue Freiheit) als auch die kommunistische .Einheit“, daß 

die tschechischen Arbeiter, Demokraten und Sozialisten mit den Keimen des tsche¬ 
chischen Faschismus aufräumen und dafür sorgen [werden], daß die deutsche Frage 
nicht mit barbarischen Methoden gelöst werde, die dem Nazismus abgcguckt sind. 4 

Im Staatsrat erklärte Kreibich am 31. August 1942, daß die große Mehr¬ 
heit der Sudetendeutschen den demokratischen Prinzipien treu geblie¬ 
ben sei. 5 Der .Sozialdemokrat“ stellte allerdings fest, daß Bechyne mit 
seiner Meinung auf tschechischer Seite schon ziemlich allein stehe. 
Auch die illegale .Polnische Sozialistische Partei“ habe die Aussiedlung 
aller Volksdeutschen gefordert. 6 

Im Gegensatz zu Jaksch begrüßten die sudetendeutschen Kommuni¬ 
sten, die Zinner- und die Peres-Gruppe, in Einzelerklärungen und am 
1. September 1942 in einer gemeinsamen Kundgebung die „formelle 
Aufhebung des sog. Münchener Abkommens [...] mit freudiger Genug¬ 
tuung“. Zur Verschärfung des Widerstandes bis zum Partisanenkampf 
forderten sie „eine regelmäßige antifaschistische Rundfunkpropaganda 
an die sudetendeutsche Bevölkerung im Rahmen der tschechoslowaki¬ 
schen Sendungen des B.B.C.“ sowie die „Erweiterung der Vertretung 
der demokratischen Deutschen im Staatsrat und in den übrigen Orga¬ 
nen der tschechoslowakischen Auslandsbewcgung“. Während des Krie¬ 
ges solle über die künftigen Beziehungen zwischen Sudetendeutschen 
und Tschechen nicht gestritten werden. 7 Ilipka kommentierte die Erklä- 


1 Memorandum Jakschs für Eden „The Czcch-Sudeten Problem After the Renun- 

ciation of the Munich Agreement“ vom 19. und Vermerk Aliens vom 26.8.1942. 

FO 371/30835, C8119/326/12. — jaksch: Europas Weg nach Potsdam 373f. 

4 Bechjmi: Pero mi züstalo 209. — Einheit Nr. 16 vorn 15.8.1942. — Krügel: Tsche¬ 
chen und Deutsche, Bd. 2, 44. 

5 Feierabend: Vzpominky, Bd. 2, 251. 

6 Der Sozialdemokrat vorn 29.8.1942. 

7 Schreiben dieser Gruppen vom 12.9.1942. CSNO Nr. 97. — Hrabovec zitiert 
allerdings undatierte „Richtlinien Moskaus für die Arbeit der Kommunisten in 
London“: Sie sollten sich nicht festlegen, um die Partei nicht der Bewegungs¬ 
freiheit zu berauben und den Aufbau einer möglichst breiten Front aller Hitler- 
Gegner nicht zu behindern. Hrabovec: Vertreibung und Abschub 43. 
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rung der „Antifaschisten“ mit folgenden Worten: „Daß diese so positiv 
ist, wird uns noch Schwierigkeiten bereiten. Sie werden in den Staatsrat 
wollen.“ 8 Benes nannte die Erklärung in seiner offiziellen Erwiderung 
„einen wichtigen politischen Schritt“. 9 Nach Roberts’ Meinung repräsen¬ 
tierten diese „tschechischen Marionetten“ allerdings nichts. 10 Sie sollten 
vorläufig keine Antwort erhalten, da es nicht unmöglich sei, daß Jaksch 
seine Haltung doch noch ändere und mitarbeite, meinte llipka. In der 
Dreierkombination hätten die Kommunisten zu großen Einfluß." Deut¬ 
sche sollten in den Staatsrat aufgenommen und im Rundfunk solle den 
Deutschen das Selbstbestimmungsrecht und weitgehende Selbständig¬ 
keit innerhalb der CSR zugesagt werden, forderten Lenk, Peres und der 
Kommunist Ehrlich in einem Gespräch mit Benes Ende September 
oder Anfang Oktober, doch wich Benes einer konkreten Stellungnahme 
aus 12 , vielleicht auch wegen eines Protestes des 311. Tschechoslowaki¬ 
schen Bombergeschwaders. 13 

Als Kreibich eine Konferenz aller republiktreuen Demokraten an¬ 
kündigte, meldete sich Jaksch wieder bei Roberts. Er sei bereit, so ruhig 
wie möglich zu bleiben, was ihm allerdings schwerfalle, da die Exilregie¬ 
rung sudetendeutsche Kommunisten und sozialdemokratische Abweich¬ 
ler ermutige, die sich um deutschsprachige Rundfunksendungen im 
tschechoslowakischen Dienst der BBC bemühten. Wenn Kreibich die 
Sudetendeutschen zu verfrühten Aktionen aufrufe, müsse auch er die 
Möglichkeit zu einer Rundfunkansprache bekommen. Allerdings erwar¬ 
tete auch Jaksch von einem „sudetendeutschen Lidice“ eine Verbesse¬ 
rung des Verhandlungsklimas. H 

Trotz der Grundsatzentscheidung des britischen Kabinetts zugun¬ 
sten des .Transfers“ sah Benes weiterhin vier Möglichkeiten für die Be¬ 
handlung der Sudetenfrage: Erstens die Rückkehr zu den alten Grenzen 
ohne Transfer. Für diese Lösung trat Stränsky ein, der auf keinen Teil 


8 Anmerkung 1 zu CSNO Nr. 97. 

9 Anmerkung 3 zu CSNO Nr. 97. 

10 Beuer/Kreibich/Zinner/Lenk/Peres/Popper an Eden am 15.9. mit Marginalie 
von Roberts vom 18.9.1942. FO 371/30835, C 9048/326/12. 

11 Nichols an Eden am 24.9.1942 über eine Besprechung mit Ripka. FO 371/ 
30835, 9250/326/12. 

12 Anmerkung 2 zu CSNO Nr. 97. 

13 Sehr. 311. cs. bomb, perut’ (tschsl. Bomber-Geschwader) an Benes am 23.9. 
1942. NK 19, 237. 

14 Vermerk von Roberts vom 8.9.1942. FO 371/30835, C8712/326/12. — Feier¬ 
abend: Ve vläde, Bd. 2, 151. — Die Treuegemeinschaft hatte eine Einladung 
Gustav Beuers zurückgewiesen, sich an der sudetendeutschen .Einheitsfront“ 
zu beteiligen. Rundschreiben Jakschs vom 19.10.1942. TP, HI. 
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der historischen Länder verzichten wollte. Denn Beness Alternativen 2 
bis 4 - Aussiedlungen geringen, mittleren und großen Umfangs - waren 
mit der Abtretung kleinerer Landstreifen verbunden, für die Benes im 
Gegenzug einen Teil des Glatzcr Beckens zu gewinnen hoffte. Benes 
selbst plädierte damals für eine mittelgroße Vertreibung von eineinhalb 
Millionen Menschen. Deutschland sollte eine halbe Million Sudetendeut¬ 
scher mit ihren Wohngebieten und eine Million ohne ihre Heimat auf¬ 
nehmen. 15 

Durch den Widerruf des Münchener Abkommen gestärkt, nahm Be¬ 
nes die Gespräche mit Jaksch wieder auf. Am 17. September 1942 mach¬ 
te er Jaksch Vorwürfe wegen des Protests gegen den Widerruf des Mün¬ 
chener Abkommens, wegen seiner Politik der Bedingungen, der Emp¬ 
fehlungen zum Eintritt in die britische Armee, der Benutzung des Be¬ 
griffs ,sudetendeutsch 1 und der Forderung nach Selbstbestimmung. Dies 
werde er auch in einer Stellungnahme zum Beschluß der Partei vom 
7. Juni ausführen. Nun, nach dem Widerruf .Münchens', müßten die 
deutschen Sozialdemokraten sich zu einem klaren Standpunkt durch¬ 
ringen. Einen offiziellen Beschluß über den Transfer habe die Regie¬ 
rung noch nicht gefaßt, erklärte Benes beim nächsten Gespräch am 25. 
September: 

Alles, was wir in dieser Sache tun werden, wird vom Kriegsausgang abhängen, 
doch müßten sich die deutschen Demokraten bewußt werden, daß kaum 20 Pro¬ 
zent der Deutschen der Republik treu geblieben seien und er und die anderen de¬ 
mokratischen Deutschen jene anderen nicht vertreten, daß sie jene auch nicht zu 
vertreten suchen sollten, daß bei uns alle Schuldigen: Deutsche, Tschechen, Slo¬ 
waken bestraft werden und daß das praktisch bedeute, daß Hunderttausende Deut¬ 
sche von uns verschwinden müssen. 

Die deutschen Demokraten müßten wissen, daß nach .München' und 

dem Wüten der Deutschen bei uns [...] endgültig Schluß ist mit Konzeptionen 
über ein Sudetenland, über irgendeine territoriale Verwaltung oder Autonomie, 
daß das Maximum, was die Deutschen bei uns bekommen, nationale Kurien in den 
Landtagen (Böhmen, Mähren, Slowakei, Karpatenrußland) sind. 

Er sei bereit, alle Fragen mit den deutschen Demokraten zu diskutie¬ 
ren, werde sich aber nichts aufzwingen lassen. „Wenn wir vorläufig zu 
einem .Modus vivendi' oder sogar zu einem Übereinkommen über die 
Zusammenarbeit mit unseren Deutschen kommen“, werde er die deut- 

15 Nichols an Roberts am 21.9.1942 über eine Besprechung mit Benes am 18.9. 

1942. 1*0 371/30835, C9161/326/12. — Gegen einen Transfer äußerte sich 

Stränsky am 11. November 1942 auch vor dem .Foreign Research and Press 

Service“. Das Protokoll wurde mir freundlicherweise von Stanislav F. Berton 

zur Verfügung gestellt. 
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sehen Demokraten über den Verlauf aller Verhandlungen und Vorbe¬ 
reitungen zur Zukunft der Republik und Mitteleuropas informieren. Sie 
müßten sich an den Grundsatz halten, daß es sich um innere Fragen der 
Tschechoslowakei handle und sich öffentlich für die Aufhebung .Mün¬ 
chens“ aussprechen. Unter dieser Voraussetzung sei er auch zum Emp¬ 
fang einer Delegation der Partei bereit. Dieser Delegation erklärte er 
zwar nochmals, daß die Regierung noch keinen Beschluß über den 
Transfer gefaßt habe, daß er selbst aber dafür sei, ebenso wie er einen 
Gebietstausch mit dem Ziel der weiteren Reduktion der Zahl der Deut¬ 
schen erwäge. „Ich will das mit dem Grundsatz der Bestrafung der 
Schuldigen und Verräter verbinden. Alle Pangermanen sollen uns lieber 
im guten verlassen, als daß wir einen schweren Bürgerkrieg bekom¬ 
men.“ Über all das werde er mit den Großmächten sprechen, weshalb 
auch die Verhandlungen innerhalb der Regierung und mit den Vertre¬ 
tern der Deutschen sich über mindestens drei, wenn nicht mehr Monate 
hinziehen dürften. Mit der deutschen Frage gebe es Schwierigkeiten im 
Exil, in der Armee, vor allem aber „zu Hause“, „alles ist bei uns natio¬ 
nal schrecklich radikalisiert durch das, was in der Heimat geschehen ist 
und geschieht“. Deshalb werde auch die Beteiligung der Deutschen am 
Staatsaufbau noch einige Zeit auf sich warten lassen. Er erkenne an, 
was die demokratischen Deutschen im Jahre 1938 für den Staat geleistet 
hätten, doch ebenso müßten die Nazis und Schuldigen für ihre Schuld 
bezahlen. Von der geplanten Landeskonferenz erwarte er eine Zustim¬ 
mung zum Widerruf von .München“, forderte Benes, und die Delegation 
war einverstanden. 16 Wie Nichols von Benes erfuhr, habe Jaksch sich 
zwar gegen das allgemeine Prinzip des Transfers nationaler Minderhei¬ 
ten ausgesprochen, wolle aber die Aussiedlung der „Intelligenz, der 
Rechtsanwälte, Fachleute |professional men], Ärzte etc., die sich der 
Zusammenarbeit mit den Nazis schuldig gemacht hatten“, hinnehmen. 17 
Benes war zwar nicht zur Aufnahme sudetendeutscher Vertreter in den 
Staatsrat bereit, bot aber Gespräche über die Zusammenarbeit in der 
Übergangszeit an. Darin sah Jaksch eine Wendung zum Besseren. Nach 
einer kurzen Periode individueller Racheakte werde sich die Regierung 
um zufriedenstellende praktische Regelungen bemühen. Zu diesem 
Zeitpunkt, hoffte er, werde man im Sudetenland schon eine starke de¬ 
mokratische Bewegung aufgebaut haben. 18 

16 Vermerke Beness über eine Besprechung vom 17.9., 25.9. und 2.10.1942. 
AÜTGM, BAV, B, kr. 129. 

17 Nichols an Roberts am 21.9.1942. FO 371/30835, C9161/326/12. 

18 Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Jaksch vom 29.9.1942. FO 
371/30835, C9386/326/12. Siehe auch DDP 1/3, 820. — Rundschreiben 
Jakschs vom 19.10.1942. TP, HI. 
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Als Benes dem britischen Botschafter über seine Verhandlungen mit 
Jaksch zur Vertreibung von „Schuldigen“ und seine erwähnten vier Al¬ 
ternativen für die Lösung der sudetendeutschen Frage berichtete, ant¬ 
wortete Nichols, daß er persönlich die erste Alternative - Wiederher¬ 
stellung der Republik „mit genau denselben Grenzen wie vor .München' 
und ohne jeglichen Transfer von Bevölkerungen für unvorstellbar“ hal¬ 
te und ihm rate, die anderen drei Alternativen weiterzuverfolgen. Kein 
Engländer würde verstehen, daß die Deutschen ausgesiedelt werden, 
aber alle von ihnen bewohnten Gebiete bei der Tschechoslowakei blei¬ 
ben sollten. Als Benes Nichols seine Liste von „Schuldkriterien“ für die 
Vertreibung von rund einer Million Deutschen aufzählte - aktive Un¬ 
terstützung (nicht unbedingt Wahl) der Henleinpartei und des Besat¬ 
zungsregimes, Verbindung zu den Jugendbewegungen, der SS und Ge¬ 
stapo usf. -, war Nichols skeptisch: Das Sudetenproblem sei eine der 
Ursachen des Krieges gewesen; seine Lösung werde in Großbritannien 
und in aller Welt genau beobachtet und als Testfall angesehen werden. 
Deshalb müßten klare und erkennbare Kriterien für die Vertreibung der 
einen Million festgelegt werden und dürfe bei ihrer Anwendung „kein 
Verdacht des Hokuspokus“ (hanky-panky) auftauchen.Gegen das 
Schuldprinzip wandte Allen ein, daß Jaksch in diesem Fall als „Gottes¬ 
geißel im Sudetenland erscheinen werde, um die Sünder unter seinen 
Landsleuten zu züchtigen und sein Ansehen bei den treu gebliebenen 
wiederherzustellen . Allen hielt es für unmöglich, allgemein akzeptable 
Kriterien für die „Schuld“ aufzustellen. Sie wären schwer auch mit den 
Erklärungen der Alliierten über die ordnungsgemäße Bestrafung der 
Kriegsverbrecher zu vereinbaren. Die Transfers allein auf „Kriegs¬ 
schuld“ zu gründen, würde jedoch „unsere Position hoffnungslos präju- 
dizieren . Auch Roberts sah keinen Weg, „die Schafe von den Böcken 
zu trennen“. Cadogan stimmte diesen Argumenten zu und fügte hinzu, 
daß das Schuldprinzip 


might lead to the limitation of our right to make considerable transfers of popula- 
tions. We may want (and the Amcricans may propose) to usc this remedy in a fair- 
ly large scale without refcrence to ,guilt‘, and we shd. keep our liands free to do so. 


Eden schloß sich Cadogans Argumentation an. Daraufhin teilte das Fo¬ 
reign Office Nichols mit, daß „Schuld“ ein schwieriger Maßstab sei und 
die Freiheit, mehr Deutsche zu vertreiben, einschränken würde. 20 Der 


19 Nichols an Roberts am 21.9.1942. FO 371/30835, C9161/326/12. — Vermerk 
Smutnys vom 21.9.1942. DFICSP I, Nr. 246. 

20 Vermerke von Allen, Roberts, Sargent, Cadogan und Eden vom 27.9.-1.10. 
1942 und Roberts an Nichols vom 6.10.1942. FO 371/30835, C9161/326/12. 
Siehe auch DDP 1/3, 801-806 und 844 f. 
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Botschafter informierte Benes und Ripka über die Gründe, weshalb das 
Foreign Office das Kriterium der „Schuld“ ablehnte. Das Hauptargu¬ 
ment sah auch Benes in „den unerwünschten Begrenzungen“ des Trans¬ 
fers, zu dem das Schuldprinzip führen könne. Dennoch wollte er an 
diesem festhalten, weil es ihm die Einigung mit Jaksch erleichtern kön¬ 
ne. Daraufhin stellte Allen fest: Zwar blieben die Einwände gegen die 
Vertreibung von „Schuldigen“ bestehen, doch andererseits „können wir 
gegen Dr. Beness Ideen nur opponieren mit dem Risiko, seine Versuche 
einer Einigung mit Jaksch zu vereiteln“. Die Ausländsdeutschen seien 
von Berlin als „Trojanische Pferde“ eingesetzt worden, meinte Harri- 
son. Ebenso wie in Beness werde es wohl im britischen Interesse lie¬ 
gen, diese deutschen Minderheiten und „Außenposten“ so weit wie mög¬ 
lich aufzulösen. Er sehe nicht ein, daß man die Kriterien der Aufnah¬ 
mefähigkeit Deutschlands und der „politischen Zweckmäßigkeit“, alle 
Deutschen nach Deutschland zu „repatriieren“, mit Prinzipien wie der 
Schuld tarnen müsse, zumal der Transfer dadurch, ergänzte Roberts, zu 
einer innerstaatlichen Angelegenheit gemacht würde, während doch über 
sein Ausmaß international entschieden werden müsse. 21 

Am 4. Oktober 1942 sprach Jaksch auf der „2. Landeskonferenz der 
Englandgruppe der Treuegemeinschaft der sudetendeutschen Sozialde¬ 
mokraten“. Benes hatte ihn zwei Tage zuvor gebeten, bei der Beschluß¬ 
fassung vorsichtig zu sein, um die Verhandlungen nicht zu erschweren. 
Gegen die sudetendeutsche Konkurrenz im Exil gerichtet war Jakschs 
Aussage: „Nur Verblendete können erwarten, daß die Antifaschisten in 
der Heimat für Bevölkerungstransfer, für neues nationales Unrecht, Un¬ 
gleichheit und Diskriminierung ihr Leben einsetzen werden.“ Den 
Kampf der Demokraten im Sudetenland stellte er „dem Schauspiel in 
der Slowakei vor und nach München“ gegenüber und leitete aus diesem 
Vergleich den Anspruch der Deutschen ab, in der neuen Republik min¬ 
destens die gleichen Rechte zu erhalten wie die Slowaken. Jaksch plä¬ 
dierte für die Wiederherstellung der Republik in den historischen Gren¬ 
zen, hielt aber an der bisherigen Haltung der Partei zum Dienst in der 
tschechoslowakischen Armee fest. Schwelb, der zuvor bei Drtina ange¬ 
fragt hatte, ob es Einwände gegen seine Teilnahme an der Landeskon¬ 
ferenz gebe 22 , kritisierte Jakschs Stellungnahme zum Widerruf des Mün- 

21 Nichols an Roberts über eine Besprechung mit Benes am 15.10. mit Vermerken 
von Allen, Harrison, Roberts vom 22.-29.10.1942. FO 371/30835, C9161, 
10043/326/12. Siche auch DDP 1/3, 903-907. — Vermerk Ripkas über eine 
Besprechung mit Nichols am 18.9.1942. CSNO Nr. 98. 

22 Vermerk (Drtina) über eine Besprechung mit Schwelb am 30.9.1942. AÜTGM 
40, XI/7/15. 
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chener Abkommens. Nach den Erfahrungen mit Henlein und den Nazis 
könne man mit „einem Appell zum Schutz einer Minderheit“, „mit Be¬ 
schwerden über Staatslieferungcn, Briefträgerposten und Straßenta- 
ferln“ in Westeuropa oder einem künftigen Völkerbund „keinen Hund 
hinter dem Ofen hervorlocken“. Auf die Transfer-Pläne solle die Partei 
nicht durch Beiseitestehen reagieren, sondern diese durch möglichst 
enge Zusammenarbeit abzuwenden oder zu mildern versuchen. Sie kön¬ 
ne doch nicht übersehen, „daß die Masse der deutschen Bevölkerung 
unseres Landes mitschuldig und mitverantwortlich ist“. Schwelb forder¬ 
te auch, die Position der Partei in der „Militärfrage“ zu revidieren. An¬ 
dere wie das Vorstandsmitglied Rambauske wollten jedoch lieber „auf¬ 
recht zugrunde gehen als die Kapitulation in Kauf nehmen“. Jaksch 
versuchte zwischen beiden Flügeln seiner Partei zu lavieren. In seinem 
Schlußwort blies er in llambauskes Horn, sprach auch wieder von Au¬ 
tonomie für die Sudetendeutschen, setzte aber zugleich eine äußerst 
maßvolle Resolution durch: „Der Befreiung der Heimat zu dienen und 
das Leid der Völker nach besten Kräften abkürzen zu helfen, ist unsere 
einzige Aufgabe im Exil.“ Die Konferenz zitierte die Aussage der Lan¬ 
deskonferenz des Vorjahres, „daß der Punkt 2 der Atlantik Charter [sic] 
die Basis für eine Vertragslösung zwischen den Sudetendeutschen und 
ihren slavischen Nachbarn im Sinne einer Erneuerung des gemeinsamen 
Staates sein kann“. Sie forderte nicht die Gleichberechtigung der Sude¬ 
tendeutschen, sondern nur ein „Mitbestimmungsrecht unserer arbeiten¬ 
den Massen“ an einer demokratischen Lösung des deutsch-tschechi¬ 
schen Verhältnisses. Alle konstitutionellen Probleme könnten jedoch bis 
nach der Beendigung der Feindseligkeiten zurückgestellt werden. Vor¬ 
aussetzung sei aber „eine Verständigung zwischen der tschechoslowaki¬ 
schen Regierung und den seriösen Mandataren der demokratischen Su¬ 
detendeutschen“ über eine Reihe von Übergangsmaßnahmen. 23 Damit 
sei die Partei so weit auf Beness Weigerung eingegangen, im Ausland 
einen zweiten Pittsburgher Vertrag zu schließen, „als es ohne Freigabe 
unseres prinzipiellen Standpunkts, der nach wie vor ,Vertragslösung 1 
heißt, möglich ist“, erklärte Jaksch seinen Genossen. Er rechne damit, 
daß 


nach dem Falle Hitlers nicht nur die übergroße Mehrheit der Arbeiterklasse, sondern auch 
der ernüchterten Bauern und des nichtkompromittierten Teils der Mittelschichten hinter uns ste¬ 
hen wird. Im Bewußtsein unserer Stärke und im Besitz einer einzigartigen Aus- 


23 Zweite Landeskonferenz der sudetendeutschen Sozialdemokraten, abgehalten 
in London am 4. Oktober 1942. Hrsg, von der Exekutive der Treuegemein¬ 
schaft sudetendeutscher Sozialdemokraten. London (1943). Auszüge in: CSNO 
Nr. 99 f. — Der Sozialdemokrat vom 30.10.1942. 
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gangsposition werden wir daher Verfassungsfragen zurückstellen können, bis das 
politische Gewicht einer neuen legalen Heimat-Bewegung auf unserer Seite ist. 24 

Er wolle noch einen entschlossenen Versuch machen, sich mit der tsche¬ 
chischen Seite über Probleme des Übergangs zu verständigen. 25 Als 
Jaksch den Parteitagsbeschluß Benes übersandte, drängte er darauf, daß 
die Verhandlungen „terminiert“, also bald zu Ende geführt würden. 
Denn „beide Lager entfernen sich psychologisch immer mehr vonein¬ 
ander, je später ein entschlossener Versuch gemacht wird, sie zusam¬ 
menzubringen“. 26 

ln seiner Rede zur Eröffnung der 3. Session des Staatsrats am 12. 
November 1942 erklärte Benes erneut, daß er für die Zusammenarbeit 
mit den „demokratischen und treuen Deutschen, die zu uns gehalten 
haben und dann im Krieg mit uns gegangen sind“, eintrete, vor allem, 
weil „ein Teil der Deutschen, sei er größer oder kleiner, nach dem 
Krieg in der Republik bleibt“. Wer jegliche Zusammenarbeit mit „unse¬ 
ren“ demokratischen Deutschen ablehne, „verursacht jetzt und für die 
Friedensverhandlungen große Schwierigkeiten“. Befürchtungen vor 
„verfrühten Abkommen mit unseren Deutschen“ seien ebensowenig ge¬ 
rechtfertigt wie entsprechende Hoffnungen. „Viele Hunderttausende 
Deutsche“ hätten sich dem Nationalsozialismus angeschlossen, schon 
vor .München' Verrat geübt und „sich während des Krieges direkt oder 
indirekt an den Mordtaten und Plünderungen der Gestapo, am gewaltsa¬ 
men Terror und an der kulturwidrigen Herrschaft über unsere Leute be¬ 
teiligt“. Das Schicksal der deutschen Minderheit werde von den Ereig¬ 
nissen und der Stimmung zu Hause, dem Verhalten der Sudetendeut¬ 
schen im Exil und in der Heimat sowie von den Großmächten abhän- 
gen. 27 Dem kommunistischen Staatsratsmitglied Nosek waren Beness 
Äußerungen zu den Deutschen nicht scharf genug. 28 Auch Sikorski und 
Raczynski fragten beunruhigt, ob Benes seine Politik geändert habe, der 
ihnen jedoch versicherte, daß es sich nur um eine neue Taktik gegen¬ 
über den Engländern und Amerikanern handle. Wegen ihrer Unterstüt¬ 
zung für Hitler könne man 80 Prozent der Sudctendcutschen als „schul- 


24 Rundschreiben (Jaksch) vom 19.10.1942. AMZV 494 (Hervorhebung im Origi¬ 
nal). 

25 Ebenda. 

26 Jaksch an Benes am 7.10.1942. CSNO Nr. 100. 

27 Beuel- Scst let 335 ff. — Siehe auch CSNO Nr. 104 und DDP 1/3, 990-1003. 

28 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Benes am 3.12.1942. CSNO Nr. 
106. — Solange die Deutschen nicht auf die Nazis in Reichenberg, Aussig usw. 
schössen, könnten und dürften sie der tschechoslowakischen Regierung gegen¬ 
über keine Forderungen stellen, meinte Nosek. Ebenda , Anmerkung 3 zu Nr. 106. 


180 


Vom Molotov-Besuch in London 


dig“ bezeichnen. So viele wolle er aber nicht aussiedeln. Auch denke er 
nicht an die Abtretung des Egerlands, sondern nur an den Austausch 
kleiner Territorien wie des Gebiets um Asch oder Rumburg gegen eine 
Verschiebung der Grenze in Richtung Glatz und Ratibor. 29 Nichols 
lobte jedoch wie schon Roberts die Rede. Das Kriegskabinett bleibe 
dabei, daß es zu einem Transfer der Sudetendeutschen kommen müsse, 
sagte Nichols, wolle sich aber auf konkrete Zahlen erst beim Waffen¬ 
stillstand oder danach festlegen. Zu diesem Zeitpunkt werde die tsche¬ 
choslowakische Regierung das Recht zur Besetzung des Vormünchener 
Territoriums bis zur endgültigen Festlegung der Grenzen fordern, er¬ 
klärte Benes: Inzwischen werden wir uns untereinander darauf einigen, 
welche Gebiete wir als Preis für den Transfer austauschen. Die Tsche¬ 
choslowakei verlange auch eine Beteiligung an der Okkupation Deutsch¬ 
lands. Seine Politik einer frühzeitigen Einigung über das Ausmaß des 
Transfers habe zum Ziel, diesen legal und ohne „große Massaker“ durch¬ 
führen zu können. 30 

„Dann kam aber plötzlich eine Wendung“, berichtete Jaksch seinen 
Vorstandskollegen. 31 Denn jaksch wußte nichts von den britischen Ein¬ 
wänden gegen das Schuldprinzip, auf die Benes reagierte. Zudem aber 
dürfte Jakschs Verhalten auf der Landeskonferenz Beness Zweifel be¬ 
stärkt haben, ob er ihm die Zustimmung zum Transfer einer großen Zahl 
von Sudetendeutschen abringen könne. Ganz deutlich machte Jaksch 
seine Haltung dann in seiner Antwort auf eine Rede und einen Zei¬ 
tungsartikel Ripkas, in dem dieser alle Wähler Henlcins, also zwei Drit¬ 
tel der sudetendeutschen Bevölkerung, unter die „Schuldigen“ einge¬ 
reiht hatte. Für niemanden, der Henlein und den Nationalsozialisten 
geholfen habe, werde Platz in der befreiten Republik sein. 32 Jaksch er- 

29 Der Direktor tlcr Politischen Abteilung des tschechoslowakischen Außenmini¬ 
steriums erklärte einem Botschaftsrat der Londoner Botschaft Polens sogar, 
daß seine Regierung sich darum bemühen wolle, die Zeit der Racheakte an Su- 
detendcutschen möglichst zu verkürzen. Außerdem werde das „Gros der Deut¬ 
schen in der Tschechoslowakei bleiben“. Vermerk Stanislaw Balinskis über ei¬ 
ne Besprechung mit Nosek (Außenministerium) und Pavlovsky (Präsidium des 
Ministerrats) vom 7.11.1942. — Siehe auch Vermerk Raczynskis über eine Be¬ 
sprechung zwischen Sikorski und Benes am 13.11.1942. PRM 64/3/8 f. — Ver¬ 
merk Ripkas über diese Besprechung. Czechoslovak-Polish negotiations Nr. 145. 
— Vermerk (Kulski) vom 17.9., 23.10. und 20.11.1942. Ambassada w WB, HI. 

30 Vermerk Ripkas über eine Besprechung Beness mit Nichols am 3.12. und über 
seine eigene Besprechung mit Nichols am 9.12.1942. CSNO Nr. 107 f. 

31 Protokoll der Sitzung des Parteivorstands am 17./18.4.1943. SDA, NJ. 

32 Rede Ripkas vor dem ,Czechoslovak-British Friendship Club' vom Oktober 
1942. DDP 1/3, 823-831. 
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innertc Ripka öffentlich daran, daß dieser noch 1939 die Wähler der 
.Sudetendeutschen Partei“ in Autonomisten und Irredentisten eingeteilt 
hatte, und sprach sich nun dafür aus, die Kriegsverbrecher zu bestrafen, 
aber nicht von einem Staat in den anderen zu verschieben. 33 Er sei je¬ 
doch nicht pessimistisch, denn die Lage werde sich verbessern, sagte 
Jaksch zu Roberts, wenn die Tschechen vor dem praktischen Problem 
stehen würden, mindestens einen beträchtlichen Teil der Sudetendeut¬ 
schen in die Nachkriegsrepublik einzugliedern. 34 

Seinem Gespräch mit Jaksch am 1. Dezember 1942 gab Benes nun 
„einen peinlichen Charakter“, wie Jaksch seinen Vorstandskollegen be¬ 
richtete, und zwar durch die Frage, warum Jaksch nicht von Anfang an 
den „richtigen Standpunkt“ bezogen habe. 35 Bei dieser Unterredung 
übergab Benes Jaksch eine „Grundlegende Stellungnahme“ zur Resolu¬ 
tion der ,Treuegemeinschaft‘ vom 7. Juni 1942. Entweder könnten sie 
sich auf der Grundlage dieser „Stellungnahme“ einigen, oder sie müß¬ 
ten eben feststcllen, daß ein Übereinkommen unmöglich sei, und alles 
bis Kriegsende offen lassen. 36 In seiner „Stellungnahme“ fragte Benes, 
ob für die vielen Hunderttausend Schuldigen nicht die Aussiedlung bes¬ 
ser sei als eine Einweisung in Großgefängnisse oder lebenslang in Kon¬ 
zentrationslager. Konkrete Beschlüsse zum Transfer habe die Regierung 
aber noch nicht gefaßt, zumal es sich nicht um eine ausschließlich tsche¬ 
choslowakische, sondern „eine Frage von allgemeiner europäischer Be¬ 
deutung“ handle. 

Eine definitive Position dazu [d. h. zum Transfer] wird die tschechoslowakische 
Regierung auf der Basis der letzten Kriegsereignissc treffen sowie der Ereignisse 
bei uns zu Hause und je nachdem, wie sich die übrigen Siegermächte in ihren Vor¬ 
bereitungen für den Waffenstillstand und den Frieden dazu stellen werden. 

Gegen den Vorwurf der „einseitigen Machtlösung“ in der Resolution 
der ,Treuegemeinschaft 4 wandte Benes ein, daß das deutsche Volk und 
deshalb auch die Sudetendeutschen die Folgen der Niederlage tragen 
müßten. Dennoch sei jedem „klar, daß in der neuen Republik irgend¬ 
welche Deutsche sein werden und leben müssen“. Die Geschichte habe 
gezeigt, daß die Selbstbestimmung der Sudetendeutschen jene der Tsche- 

33 Der Sozialdemokrat vom 30.11.1942. FO 371/30835, CI 1650/326/55. — Ar¬ 
beitspapier des .Subcommittee on Territorial Problems' vom 5.2.1943. DDP 
1/4 164-166. 

34 Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Jaksch vom 24.11.1942. FO 
371/30835, CI 1650/326/55. 

35 Protokoll der Sitzung des Parteivorstands vom 17./18.4.194.3. SDA, NJ. 

36 Vermerk Ripkas über eine Besprechung Beness mit Jaksch am 1.12.1942. 
CSNO Nr. 106. 
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choslowaken und ihren Staat unmöglich mache. Da diese nicht ständig 
mit „einem deutschen Revolver an der Brust“ leben könnten, dürften 
„die Bewohner unseres Grenzgebiets kein Recht auf eine kollektive oder 
territoriale .Selbstbestimmung' ohne Zustimmung der Tschechen“, wohl 
aber alle individuellen Rechte bekommen. 37 In einem Vortrag in Manche¬ 
ster am 5. Dezember 1942 erklärte Benes: 

We cannot altogether rule out the possibility of certain population transfers as a 
condition for establishing the equilibrium of a permanent pcace. [...] Transfers are 
a painful Operation. They involvc many secondary injusticcs. The framcrs of the 
peace Settlement could not givc their consent, unlcss the transfers were humancly 
organiscd and internationally financcd. 

Er glaube nicht, daß sich die Staaten Mitteleuropas auf größere konfö- 
derative Einheiten einigen würden, solange die Streitigkeiten um Gren¬ 
zen und Minderheiten nicht verschwänden, die im Falle der Tschecho¬ 
slowakei durch den Transfer einer möglichst großen Zahl von Deut¬ 
schen und Magyaren gelöst werden sollten. 38 

Am 8. Januar 1943 empfing der Präsident Jaksch von neuem und warf 
ihm wieder einmal sein unterschiedliches Verhalten in der Heimat und 
im Exil vor. Jaksch fragte dagegen: 

Warum skrutiniert man nicht die Motive der Kommunisten? [...] Was will man von 
uns? Im Staatsrat, in der Regierung, in der Administrative kann man uns nicht brau¬ 
chen, Verhandlungen mit uns kann man nicht aufnehmen. Wozu also die Diskus- 
sion über Motive? 39 

Kurz darauf schickte Benes Jaksch eine auf den 2. Dezember 1942 da¬ 
tierte Abrechnung, die als Antwort auf Jakschs Begleitschreiben vom 
22. Juni 1942 zur Juni-Resolution konzipiert war. Zwar erkannte Benes 
an, daß die deutschen Sozialdemokraten bis .München* „standhaft zu 
uns gehalten haben“. Er hielt Jaksch jedoch vor, bis 1941 versucht zu 
haben, die Exilregierung zu einer Garantie für die Zukunft zu zwingen. 
Jaksch habe selbst zugegeben, die Entwicklung falsch eingeschätzt, näm¬ 
lich eine Revolution in Deutschland und einen kurzen Krieg erwartet zu 
haben. Er selbst — Benes — habe jedoch keinerlei Fehler gemacht — „alles 

37 Heues: Zäsadni stanovisko k usneseni predstavenstva sudetonemecke socialm 
demokraticke strany z ccrvna 1942 (Grundsatzbeschluß des Vorstands der su¬ 
detendeutschen sozialdemokratischen Partei vom Juni 1942), (vom 1.12.1942). 
6SNO Nr. 105, und Bene!: Pameti 455ff. — FO 371/34343, C791/791/12. 

38 Benes-Rede an der Universität Manchester vom 5.12.1942. NI< 192/1. _ Das 

gleiche sagte Ripka im Chatham House am 12.12.1942. CSNO Nr. 109. 

39 Protokoll der Sitzung des Parteivorstands der .Treuegemeinschaft“ am 17./ 
18.4.1943. SDA, NJ. 
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ging genau so vor sich, wie ich es erwartet habe“. Ein rechtzeitiges 
Einlenken im Jahre 1940 hätte den sudetendeutschen Sozialdemokraten 
den Eintritt in den Staatsrat vor dem Aufkommen der neuen nationali¬ 
stischen Welle im Protektorat ermöglicht. Durch sein Abseitsstehen ha¬ 
be Jaksch den Nationalisten in die Hände gearbeitet. Schließlich warf 
Benes seinem Kontrahenten dessen Aufrufe zum Eintritt in die briti¬ 
sche Armee, seine Rundfunkansprachen im „Reichsrundfunk“ und sei¬ 
ne Reaktion auf die Annullierung von .München' vor. Zum Beleg seiner 
Kritik zitierte Benes aus zahlreichen Rundschreiben und Papieren der 
,Treuegemeinschaft'. Roberts empfand es als „äußerst unwürdig“, daß 
Benes sich auf eine solche Polemik mit Jaksch einließ und behauptete, 
selbst immer recht gehabt zu haben. 40 Mit dieser Abrechnung legte Be¬ 
nes die Grundlage für eine Legende, die bis in die heutige Historiogra¬ 
phie hineinwirkt. Denn erstens hat Benes, wie ich gezeigt habe, zwar 
1940 immer wieder von der Möglichkeit eines Eintritts sudetendeut¬ 
scher Vertreter in den ,Staatsrat' gesprochen, diesen aber selbst immer 
wieder verzögert. Zweitens war die nationalistische Welle schon kurz 
nach der Errichtung des Protektorats Böhmen und Mähren aufgekom¬ 
men. Drittens hatte Benes seit dem September 1938 an seinem Plan - 
Teilabtretung, Teilvertreibung und Assimilation — festgehalten, einem 
Plan, dem Jaksch niemals zustimmen konnte. 

Als Benes seine „Grundlegende Stellungnahme“ am 3. Dezember 
1942 dem britischen Botschafter übergab, sagte er, daß er schon für 
den Herbst 1943 mit dem Ende des Krieges rechne. Durch den „Show¬ 
down“ mit Jaksch wolle er die Vorbereitungen für die Nachkriegszeit 
beginnen und diese innerhalb der nächsten sechs Monate beenden. In 
den Waffenstillstandsbedingungen mit Deutschland solle festgelegt wer¬ 
den, daß die Tschechoslowakei zwei Millionen Deutsche vertreiben kön¬ 
ne, die Deutschland bei kleineren Grenzkorrekturen, d. h. bei Verzicht 
auf das Egerland und auf Gebiete um Reichenberg und Jägerndorf, auf¬ 
nehmen müsse. 41 Auf diese Konzeption hatte sich Benes bei informel¬ 
len Treffen mit den Ministern geeinigt. 42 Roberts schien es wichtiger, 
daß Jaksch Einfluß unter seiner Anhängerschaft behalte, um sie später 
in den tschechoslowakischen Staat zu führen, als daß er sich jetzt mit 


40 Benes an Jaksch am 2.12.1942 mit einem Vermerk von Roberts vom 9.2.1943. 
FO 371/34329, 65 ff. — Siehe auch Beuel: Pameti 472 ff. 

41 Nichols an Roberts am 3.12.1942. FO 371/30835, C12172/326/12. Siehe auch 
DDP 1/3, 1103-1117. — Amery über eine Besprechung mit Benes an Eden 
vom 19.1.1943. FO 371/34334, C1020/206/12. — Feierabend: Ve vlade, Bd. 2, 
151. — Ders.: Benes mezi Washingtonern a Moskvou 121. 

42 Anm. 2 zu CSNO Nr. 107. — Feierabend: Vzpominky, Bd. 2, 251 f. 
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der Regierung einige und vielleicht als „tschechische Marionette“ dis¬ 
kreditiert werde.“ 13 Jaksch war inzwischen nicht mehr bereit, die deut¬ 
sche Frage als inner-tschechoslowakische Angelegenheit zu bezeichnen 
und den Tschechen damit einen .Blankoscheck* zu geben. 44 Über ein 
Übereinkommen mit Benes würde er sich freuen, aber: „Zum politi¬ 
schen Selbstmord darf es nicht kommen“, erklärte Jaksch dem tsche¬ 
choslowakischen Agenten Frenzei. 45 

Benes machte immer offener Propaganda für eine umfangreiche Ver¬ 
treibung. Deutschland und Ungarn hätten ihre Minderheiten in den 
Nachbarstaaten als Werkzeug und .Fünfte Kolonne' genutzt. Deshalb 
plädiere er für eine „drastische und dauerhafte“ Lösung durch den 
Transfer eines Teils dieser Minderheiten. Den verbleibenden Minder¬ 
heiten dürften keine nationalen Rechte eingeräumt werden. 46 In seiner 
Rundfunkansprache zu Ostern 1943 erklärte Benes: 

Die Zeit unserer Erlösung rückt näher [...]. Vergeht niemanden, der uns beleidigt, 
der uns verraten hat; merkt Euch die Namen und Adressen jedes Gestapo-Mannes, 
jedes Gauleiters, jedes Landrats [...], merkt Euch besonders auch die Verräter 
unter unseren deutschen Staatsangehörigen - kurz alle, die sich gegen die Republik 
versündigt haben. 47 

Die Schärfe dieser Anweisung kann auch als Reaktion auf das brutale 
Vorgehen Karl Hermann Franks gegen die Familien der Exilpolitiker 
interpretiert werden. Seit Ende September 1942 hatte Frank deren An¬ 
gehörige internieren lassen, um sie als Geiseln zu benutzen. In einer 
Rede vom 18. Oktober 1942 hatte er erklärt, mit dieser Maßnahme den 
Emigranten „das lose Maul stopfen“ zu wollen, und gedroht: „Sollten 
sie weiterhetzen, so wäre ich gezwungen, in entsprechender Weise ge¬ 
gen die Häftlinge vorzugehen.“ 48 Anfang Dezember 1943 erhielt die 
Exilregierung einen zusammenfassenden Bericht über das Schicksal der 
Familien einiger ihrer exponierten Vertreter, den ich ausführlich zitiere: 


43 Vermerk von Roberts vom 18.12. und Schreiben an Nichols vom 24.12.1942. 
FO 371/30835, C12172/326/12. Siehe auch DDP 1/3, 1194f. 

44 Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Jaksch vom 22.1.1943. FO 
371/34329, C865/96/12. 

45 Frenzei an Smutny am 15.1.1943. ALJTGM, 40/XI/7/4. 

46 New York Times vom 19.2.1943. DDP 1/4, 176-179. — Siche auch Protokoll 
der Parteivorstandssitzung der ,Treuegemeinschaft‘ vom 17./18.4.1943. SDA, 
NJ. — Brägel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 61. — Beuel: Demokracic (1944) 
248. 

47 Tomälek/Kvalek: Causa Emil Hächa 175. 

48 Brandes: Die Tschechen unter deutschem Protektorat, Bd. 2, 22. 
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Für den Herrn Präsidenten: JiK Benes (Enkel) in Dachau. Alle Vlccks [d. h. die Fa 
milie von Beness Frau Hana] im Gefängnis. Olga Drtina in Ravensbrück, die übri¬ 
gen in Freiheit. Für Minister Masaryk: Die gesamte Verwandtschaft Masaryks be¬ 
findet sich in Freiheit und hat keine Schwierigkeiten. Die Deutschen haben be¬ 
wußt keinen von ihnen angerührt mit Rücksicht auf die sehr empfindliche tsche¬ 
chische öffentliche Meinung in bezug auf das Andenken des Befreier-Präsidenten. 
Für Minister Dr. Feierabend: Ing. Feierabend (85 Jahre) und die beiden Söhne sind 
in Dachau; beide Frauen in Ravensbrück; die Kinder sind gesund und bei Hart¬ 
mann, der für sic sorgt. Für Dr. Outrata: Beide in Dachau. Für Prof. Dr. Klecan- 
da: Die Frau ist tot, die Kinder in Ravensbrück. Für Dr. Opocensky: Frau Opo- 
censky ist in llavcnsbrück. Für Julius Fürth: Beide Frauen gesund. Für Frant. Ne- 
mcc: Frau und Tochter starben im Konzentrationslager. Für Fr. Häla: Die Mehr¬ 
heit der Familienmitglieder im Konzentrationslager. Die übrigen in Freiheit. Für 
Fierlinger: Architekt Fierlinger und Schwester starben unter normalen Umständen; 
die anderen beiden Schwestern sind frei und gesund. Für Dr. Kraus: Die ganze Fa¬ 
milie in Freiheit. Für Ing. Jar. Nccas: Frau und Tochter starben in Auschwitz. Für 
Minister Bechyne: Beide Sncjdärcks sind im Konzentrationslager in Svatobofice, 
die Kinder sind in Freiheit bei Verwandten, sind gesund. 


Danach nannte der Bericht die Namen einer Reihe anderer Personen, 
die verhaftet oder hingerichtet worden waren, darunter die Namen von 
14 hingerichteten Generälen, zehn Obersten und zwölf Oberstleutnan¬ 
ten. 49 

Ende Februar 1943 hatte Karl Hermann Frank auf einer Kundge¬ 
bung in Prag, die vom Rundfunk übertragen wurde, aus einer Depesche 
vom 10. Oktober 1942 zitiert, die Benes einer Fallschirmagentengruppe 
mit auf den Weg gegeben hatte: Gleich nach der Niederlage Deutsch¬ 
lands sollten „möglichst viele der kleinen und großen Schuldigen durch 
eine Volks-Revolutionsaktion gerichtet werden, und eine Massenrevo¬ 
lution soll zur Vertreibung der schuldigen Deutschen und Magyaren aus 
der Republik dienen.“ In wenigen Monaten seien die noch nicht betrof¬ 
fenen Schuldigen von Kriegsgerichten abzuurteilen. Nach diesen kurzen 
revolutionären Phasen sollte der international vereinbarte Transfer der 
deutschen und magyarischen Bevölkerung gesetzlich vorbereitet und 
durchgeführt werden. Er habe immer darauf bestanden, daß den demo¬ 
kratischen und unschuldigen Deutschen nichts geschehen dürfe, aus 
„Rücksicht auf die Gefühle unserer Leute zu Hause“, aber keine Ver¬ 
einbarungen mit ihren Vertretern abgeschlossen. 50 Während Frank diese 
Aussagen über den geplanten Transfer anscheinend nicht zitiert hat, 
machte er Beness Äußerungen über das Zaudern der sudetendeutschen 


49 Zpräva z domova [Bericht aus der Heimat] vom 2.12.1943. DHCSP II, Nr. 536. 

50 Beness Botschaft nach Hause vom 10.10.1942. DHCSP I, Nr. 501, und Edvard 
Benes: Vzkazy do vlasti Nr. 72, 138-140. 
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Sozialdemokraten unter Jakschs Führung bekannt, sich für die Republik 
auszusprechen. 51 

Viele Genossen in F.ngland erfuhren erst aus der Rede Franks von 
Beness Plänen und dessen Vorwurf, daß die deutschen Sozialdemokra¬ 
ten unter Jakschs Führung lange gezaudert hätten und sich ohne eine 
tschechoslowakische Erklärung oder eine Vereinbarung nicht für die 
Republik hätten aussprechen wollen, so daß Jaksch reagieren mußte. In 
einem Rundschreiben an seine Genossen bezeichnete Jaksch den Vor¬ 
wurf des „Schwankens“ als ungerecht. Während seine Gruppe in Holm¬ 
hurst erklärt habe, daß es „Pflicht eines jeden freiheitsliebenden Deut¬ 
schen [seij, sich im Kriegszustände mit dem Mord- und Raubregime der 
Nazis zu betrachten“, hätten die Kommunisten „den Freiheitscharakter 
des Krieges und ihre Begeisterung für die Republik erst dann entdeckt 
[...], als es von Moskau anbefohlen wurde“. Er wies auf das Angebot 
seiner Gruppe hin, sich über Probleme des Überganges zu verständi¬ 
gen. „Vorbehaltlich einer neuen Beschlußfassung des Parteivorstandes 
werden wir allerdings Angebote dieser Art nicht wiederholen.“ Chur¬ 
chills Plädoyer für einen .Europäischen Rat“ und Konföderationen der 
kleinen Staaten interpretierte er als Bestätigung seiner Politik. Nun müß¬ 
ten auch die europäischen Sozialisten zum Thema einer europäischen 
Friedenskonzeption und der „gemeinsamen Strategie der europäischen 
Arbeiter- und Bauernregierungen“ Stellung nehmen. Der Plan der Na¬ 
zis, eine Verteidigungsstellung von Ostpreußen über Mittelpolen bis 
zum Protektorat aufzubauen, könne nur durch den Sturz des Regimes 
mit den vereinten Kräften der nationalen Widerstandsbewegungen und 
der anti-nationalsozialistischen Deutschen vereitelt werden. Allerdings 
sei es „besser, die vorhandenen Kräfte für einen großen einheitlichen 
Schlag aufzusparen, anstatt sie in vordatierten und isolierten Aktionen 
sinnlos hinzuopfern“. 52 

Am 3. April 1943 nahm Jaksch zu Beness Abrechnung Stellung. Den 
deutschen Sozialdemokraten bzw. ihm persönlich mache Benes ihre 
von seiner Politik abweichende Haltung zum Vorwurf und spreche er 
von Fristversäumnis. Seit 1939 hätten sich doch auch die Kampf- und 
Friedensziele anderer Politiker geändert. So habe Attlee am 8. Novem¬ 
ber 1939 nur „den Rückzug der Truppen und Polizei aus dem Gebiet 
gefordert, das sogar in München als tschechoslowakisch angesehen wor¬ 
den ist“. Noch bevor Benes am 24. Juli 1940 öffentlich von staatlicher 
„Rechtskontinuität“ gesprochen habe, habe sich die .Treuegemeinschaft“ 
in Holmhurst zu einer Vereinbarung über „die Anwendung des Selbst- 

51 Rundschreiben von Jaksch/Reitzncr, Ende März 1943. DI ICSP II, Nr. 264. 

52 Ebenda. 
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bestimmungsrechts im Sinne der Wiederherstellung einer Staatsgemein- 
schaft mit dem tschechischen Volk“ bereiterklärt. „Fassungslos“ sei er 
über Beness Vorwurf, daß er im „Reichsrundfunk“ gesprochen habe. 
Dieses „Instrument der politischen Propaganda gegen Hitler“ wende 
sich an alle deutschsprachigen Hörer im besetzten Europa. Auch Tsche¬ 
chen hätten schon in diesem deutschsprachigen Dienst der BBC ge¬ 
sprochen. Zu den Zitaten in Beness Abrechnung schrieb Jaksch: „Der 
Grad unserer Erbitterung über die .polizeiliche* und sonstige Bewa¬ 
chung unserer Bewegung im Exil, die zuhause ihre besten Menschen für 
eine gemeinsame Sache geopfert hat, ist schwer auszudrücken“. Die 
Fälschung des Zitats aus dem Richtlinien-Entwurf vom November 1939 
— „Unserer Überzeugung nach würde die Wiedererrichtung eines tsche¬ 
chisch-slowakischen Nationalstaates in den Vor-Münchner Grenzen 
den Keim neuer Konflikte bedeuten“ - nannte Jaksch „gewerbsmäßige 
Brunnenvergiftung“. Die Kommunisten, die die Auslandsbewegung in 
den Jahren 1939-1941 sabotiert, Personen mit engen Kontakten zu 
den Nazis sowie Gesandte, die ihre Ämter im sicheren Ausland nieder¬ 
gelegt hätten, würden in die Exil-Institutionen aufgenommen. Jaksch 
gab dennoch seiner Hoffnung Ausdruck, daß das tschechische Volk 
nach diesem „tieftraurigen Zwischenspiel [...] zu der Erkenntnis kom¬ 
men wird, daß Freunde in der engsten Nachbarschaft wichtiger sind als 
Bundesgenossen in der Ferne“. 53 

Die Parteiexekutive reagierte auf Beness „Grundlegende Stellung¬ 
nahme“ mit dem Memorandum „Unser Standpunkt“. Sie bekannte sich 
zu ihrer traditionellen Forderung nach einer „übernationalen Staatskon¬ 
zeption“ und lehnte die „bedingungslose Annahme der tschechischen 
Staatsdoktrin“ ab. Sie brachte Beispiele für die Diskriminierung der Su¬ 
detendeutschen von 1918 bis 1943 und schloß: 

Heute werden wird als .Tschechoslowakei!* reklamiert, morgen als .Deutsche zu¬ 
rückgestoßen. Wenn cs um Pflichten geht, sind wir gleichberechtigte .Tschecho¬ 
slowakei; sobald es um Rechte geht, sind wir unerwünschte .Deutsche*. 

Sie warnte vor dem Transfer: 

Vertriebene Sudetendeutsche sind der Zukunft des tschechischen Volkes gefährli¬ 
cher als jene, die daheim bleiben und zufrieden sind. [...] ob man die Sudetendeut¬ 
schen an Zahl reduziert oder nicht, ob man Eger-Asch abtritt oder behält - keine 
junge Generation wird sich dauernd mit einem Minderheits-Schicksal abfinden in 
der Nachbarschaft eines Siebzigmillionenvolks, das ihre Sprache spricht. [...] |Dic 
Sudetendeutschen] aber können sich nur als politisch-nationale Eigenpersönlich- 


53 Jaksch an Benes am 3.4.1943. CSNO Nr. 115. Englische Übersetzung in: FO 
371/34330, C4460/96/12. 
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keit von der Lockung der Zugehörigkeit zu einer großen Nation abheben - als .Min¬ 
derheit' niemals. 54 

Während der Sitzungen des Parteivorstands am 17. und 18. April 1943 
berichtete Jaksch über die letzten „peinlichen“ Gespräche mit Benes 
und dessen beide Anklageschriften gegen die .Treuegemeinschaft“ und 
ihn persönlich. Seines Erachtens hatte die Exilregierung „Angst vor zu¬ 
hause und will sich deshalb mit keiner Vereinbarung belasten, sondern 
im Gegenteil sich ein Verdienst erwerben, indem sie uns als ihren Haupt¬ 
gegner bekämpft“. Die Verhandlungen mit Benes habe er nicht früher 
abbrechen können, um den Engländern zu zeigen, daß die tschechoslo¬ 
wakische Seite die Schuld an ihrem Scheitern trage. „Mit der beabsich¬ 
tigten Reise Beness nach Washington wird die Sache ernst, weil nun das 
Lavieren aufhört. Ich glaube nicht, daß die Amerikaner auf den Bevöl¬ 
kerungstransfer einschnappen werden.“ In der politischen Debatte 
sprach sich die Mehrheit der Mitglieder des Parteivorstands für eine 
härtere Politik gegen die Exilregierung aus. „Wir müssen aufhören, 
Angst vor der eigenen Courage zu haben“, sagte z. B. de Witte. „Wir 
haben hier mit einem großen Föderationsplan gestartet; es ist jammer¬ 
schade, daß wir die Sache damals fallenließen. Sie muß wieder aufge¬ 
griffen werden.“ Die .Treuegemeinschaft“ solle sich rechtzeitig mit ei¬ 
nem „europäischen Friedensplan“ zu Worte melden. Rambauske fragte: 
„Warum hat man denn immer von Vertragslösung gesprochen, wenn 
die führenden Genossen wußten, daß es aussichtslos ist?“ Und Han- 
tusch ergänzte: „Wenn wir von der schlechten Behandlung unserer Ge¬ 
nossen bei den Aussprachen gewußt hätten, hätten wir ihnen gesagt: 
Geht nicht mehr hin.“ Als einige Debattenredner sich für Kontakte zu 
den „sozialistischen Kräften Mitteleuropas“ aussprachen, dämpfte 
Jaksch die Hoffnungen: „Im ganzen deutschsprachigen Sektor der Emi¬ 
gration haben wir nicht einen einzigen Bundesgenossen!“ Auch eine 
Zusammenarbeit mit den slowakischen Exilpolitikern Hodza und Osus- 
ky schloß Jaksch aus. In seinem Schlußwort sagte Jaksch: 

Wir müssen aus der rein tschechoslowakischen Fragestellung herauszukommen 
trachten. Die Jahre 1920-1938 bildeten eine Periode des Degenerationsprozesses 
des Sozialismus in allen Nationalstaaten. Die Politik der Deutschen Böhmens und 
Mährens ist seit der Jahrhundertwende im deutschen Kraftfeld entschieden wor¬ 
den. Wirtschaftlich sind wir mit den Tschechen im deutschen Kraftfeld. 55 


54 »Unser Standpunkt“ (Anlage zu Jaksch an Benes am 3.4.1943). CSNO Nr. 116. 

55 Protokoll der Sitzung des Parteivorstands vom 17./18.4.1943. SDA, NJ (Her¬ 
vorhebung im Original). 
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Der Parteivorstand empfahl den Mitgliedern der , 1 reuegemeinschaft, 
nicht in die tschechoslowakische, sondern in die britische Armee einzu¬ 
treten. Sudetendeutsche Sozialdemokraten könnten nicht für „die Mas¬ 
senvertreibung ihrer Landsleute“ kämpfen. Sie blieben Freunde und Ver¬ 
bündete des tschechischen Volkes, Partner der sozialistischen und de¬ 
mokratischen Kräfte innerhalb dieses Volkes, lehnten aber den Dienst 
für ein Regime ab, das die Verdienste und Opfer der deutschen sozial¬ 
demokratischen Bewegung ignoriere und deren demokratische Rechte 
annullieren wolle. Dieser Antrag zum Militärdienst wurde vom Partei¬ 
vorstand einstimmig und ohne Enthaltungen angenommen. 56 

In diesem Aufruf zum Eintritt in die britische Armee sah Benes den 
„endgültigen Bruch Jakschs mit unserem Staatsgedanken“. 57 Die Frage 
war erneut aktuell geworden, da das Kriegskabinett am 6. August 1942 
einen ,Allied Powcrs-War Service Act' verabschiedet hatte, der bestimm¬ 
te, daß vom 1. April 1943 an alle wehrfähigen Angehörigen verbündeter 
Staaten, soweit sie nicht in deren Armeen dienten, in das ,Pioneer 
Corps' oder die Royal Air Force eingezogen würden. Die Exilregierung 
hatte ihren Widerstand gegen diese Regelung erst am 22. Oktober 1942 
aufgegeben, nachdem die britische Regierung mit der Veröffentlichung 
ihres Vorbehalts in der Frage der Jurisdiktion gedroht hatte. 58 Zwei 
Wochen zuvor hatte allerdings General Neumann gefordert, keine Su- 
dctendcutschen aus Kanada und Großbritannien einzuberufen. 57 

Der Parteivorstand mußte sich auch mit einer Parteispaltung auf 
schwedischem Boden befassen, wo Josef Ladig und der ehemalige Ab¬ 
geordnete Franz Krejci eine .Arbeitsgemeinschaft cechoslowakischer 
Sozialisten' gegründet hatten, die sich bedingungslos zur Tschechoslo¬ 
wakischen Republik bekannte und die deren Gesandten in Stockholm 
um einen Kredit bat. 60 Ihr hatten sich ebenso wie in Großbritannien 
rund ein Drittel der Mitglieder der .Treuegemeinschaft' angeschlossen. 61 
Nach dem Beschluß des Parteivorstands vom April 1943 in der Militär¬ 
frage schrieb Krejci, daß diese Entscheidung die Sozialdemokraten als 
Kriegsdienstverweigerer verhandlungsunfähig gemacht habe und sic 
„auch nach dem Kriege [...] in einen üblen Geruch bringen“ werde. Die 


56 Ebenda. — Rundschreiben Jaksch/Reitzncr, Anfang Mai 1943. CSNO Nr. 118. 

57 Vermerk Smutnys vom 26.4.1943. DHCSP I, Nr. 273. 

58 Anmerkung 5 zu CSNO Nr. 111. 

59 Marfälek: Ceskoslovensti obeane 135. 

60 Press Reading Bureau (Stockholm) vom 14.4.1943. FO 371/34336, C4514/ 

372/12. _Protokoll der Sitzung des Parteivorstands der ,Treuegemeinschaft‘ 

vom 17./18.4.1943. SDA, NJ. 

61 123 von 314 Personen. Grünwald: In der Fremde für die Heimat, Bd. 3, 25. 
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Sozialdemokraten sollten im Exil nur für die sozialistischen Arbeiter 
das Wort ergreifen und sozialistische und nicht nationale Forderungen 
für die gesamte deutschsprachige Bevölkerung der Tschechoslowaki¬ 
schen Republik erheben. Die Arbeiter aller Völker der Tschechoslowa¬ 
kei sollten sich in einer Partei vereinigen. Die nationale Autonomie sei 
ebenso wie vor dem Kriege „lediglich eine Frage der Zweckmäßigkeit“ 
und könne „der nationalsozialistisch verseuchten Mehrheit“ der Deut¬ 
schen nicht ohne jeden Übergang eingeräumt werden. Die Partei solle 
ihre Stellung gegenüber Sowjetrußland und den Kommunisten revidie¬ 
ren, zumal sich in der russischen Politik große Wandlungen vollzogen 
hätten. 62 Der tschechoslowakische Gesandte in Stockholm forderte An¬ 
fang 1944 die deutschen sozialdemokratischen Emigranten auf, sich von 

Jaksch zu trennen. Wer dies nicht tue, dessen tschechoslowakischen Paß 
werde er nicht erneuern. 63 

Die in Schweden lebenden Mitglieder des Parteivorstands wiesen 
zwar die „bedingungslose Kapitulation“ dieser .Arbeitsgemeinschaft ce- 
choslovakischer Sozialisten“ als „beispiellosen Mangel an Würde und als 
Verrat an den Sudetendeutschen im allgemeinen und den sudetendeut¬ 
schen Arbeitern im besonderen“ zurück, waren aber ebenfalls nicht mit 
dem Beschluß zugunsten des Dienstes in der britischen Armee einver¬ 
standen, weil er sich nicht nur gegen die Regierung, sondern auch gegen 
den tschechoslowakischen Staat richte. Ziel müsse ein bindender Ver¬ 
trag zwischen der .Treuegemeinschaft“ und der Exilregierung sein, der 
die Freiheit unserer Bewegung in der künftigen CSR sichert und*ver¬ 
hindert, daß die unvermeidliche Abrechnung mit den Nazis zu einem 
fast unüberbrückbaren Abgrund zwischen Tschechen und Deutschen 
führt. Zugleich wandten sie sich gegen den Transfer auch nur eines 
Teils der sudetendeutschen Bevölkerung als „eine barbarische und un¬ 
demokratische Methode, woraus unglücklicherweise geschlossen wer¬ 
den müsse, daß bestimmte Personen, die sich Demokraten nennen, von 
der Denkweise der Nazis und Faschisten infiziert sind“. 6 '' Daraufhin 
sollte Reitzner nach Schweden fahren, um die Vorstandskollegen über 
die Hintergründe des Beschlusses zu unterrichten, bekam jedoch kein 


62 Franz Krejci: Sudetendeutsche oder ccchoslovakische Politik. Stockholm 1943. 
AMZV 433. — Press Reading Bureau, Stockholm an Political Intelligence De¬ 
partment vom 14.3.1944. FO 371/38922, C3608/63/12. 

63 Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Jaksch am 24.2.1944 FO 
371/38922, C2605/63/12. 

64 Rückübersetzung aus dem Englischen. Heller, Paul, Kern und andere an Jaksch 
(August? 1943). FO 371/34330, C11319/96/12. 
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britisches Ausreisevisum. 65 „Ohne Not und ohne zwingenden Grund 
hat die Partei aus eigener Initiative auch formell den vollständigen Bruch 
mit dem vollzogen, was in dem Rundschreiben (von Anfang Mai) als 
ein Auslandsregime bezeichnet wird, dem wir keinen Dienst schuldig 
sind“, schrieb auch Egon Schwelb an den Parteivorstand. Durch seinen 
Beschluß in der Militärfrage habe der Parteivorstand „das Resultat des 
Bevölkerungstransfers“, d. h. den Verlust der tschechoslowakischen 
Staatsbürgerschaft, „geradezu vorweggenommen. [...] Ich erachte mich 
durch ihn nicht gebunden.“ 66 

Auf der anderen Seite hatte der frühe Dissident Franz Kogler auf¬ 


grund der Transfer-Propaganda der Exilregierung im April 1943 zu¬ 
mindest zeitweise die Hoffnung auf eine Zusammenarbeit mit der Exil¬ 
regierung aufgegeben. Deshalb stellte die geplante .Freie Vereinigung 
deutscher Aktivisten aus der £S11‘ noch vor ihrer offiziellen Konstituie¬ 


rung ihre Tätigkeit ein. 67 Die Leute um Kogler opponierten auch gegen 
den Beitritt der Zinncr-Gruppe zu der von den Kommunisten be¬ 
herrschten .Sudetendeutschen Einheitsfront* und erwogen ihren Aus¬ 
tritt aus der Zinncr-Gruppe. 68 Im Oktober 1943 konstituierte sich die 
Gruppe doch noch als .Arbeitsgemeinschaft ehemaliger deutscher Akti¬ 
visten aus der CkSR‘ und soll aus Vertretern der Landbundes, der Christ¬ 
lich-Sozialen und der Sozialdemokraten bestanden haben. Sie wollte 
auch Vertreter der Demokraten aufnehmen, soweit sie nicht der Grup¬ 
pe Peres angehörten. 69 Auch sudetendeutsche Kommunisten und die 


65 Carl Hellet, Ernst Paul, Karl Kern an Jaksch mit einem Anschreiben vom 24.9. 
1943. — Vermerke von Roberts über Besprechungen mit Jaksch vom 1.4. und 
29.4.1943. — Roberts an Jaksch am 19.11.1943. FO 371/34330, CI 1319, 
10038, 11519/96/12. — Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit 
Jaksch am 24.2.1944. FO 371/38922, C2605/63/12. 

66 Schwelb an Parteivorstand vom 9.5.1943 (mit einem Anschrcibcn an Drtina 
vom selben Tage). AÜTGM, 40, XI/7/15. 

67 Slävik an die Kanzlei des Präsidenten der Republik am 8.4.1943. AÜ1GM, 40, 
XI/10. — Diese Vereinigung hatte ein Gustav Borsky-Bodirsky zusammen mit 
Kogler, Koutnik und dem ehemaligen Redakteur Karl Kunschke als eine Art 
„überparteilicher Arbeitsgemeinschaft“ ins Leben gerufen. Borsky-Bodirsky an 
Smutny am 30.9.1942. AÜTGM, 40/XI/7/4. — Allerdings erschien im April 
1943 noch eine Broschüre Koglers unter dem Titel „Oppressed MinorityP“. Sie 
wird erwähnt in einem Rundschreiben von Jaksch/Reitzner (Anfang Mai 1943). 
CSNO Nr. 118. — Auch Dr. Herbert Mayr-Harting, der Sohn des ehemaligen 
Justizministers, und Max Koutnik entschlossen sich, auf ihre geplante aktivisti- 
schc Tätigkeit in der künftigen Tschechoslowakei zu verzichten. Mariälek: Ces- 
koslovenstl obeane 136. 

68 Vermerk (o. V., Juli-August 1943). ANM, kr. 48, c. 470. 

69 Innenministerium an Drtina am 13.10.1943. AÜTGM, 40, XI/10. 
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,Deutsch-Demokratische Freiheitspartei' kritisierten die Aussiedlungs¬ 
pläne, mit deren Erörterung man der Entwicklung des Widerstandes in 
den deutschen Gebieten schade. 70 Das Innenministerium kam zu dem 
Schluß, daß alle sudetendeutschen Exilgruppen gegen den Transfer sei¬ 
en, aber wie z. B. Brügel mit der Vertreibung von rund 50 000 Nazis 
rechneten. 71 Der Kommunist Beuer lehnte damals die Übernahme der 
nationalistischen Positionen der Exilregierung ab, doch betonte die 
Führung der KS(,-Sektion in Großbritannien, von Kreibich unterstützt, 
daß die Partei die Vertretung der tschechischen nationalen Forderungen 
nicht ihren bürgerlichen Partnern überlassen dürfe. Das Schicksal der 
Sudetendeutschen hänge vom Verhalten der Massen in der Heimat ab. 
Nur durch sudetendeutschen Widerstand gegen das Nazi-Regime könne 
den Vertreibungsplänen die Grundlage entzogen werden. Wie Benes 
warfen die deutschen Kommunisten und Deutsch-Demokraten Jaksch 
eine schädliche Politik der Vorbedingungen vor. 72 

Die tschechische Widerstandsbewegung war durch Heydrichs Terror 
im Herbst 1941 und durch die zweite Terrorwelle nach seinem Tod äu¬ 
ßerst geschwächt und meldete sich nur selten zu Wort. Der ehemalige 
Außenminister Dr. Kamil Krofta und der ehemalige Präsident des Ober¬ 
sten Gerichtshofs Dr. Emil Lany, die im Herbst und Winter 1941/42 
einen .Vorbereitenden National-Revolutionären Ausschuß' gebildet hat¬ 
ten 7 », forderten im Juni 1942, alle Deutschen als Reichsbürger zu be¬ 
handeln, ihr Eigentum zu konfiszieren und die Schuldigen zu bestrafen. 
Auch die „loyalen“ Deutschen sollten nur eine Aufenthaltserlaubnis als 
Ausländer erhalten. Zudem müßten die Deutschen „als Arbeiter der 
(.SR für Wiederaufbau-Arbeiten zur Verfügung stehen. 74 Im Oktober 
und November 1943 erhielt die Exilregierung Nachrichten aus der Hei- 

70 Nooy: Zivot a rcvolucc 163. — Brügel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 59. — 
Leserbrief Kreibichs vom 12.3.1943 im .Manchester Guardian*. NI< 212, 212. 

— Entschließung des Vorstandes der .Deutsch-Demokratischen Freiheitspar- 
tei* vom 27.6.1943. ANS 33. 

71 Slävik an die Kanzlei des Präsidenten der Republik am 1.7.1943. AÜTGM, 40, 
XI /9. 

72 Novj: Zivot a rcvolucc 163. — Brügel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 59, 65. 

— Leserbrief Kreibichs vom 12.3.1943 im .Manchester Guardian*. NIC 212, 

212. — Entschließung des Vorstandes der .Deutsch-Demokratischen Freiheits¬ 
partei* vom 27.6.1943. ANS 33. — Damit folgten die Londoner Kommunisten 
der Linie, die ihre Moskauer Zentrale in einer Resolution vom 5.1.1943 festge- 
legt hatte: Die Sudetendeutschen sollten durch ihren Kampf gegen die Nazis 
die Voraussetzungen für eine freundschaftliche Zusammenarbeit mit den Tsche¬ 
chen schaffen. Janelek: Närodni fronta 208 ff. , 

73 Brandes: Die Tschechen unter deutschem Protektorat, Bd. 2, 61. 

74 Bericht aus Genf vom 21.6.1943. DHCSP II, Nr. 512. 
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mat, daß die Tschechen zwar einhellig die Aussiedlung aller Deutschen 
forderten, daß aber der Wunsch nach eigener blutiger Rache hinter der 
Furcht zurückgetreten sei, daß die Deutschen bei der Räumung des Pro¬ 
tektorats „die Mehrheit unserer Leute umbringen“ wollten. Aus Kreisen 
der tschechoslowakisch-evangelischen Intelligenz hatte ein Berichter¬ 
statter dagegen gehört, „daß wir um keinen Preis den Deutschen mit 
Erschießung, Totschlägen usw. heimzahlen sollten, ,damit ihr Blut nicht 
an unserem Volk kleben bleibt““. 75 Intern kritisierte Benes, daß llipka 
zu wenig Propaganda für die Vertreibung mache. Es müsse gezeigt wer¬ 
den, daß die Sudetendeutschen „die eigentliche Ursache des Krieges 
seien und immer sein werden“. Kurz darauf nannte der tschechoslowa¬ 
kische Dienst der BBC die Sudetendeutschen „die Hauptschuldigen die¬ 
ses Krieges“ und erklärte Ripka in einer Rede in Oxford, daß Deutsch¬ 
land und Ungarn zur Aufnahme aller ihrer Volksangehörigen gezwun¬ 
gen werden sollten. 76 


Beness Bemühungen 

um amerikanische und sowjetische Zustimmung 

zum Transfer 

Im Mai 1943 fuhr Benes in die Vereinigten Staaten, wo er Zustimmung 
zu seinen Transferplänen suchte. Diese Reise bereitete er intensiv vor. 
Schon seine erwähnten Äußerungen gegenüber der ,New York Times“ 
sollten der Einstimmung dienen. Am 3. April 1943 wurde Benes von 
Churchill empfangen. Großbritannien und Amerika müßten sich mit 
Rußland einigen, was nicht leicht sein werde, sagte Churchill, da es sonst 
keinen dauerhaften Frieden geben werde, und fuhr fort: 

Der Bevölkerungstransfer ist notwendig. Wer die baltischen Staaten verlassen will, 
soll gehen. Ebenso aus Ostpreußen, wenn es den Polen zufällt, und auch aus dem 
Sudctenland. Sic bekommen eine kurze Frist, um sich das Nötigste zu nehmen und 
zu gehen - ich hoffe, daß wir das bei den Russen durchsetzen. Das hat sich vor 
Jahren in der Türkei und Griechenland bewährt und wird sich auch jetzt bewäh¬ 
ren. 77 

75 Bericht des Außenministeriums (Oktober-November 1943). CSNO Nr. 129. 

76 Vermerk Smutnys vom 17.10.1943. DHCSP I, Nr. 325. — Rede Jakschs vom 
7.11.1943. FO 371/34331, CI3635/96/12. — Ripka: CSR v nove Evrope 21. 

77 Auszug aus einem Protokoll der Besprechung Beness mit Churchill am 3.4. 
1943. Czechoslovak-Polish negotiations Nr. 170. — Siehe auch Ceskoslovens- 
ko-sovetske vztahy, Bd. 1, Nr. 223. 
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Noch im März 1943 hatte Benes Befürchtungen gehabt, daß die Kom¬ 
munisten die Sudetendeutschen „durch ihre Parole der Selbstbestim¬ 
mung der Völker für den Kommunismus gewinnen wollten, um damit 
die 1 schechen in Schach zu halten, von denen sie wissen, daß sie sie 
nicht dafür gewinnen können“. 78 Am 19. März hatte er Bogomolov ge- 
fragt, „wie sich Moskau die Lösung der Frage Deutschlands vorstelle 
und ob es den Grundsatz des Transfers wenigstens eines Teils unserer 
Deutschen annehme“, wobei er darauf verwiesen hatte, daß Großbri¬ 
tannien „entschieden“ für eine Reduktion der Zahl der Sudetendeut¬ 
schen eintrete. 79 Kurz darauf hatte Bogomolov geantwortet, daß seine 
Regierung erst Stellung nehmen könne, wenn es die Haltung Londons 
und Washingtons kenne. Zwei hochrangige Beamte des Volkskommis¬ 
sariats des Äußeren waren, wie Fierlinger berichtete, 

der Meinung, daß sie schwerlich auf Ihre Anfrage antworten können, da cs sich 
um unsere Innenpolitik handle. Es sei selbstverständlich, daß wir zuhause Ord¬ 
nung schaffen müssen und die sowjetische Regierung uns daran nicht hindern wer¬ 
de. Ich selbst denke, daß diese Antwort aufrichtig ist und daß Moskau nur guthei¬ 
ßen wird, wenn wir uns um die Auflösung der deutschen Sprachinseln und die Um¬ 
siedlung des chauvinistischen Teils der deutschen Minderheit bemühen. Wie Kor- 
nejcuk sagt, wird sich unser Volk selbst darum kümmern, daß die Nazis von uns 
verschwinden. 80 

Über den Grundsatzbeschluß des Kriegskabinetts zum Bevölkerungs- 
transfer und die britischen Bedenken gegen das Kriterium der Schuld, 
das das Ausmaß des Transfers einschränken könnte, hatte Strang im 
März 1943 einen Beamten des State Department unterrichtet. Atherton 
hatte geantwortet, daß er persönlich sogar für die Rückkehr aller deut¬ 
schen Minderheiten nach Deutschland sei, ebenso wie für die Rückkehr 
aller Japaner aus den Ländern des Fernen Ostens nach Japan. Das Fo¬ 
reign Office war aber unsicher, inwieweit das State Department als Gan¬ 
zes von den britischen Empfehlungen Kenntnis genommen hatte, da 
sich Atherton keine Notizen gemacht hatte. 81 Von Eden und Strang 
wußte Benes, daß die US-Rcgierung den Kabinettsbeschluß zum Trans- 

78 Anmerkung 4 zu CSNO Nr. 114. 

79 Benes an Fierlinger (vom 4.5.1943). DHCSP I, Nr. 275. — Vermerk Bencss 
über eine Besprechung mit Bogomolov am 19.3.1943. TP, HI. Siehe auch Ccs- 
koslovcnsko-sovctske vztahy, Nr. 220. — Fierlinger: Ve sluzbäch CSR, Bd. 2, 

128 f. 

80 Vermerk Beness über eine Besprechung mit Bogomolov am 19.3.1943. TP, HI. 
— Benes an Fierlinger (am 4.5.1943). DHCSP I, Nr. 275. — Fierlinger: Ve sluz¬ 
bäch CSR, Bd. 2, 128f. — DMDCSSV 4/1, 352f. 

81 Memorandum des Foreign Office vom 13.3. und Vermerk Strangs vom 19.3. 
1943. FO 371/34396, C3655. 


Vom Molotov-Besuch in London 


195 


fer kannte. 82 Bei seinem Aufenthalt in Washington im März 1943 hatte 
sich Eden auch mit Litvinov getroffen. Diesem sagte er, daß man die 
Umsiedlung einiger nationaler Minderheiten und die Ablehnung von 
Minderheitenverträgen im Auge habe. 83 Im Foreign Office wurde kurz 
darauf diskutiert, ob nicht die sowjetische Regierung über die britische 
Zustimmung zum Transfer von deutschen Minderheiten unterrichtet 
werden sollte. Roberts war dagegen, da die Sowjetunion gezeigt habe, 
daß sie zu Bevölkerungsverschiebungen inner- und außerhalb ihres 
Staatsgebiets bereit sei, „ohne sich um humanitäre Erwägungen zu küm¬ 
mern“. Sie könnte der britischen Zustimmung eine zu weitgehende In¬ 
terpretation geben. Nach Warners Meinung war die sowjetische Regie¬ 
rung durch die Diskussionen über die Zukunft Ostpreußens und viel¬ 
leicht auch schon durch Benes ohnehin unterrichtet. 84 

Gleich bei seinem ersten Gespräch mit Roosevelt am 12. Mai 1943 
bemühte sich Benes um dessen Einverständnis zum Transfer der Sude¬ 
tendeutschen nach Deutschland und wies auf den britischen Grund¬ 
satzbeschluß und wahrscheinlich auch auf die positive Einstellung der 
Sowjetunion zu diesem Vorhaben hin. Dabei dachte er an Molotovs 
Äußerung vom 9. Juni 1942, daß die Lösung der sudetendcutschen Fra¬ 
ge ein „inneres Problem [sei], in das sie sich nicht einmischen wer¬ 
den“. 85 Als Ergebnis des Gesprächs am 12. Mai diktierte Benes Smutny: 

Den Transfer hat der Präsident vollkommen akzeptiert. Ich habe gesagt, daß die 
Deutschen aus Siebenbürgen, von uns und Ostpreußen umgcsiedelt [prcstchovat] 
werden müssen, weiter welche Kategorie von Deutschen wir behalten wollen. Da¬ 
mit war er vollkommen einverstanden. Das bedeutet jedoch nicht, daß schon alles 
gewonnen wäre. 86 

Nach diesem Gespräch informierte Benes Masaryk und die Regie¬ 
rung, daß Roosevelt „der Konzeption zustimmt, die Zahl der Deut¬ 
schen in der Tschechoslowakei so weit wie möglich zu reduzieren“. 87 
Mit Welles erörterte Benes „das deutsche Problem im gleichen Sinn wie 


82 Vermerk Ripkas über eine Besprechung Beness mit Eden am 22.4.1943. CSNO 
Nr. 117. 

83 Litvinov an Molotov vom 29.3.1943. SSSR i germanskij vopros Nr. 41. 

84 Vermerke von Roberts und Warner vom 16.4.1943. FO 371/34396, C3655. 

85 Siehe S. 142. 

86 Vermerk Smutnys vom 12.5.1943. ANM, kr. 48, c. 473/2. — Benes an Masaryk 
vom 13.5.1943. Czechoslovak-Polish negotiations Nr. 177. 

87 Ebenda 132 f. — Benes an Masaryk und Regierung vom 13.5.1943. Zitiert in: 
Benel: Pameti 285. — Nichols an Roberts über eine Besprechung mit Masaryk 
vom 17.5.1943. FO 371/34400, C5591/696/62. 
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mit dem Präsidenten“«» Hüll erklärte Benes, daß die USA die Münche¬ 
ner Regelung als „null und nichtig“ betrachten.*» In Chicago sprach Be¬ 
nes auch öffentlich von der „grimmigen Notwendigkeit“ des Transfers, 
um ein „dauerhafteres Gleichgewicht und einen dauerhaften Frieden zu 
schaffen“. 90 Eimer Davis, der Leiter des Informationsamtes der USA, 
begrüßte allerdings Benes in der New Yorker Carnegie Hall u. a. mit 
folgenden Worten: 

Ich weiß, manche Leute werden sagen, daß die Minderheiten in der Tschechoslo¬ 
wakei zu viele Rechte hatten und zu gut behandelt wurden: daß es die Lehre der 
Münchener Krise sei, einer deutschen Minderheit keine Rechte mehr zu geben. 
Doch dies zu sagen, bedeutet in den Nazi-Irrtum zu verfallen und Tugend und Bös¬ 
artigkeit als eine Sache der Rasse und des Blutes zu betrachten und nicht als Aus¬ 
drucksform menschlichen Fühlens und Denkens. Es gab viele Sudetendeutsche, 
welche schließlich die Lösung Masaryks akzeptierten und versucht haben, sie le¬ 
bensfähig zu machen. Der Druck, der diese Lösung zerstörte, kam von außen und 
nicht von innen. Er hatte Unterstützung durch innere Kräfte, gewiß. Doch daß 
diese Unterstützung irgendwelche nennenswerte Ausmaße erreichte, war eine Fol¬ 
ge der wirtschaftlichen Krise - der Weltwirtschaftskrise in den dreißiger Jahren. 91 

Wie die Protokolle des .Committee on Territorial Problems' 92 zeigen, 
stand Davis den Überlegungen der Planungsgremien des State Depart¬ 
ment näher als Roosevelt. Diese befürworteten im Januar 1943 in be¬ 
wußter Anknüpfung an ihre Position auf der Pariser Friedenskonferenz 
von 1919 93 die Abtretung von sechs kleinen Grenzbezirken, von denen 
auch Benes immer wieder sprach, nämlich Asch, ltumburg, Friedland, 
Braunau, Freiwaldau und Jägerndorf mit etwa 359 000 deutschen und 
29 000 tschechischen Bewohnern (Karte 5). Dieser Territorial-Unter¬ 
ausschuß empfahl auch, der Tschechoslowakei zum Ausgleich Gebiete 
bei Leobschütz und llatibor sowie das Glatzer Becken teilweise oder 
ganz zu übertragen. Gegen tschechoslowakische Transfer-Forderungen 
wandte der Ausschuß ein, daß die Deutschen seit Jahrhunderten in der 
Tschechoslowakei gelebt hätten. 94 

88 Benes an Masaryk über eine Besprechung mit Sumner Weites vom 17.5.1943. 
ANM, kr. 48, c. 473. 

89 Vermerk über eine Besprechung Beness mit Hüll vom 18.5.1943. ANM, kr. 48 
c. 473. 

90 Vortrag Beness in Chicago vom 22.5.1943. FO 371/34352, C6150/6009/12. 
Siehe auch DDP 1/4, 316 f. und Dr. Edvard Benes 79. 

91 Menschen im Exil 341. 

92 Siche S. 221-223. 

93 Perman: The Shaping of the Czechoslovak State 142-144. 

94 Sitzungsprotokoll des .Subcommittee on Territorial Problems' vom 30.10.1942, 
29.12.1942 und 22.1.1943. DDP 1/2, 614-624 und 736-743 sowie DDP 1/4, 88- 
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In London berichteten Masaryk und llipka nach der Besprechung Be- 
ness mit Roosevelt vom 12. und nochmals am 27. Mai dem sowjeti¬ 
schen Botschafter Bogomolov, daß sich nun auch die US-Regierung für 
den Transfer ausgesprochen habe, und erklärten, daß ihrer Regierung 
die sowjetische Erklärung, daß sie die deutsche Frage als eine innere 
Angelegenheit der Tschechoslowakei betrachte, nicht mehr genüge. 



Karte 5: Die ethnische Struktur der Bevölkerung in sechs Bezirken entlang der 
deutsch-tschechoslowakischen Grenze 


Noch am 27. Mai fragte Bogomolov, ob die Tschechen den Transfer 
nicht als Bevölkerungsaustausch deklarieren könnten, was seiner Regie¬ 
rung die Annahme des Vorschlags erleichtern würde. Am Abend des 5. 
]uni 1943 meldete er jedoch, daß die sowjetische Regierung „dem Ge¬ 
danken des Transfers der Deutschen zustimmt“, so daß Benes bei sei¬ 
nem zweiten Gespräch mit Roosevelt am 7. Juni nun „erneut“ auf die 
positive britische und sowjetische Stellungnahme zum Transfer verwei¬ 
sen konnte. Nach London berichtete er, daß Roosevelt sich für den 
„Transfer der Minderheitenbevölkerung aus Ostpreußen, Siebenbürgen 
und von uns“ ausgesprochen habe 95 ; in Wirklichkeit hatte Roosevelt, wie 
gezeigt, nur Beness entsprechender Äußerung zugestimmt. Und Ripka 

101. — Übersicht der .Division of Political Studies' vom 13.7.1943. DDP 1/4, 
400-403. — Panisch: Die territoriale Deutschlandplanung 165-171. 

95 Vermerke Ripkas über Besprechungen mit Bogomolov am 27.5. und 5.6.1943. 
CSNO Nr. 119 f. — Siehe auch Ceskoslovensko-sovctskc vztahy, Bd. 1, Nr. 
241. — Ripka an Benes am 29.5. und 6.6.1943, Benes an Masaryk und Regie¬ 
rung vom 7.6.1943. Zitiert in: Bene!: Pameti 288 f. — Siehe auch Üeskosloven- 
sko-sovetske vztahy, Bd. 1, Nr. 248f. — Nichols an Roberts am 9.6.1943. FO 
371/34388, C6653/525/12. 
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informierte Nichols über Bogomolovs Aussage und fügte hinzu, daß 
nunmehr sowohl Großbritannien als auch die USA und die Sowjetunion 
in dieser Frage einig seien. 96 

Wieder in London, wiederholte Benes dem britischen Botschafter, 
daß er als Ergebnis des Washington-Besuches das Einverständnis der 
drei Großmächte zu folgenden beiden Grundsätzen habe: Die Vor- 
münchencr Grenzen würden erst einmal völlig wiederhergestellt, doch 
könnten anschließend Grenzkorrekturen vorgenommen werden. Rund 
drei Millionen Sudetendeutsche würden nach Deutschland transferiert. 
Allgemein sollten s. E. alle künftigen Minderheitenabkommen eine Be¬ 
stimmung enthalten, die es erlaube, unzufriedene oder gefährliche Min¬ 
derheiten in ihre Ursprungsländer zu deportieren. Soweit ich sehe, hat 
Benes in dieser Unterredung erstmals von drei statt zwei Millionen Ver¬ 
triebenen gesprochen - wohl auch deshalb, weil Jaksch die Mithilfe bei 
der Vertreibung seiner Landsleute verweigert hatte. Es dürfte sich um 
einen ,Versuchsballon gehandelt haben, denn Ende September kehrte 
er zur Zahl von zwei Millionen zurück. 

Eden und die Beamten des Foreign Office scheinen sich über die 
neue Zahl gar nicht gewundert zu haben. Sie diskutierten immer noch 
darüber, ob sie ihren eigenen Transfer-Beschluß der sowjetischen Re¬ 
gierung mitteilen sollten. Von Sumner Welles kam eine Klage über Be- 
ness Taktik, „gelegentliche Bemerkungen als stillschweigende Überein¬ 
kommen zu interpretieren“. Eden beauftragte die Botschaft in Wa¬ 
shington, den Amerikanern die Position seiner Regierung zu verdeutli¬ 
chen. Sie habe sich nicht zur „integralen Wiederherstellung der Tsche¬ 
choslowakei in den Vormünchener Grenzen“ verpflichtet, gehe aber da¬ 
von aus, daß diese infolge der Forderung nach dem Rückzug der deut¬ 
schen Iruppen aus allen eroberten Gebieten erst einmal provisorisch 
erneuert würden, was aber kein Präjudiz gegen spätere Korrekturen dar¬ 
stelle. Bei vielen Gelegenheiten habe Benes privat zu erkennen gegeben, 
daß er zu „bedeutenden Berichtigungen“ an den Grenzen der Tschecho¬ 
slowakei gegenüber Deutschland und Ungarn bereit sei. Großbritannien 
habe sich auch nicht auf den Transfer des ganzen oder eines bestimm¬ 
ten Teils der Sudetendeutschen festgelegt, sondern nur den allgemeinen 
Grundsatz gutgeheißen, deutsche Minderheiten in geeigneten Fällen aus 
Mittel- und Südosteuropa nach Deutschland zu transferieren. 97 Im briti- 

96 Nichols an Roberts über eine Besprechung mit Ripka am 8.6.1943. FO 371/ 
34338, C6656/525/12. 

97 Vermerk von Nichols über eine Besprechung mit Benes vom 22.6.1943 mit 
Vermerken von Allen u. a., Eden an Campbell am 13.9.1943. FO 371/34352, 
C8031/6009/12. — Nichols an Roberts über eine Besprechung mit Benes am 
29.9.1943. FO 371/34340, CI 1675/525/12. 
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sehen Botschafter Nichols besaß Benes dagegen einen strikten Befür¬ 
worter des Transfers als Partner. Das Wichtigste sei, einen dritten Welt¬ 
krieg zu verhindern, meinte Nichols im August 1943. Deshalb dürfe 
Deutschland keine Gelegenheit bekommen, sich in die inneren Angele¬ 
genheiten von Nachbarstaaten einzumischen. Aus diesem Grund müsse 
die Größe deutscher Minderheiten reduziert werden und dürften die 
Rest-Minderheiten keine nationalen Rechte erhalten. 98 

Vor der für Oktober 1943 geplanten Außenminister-Konferenz in 
Moskau faßte Roberts die damalige britische Position nochmals zusam¬ 
men. Aus Gründen der „internationalen Moral“ werde die britische Re¬ 
gierung grundsätzlich die Rückkehr zu den Vormünchener Grenzen in 
bezug auf Deutschland, Polen und Ungarn empfehlen, die tschechoslo¬ 
wakische Regierung aber ermutigen, das Eger-Dreicck und die Große 
Schütt abzutreten und den Transfer auf das unbedingt notwendige Maß 
zu beschränken. Er habe Zweifel, ob die Aussiedlung von zwei Dritteln 
der Sudetendeutschen möglich und erforderlich sei. Auch das Kriegska¬ 
binett sprach sich am 5. Oktober 1943 für die Reduzierung Deutsch¬ 
lands auf die Grenzen von 1937 und die Wiederherstellung der Tsche¬ 
choslowakei aus, „möglicherweise mit kleinen vereinbarten Grenzbe¬ 
richtigungen im Eger-Drcieck“. 99 Benes drängte damals Nichols, daß 
sich die britische Regierung nun eindeutig für den Transfer entscheiden 
solle. Vorher werde er kein Memorandum über das Ausmaß und die 
Durchführung der Aussiedlung der Deutschen und Magyaren vorlegen. 
Sonst könnte Rooscvclt wegen der magyarischen Wählerstimmen den 
ganzen Plan zunichte machen. Die tschechoslowakische Bitte, den Wi¬ 
derruf des Münchener Abkommens und des Wiener Schiedsspruchs un¬ 
ter die Waffenstillstandsbedingungen für Italien einzureihen, wurde vom 
Foreign Office abgelchnt. 100 Die sowjetische Position entsprach der bri¬ 
tischen: Wie der stellvertretende Volkskommissar für Auswärtige Ange¬ 
legenheiten Dekanosov in einem internen Memorandum für die Mos¬ 
kauer Außenministerkonferenz schrieb, 

soll die Tschechoslowakei in ihren alten Grenzen einschließlich der Sudeten er¬ 
neuert werden. Dabei hält die sowjetische Regierung die Absicht der tschechoslo- 


98 Nichols an Eden am 20.8.1943. FO 371/34355, C9894/9894/12. 

99 Memorandum von Roberts vom 29.9.1943. FO 371/34355, CI 1244/6009/12. 
— Memorandum Edens für das War Cabinet vom 27.9.1943. CAB 66/41, 
W.P. 421. — War Cabinet Conclusions vom 5.10.1943. CAB 65/40. 

100 Aide-memoire der tschechoslowakischen Regierung vom 11.10. mit Vermer¬ 
ken von Allen und anderen vom 19.10.1943 ff. FO 371/34357, C11932/ 
11932/12. — Vermerk Smutnys vom 4.10.1943. DHCSP I, Nr. 316. 
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wakischen Regierung für richtig, nach dem Krieg die Deutschen aus dem Sudeten¬ 
gebiet nach Deutschland umzusiedeln.' 0 ' 

Für seine für Dezember 1943 geplanten Gespräche mit der sowjeti¬ 
schen Führung in Moskau bereitete Benes verschiedene Memoranden 
vor, die er der Exilregierung nicht vorlegte. Dem britischen Botschafter 
erzählte er, daß er in Moskau über den Transfer der Deutschen ins 
Reich sprechen wolle. Die Russen hätten schon eine „Andeutung“ (in- 
timation) gemacht, daß sic dafür seien.' 02 Beness Abflug verzögerte sich 
bis zum 23. November 1943. Im Irak mußte er zwölf Tage lang warten, 
bis Stalin und Molotov von der geheimgehaltenen Konferenz in Tehe¬ 
ran nach Moskau zurückgekehrt waren.' 03 Nach Beness Ankunft in 
Moskau Unterzeichneten Molotov und Fierlinger am 12. Dezember 1943 
einen „Vertrag über Freundschaft, gegenseitige Hilfe und Zusammen¬ 
arbeit nach dem Kriege“. Schon drei Tage darauf bezeichnete Ripka in 
einer Rede vor dem Staatsrat den Vertrag als Garantie, daß .München* 
„mit aller Gründlichkeit verschwinden“ werde, vor allem aber sich nie¬ 
mals wiederholen könne. 104 Aufgrund der Informationen aus Moskau 
erklärte Ripka in derselben Rede, daß die Sowjetunion das Ziel der Re¬ 
gierung unterstütze, daß die Tschechoslowakei aus diesem Krieg als 
„national so homogen wie möglich“ hervorgehe auf der Grundlage der 
Einheit der Tschechen und Slowaken mit den Karpatenukrainern - eine 
Aussage, die Benes kurz darauf in einer Botschaft aus Moskau an das 
tschechische Volk wiederholte. 105 Erst nach der Unterzeichnung nahm 
Benes seine politischen Gespräche mit der sowjetischen Führung auf, 
anders als Sikorski oder De Gaulle, die erst verhandelten und dann un¬ 
terschrieben. Benes hoffte wohl, durch diese Umkehrung ein günstiges 
Gesprächsklima zu schaffen. Der sowjetischen Regierung übergab er u. 


101 Aufzeichnung Dekanosovs vom 3.10.1943 „Zur bevorstehenden Außenmini¬ 
stersitzung in Moskau“. SSSR i germanskij vopros Nr. 59. 

102 Nichols über eine Besprechung mit Benes an Roberts am 4.11.1943. FO 371/ 
34340, CI3087/525/12. — Auch Mikolajczyk erfuhr von Benes, daß er sicli 
in Moskau um die sowjetische Zustimmung zum Transfer bemühen wolle, 
Vermerk (Mikolajczyk) über eine Besprechung mit Benes am 13.11.1943. 
DPSR II, Nr. 48. 

103 Mastny: Benesovy rozhovory 470. — Beuel- Pameti 392. 

104 Nichols an Eden am 22.12. über eine Rede Ripkas am 15.12.1943. FO 371/ 
34341, C15065/525/12. 

105 Memorandum Jakschs „Mass Expulsion of the Sudeten Germans“ (Januar 
1944). &NO Nr. 132. 
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a. Memoranden über die tschechoslowakischen Waffenstillstandsbedin¬ 
gungen sowie über die Vertreibung der Deutschen und Magyaren. 106 

In seinem Memorandum über „Einige der Hauptprinzipien betreffend 
den zukünftigen Status der Tschechoslowakischen Republik“ sprach Be¬ 
nes von der Übernahme des gesamten Vormünchener Territoriums der 
Republik durch die tschechoslowakische Regierung und zwar „unmit¬ 
telbar nach der Besatzungsarmee“, was Stalin zusagte, und von der An¬ 
erkennung der ÜSR „als nationaler tschechoslowakischer Staat, d. h. als 
Staat für die Tschechen und Slowaken, dem die Karpatenukraine mit 
einem besonderen Autonomie-Statut angegliedert wird“. Die tschecho¬ 
slowakische Regierung wolle „eine endgültige Regelung für einen even¬ 
tuellen Gebietsaustausch mit Deutschland und Ungarn und für eine 
größere nationale Homogenität des Staates vorschlagen“. Der lransfer 
der deutschen und magyarischen Bevölkerung und ein eventueller Aus¬ 
tausch von Gebieten mit Deutschland und Ungarn solle der größeren 
nationalen Homogenität dienen. Für die verbleibenden Deutschen und 
Magyaren akzeptiere die Tschechoslowakei den Status, den die Frie¬ 
denskonferenz für Minderheiten in Europa festlege. 107 Dieses Memo¬ 
randum übergab Benes nach seiner Rückkehr nach London auch dem 
britischen Botschafter. Lord Hood hatte Zweifel, ob jene Gebiete, die 
eventuell an Deutschland übergeben werden sollten, in der Zwischen¬ 
zeit von „rein [undiluted] tschechischen Behörden und Truppen verwal¬ 
tet und kontrolliert werden sollten“. Er befürchtete, daß der „lobens¬ 
werte Wille“ zu einem Gebietsaustausch „sich verflüchtigen könne“, 
nachdem die Tschechoslowakei auch die in Frage kommenden Gebiete 
de jure und de facto in Besitz genommen habe. Nach Roberts’ Ansicht 
dachte Benes immer noch an die Abtretung des Eger-Dreiecks und der 
Großen Schütt. 108 In einem weiteren Memorandum über „Bevölkerungs¬ 
transfer in der Tschechoslowakei“ verband Benes das nationale mit dem 
Schuldprinzip: 


106 Tabors ky: Bcnesovy moskevske cesty 196 ff. — Bene?: Pameti 41 Of. — Proto¬ 
koll Smutnys über eine Besprechung zwischen Benes und Molotov am 14.12. 
1943. Mastny: Benesovy rozhovory 487. — Vermerke Smutnys vom 11. und 
12.12.1943. Smutny Papers 14, CU. 

107 Memorandum Beness (mit einem Anschreiben von Nichols vom 28.1.1944). 
FO 371/38945, CI350/1347/12. — Bene?: Pameti 398. — Feierabend: Benes 
mezi Washingtonern a Moskvou 100. 

108 Memorandum Beness „Some of the Main Principles Affecting the Future Sta¬ 
tus of the Czechoslovak Republic“ (mit einem Anschreiben von Nichols vom 
28.1.1944) mit Vermerken von Roberts und Hood vom 10. und 25.2.1944. FO 
371/38945, C1350/1347/12. 
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Der Grundsatz, daß alle Deutschen in der CSR lleichsbürger sind, wie ihn die Ge¬ 
setze des Deutschen Reiches festgelegt haben, wird übernommen. Die tschecho¬ 
slowakische Regierung behält sich das Recht vor zu bestimmen, welche Deutschen 
die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft bekommen oder behalten können. 


In den ersten Monaten nach der Befreiung werde die Tschechoslowakei 
bestimmte Gruppen von Deutschen vertreiben, wie die Angehörigen 
det SS und der Polizei, SdP- und Turnvereins-Funktionäre ebenso wie 
Lehrer, Rechtsanwälte, Techniker und solche Personen, die sich an der 
wirtschaftlichen und finanziellen Ausplünderung der Tschechoslowakei 
beteiligt hätten. Die Hauptmasse der Sudetendeutschen werde man in¬ 
nerhalb von zwei Jahren, die übrigen innerhalb der nächsten drei Jahre 
aussiedeln. Durch einen Erlaß werde festgelegt, wieviel Eigentum die 
Deutschen mitnehmen könnten. Die Regierung werde ihnen eine Be¬ 
scheinigung über den Rest ihres Eigentums geben und dieses Eigentum 
gegen ihren Anspruch auf Reparationen verrechnen. Deutschland werde 
die Flüchtlinge für ihre Verluste entschädigen müssen. Die tschechoslo¬ 
wakische Regierung werde dafür sorgen, daß in keiner Gemeinde weni¬ 
ger als 67 Prozent 1 schechen, Slowaken oder Karpatenruthenen lebten. 
Die Angehörigen nationaler Minderheiten erhielten „alle individuellen 
demokratischen und bürgerlichen Rechte“, würden aber nicht per Ge¬ 
setz als „eine nationale oder politische kollektive Körperschaft“ aner¬ 
kannt. Der Staat werde nur tschechoslowakische und ukrainische Schu¬ 
len unterstützen, eventuell mit Ausnahme deutscher Elementarschulen. 
Staatliche Behörden würden nur in tschechischer, slowakischer und 
ukrainischer Sprache amtieren. Ein ausführlicher Transferplan werde 
ausgearbeitet, und zwar „im Rahmen des gesamtstaatlichen politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Fünfjahresplans zur Rekonstruktion der 
Republik“. Im Rahmen der Aussiedlung werde auch an die „Rückkehr 
der Landsleute aus Wien, Österreich und eventuell aus Jugoslawien“ ge¬ 
dacht. Ebenso werde man beim Transfer der magyarischen Bevölkerung 
aus der Slowakei und Karpatenrußland vorgehen, wobei es sich ange¬ 
sichts der großen Zahl von Slowaken und Karpatenrussen in Ungarn 
größtenteils um einen Bevölkerungsaustausch handeln werde. 109 Ripka 
erläuterte einem Beamten des Foreign Office: In der Tschechoslowakei 
lebten 700 000 Magyaren, in Ungarn 350 000 Slowaken. Die verbleiben- 


109 Memorandum Beness „Transfer obyvatelstva v CSR“ (Transfer der Bevölke¬ 
rung in der CSR) (o. D.). CSNO Nr. 130. Russische Version in: ANM, E. Be¬ 
nes, kr. 48, c. 473/4. Englische Version „Transfer of Population in Czecho- 
slovakia“ (mit einem Anschreiben von Nichols vom 28.1.1944 und verschie¬ 
denen Vermerken). FO 371/38945, C1350/1347/12. 
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den Magyaren sollten von ihrem Mutterland „völlig getrennt“, d. h. wohl 
innerhalb der Tschechoslowakei umgesiedelt werden. 110 

Schon bei ihrem ersten Gespräch am Abend des 12. Dezember er¬ 
klärte Stalin sein Einverständnis mit dem Transfer der Sudetendeut¬ 
schen. Am 14. Dezember verwies Benes auf diese Aussage und sagte zu 
Molotov: 

Mit den Amerikanern und Engländern haben und werden wir noch Schwierigkei¬ 
ten über das Ausmaß der Bestrafung der Schuldigen haben, was unsere Schuldigen 
betrifft. Wir haben unsere Deutschen, diese sind schuld an München, daß die Deut¬ 
schen bei uns eingefallen sind und an allem, was dann folgte. Das waren die ersten 
Kriegsschuldigen. [...] Unter den Tschechen wird es wenige Schuldige geben, un¬ 
ter den Slowaken mehr, doch unter unseren Deutschen sicherlich 90 Prozent. 

In der Tschechoslowakei gebe es rund 2,8 Millionen Deutsche. „Könne 
man alle aussiedeln, umso besser; geht das nicht, dann wenigstens 2 Mil¬ 
lionen.“ Er sei bereit, einige Gebiete der Republik Deutschland zu über¬ 
geben, wenn im Gegenzug alle Deutschen ausgesiedelt werden könnten. 
Ein solcher Gebietsverzicht bzw. -austausch dürfte den Amerikanern 
und Engländern die Zustimmung zum Transfer erleichtern. Das Eigen¬ 
tum der ausgesiedcltcn Sudetendeutschen solle als Reparation für die 
Besatzungsschäden dienen. Das Land, die Fabriken, Bergwerke, Eisen¬ 
hütten, Banken der Deutschen könne man nicht an Einzelpersonen ver¬ 
teilen, sondern sie sollten nationalisiert werden. Nach dem deutschen 
solle der Staat auch das tschechische Eigentum übernehmen. 111 In den 
Besprechungen mit Molotov und Stalin erläuterte Benes die Forderun¬ 
gen der tschechoslowakischen Militärs nach Annexionen in „Oberschle- 
sien und im Glatzer Gebiet“ und wies zum Ausgleich auf die Möglich¬ 
keit der Abtretung von Landzipfeln hin. 112 Am Morgen des 18. Dezem¬ 
ber erklärte Stalin 113 , daß er sowohl den tschechoslowakischen Vor¬ 
schlägen für den Waffenstillstand als auch dem Memorandum über den 
Transfer der deutschen und magyarischen Bevölkerung zustimme. Von 
Ungarn sollte die Tschechoslowakei verlangen, „was wir brauchen, denn 
die Ungarn müssen eingeklemmt werden; sie haben es verdient“. Stalin 
riet der tschechoslowakischen Regierung auch, „das ganze Glatzer Ge- 


1,0 Foreign Office (W. Barker) an Allen am 6.1.1944. FO 371/38928, C643/208/ 12. 

111 Vermerk Smutnys über eine Besprechung Beness mit Molotov am 14. und 
16.12.1943. Mastny: Benesovy rozhovory 483 und 494. 

112 Edvard Benes o jednäni v Moskve 331. 

113 Protokoll Smutnys über eine Besprechung Beness mit Stalin am 18.12.1943. 
Czechoslovak-Polish negotiations Nr. 203. — Vermerk (Fierlinger) über die¬ 
selbe Besprechung. Ceskoslovensko-sovetske vztahy, Bd. 2, Nr. 69. 
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biet zu fordern und die Grenze mit Polen so abzustimmen, daß unsere 
Grenzlinie so lang wie möglich wird“. 

Über die sowjetische Zustimmung zum Transfer von mindestens zwei 
Millionen Sudetendeutschen unterrichtete Benes den britischen Ge¬ 
schäftsträger in Moskau, und Eden gab die Nachricht an die polnische 
Regierung weiter. 11 ' 1 Wie Benes der tschechoslowakischen Regierung am 
11. Januar 1944 berichtete, hatte er in Marrakesch auch Churchill über 
die sowjetische Haltung zum Transfer und die Vorkriegsgrenzen infor¬ 
miert, und dieser habe erklärt, daß er 

dem Transfer völlig zustimme und daß wir unsere Grenzen zurückbekommen müs¬ 
sen. [...] Churchill hat mir da die Vormünchener Grenze bestätigt und unsere Deut¬ 
schen raus [sic], wenn möglich alle [Churchill mi tedy potvrdil prcdmnichovskou 
hranici a nasc Nemce pryc, pokud mozno vsechny], Wir werden darüber jetzt nicht 
sprechen, aber cs ist nötig, daß die Regierung das weiß. 115 

Am selben Tag plädierte Majskij in einem Memorandum für Molotov 
dafür, die Tschechoslowakei im Gegensatz zu Polen möglichst zu stär¬ 
ken. Denn aufgrund der politischen Stimmung ihrer Bevölkerung als 
auch im Zusammenhang mit der Unterzeichnung des zwanzigjährigen 
Beistandspaktes könne sie „ein wichtiger Übermittler [provodnik] unse¬ 
res Einflusses in Mittel- und Südosteuropa“ sein. Sie solle mindestens 
in ihren alten Grenzen wiederhergestellt werden und Teschen erhalten. 

Erweist es sich beim endgültigen Zuschnitt [perekrojka] der Karte Europas als 
möglich, der Tschechoslowakei noch irgendetwas zuzumessen [prirezat’], soll dies 
getan werden. Die Deutschen müssen gemäß dem Wunsch der Tschechoslowaken 
aus ihren Landesgrenzen ausgesiedelt werden. 116 

Erst nachdem er sich der sowjetischen Unterstützung versichert hatte, 
diskutierte Benes seine Transferpläne am 18. Dezember mit der Mos¬ 
kauer KSÜ-Führung. Diese wußte von ihrem Londoner Ableger nur, 
daß Benes für den Transfer aller Sudetendeutschen plädierte, die „sich 
direkt oder indirekt durch die Unterstützung für Henlein schuldig ge¬ 
macht“ hätten. 117 Das Präsidium der .Komintern“ hatte Anfang 1943 
Richtlinien verabschiedet, in denen es auch die Frage der Sudetendeut- 
schen behandelte. Deren Widerstand leide unter ihrer „Angst vor der 

114 Balfour über eine Besprechung mit Benes an das Foreign Office vom 18.12. 
1943. FO 371/38920, C86/35/12. — Vermerk Mikolajczyks über eine Be¬ 
sprechung mit Eden vom 28.12.1943. DPSR II, Nr. 67. 

115 Edvard Benes o jednanl v Moskve 339. 

116 Memorandum Majskijs vom 11.1.1944. Abgedruckt in: Istocnik 1995, Heft 4, 
124-144. 

117 Londoner an Moskauer KSC über eine Besprechung am 1.7.1943. CK S. 35 f. 
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sog. tschechischen Rache“. Je stärker sie Widerstand leisteten, umso bes¬ 
sere Voraussetzungen schüfen sie für „eine freundschaftliche Zusam¬ 
menarbeit mit dem tschechischen Volk auf der Grundlage der Gleichbe¬ 
rechtigung“. Bei der Schaffung einer „sudetendeutschen Friedens- und 
Freiheitsfront“ stütze sich die .Komintern“ vor allem auf die „alten an- 
tihitlerischen Kräfte im Sudetenland“, bemühe sich aber auch darum, 
„die enttäuschten und verbitterten Henlein-Anhänger zu gewinnen“. 118 
Gottwald und Genossen hatten noch am 13. Dezember 1943 Benes ein 
Memorandum vorgelegt, in dem sic die Regierung zu einer Proklama¬ 
tion an die deutsche Minderheit aufforderten, daß sie wegen der Hen¬ 
lein- und Frank-Verbrecher nicht alle Deutschen, sondern nur „die un¬ 
mittelbar Schuldigen“ verfolgen werde. Deshalb liege es im Interesse 
jedes einzelnen Deutschen, sich rechtzeitig durch aktive Handlungen 
und Kampf von den reichsdeutschen Okkupanten und ihren Hcnlein- 
Helfern zu trennen. 119 Daraus folgt, daß die KSfi-Führung selbst vor 
Beginn der Gespräche mit Benes nicht an die Vertreibung aller oder 
auch nur der Mehrheit der Deutschen gedacht hatte. 120 Am 18. Dezem¬ 
ber 1943 bezeichnte nun Benes der Moskauer KSC-Führung gegen¬ 
über die Niederlage Deutschlands als eine 

einmalige historische Gelegenheit zur radikalen Säuberung unseres Staatsgebietes 
vom deutschen Element. [...] Alle deutschen Lehrer, Professoren, SS-Leute, die 
Gestapo, die Hitlerjugend, alle aktiven Leute der Henlein-Bewegung und überhaupt 
die deutsche Bourgeoisie, die reichen Deutschen müssen bedingungslos raus aus 
der Tschechoslowakei. 

Die deutschen Hochschulen und Gymnasien müßten verschwinden. Das 
Eigentum der Deutschen, die Bäder, Gruben, Fabriken, ihr Großgrund¬ 
besitz würden in nationale Verwaltung genommen. 

Das wird eine nationale Revolution, verbunden mit einer sozialen Revolution. 
Durch Maßnahmen nationalen Charakters und gegen die deutschen Reichen öffnet 
sich der Weg für radikale Eingriffe in die Wirtschaft und soziale Wandlungen in 
den böhmischen Ländern. 

Von den Deutschen blieben die Antifaschisten, Demokraten, Kommu¬ 
nisten, alle, die sich im Ausland am Kampf gegen Hitler beteiligt hät- 


1.8 Beschluß des Präsidiums der Komintern vom 5.1.1943. SNP-D, Nr. 1, 42. — 
Kura/: Misto spolecenstvi konflikt 223 f. 

1.9 Memorandum der Moskauer KSC Für Benes (vom 13.12.1943). CK Nr. 1. 

120 Nach Grünwalds Aussage, der sich damals in Moskau befand, waren zwei Mit¬ 
glieder der siebenköpfigen Moskauer Parteiführung, nämlich Rudolf Dölling 
und Jan Sverma, gegen, Bruno Köhler und Robert Korb jedoch für die Ver¬ 
treibung. Hrabovec: Vertreibung und Abschub 45. 
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ten, zurück. Stalin habe dem Transfer zugestimmt wie zuvor schon Eng¬ 
land und lloosevelt. Ähnlich sei mit den Magyaren zu verfahren, wobei 
ein Austausch der Magyaren gegen die Slowaken in Ungarn die Lösung 
erleichtern werde. Nach der Entscheidung Stalins ging es den Kommu¬ 
nisten nur noch um das taktische Vorgehen. Die Angelegenheit solle 
»im Rahmen der Bestrafung von Kriegsschuldigen und Verbrechen ge¬ 
gen die Tschechoslowakischen Republik im antifaschistischen und anti¬ 
nazistischen Sinn“ gelöst werden. Alle, die Hitler aktiv geholfen und 
Landesverrat begangen hätten, seien zu bestrafen, einschließlich des 
,Hinauswurfs“ aus der Republik und der Konfiszierung ihres Eigentums. 
Die übrigen könnten für Deutschland oder die Tschechoslowakei optie¬ 
ren, wobei sich diese in jedem Einzelfall das Entscheidungsrecht Vorbe¬ 
halte. Wer sich aktiv am Kampf gegen Hitler vor wie auch nach .Mün¬ 
chen“ beteiligt habe, habe Anspruch auf die tschechoslowakische Staats¬ 
bürgerschaft. Mit diesen Richtlinien war Benes einverstanden. 121 Sie 
wurden auch in das Programm des .Nationalen Blocks des arbeitenden 
Volks der Städte und auf dem Lande“ übernommen, zu dem sich die 

Kommunisten mit den Sozialdemokraten und Volkssozialisten vereinig¬ 
ten .'22 


Widerstand oder Unterwerfung? 

Die Reaktion der sudetendeutschen Exilgruppen 

auf die Vertreibungspläne 

Jaksch zeigte sich beunruhigt über Beness Transfer-Propaganda in den 
USA und bat das Foreign Office um Erlaubnis, über den Rundfunk zu 
seinen Landsleuten zu sprechen, da das nationalsozialistische Regime 
die Transfer-Pläne für seine Zwecke benützte. Zum letzten Mal hatte er 
am 1. Mai 1943, und zwar im österreichischen Programm der BBC, re¬ 
den dürfen; Ripka hatte dagegen protestiert und Eden der Exilregierung 
recht gegeben. Roberts machte Jaksch keine Hoffnung auf eine Revisi¬ 
on der Entscheidung, riet ihm jedoch, angesichts der prinzipiell positi¬ 
ven Haltung Großbritanniens zum Bevölkerungstransfer auf die prakti- 

121 Vermerk über eine Besprechung zwischen Gottwald und Genossen und Benes 
vom 13.-20.12.1943 und Gottwald an Genossen in London am 21.12.1943. 
CI< I, Nr. 1-3. 

'22 Entwurf dieses Programms (vom Februar 1944). CIC I, Nr. 8. — Siehe auch 
Aktionsprogramm der Gruppe der tschechoslowakischen Sozialdemokratie in 
London (16.4.1944). AÜTGM, BAV, B, kr. 129. 
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sehen Schwierigkeiten im speziellen Fall der Sudetendeutschen hinzu¬ 
weisen. 123 Zwei Monate später veröffentlichte Jaksch eine Broschüre 
mit dem Titel „Can Industrial People Be Transferred: The Future of the 
Sudeten Population“. Er wies auf den Kampf der „Aktivisten“ gegen 
die .Sudetendeutsche Partei“, die Verfolgung besonders der deutschen 
Sozialdemokraten durch die Nazis, die Übergabe von 20 000 sudeten¬ 
deutschen Antifaschisten an das Dritte Reich durch die tschechoslowa¬ 
kischen Behörden ebenso wie auf die Schwierigkeiten hin, drei Millio¬ 
nen Sudetendeutsche in ein hochindustrialisiertes Deutschland einzu¬ 
gliedern. Die Tschechoslowakei werde sowohl durch den Verlust von 
Industrie-Facharbeitern als auch den Aufbau konkurrierender Industri¬ 
en in Deutschland große wirtschaftliche Schäden erleiden. 124 Außerdem 
druckte ,Dcr Sozialdemokrat“ „Eine ungehaltene Rede an den Tsche¬ 
choslowakischen Staatsrat“ ab, in der Jaksch auf eine Ansprache Släviks 
antwortete. Dieser hatte Jakschs föderative Vorstellungen als „Henlein- 
nahe Einstellung“ und die sudetendeutschen Sozialdemokraten als „Se¬ 
paratisten“ denunziert, die „außerhalb der anti-faschistischen Einheit“ 
ständen. Jaksch konterte, daß nicht die Föderationspolitik seiner Partei, 
sondern die Propaganda für den Massentransfer der sudetendeutschen 
Bevölkerung, die tschechische Kreise in London betrieben und dadurch 
zeigten, daß sie undemokratische Methoden für die Lösung der Natio- 
nalitätcnproblcme Ostmitteleuropas übernommen hätten, das Haupt¬ 
hindernis für eine Zusammenarbeit der tschechischen Freiheitskräfte 
mit der sudetendeutschen Opposition darstelle. Plinst hätten die Tsche¬ 
chen den sudetendeutschen Demokraten als „Schwimmern gegen den 
Strom“ applaudiert. „Nun ist es an Ihnen, gegen den Strom des Hasses 
zu schwimmen, wenn wir zusammen an den gerechten Ufern einer bes¬ 
seren Zukunft ankommen sollen.“ 125 

Bei einem Treffen des .Europa-Ausschusses der Bewegung für eine 
föderative Union“ im Juli 1943 entwickelte Jaksch einen Plan für die 
Zukunft der Sudetengebiete. In der Übergangsperiode solle die Bevöl¬ 
kerung umstrittener Gebiete durch Plebiszit entscheiden können, ob sie 
sich an der Wahl des Parlaments eines Nachbarstaates beteiligen oder 


123 Vermerke von Roberts über Besprechungen mit Jaksch vom 7.4. und 9.6.1943 
sowie Vermerk Harrisons über eine Besprechung mit Ripka vom 30.4.1943. 
FO 371/34329 f., C3896, 6593, 4930/96/12. — Edens Entscheidung. Ebenda, 
C5379. 

124 Wenzel Jaksch: Can Industrial People Be Transferred? London 43. Ebenda, 
C9466. — Stellungnahme Täborskys für Benes (Juli 1943). AÜTGM, BAV, B, 
kr. 121. 

125 Der Sozialdemokrat Nr. 45 (Juli 1943). 
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eine eigene Vertretung wählen wolle. Die gewählten Regierungen bzw. 
Nationalausschüsse - im Falle der umstrittenen Gebiete - könnten dann 
auf der Friedenskonferenz über die künftige Form ihrer nationalen Ord¬ 
nung entscheiden. Aufgabe der Föderalisten sei es, für die Wahl solcher 
Regierungen zu sorgen, die bereit seien, sich einer europäischen Födera¬ 
tion anzuschließen. In der Föderation müßten alle Angehörigen nationa¬ 
ler und religiöser Minderheiten gleiche Rechte genießen und allen Min¬ 
derheiten „Schutz und kulturelle Selbstverwaltung“ gewährt werden.' 26 
Am 1. September 1943 beschwerte sich Jaksch bei Roberts darüber, daß 
Agenten der Exilregierung die Sudetendeutschen einzeln aufsuchten und 
ihnen erklärten, daß kein Jaksch-Anhänger in die Heimat zurückkehren 
dürfe. Seinen Gefolgsleuten in Schweden würden die Pässe entzogen. 
Für den Oktober plane die Exilregierung ein Treffen der sogenannten 
.Sudetendeutschen Einheitsfront*. Jaksch kündigte an, daß er in näherer 
Zukunft zwei bekannte sudetendeutsche Katholiken aus den USA bzw. 
Brasilien nach England holen wolle, um die demokratischen gegenüber 
den kommunistischen Kräften zu stärken, und bat nochmals um die 
Erlaubnis zu einer Rundfunkansprache, in der er aber die heiklen su¬ 
detendeutsch-tschechischen Themen vermeiden wolle. Diese Bitte wur¬ 
de vom Foreign Office erneut abschlägig beschieden. Roberts gab seine 
abweichende Stellungnahme zu Protokoll: 

1. The Czcchs liave treated Herr Jaksch abominably (Dr. Benes has broken a defi¬ 
nite promise to bim & his henchmen are now showing all the best Central- 
European Polizei methods in dealing with this problem). 

2. The Czechs will have to take practical account of Sudeten Germans when they 
return to Prague. It will then be in their and our intcrcst to find a majority of 
moderate Social-Democrats of the type of Herr Jaksch. 

3. Herr J. & his friends were the first victims of Munich. They were welcomed to 
this country to save them from Hitler & because the then Czech Government 
wanted to send them here. 

4. Herr ). has refrained from causing any troublc & from stirring up Labour cir- 
cles to take up his case. 

5. We are of set purposc refraining from making any Propaganda appeal to Sude- 
ten-Germans alonc among all Gcrman-speaking peoples in Evurope. 127 

Die erwähnte .Einheitsfront* der sudetendeutschen Kommunisten, der 
Zinner- und der Peres-Gruppe hatte eine .Landeskonferenz der deut¬ 
schen Antifaschisten aus der Tschechoslowakischen Republik* ange¬ 
kündigt. Als sich Pater Reichenberger, der ehemalige Vorsitzende des 
.Volksbundcs Deutscher Katholiken*, nach längerer Zeit wieder bei 

126 „Minoritätenbericht Jakschs“ (Juli 1943). CSNO Nr. 124. 

127 Vermerke von Roberts, Lockhart und Strang vom 1. —16.9.1943. FO 371/ 
34330, C10038/96/12. 
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Jaksch meldete, sah dieser eine Chance, der Einheitsfront eine .Treu¬ 
handschaft für Sudeten-Demokratie“ gegenüberzustellen, die im Exil 
aus Vertretern der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei, der Freien Ge¬ 
werkschaften, der „demokratischen Katholiken“ und der „fortschrittli¬ 
chen Intellektuellen“ bestehen sollte. Reichenberger sollte aus den USA 
und dessen Freund Lustig-Prean aus Brasilien nach England kommen. 
Jaksch schickte Reichenberger den Text eines Memorandums unter dem 
Titel „Die Anwendung der Atlantik Charter auf das Sudeten-Problem. 
Erklärung der Auslandsrepräsentanten der Sudeten-Demokratie“, das 
die Partei-Exekutive verabschiedet hatte. Während die drei in Schweden 
lebenden Vorstandsmitglieder ein klares Bekenntnis zum tschechoslowa¬ 
kischen Staat gefordert hatten, da seit langem deutlich sei, daß Deutsch¬ 
land keines der eroberten Gebiete werde behalten können, vermied die 
Londoner Partei-Exekutive eine solche Festlegung. Wegen der engen 
wirtschaftlichen und geographischen Beziehungen zwischen den tsche¬ 
chischen und deutschen Gebieten der böhmischen Länder und der Exi¬ 
stenz der 400 000 Personen starken tschechischen Sub-Minorität im Su¬ 
detengebiet sei die abstrakte Forderung nach dem Selbstbestimmungs¬ 
recht der Sudetendeutschen problematisch. „Deshalb reklamieren wir 
im Sinne der Atlantik Charter das Mitbestimmungsrecht der Sudeten-Deut- 
schen an der Gestaltung ihres zukünftigen Schicksals.“ 128 Der 

Realkonflikt zwischen den historischen, wirtschaftlichen und strategischen An¬ 
sprüchen der tschechischen Politik auf das Sudetenterritorium auf der einen Seite 
und dem Naturrecht der drei Millionen Sudetendeutschen auf freie Selbstbestim¬ 
mung auf der anderen Seite [...] kann nur auf der höheren Ebene einer ethnischen 
Föderation freier Völker bereinigt werden, ' 

entweder in „einer inneren Föderation der Tschechen, Sudetendeut¬ 
schen und Slowaken im Rahmen der Vor-Münchner Grenze oder einer 
größeren Föderation in Ost-Zentral-Europa“. In seinem Anschreiben 
nannte Jaksch als dritte Möglichkeit ein vereintes Europa. Nach dem 
Kriege werde es große Schwierigkeiten bei der Umstellung von der 
Kriegs- auf die Friedenswirtschaft geben. 

Trotz dieser Schwierigkeiten sehen wir gute Aussichten für eine Politik der demo¬ 
kratischen Konsolidierung. Die große Mehrheit der Sudcten-Bevölkerung hat mit 
dem Anschluß an Nazi-Deutschland bittere Erfahrungen gemacht. Die Sudeten¬ 
deutschen wurden im Dritten Reich als Kolonialvolk behandelt. Schätzungsweise 

128 Entwurf eines Memorandums mit einem Anschreiben Jakschs an Reichcnber- 
ger vom 14.9.1943. FO 371/34330, C12241 /96/12. Das Memorandum ist ab¬ 
gedruckt in: CSNO Nr. 127. — Für die DSAP sollten Jaksch, Reitzner, de 
Witte und Katz unterzeichnen, dagegen fehlte Taubs Name, des Zweiten Se¬ 
kretärs der Partei. Hervorhebung im Original. 
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200.000 sudetendeutsche Soldaten sind als Kanonenfutter Hitlers getötet oder zu 
Krüppeln gemacht worden. Die Administration wurde verpreußt. Die wirtschaftli¬ 
chen Schlüsselpositionen sind heute von Nazis aus dem Altreich besetzt. [...] 

Unsere Berichte stimmen darin überein, daß das Hcnlein-Hitler-Rcgime bei 
freien Wahlen im Sudetengebiet heute nur maximal 15 Prozent der Stimmen er¬ 
halten würde. Eine Koalition von Sozialdemokraten, Katholiken, Bauern und Li¬ 
beralen kann nach dem Zusammenbruch des Naziregimes mit einer soliden und 
stabilen Mehrheit in der Sudetenbevölkerung rechnen. Die große Gefahr für die 
Sudetendemokratie liegt in der Möglichkeit einer wahllosen tschechischen Rache 
gegen die Sudetenbevölkerung. Es wäre ein verhängnisvoller Fehler, das Sudcten- 
gebict sofort nach dem Waffenstillstand einer tschechischen militärischen und zi¬ 
vilen Okkupation auszuliefern. Unter dem Druck einer solchen Okkupation würde 
sich die Enttäuschung der Mehrheit der Sudetendeutschen gegen das Naziregime 
sehr bald in eine neue Opposition gegen die tschechische Fremdherrschaft wan¬ 
deln. Die Sudeten-Demokratie braucht daher eine Atempause für die schonungs¬ 
lose politische Abrechnung mit den Naziverbrechern, für die Austreibung des Na¬ 
zigeistes aus dem öffentlichen Leben, für die Erneuerung der demokratischen Lo¬ 
kalverwaltung, ferner für die schnelle Wiederbelebung freier Arbeiter- und Bauern- 
bewegungen sowie demokratisch-religiöser Organisationen. 

Das Memorandum plädierte für eine „provisorische autonome Verwal¬ 
tung des Sudetengebietes in der Periode zwischen Waffenstillstand und 
Friedensvertrag . In seinem Anschreiben sprach Jaksch von einer „in¬ 
ternationalen Regentschaft“ für die Übergangszeit. Er glaube nicht, daß 
man in dieser Zeit umfangreiche Umsiedlungen von Deutschen nach 
Deutschland vornehmen könne, da dort ohnehin schon große Woh¬ 
nungsnot herrschen werde, es sei denn, man strebe ein völliges Chaos 
an. Es werde einige Racheakte geben, doch selbst wenn ein Dutzend 
Gemeinden an der Sprachgrenze den Preis für Lidice bezahlen müßte, 
blieben noch 3 000 deutsche Gemeinden übrig. Die tschechischen Staats¬ 
männer müßten in dieser Zeit auf eigene Verantwortung handeln, die su¬ 
detendeutschen Demokraten sich in den Anfangstagen heraushalten, um 
später unbelastet mit den Tschechen Zusammenarbeiten zu können. 129 

Sein Pessimismus in bezug auf die Politik der Exilregierung habe zu¬ 
genommen, da sich nun sogar Jan Masaryk für weitgehende Bevölke¬ 
rungstransfers ausgesprochen habe, berichtete Jaksch am 29. September 
Roberts. Dennoch versprach Jaksch, dem Foreign Office vorläufig kei¬ 
ne Schwierigkeiten zu machen und geduldig zu warten, bis Entschei¬ 
dungen anstünden. Dann werde er mit seinen demokratischen Freunden 
ein Memorandum vorlegcn und vor allem die Forderung stellen, das 
Sudetenland in der Übergangszeit von einer „unparteiischen alliierten 


129 Eben dt 7. 
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Truppe“ besetzen zu lassen 130 , doch Nichols versicherte Benes, daß die 
alliierten Truppen bei einer Besetzung des Sudetenlandes nur für die 
öffentliche Ordnung, die tschechoslowakische Regierung aber für alles 
andere zuständig sein werde. 131 

Die tschechoslowakische Regierung hatte Informationen, daß sude¬ 
tendeutsche Soldaten aus der britischen und auch aus der kanadischen 
Armee allmählich zum militärischen Geheimdienst überführt und für 
einen anti-tschechischen Einsatz in der Heimat vorbereitet werden soll¬ 
ten. Wie eine Anfrage des Foreign Office beim MI 5 ergab, hatte Jaksch 
am 31. Januar 1942 erstmals von dem Aufbau einer para-militärischen 
Initiativgruppe im Exil für den Wiederaufbau der ,Republikanischen 
Wehr' gesprochen, die nach dem Sturz des NS-Regimes die Ruhe und 
Ordnung aufrechterhalten und einen Bürgerkrieg verhindern sollte. Der 
Parteivorstand ermächtigte im Juni 1942 die Exekutive, zu einem von ihr 
bestimmten Zeitpunkt die „Aktivierung“ der .Republikanischen Wehr“ 
„einzuleiten“. Erst im Juni 1943 habe sich die Partei-Exekutive wieder 
diesem Problem zugewandt. Die .Republikanische Wehr“ sollte die 
Kriegsverbrecher ergreifen und den Behörden übergeben und die un¬ 
schuldigen Sudetendeutschen vor tschechischen Repressalien schützen. 
Nach Meinung des MI 5 hoffte Jaksch auf eine Besetzung des Sude¬ 
tenlandes durch die Alliierten. Die .Republikanische Wehr“ sollte mit 
den Besatzungstruppen Zusammenarbeiten. Seine Pläne mögen den 
tschechoslowakischen Behörden nicht gefallen, seien aber kein Loyali¬ 
tätsbruch gegenüber Großbritannien, Außerdem habe Jaksch dem ent¬ 
sprechenden britischen Department geeignete Rekruten für dessen 
Zwecke zur Verfügung gestellt. Hierbei handelte es sich offenbar um 
diejenigen fünf Parteimitglieder, von deren Auswahl auch die Exilregie¬ 
rung erfahren hatte und die dann tatsächlich im März 1944 auf dem 
Seeweg nach Dänemark bzw. im Mai 1944 auf dem Luftweg ins Sude¬ 
tenland gebracht wurden. Entsprechend ihren Aussagen nach dem Krie¬ 
ge hatten sic die Aufgabe, die Sudetendeutschen vor den Vertreibungs¬ 
plänen zu warnen und einen sudetendeutschen Nationalausschuß auf 
breiter Basis zu organisieren 132 , und zwar sogar unter Einbeziehung von 
„gemäßigten“ Nationalsozialisten. 133 

130 Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Jaksch vom 29.9.1943. FO 

371/34330, CI 1519/96/12. 

131 Nichols an Roberts am 6.10.1943. FO 371/34330, CI 1724/96/12. 

132 Protokoll der Sitzung des Parteivorstands der .Treuegemeinschaft“ am 7.6. 

1942. NK 213, 58ff.; MI 5. — (S. P. Brookc-Booth) an Roberts am 26.10. 

1943. FO 371/34331, C12747/96/12. — Vermerk Smutnys vom 23.8.1943. 
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Am 16. und 17. Oktober 1943 fand die angekündigte „Landeskonferenz 
der Deutschen Antifaschisten aus der Tschechoslowakischen Republik“ 
statt. Dort bestätigte Ripka Beness Aussage, daß die demokratischen 
und loyalen Deutschen, besonders jene, die „Seite an Seite mit uns un¬ 
ter der Flagge der Republik für die integrale Befreiung kämpfen, nichts 
zu fürchten haben.“ 1 « Mit 334 Mann stellten Sudetendcutsche damals 
12,2 Prozent der 2738 Angehörigen der tschechoslowakischen Armee 
im Westen. 135 Es sei jedoch eine schreckliche Tatsache, fuhr Ripka fort, 
daß viele Hunderttausende von Sudetendeutschen Verrat geübt hätten. 
Ein mehr oder weniger großer Teil der Deutschen werde aber in der 
Republik bleiben. Beuer behauptete auf dieser Konferenz, daß die Su¬ 
detendeutschen Hitler „mehr Kanonenfutter“ geliefert hätten als alle- 
anderen Nationen. Nur durch Widerstand könnten sie sich von der 
Schuld befreien, die sie auf sich geladen hätten. Kreibich erklärte, daß 
die „tschechoslowakischen Deutschen“ keine Forderungen in bezug auf 
die Regelung der Nationalitätenfrage erheben und die Regierung keine 
Zusagen machen könne: „Wir haben vollkommenes Vertrauen in den 
Gerechtigkeitssinn der demokratischen Nation der Tschechen und Slo¬ 
waken.“ 136 Die Landeskonferenz wählte einen 50köpfigen .Sudetendeut¬ 
schen Ausschuß, Vertretung der demokratischen Deutschen aus der 
CSR‘ aus Mitgliedern der Kommunistischen Partei, der Zinner- und der 
Peres-Gruppe. Sein Kern waren die Kommunisten, seine „Massenbasis“ 
die unpolitischen sudetendeutschen F^migranten. 137 Der Ausschuß ap- 

zialdemokratie 280 ff. — Ex/er: Das große Wagnis 7. — Nach einer Nachricht, 
die die tschechoslowakische Exilregierung erhielt, hatte Exlcr jedoch die Auf¬ 
gabe, Informationen über die V 1 zu sammeln. Vermerk der Kanzlei des Prä¬ 
sidenten der Republik für Drtina vom 17.7.1944. AÜTGM, 40, XI/7/3. 

133 Bachstein: Wenzel Jaksch und die sudetendeutsche Sozialdemokratie 281, zitiert 
aus einem Brief Jakschs an Paul vom 7.6.1943 über einen möglichen Seiten¬ 
wechsel von Hans Krebs, des Aussiger Regierungspräsidenten. Siehe auch Brä¬ 
gel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 136. 

,3 '' Landeskonferenz der deutschen Antifaschisten vom 16./17.10.1943. PK 215, 
9. — Auszüge aus den Reden Kreibichs und Ripkas in: fiSNO Nr. 126. — Fei¬ 
erabend: Benes mezi Washingtonern a Moskvou 122. 

135 Grünwald: Sudetendeutscher Widerstand (1986) 62. 

136 Landeskonferenz der deutschen Antifaschisten vom 16./17.10.1943. PK 215, 
9. — Auszüge aus den Reden Kreibichs und Ripkas in: CSNO Nr. 126. — Fei¬ 
erabend: Benes mezi Washingtonern a Moskvou 122. 

137 Leserbrief Jakschs im .Manchester Guardian* vom 20.10.1943. PS 213, 17. _ 

Vermerk von Roberts vom 22.10.1943. FO 371/34330, C12420/96/12. _ 

Das Präsidium des Sudetendeutschen Ausschusses bestand aus den Kommuni¬ 
sten Gustav Beuer, Karel Kreibich und Hugo Ehrlich, den Vertretern der 
DSAP-Abspaltung Irene Kirpal, Josef Lenk und Josef Zinner, dem Deutsch- 
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pellierte an die Mitglieder der ,Treuegemeinschaft“, Jaksch auf der kom¬ 
menden Landeskonferenz wegen seiner Weigerung, sich in die .Sude¬ 
tendeutsche Einheitsfront“ und in den gemeinsamen Kampf mit den 
Tschechen einzureihen, zur Rede zu stellen. 138 In einem Aufruf warnte 
die Konferenz die Sudetendeutschen, Hitlers Krieg weiter zu unterstüt¬ 
zen. Jede weitere Hinnahme der Verbrechen der Hitler- und Henlein- 
Clique und ihrer Helfer am sowjetischen Volk, den Tschechen und Ju¬ 
den verlängere den Krieg, „vergrößert die Schuld und Verantwortung 
unseres Volks und führt ins Verderben, in den Untergang und zum 
Verlust der Heimat“. Kämpften aber die Sudetendeutschen an der Seite 
der Tschechen, dann werde es ein „freundschaftliches Zusammenleben 
der Völker auf der Grundlage der Gleichberechtigung“ geben. Der Auf¬ 
ruf schloß mit der Forderung, überall „Ausschüsse und Gruppen der 
sudetendeutschen Front für Frieden und Freiheit“ zu bilden. 139 Eine pa¬ 
rallele Konferenz sudetendeutscher Kommunisten und der Krejci-La- 
dig-Gruppe fand am 28. November 1943 in Anwesenheit des tschecho¬ 
slowakischen Gesandten in Stockholm statt. 140 Der .Sudetendcutschc 
Ausschuß“ legte ein Papier über „Das neue deutsche Schulwesen in der 
CSR“ vor, das Peres auf der Konferenz angekündigt hatte. Nur rund 
10 Prozent der alten Lehrerschaft könnten übernommen werden; die 
„Nazis“ und Mitläufer müßten ersetzt werden. Die Autoren plädierten 
für eine „Einheitsschule“, die alle Kinder bis 14 Jahren durchlaufen soll¬ 
ten, bevor sie zwischen mehreren Aufbauschulcn wählen könnten. Die 
deutschen Hochschulen in Prag und Brünn müßten geschlossen werden, 
an ihre Stelle solle eine Hochschule im Gebiet von Aussig-Tcplitz tre¬ 
ten. 141 

Auf der 3. Landeskonferenz der ,Treuegemeinschaft sudetendeut¬ 
scher Sozialdemokraten“ am 7. November 1943 griff Jaksch die kom¬ 
munistische Konkurrenz an. Noch 1932 hätten die Kommunisten das 
Recht auf Selbstbestimmung bis zur Losrcißung vertreten, nach 1940 
habe Beuer sich für seine „stop the war“- Überzeugung internieren las¬ 
sen. 1941 habe Benes von der Bestrafung der Schuldigen in jedem Volk 
gesprochen, nun werde eine Kollektivschuld der Sudetendeutschen kon- 

Demokraten Dr. Alfred Peres sowie dem Maler Einest Ncuschul, dem Profes¬ 
sor Ernst Georg Pringsheim und Dr. N. Steinhard. Rundschreiben des Sude¬ 
tendeutschen Ausschusses vom 1.11.1943. NJ, SDA. —Auch Brügcl war Mit¬ 
glied des Ausschusses. Grünwald: In der Fremde für die Heimat, Bd. 3, 67. 

138 Rundschreiben des Sudetendeutschen Ausschusses vom 1.11.1943. NJ, SDA. 

139 Aufruf „Sudetendeutsche“, verabschiedet am 16./17.10.1943. NK 215. 

140 Innenministerium an Drtina am 18.1.1944. AÜTGM, 40, XI/19. 

141 Rede von Peres am 16.10.1943, Sudetendeutscher Ausschuß: Das neue deut¬ 
sche Schulwesen in der CSR (o. D.). NK 215. 
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struiert. Die Sozialdemokraten wollten „die vom Nazismus gereinigten 
Sudetendeutschen als nationale Individualität den Völkern Zentraleuro¬ 
pas eingliedern“. Sie verlangten für sich die gleichen nationalen Rechte, 
die den Slowaken und Karpatenukrainern eingeräumt würden, zumin¬ 
dest aber ein politisch-kulturelles Zentrum, eine Universität im deut¬ 
schen Sprachgebiet, Kontrolle der sudetendcutschen Exportindustrie, 
eine eigene Beamtenschicht und Schulautonomie. Die Konferenz be¬ 
dauerte, daß die Außenminister der Großmächte in Moskau zwar an die 
Österreicher, nicht aber an die Sudetendeutschen „ein Wort der Ermu- 
tigung“ gerichtet hätten. Schließlich seien auch sie ohne Befragung und 
gegen ihren Willen dem Deutschen Reich einverleibt worden. Die Par¬ 
tei sprach sich für die „innere Föderalisierung der Tschechoslowakei 
nach dem Schweizer Vorbild“, für „einen engeren wirtschaftlichen und 
politischen Zusammenschluß der Donauvölker“ und für eine „europäi¬ 
sche Föderation“ aus. 142 


Der Streit um die Grenzen Polens 
bis zur Moskauer Außenministerkonferenz 

Monate bevor Benes mit lloosevelt über den Transfer der Deutschen 
aus der Tschechoslowakei sprach, nämlich im Dezember 1942, hatte die 
polnische Regierung sowohl den Amerikanern als auch Briten eine 
Denkschrift mit ihren Ansprüchen auf deutsche Gebiete unterbreitet. 
In bezug auf Schlesien hatte Minister Seyda der Regierung zwei Vari¬ 
anten zur Entscheidung vorgelegt, nämlich entweder die Festlegung der 
Westgrenze an der Glatzcr Neiße oder eine „etwas weiter nach Westen 
vorgeschobene Alternative“. Sowohl das .Politische Ministerkomitee“ 
als auch der gesamte Ministerrat hatten die Lausitzer Neiße als polni¬ 
sche Staatsgrenze ausdrücklich und einstimmig abgelehnt, da sie es als 
Utopie betrachteten, neun Millionen Deutsche aussiedeln und durch die 
gleiche Zahl von Polen, noch dazu fachlich qualifizierten, ersetzen zu 
können. 143 Der Ministerrat hatte am 7. Oktober 1942 beschlossen, die 
Übergabe Ostpreußens, Danzigs und Oppeln-Schlesiens zu verlangen. 
Um dieses Ziel nicht zu gefährden, sollte die Forderung nach einer 

142 3. Landeskonferenz vom 7.11.1943. FO 371/34331, C13635/96/12. 

143 Seyda an Klitnecki am 11.2.1943. PRM 94/3. — In diesem Sinn erläuterte Si- 
korski das polnische Programm auch gegenüber Benes. Protokoll Ripkas über 
eine Besprechung Bencss mit Sikorski und Raczyhski am 13.11.1942. Czecho- 
slovak-Polish negotiations Nr. 145. — Pasierb: Polskie prace 211 f. 
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„Verkürzung der Westgrenze“ noch nicht konkretisiert werden. „Im 
höchsten Maße schädlich ist das Aufstellen phantastischer territorialer 
Forderungen, die bis zur Lausitzer Neiße oder Bober reichen oder das 
ganze Niederschlesien mit einer fanatisch antipolnischen Bevölkerung 
umfassen“. Zudem könnten übermäßig weitreichende Ansprüche im 
Westen den Besitzstand Polens im Osten gefährden. „Das bedeutet 
nicht, daß nicht auf die Notwendigkeit hingewiesen werden kann, das 
Reich auf schlesischem Gebiet, welches innerhalb seiner Grenzen bleibt, 
militärisch unschädlich zu machen [...]“ 144 Deshalb empörte sich Seyda 
noch im Februar 1943 darüber, daß Klimecki sich bei den Verhandlun¬ 
gen im Polnisch-Tschechoslowakischen Militärkomitee nicht an den Re¬ 
gierungsbeschluß vom 7. Oktober 1942 gehalten hatte. Denn Klimecki 
hatte nicht nur das Stettiner Küstenland und alle Gebiete bis zur Oder, 
sondern auch noch je einen Brückenkopf bei Grünberg und einen wei¬ 
teren bei Breslau für Polen beansprucht. 145 Schließlich betonten gerade 
die Tschechen stets, argumentierte Seyda, daß sie „keine Maximalisten 
seien“, und wollten selbst nur das Ostrauer Revier durch eine geringe 
Verschiebung der Grenze nach Norden schützen und einen Teil des 
Glatzer Beckens annektieren. 146 Beim nächsten Treffen erklärte Klimec¬ 
ki dann, daß er in der vorigen Sitzung nur die Ansichten der Militärs 

dargelegt habe. 147 

In ihrer Denkschrift vom 1. Dezember 1942 nahm die polnische Re¬ 
gierung ihre Forderungen vom November 1940 148 wieder auf, doch ver¬ 
suchte sie ihre Kriegsziele nun mit der Atlantik-Charta in Übereinstim¬ 
mung zu bringen, aber nicht mit deren bekanntem Grundsatz, keine 
territorialen Veränderungen gegen den Willen der betroffenen Bevölke¬ 
rung vorzunehmen, sondern mit Punkt 8, der die Entwaffnung derjeni¬ 
gen Nationen vorsah, die andere Völker mit Aggression bedrohten. Zur 
Entwaffnung Deutschlands gehöre nicht nur die Zerstörung der Rü¬ 
stungsindustrie und das Verbot, Truppen aufzustellen, sondern auch 
die Abtrennung der Offensivbasen vom deutschen Staat, zu denen in 

144 Seyda an Klimecki am 11.2.1943. PRM 94/3. — Turlej: Koncepcje ustrojowe 
obozu londynskicgo 183. — Sikorski an die polnischen diplomatischen Ver¬ 
tretungen am 14.10.1942. Ambassada w WB, HI. Abgedruckt bei: Winiewic 
Co pami e tam 285 f. — Ähnlich hatte Seyda gegenüber dem stellvertretenden 
Kriegsminister Izydor Modelski argumentiert. Wrysinski: Prusy Wschodme 

351. 

145 Winiewic Co pami^tam 294. 

146 Seyda an Klimecki am 11.2.1943. PRM 94/3. — Turlej: Koncepcje ustrojowe 

obozu londynskicgo 183. 

147 Winiewic Co pamigtam 295. 

H8 Siehe S. 56-58. 
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dem Memorandum Ostpreußen, der „schlesische Keil“ (Silesian salient) 
und Preußisch-Pommern gerechnet wurden.'" 9 Wie der Rhein Frank¬ 
reichs und Belgiens, so sei die Oder mit ihren Nebenflüssen Polens 
„nationale Sicherheitslinie“. Um die deutsche Vorherrschaft in der Ost¬ 
see zu brechen und eine strategische Verbindung zwischen Westeuropa 
und der ostmitteleuropäischen Föderation zu schaffen, sollten der 
Nord-Ostsce-Kanal mit einer genügend breiten Verteidigungszone zu 
beiden Seiten internationalisiert und auf den deutschen und dänischen 
Nord- und Ostsee-Inseln britische, amerikanische und polnische Mili¬ 
tärstützpunkte errichtet werden, wobei Polen solche auf Rügen, Feh¬ 
marn und Bornholm erhalten wolle. 

In dem Memorandum wurden danach die strategischen, wirtschaftli¬ 
chen, ethnischen und historischen Argumente für die Angliederung 
Ostpreußens, Danzigs und Oberschlesiens an Polen im einzelnen aus¬ 
gebreitet, die das Verteidigungspotential Polens und der Tschechoslo¬ 
wakei stärken und das Aggressionspotential Deutschlands schwächen, 
die deutschen Ostgebiete aus ihrer wirtschaftlich ungünstigen Randlage 
befreien und innerhalb des polnischen Staates entwickeln, die jahr¬ 
zehntelange Germanisierung rückgängig und historisches Unrecht wie¬ 
dergutmachen werde. Die Polonisierung dieser Gebiete werde erleich¬ 
tert durch einen Prozeß, der schon im 19. Jahrhundert begonnen habe, 
nämlich die Abwanderung eines Teils ihrer deutschen Bewohner nach 
Westen und die Anwerbung polnischer Arbeitskräfte für ihre Landwirt¬ 
schaft und Industrie, durch die Rückkehr nur oberflächlich germani¬ 
sierter Slawen zum polnischen Volkstum und durch eine freiwillige Ab¬ 
wanderung von Deutschen als Reaktion auf die Einverleibung ihrer Hei¬ 
mat in den polnischen Staat, ein Vorgang, der sich in Westpreußen und 
Posen auch nach dem Ersten Weltkrieg abgespielt habe.'™ Benes gegen¬ 
über erläuterte Sikorski, daß der Transfer der Deutschen aus Ostpreu¬ 
ßen vielleicht gar nicht nötig werde. Bei einem großen Teil der dortigen 
Einwohner handle cs sich um Masuren, die leicht zu ihren polnischen 
Ursprüngen zurückkehren würden. Und durch eine Bodenreform könn¬ 
ten auch die deutschen Bauern Ostpreußens zufriedengestellt und zu 


149 Von Danzi g> Ostpreußen, Oppeln-Schlesien und Grenzberichtigungen zugun¬ 
sten der Sicherheit der polnischen Häfen sprach Sikorski auch in einer In¬ 
struktion an Rowecki vom 28.11.1942. DPSR I, Nr. 278. 

150 Memorandum Raczynskis für Eden vom 1.12.1942. FO 371/31091, C12169/ 
464/55. — Dieses Memorandum hatte das .Ministerium für Kongreßarbciten* 
vorbereitet. Winiewic% Co pami ? tam 291 f. — Siehe auch Thesen der polni¬ 
schen Regierung vom 7.12.1943. SP-D 431 ff. 
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loyalen polnischen Staatsbürgern werden. 151 Bestimmte Teile der deut¬ 
schen Bevölkerung müßten aber zwangsweise umgesicdelt werden, da¬ 
mit keine .Fünfte Kolonne 4 entstehe, hieß es in der Denkschrift. Hitlers 
Umsiedlung fremder Völker, aber auch deutscher Minderheiten „führt 
zu dem Schluß, daß die Methode des Bevölkerungstransfers schon von 
Deutschland als auf Deutsche anwendbar sanktioniert worden ist“. Bis 
zu einem gewissen Ausmaß könne der Transfer den Charakter eines Aus¬ 
tausches gegen in Deutschland arbeitende Polen annehmen. Die Exilre¬ 
gierung forderte eine „Verkürzung und Verengung des schlesischen 
Keils“ (shortening and narrowing of the Silesian salient), aber nicht des¬ 
sen völlige Abtrennung von Deutschland. 152 Diejenigen deutschen 
Grenzgebiete, deren Einverleibung in Nachbarstaaten vorgesehen bzw. 
deren Besetzung zur Durchsetzung der alliierten Bedingungen nötig sei, 
worunter die Exilregierung wohl vor allem die Aufnahme der Vertriebe¬ 
nen in Deutschland verstand, sollten einem „strengen Besatzungsregi¬ 


me“ (strict occupation) unterworfen werden. Diese Zone allerdings soll¬ 
te bis zur Oder und Lausitzer Neiße reichen. Diese Zweiteilung in Ge¬ 
biete, die annektiert und solche, die nur militärisch besetzt werden soll¬ 
ten, ging später auch in das polnische Memorandum für die Außenmini¬ 


sterkonferenz in Moskau ein. 153 


Am 1. Dezember 1942 legte Seyda das Regierungsprogramm, das ei¬ 
ne Grenze an der Oder und Glatzer Neiße ohne Stettin und Breslau 
vorsah, dem ,Nationalrat' vor. Selbst für diese Forderungen rechne er 
noch mit großen Schwierigkeiten von seiten der westlichen Alliierten. 
Der ,Nationalrat' erklärte, daß die Sicherung Europas vor einem er¬ 
neuten deutschen Angriff die Hauptaufgabe polnischer Politik sei. Zur 
Sicherung seiner Grenzen und zur friedlichen wirtschaftlichen und kul¬ 
turellen Entwicklung benötige Polen „einen breiten Zugang zum Meer 


151 Vermerk llipkas über eine Besprechung Beness mit Sikorski und Raczyriski am 
13.11.1942. Czechoslovak-Polish negotiations Nr. 145. 

152 Memorandum Raczynskis für Eden vom 1.12.1942. FO 371/31091, 02169/ 
464/55. — Thesen der polnischen Regierung vom 7.12.1943. Siehe auch DDP 
1/2, 754-764 und SP-D 431 ff. 

153 Terry: The Oder-Ncisse Line llcvisited 65 f. — Pasierb: Polskie prace 95 ff. — 
Orgecbowski: Odra 61 f. — Kowalski: Walka dyplomatyczna 285-287. — Denk¬ 
schrift der polnischen Regierung vom 5.10.1943. DPSR II, Nr. 42. Terry: 
Poland’s Place 107-118, ist der Meinung, daß das Memorandum zwar zwei¬ 
deutig formuliert sei, aber doch auf die Annexion aller Gebiete bis zur Oder 
und westlichen Neiße ziele. — Die Denkschrift hat einen Vorläufer in der 
Denkschrift des .Polnischen Nationalkomitees“ vom 4. November 1918, in der 
ebenfalls eine vorgeschobene Linie gefordert wurde, um deutsche Gegenwehr 
während den Friedensverhandlungen zu verhindern. Lundgren-Nielson: The Po- 
lish problcm 132 f. 
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und eine ausreichend vorgeschobene, begradigte und verkürzte Grenze 
zu Deutschland“. 154 

Ebenso wie die tschechische erhob auch die polnische Widerstands¬ 
bewegung radikalere Forderungen als die jeweilige Exilregierung. Ange¬ 
sichts der schrecklichen Gegenwart male sich die polnische Gesellschaft 
eine helle Zukunft aus, zu der auch die Grenze an der Oder und Lausit¬ 
zer Neiße gehöre, antwortete der Regierungsdelegat auf den Beschluß 
des Ministerrats. 155 Die schärfste Opposition gegen dieses sogenannte 
„minimalistische“ Programm kam von der .Nationalpartei', die von ei¬ 
nem „Groß-Polen“ träumte und in der „Rückkehr“ zur Oder und Lau¬ 
sitzer Neiße die von ihrem Parteigründer Dmowski vorbestimmte hi¬ 
storische Mission Polens sah. Darin waren sich die .Nationalpartei' in 
der Heimat und der Mehrheitsflügel im Exil unter Bielecki einig. Mit 
der Partei verbundene Presseorgane verlangten auch die Befreiung der 
Lausitzer Sorben von der deutschen Herrschaft und sahen in Annexio¬ 
nen eine Möglichkeit, das Problem der Übervölkerung ohne Bodenre¬ 
form zu lösen. Auf dem anderen Flügel stand die .Sozialistische Partei' 
(.Polnische Sozialistische Partei - Frciheit-Gleichheit-Unabhängigkeit'), 
die sich mit Forderungen im Westen zurückhielt, um die Ostgrenze 
nicht zu gefährden. Sie sprach davon, daß die seit den Teilungen Polens 
vollzogene Germanisierung rückgängig gemacht werden müsse, die 
staatstreuen Deutschen aber in Polen bleiben dürften. Die .Volkspartei' 
trat für die Oder-Lausitzer Neiße-Linie ein, mäßigte aber im Laufe des 
Jahres 1943 ihre Vorstellungen und erhob nun nicht mehr den An¬ 
spruch auf Niederschlesien. Die .Demokratische Partei' war gegen, die 
.Partei der Arbeit' für die Oder-Lausitzer Neiße-Grenze. 156 Zum Pro¬ 
gramm des sowjethörigen .Verbandes Polnischer Patrioten' in der 
UdSSR vom 10. Juni 1943 gehörte der Verzicht auf litauische, weißrus¬ 
sische und ukrainische Gebiete und „die Stärkung Polens im Westen 
und an der Ostsee“. Der polnische Charakter Schlesiens müsse „wieder¬ 
hergestellt“ werden. Der schlesische Zweig der polnischen Nation sei 
wieder mit dem Mutterland zu vereinigen. Die Mündung der Weichsel, 
der „wichtigsten Lebensader unseres Landes“ müsse wieder in polni¬ 
sche Hände gelangen und Ostpreußen die Brücke Polens zur Ostsee 
werden. 157 

154 Oryechowski: Odra 62. 

155 Piekalkiewicz an Zentrale am 16.12.1942. AK II, Nr. 366. 

156 Oryechowski: Odra 23 ff. — Programm Volkspolens mit einem Anschreiben 
Dormcrs vom 24.12.1942. FO 371/31091, C13064/464/55. — Terej: Rzcczy- 
wistosc i polityka 392 ff. 

157 Programm des .Verbandes Polnischer Patrioten* vom 10.6.1943. DMISPO 
VII, Nr. 270. 
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Anfang Juli 1943 schlug die .Politische Landesvertretung' - ebenso wie 
die Regierung schon im Oktober 1942 - vor, daß die polnische Besat¬ 
zungszone bis zur Oder-Lausitzer Neiße-Linie reichen sollte, die polni¬ 
sche Staatsgrenze aber nur bis zur Linie Altdamm (ohne Stettin), Lands¬ 
berg an der Warthe, Züllichau, Oder (ohne Breslau) und Glatzer Neiße. 
Am 15. August 1943 formulierten die vier Parteien ihre Ziele noch vor¬ 
sichtiger: „eine Grenze im Westen und Norden, die Polen einen breiten 
Zugang zum Meer garantiert“. Da die ,Heimatarmee' eine Besiedlung 
Niederschlesiens mit Polen nicht für durchführbar hielt, wollte sie nut- 
einige seiner Kreise aus strategischen Gründen annektieren und mög¬ 
lichst die Tschechen an der Aufteilung beteiligen. Das .Büro für die 
Westgebiete' und die ,West-Sektion' der Informations- und Presscab- 
teilung der Delegatur machten allerdings überwiegend für die Grenze 
an der Oder und Lausitzer Neiße Propaganda. 158 

Bei seinen Gesprächen in den USA im Dezember 1942 warb Sikorski 
um amerikanische Zustimmung zur Annexion Ostpreußens und Dan¬ 
zigs durch Polen, aus denen die Deutschen fliehen würden bzw. mit 
den von den Deutschen vorexerzierten Methoden vertrieben werden 
sollten. Wenige Jahre zuvor habe es noch rund 700 000 Masuren gege¬ 
ben, die nach der Niederlage Deutschlands zu ihrer Nationalität zu¬ 
rückkehren würden. Entsprechend dem polnischen Protokoll antworte¬ 
te Roosevelt: „Ostpreußen muß Ihnen gehören, doch das ist ein sehr 
schwieriges Problem.“ 159 Wellcs legte sich zwei Tage später weniger 
deutlich fest: Man erwäge die Möglichkeit einer Übergabe Ostpreußens 
an Polen unter der Voraussetzung, daß dessen Bewohner sich frei ent¬ 
scheiden könnten, ob sie unter polnischer Herrschaft leben oder mit ih¬ 
rer Habe auswandern wollten. Sikorski wollte eine schriftliche Zustim¬ 
mung Roosevelts zu den polnischen Kriegszielen erreichen, in die fol¬ 
gender Satz aufgenommen werden sollte: 


158 Orychomki: Odra 38ff. — DPSR II, 27. — Die Exilregierung hatte zwei Vari¬ 
anten ausgearbeitet: Die eine verlief etwas westlich der KRP-Linie. Seyda 
meinte, daß sie „sehr schwer zu realisieren“ sein werde, und dachte deshalb an 
eine Alternative von Kolberg über Arnswalde nach Landsberg. Seyda an ,De- 
legatura' am 30.8.1943. SP-D 398f. 

159 Vermerk über eine Besprechung zwischen Sikorski und Roosevelt vom 2.12. 
1942. DPSR II, Supplement 11. — Nach Mitkicwicz sagte Roosevelt: „Nun 
gut, sagen wir, daß wir Ostpreußen Polen geben, aber was ist dann mit jenem 
pommerschen Korridor?“ (sic). Milkiemc% Z generalem Sikorskim 316. — In 
einem Gespräch mit Mull, Welles und anderen sagte Roosevelt am 22.2.1943: 
„East Prussia should go to Poland.“ Ma^ur: Poland’s Western Frontier 277 ff. 
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I do not exclude the possibility that the necessity will arise to widen thc basis of 
Poland s sccurity in the West in relation to Germany and thus to strengthen her 
economic independcnce. 160 

Atherton riet zwar von einer solchen Zusage ab, da dann auch alle an¬ 
deren Exilregierungen mit ihren territorialen Wünschen kommen wür¬ 
den, bezcichnete aber das Verlangen nach einer Annexion Ostpreußens 
als „vernünftiges Mittel“ (reasonable means) für einen freien und unbe¬ 
drohten Zugang Polens bzw. der Föderation zum Meer. „Einiges Ge¬ 
wicht“ (some force) habe auch das Argument, daß die Grenze so gezo¬ 
gen werden sollte, daß Deutschland nicht mit einem Keil die lebens¬ 
wichtigen Organe Polens bedrohe und Polens Zugang zum Meer größt¬ 
mögliche Sicherheit bekommen sollte.' 61 Auf einer Pressekonferenz in 
Chicago forderte Sikorski für Polen „einen breiteren Zugang zur Ost¬ 
see“ und „gewisse Grenzkorrekturen im Westen“. Er hoffe, daß die pol¬ 
nischen Armeen zur Besetzung aller deutschen Gebiete bis zur Oder 
eingesetzt würde.'« Nachdem Atherton alle von Sikorski vorgelegten 
Memoranden gelesen hatte - einschließlich jener über die Ostgrenze, 
schrieb er allerdings, daß sic „Polens maximale nationalistische Forde¬ 
rungen“ enthielten und „im Geiste extremen Nationalismus“ abgefaßt 
seien. 163 Welles lehnte am 4. Januar 1943 jegliche amerikanische „Zusa¬ 
ge“ (commitment) in der Frage der polnischen Grenzen vor einer Dis¬ 
kussion und Absprache mit anderen interessierten Mitgliedern der Ver¬ 
einten Nationen ab. Von Roosevelt wisse Sikorski ja, daß dieser im In¬ 
teresse eines starken und unabhängigen Polen und des Friedens und der 
Stabilität den polnischen Korridor für keine praktikable Lösung halte.'« 
Trotz dieser vorsichtigen Formulierung konnte Sikorski Welles’ Aussa¬ 
ge für eine Bestätigung von Roosevclts Worten halten und informierte 
den polnischen Ministerrat und Halifax, daß Roosevelt der Übertragung 
Ostpreußens und Danzigs an Polen zugestimmt habe, während das 
State Department gegenüber der britischen Botschaft betonte, daß kei¬ 
ne „Zusagen“ gemacht worden seien. 165 

160 Vermerk von Welles über eine Besprechung mit Sikorski vom 4.12.1942. 
FllUS 1942, III, 199 f. Siehe auch DDP 1/2, 714-717. 

’ 6 ' Vermerk Athcrtons vom 9.12.1942. FRUS 1942, III, 204ff. — Siehe auch 
DDP 1/2, 723-726. 

162 Aus der Pressekonferenz in Chicago am 18.12.1942. DDP 1/2, 733-735. 

163 Vermerk Athertons vom 9.12.1942. FRUS 1942, III, 204ff. — Siehe auch 
DDP 1/2, 723-726. 

' M Vermerk von Welles über eine Besprechung mit Sikorski vom 4.1.1943. FRUS 
1943, III, 314ff. — Siehe auch DDP 1/2, 14-17. 

165 Halifax an das Foreign Office am 9.12.1942. FO 371/31091, C12329/464/55. 
— Siehe auch DDP 1/3, 1137 f. — Halifax an Eden am 15.2.1943. FO 371/ 


Vom Molotov-Besuch in London 


221 


Seit März 1942 hatten Ausschüsse des .Advisory Committee on Pro¬ 
blems of Foreign Policy' 166 das State Department über die Frage des 
„Korridors“ beraten. Im .Subcommittee on Political Problems' hatte 
Wehes schon am 14. März darauf hingewiesen, daß Stalin Polen für die 
Verluste im Osten durch Ostpreußen entschädigen wolle, dessen Be¬ 
völkerung in diesem Fall evakuiert werden müßte. 167 Das .Subcommit- 
tee on Territorial Problems' diskutierte dennoch anfangs zwei andere 
Lösungen des „I<orridor“-Problems: Entweder sollte der Korridor an 
Deutschland fallen und Polen durch einen anderen Korridor entlang der 
Memel entschädigt werden oder Ostpreußen an Polen und Westpreußen 
an Deutschland übergeben werden, und zwar verbunden mit einem Be¬ 
völkerungsaustausch. 168 Angesichts der Informationen über die Leiden, 
die Hitlers Aussiedlung von etwa einer halben Million Polen und Juden 

34560, C2098/231/55. — Vermerk Aliens vom 20.1.1943. Polonsky: The Great 
Powers Nr. 42. — Kacsynski: W sojuszniczym Londynie 161. — Mitkiewic Z 
generalem Sikorskim 315 f. 

166 Anfang 1940 wurde das ,Advisory Committee on Problems of Foreign Rela- 
tions* gebildet, dessen Vorsitz Sumner Welles übernahm. Dieses wurde nach 
dem Kriegseintritt der USA durch ,Thc Advisory Committee on Post-War 
Foreign Policy* abgelöst, das Vertreter verschiedener Ministerien, der Parteien 
und der Verbände in seine Arbeit einbezog und mehrere Unterausschüsse bil¬ 
dete, darunter das ,Subcommittee on Political Problems* und das »Subcommit- 
tce on Territorial Problems*. Nachdem diese Unterausschüsse im Sommer 
1943 „policy handbooks“ zu den Themen der Nachkriegszeit fcrtiggestellt 
hatten, stellten sic ihre Arbeit ein. Auf der Grundlage der „policy handbooks** 
arbeiteten seitdem ,Country and Area Committees* aus den geographisch zu¬ 
ständigen Abteilungen des State Department und Fachleuten der Forschungs¬ 
abteilung, deren Empfehlungen vom neuen ,Committee on Post-War Pro¬ 
grams* behandelt wurden, bevor sie auf den alliierten Konferenzen oder in der 
,European Advisory Commission* eingebracht werden konnten. Im November 
1940 hatte das ,Advisory Committee* in der ,Division of Special Research* un¬ 
ter Leo Pasvolsky eine Forschungsabteilung als wissenschaftlichen Stab erhal¬ 
ten, der im Frühjahr 1942 in vier Unterabteilungen aufgcgliedert wurde, dar¬ 
unter auch eine territoriale Subdivision, und deren Arbeit ein Koordinations- 
komitec zusammenfassen sollte. Im Januar 1943 wurden die Unterabteilungen 
in zwei Abteilungen zusammengefaßt, darunter eine »Division of Political Stu- 
dies*, deren Arbeit ein »Committee on Special Studies* koordinieren sollte. 
Zum Jahreswechsel 1943/44 ging die »Division of Political Studies* zu einer 
Unterabteilung des State Department auf, der »Division of Territorial Studies*. 
Pantsch: Die territoriale Deutschlandplanung 6-55. 

167 Sitzungsprotokoll des »Subcommittee on Political Problems* vom 14.3.1942. 
DDP 1/2, 164-173, hier 169 f. 

168 Sitzungsprotokolle des ,Subcommittee on Political Problems* vom 4.4. und 
20.6. und des »Subcommittee on Territorial Problems* vom 25.4. und 13.6. 
1942. DDP 1/2, 190-194, 220-223 und 301-309. 
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aus den sogenannten „eingegliedcrten Gebieten“ in Westpolen und die 
Ansiedlung von Volksdeutschen aus dem Baltikum, Wolhynien, Bess- 
arabien usf. verursacht hatte, über die Hedwig Wachenheim in der Juli- 
Nummer von .Foreign Affairs“ berichtet hatte, verwarfen die Mitglieder 
des Territorial-Unterausschusses gegen die Stimme von Leo Pasvolsky 
den zweiten Vorschlag, da eine Aussiedlung von zweieinhalb Millionen 
Deutschen aus Ostpreußen ebensoviele „zerstörte Heimstätten“ (broken 
homes) und, entsprechend früheren Erfahrungen, u. a. mit dem grie¬ 
chisch-türkischen Bevölkerungsaustausch, eine Todesrate von 10 Pro¬ 
zent mit sich brächte. Der Territorial-Unterausschuß einigte sich daher 
auf den Grundsatz minimaler Grenz- und Bevölkerungsverschiebungen 
als Richtlinie für territoriale Nachkriegsregelungen. Deshalb auch sollte 
die polnische Vorkriegsgrenze im Westen wiederhergestellt werden. Al¬ 
lerdings empfahl der Ausschuß die Übergabe des Gebiets der Freien 
Stadt Danzig westlich und eines schmalen Streifens östlich der Weichsel 
an Polen, für dessen Abgabe Deutschland durch einen schmalen Grenz¬ 
streifen an der Westgrenze Polens entschädigt werden sollte, um deut¬ 
schen Revanche-Bestrebungen vorzubeugen. Die Aussiedlung der be¬ 
troffenen etwa 300 000 Danziger hielt der Ausschuß für geordnet durch¬ 
führbar. 169 

Obwohl Welles am 17. Oktober im politischen Unterausschuß noch¬ 
mals darauf hinwies, daß diese Empfehlungen im Gegensatz zur sowje¬ 
tischen und britischen Vorstellung ständen, Ostpreußen an Polen zu 
übertragen 170 , hielt der Territorial-Unterausschuß noch am 22. Oktober 
an seinen Empfehlungen zur deutsch-polnischen Grenze fest. 171 Zwei 
Tage darauf sprach sich jedoch eine Mehrheit des politischen Unteraus¬ 
schusses einschließlich der Vertreter des State Department Welles, Ber- 
le und Atherton für die Übergabe Ostpreußens und Danzigs an Polen 
verbunden mit einer kleineren Kompensation Deutschlands in West¬ 
preußen aus. 172 Auf die Frage Hamilton Fish Armstrongs, ob Polen für 

169 Sitzungsprotokolle des .Subcommittcc on Territorial Problems' vom 20.6., 
10.7. und 31.7.1942 und Zwischenbericht desselben Komitees vom 11.8.1942. 
DDP 1/2, 323-331, 359-368, 442-445 und 461-463. — Siehe auch Pantsch: Die 
territoriale Deutschlandplanung 140-145. 

170 Sitzungsprotokoll des .Subcommittec on Political Problems' vom 17.10.1942. 
DDP 1/2, 537-551. 

171 Zwischenbericht des .Subcommittee on Territorial Problems' vom 22.10.1942. 
DDP 1/2, 568 f. 

172 Sitzungsprotokoll des .Subcommittee on Political Problems' vom 24.10., „A 
Resume of Previous Considcrations ..." vom 6.11. und Sitzungsprotokoll des 
.Subcommittee on Territorial Problems' vom 13.11.1942. DDP 1/2, 588-603, 
646 f. und 666-674. 
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Ostpreußen nicht einen Grenzstreifen im Westen aufgeben könne, ant¬ 
wortete der polnische Botschafter allerdings: „Nicht einen Fußbreit 
(not an inch). Daraufhin verzichteten Territorial- und politischer Unter¬ 
ausschuß Mitte Januar 1943 auf diese Idee und nahmen Wehes’ und 
Bcrles Vorschlag an, unter sowjetischem Druck zugunsten einer Korn- 



Karte 6: Diskussionsvorschlag des amerikanischen „Committee on territorial Pro¬ 
blems“ in bezug auf den Oppelner Bezirk von Anfang 1943 
Sogenannte polnische Maximalforderung, wie sie Anfang 1943 im State 
Department diskutiert wurde (die Linien wurden von Ilse Pautsch nach¬ 
träglich eingefügt). 
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pensation Polens notfalls der Annexion Ostpreußens durch Polen xuzu¬ 
stimmen. Sie hielten schließlich die Übertragung Danzigs und Ostpreu¬ 
ßens an Polen für die „am wenigsten schlechte“ Lösung.’™ In bezug auf 
die Zukunft des oberschlesischen Industriegebiets kam der Territorial- 
Unterausschuß im November 1942 noch zu keinem Schluß, doch zeich¬ 
nete sich schon eine Tendenz zur Übertragung eines Teils von Deutsch- 
Oberschlesien an Polen ab. Die Argumente der Befürworter waren die 
wirtschaftlichen Vorteile einer Zusammenfassung des oberschlesischen 
Industriegebiets, die Schwächung der industriellen und Rüstungskapazi¬ 
tät Deutschlands, die Verkürzung des schlesischen Keils (salient) und 
die wahrscheinlichen Verluste Polens im Osten, so auch der Öllager bei 
Drohobycz. 174 

Unter dem Eindruck der Forderungen Sikorskis bei seinem Besuch 
in den USA plädierte der Territorial-Unterausschuß schließlich nicht 
nur für die Übergabe des Industriegebiets, sondern auch eines landwirt¬ 
schaftlich bestimmten Vorlands einschließlich eines Streifens westlich 
der Oder. Die Stadt Oppeln und der Kreis Leobschütz sollten aber bei 
Deutschland bleiben. 175 

Inzwischen hatten die Unterausschüsse für Wirtschaftspolitik und 
1 erritorialprobleme ein Arbeitspapier über „Germany’s capacity to ,ab- 
s °rb‘ additional population into a reduced territory“ vorgelegt. Wenn 
Ostpreußen und Danzig von Deutschland abgetrennt und alle deut¬ 
schen Minderheiten aus der Tschechoslowakei, Polen, Jugoslawien, Un¬ 
garn und Rumänien zur Auswanderung gezwungen würden, müßte 
Deutschland 8 317 000 Personen aufnehmen, und zwar zusätzlich zu 
den schon von den Nazis umgesiedelten Volksdeutschen, deren Zahl 
die beiden Ausschüsse auf 555 000 schätzten. Die Verfasser kamen zu 
dem Schluß, daß Deutschland langfristig einen solchen Anstieg seiner 
Bevölkerung um 10-15 Prozent verkraften könne, wenn es Gelegenheit 
zu einem entsprechend größeren Export von Industrieprodukten erhal¬ 
te. Die Schwierigkeiten bei der Unterbringung, Lebensmittelversorgung 
und Umschulung in der Übergangsphase könnten durch Hilfe und Kre- 


175 Sitzungsprotokoll des .Subconunittcc on Territorial Problems* vom 2. und 
15.1., des .Subcommittee on Political Problems* vom 16.1., Zwischenbericht 
vom 10.3. und Elaborat der .Division of Political Studies* vom 18.8.1943. 
DDP 1/4, 6-14, 45-48, 6.3-81; 205-207 und 486-492. 

174 Sitzungsprotokoll des .Subcommittee on Territorial Problems* vom 20.11. 
1942. DDP 1/2, 692-697. 

175 Protokoll des .Subcommittee on Territorial Problems* vom 22.1. und Zwi¬ 
schenbericht vom 10.3.1943. DDP 1/4, 88-101, 205-207. 
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dite aus dem Ausland reduziert werden. 176 Der Unterausschuß für Wirt¬ 
schaftspolitik unter Berles Vorsitz war damals der Meinung, daß zwar 
alle Volksdeutschen Polen (0,6 Millionen) sowie die meisten Deutschen 
Ostpreußen (1,6 bis 2 Millionen) bei einer Übergabe an Polen verlassen 
würden, daß sich aber die Zahl der Aussiedler durch Auswanderung aus 
den übrigen Staaten nur auf etwa drei Millionen erhöhen würde. 177 Sie 
hatten damals offensichtlich noch keine Kenntnis vom Ausmaß der Ver¬ 
treibung, wie sie Benes plante. In seinen Empfehlungen vom 12. März 
1943 schrieb der politische Unterausschuß, daß „Ostpreußen ein inte¬ 
graler Teil Polens werden könnte mit der Maßgabe, daß jene Bewohner 
Ostpreußens, die auswandern wollen, und diejenigen, die die polnische 
Regierung nicht haben möchte, bei der Ansiedlung in Deutschland un¬ 
terstützt werden“. 178 Über dieses Beratungsergebnis informierte Welles 
am 16. März 1943 den britischen Außenminister. 179 

Inzwischen hatte das polnische Memorandum vom 1. Dezember 1942 
im Foreign Office eine positive Aufnahme gefunden. Allen hielt dessen 
Abschnitte über den Transfer der deutschen Bevölkerung für „zufrie¬ 
denstellend“ (satisfactory). Die britische Regierung habe sich ohnehin 
schon auf das Prinzip des zwangsweisen Bevölkerungstransfers festge¬ 
legt. Die vorgebrachten wirtschaftlichen Argumente seien stark, beson¬ 
ders für den Anschluß Oberschlesiens; am meisten leuchteten die stra¬ 
tegischen Argumente ein, schrieb Harrison. Roberts schlug vor, nun 
auch die polnische Regierung über die britische generelle Zustimmung 
zum Bevölkerungstransfer zu unterrichten. Großbritannien solle erstens 
das Ziel ansteuern, Polen für seine zu erwartenden Verluste im Osten 
zu entschädigen, und zweitens die Polen sowie die anderen Slawen Ost¬ 
europas allgemein, industriell und strategisch gegen eine eventuelle Er¬ 
neuerung der Macht Deutschlands zu stärken. Die Polen bezögen sich 
auf die Oder-Linie wie die Briten auf die Rhein-Linie. Es handle sich 
nicht um „einen Anspruch auf eine Grenze, die der Oder-Linie folgt, 
was grotesk wäre“. 180 Cripps schien der polnische Anspruch auf Ost- 

176 Arbeitspapiere des .Subcommittee on Economic Policy* und des .Subcommit- 
tee on Territorial Problems* vom 21. und 22.10.1942. DDP 1/2, 552-559 und 
572-574. 

177 Sitzungsprotokoll des ,Subcommittce on Economic Policy* vom 23.10.1942. 
DDP 1/2, 575 f. 

178 „Tentative Views of the Subcommittee on Political Problems“ vom 12.3.1943. 
DDP 1/4, 208-215. 

179 Vermerk von Welles über eine Besprechung mit Eden am 16.3.1943. FRUS 
1943, III, 19 ff. Siehe auch DDP 1/4, 225-229. 

180 Vermerke von Allen, Harrison und Roberts vom 11. —16.12.1942. FO 371/ 
31091, C12169/464/55. Siehe auch DDP 1/3, 1144-1146. 
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preußen gerechtfertigt, die Oder-Grenze aber allenfalls im Zusammen¬ 
hang mit einer Abtretung von Gebieten zugunsten der Sowjetunion. 181 
Von Halifax über Roosevelts Aussage zu Ostpreußen informiert, sprach 
sich der britische Informationsminister ebenfalls für die Annexion Ost¬ 
preußens und Danzigs durch Polen aus. Die Deutschen hätten ein Bei¬ 
spiel gegeben, wie man „ein gegebenes Territorium von unerwünschten 
Bewohnern säubere“. Genauso sollten s. E. die Tschechen mit den Su- 
detendeutschen verfahren. 182 Benes wußte, daß Roosevelt nur Verände¬ 
rungen in bezug auf Ostpreußen und Danzig für möglich erklärt hatte. 
Sikorskis Forderung nach der Oder-Grenze hielt auch er für übertrie¬ 
ben und wollte sie nicht unterstützen. Außer Ostpreußen und Danzig 
könne Polen nur „einen Teil Oberschlesiens“ (some of Upper Silesia) 
erhalten und die deutsche Bevölkerung vertreiben. 183 Polen solle im 
Osten Zugeständnisse an Rußland machen und könne dafür „Ostpreu¬ 
ßen, Oberschlesien und mehr“ bekommen, sagte Churchill am 3. April 
1943 zu Benes 184 und am 15. April zu Raczyriski. 185 

Bei einer Diskussion über die „Administration of Liberated Territory 
and Maintenance of Order“ am 13. Januar 1943 hatten sich die Vertre¬ 
ter der verschiedenen Departments des Foreign Office die Frage ge¬ 
stellt, ob es zweckmäßig sei, umstrittene Gebiete wie Ostpreußen und 
Schlesien unter inter-alliierte Verwaltung zu stellen und diese von in¬ 
ternationalen Streitkräften zu unterstützen. Roberts war der Meinung, 
daß dann aber auch die polnischen Ostgebiete unter eine solche Ver¬ 
waltung kommen müßten, denn sonst verliere Polen seine Ostgebiete, 
ohne gleichzeitig eine Kompensation im Westen und Norden zu erhal¬ 
ten. Der Vertreter des Nordamerika-Departments ging davon aus, daß 
die US-Regierung Bevölkerungsverschiebungen in großem Ausmaß zu¬ 
stimmen werde und deshalb auch über die britische Haltung unterrich¬ 
tet werden sollte. Die Frage der Grenzen in Ostmittelcuropa sollte im 
Zusammenhang mit der in Auftrag gegebenen Studie des ,Foreign Re- 


181 Vermerk Raczyhskis über eine Besprechung mit Cripps vom 14.1.1943. PRM 
96/1. 

182 Vermerk Raczyhskis über eine Besprechung mit Bracken vom 18.12.1942. 
PRM 68/35. 

183 Benes an Fierlinger am 5.1.1943. DHCSP I, Nr. 251. — Vermerk von Roberts 
vom 12.1.1943. FO 371/34591, C259/259/55. — Amery an Eden über eine 
Besprechung mit Benes am 19.1.1943. FO 371/34334, C1020/206/12. 

184 Protokoll der Besprechung Beness mit Churchill am 3.4.1943. Czcchoslovak- 
Polish negotiations Nr. 171. 

185 Mastny: Moskaus Weg zum Kalten Krieg 124. 


1 Vom Molotov-Besuch in 'London 227 

search and Press Service* behandelt werden' 8 *, die am 26. Februar 1943 
vorlag. 

In diese Studie hatte man auch ein Kapitel über Minderheiten und 
Bevölkerungstransfer integriert, das schon am 1. September 1942, also 
vor dem endgültigen Scheitern der Verhandlungen Beness mit Jaksch 
und vor der Übergabe des polnischen Memorandums, fertig geworden 
war. Die Spannungen zwischen den Staaten, die an der Konföderation 
beteiligt werden sollten, und den nationalen Minderheiten hätten sich 
durch die jüngsten Ereignisse verschärft. Der Völkerbund habe die 
Minderheiten nicht schützen können. Durch den Mißbrauch der deut¬ 
schen Minderheiten als Spione und .Fünfte Kolonne sei eine Lösung 
dringlich geworden. Sonst liberale Denker — der Autor dachte vielleicht 
an Benes - befürworteten deshalb deren Transfer und verwiesen dabei 
auf den „Erfolg“ des griechisch-bulgarischen und griechisch-türkischen 
Bevölkerungsaustausches. Gegen einen '1 ransfer spreche das Leiden 
Unschuldiger, das durch die wirtschaftliche Lage nach dem Krieg noch 
vermehrt werden dürfte, und daß es sich bei dem Transfer der Grie¬ 
chen und Bulgaren um Flucht vor Gewalt gehandelt und der „Erfolg“ 
Griechenland in größte finanzielle Schwierigkeiten gestürzt habe, es in 
Europa anders als in Anatolien keine leeren Gebiete gebe und durch 
den Transfer der Nationalismus sowohl der Mehrheitsvölker als auch 
der entwurzelten Volksgruppen angeheizt werde. Dennoch könne man 
den Transfer für bestimmte Kategorien erwägen, wobei diejenigen 
Gruppen an die Spitze gestellt werden sollten, für deren Vertreibung 

am meisten spreche: 

1. Die nach Vertreibungen Angesiedelten, z. B. die von den Nazis in 

den Warthegau gebrachten Deutschen, 

2. deutsche Minderheiten in unterdrückten Ländern wie Jugoslawien 
(500 000 Deutsche), Polen (750 000) und der Tschechoslowakei, wo die 
Sudetendeutschen aber wegen ihrer Zahl eine Sonderrolle spielten. „Wo 
Heydrich und seinesgleichen geherrscht haben, dürfte kein deutsches 

Leben nach dem Kriege sicher sein.“ 

3. Deutsche in strategischen Annexionen. Die Erfahrung, daß solche 
Gebietserwerbungen nur bei einem gleichzeitigen I ransfer der deut¬ 
schen Bevölkerung militärischen Wert besitzen, sollte eher Anlaß zur 

Reduktion der Gebietsansprüche geben. 

4. Deutsche Minderheiten anderswo. Die Existenz von Konfödera¬ 
tionen sollte aber die Furcht vor der Sprengwirkung dieser Gruppen 


186 Vermerke von Roberts vom 13.1. und (Ronald) vom 27.1.1943. FO 371/35363, 
U391/216/G. 


228 


Vom Molotov-Besuch in London 


mindern. Als letzte Alternative vor einem Transfer könne man an den 
Entzug der Staatsbürgerschaft denken. 

5. Nicht-deutsche Minderheiten. Deren Transfer sollte durch eth¬ 
nisch gerechte Grenzen innerhalb der Konföderationen und durch To¬ 
leranz aufgrund von Reziprozität zu vermeiden sein. Kulturautonomie 

nach dem Vorbild Estlands sei für sic wahrscheinlich die beste Lö¬ 
sung. 187 

Im Falle Polens ging der .Foreign Research and Press Service' von 
der Aussiedlung der Volksdeutschen und der von den Nazis herange¬ 
schafften Neusiedler aus. Für die Annexion Ostpreußens, Danzigs und 
Oberschlesiens sprächen strategische und wirtschaftliche Gründe, die 
der .Foreign Research and Press Service* genauso sah wie die polnische 
Regierung in ihrem Memorandum vom 1. Dezember 1942. Der Transfer 
von zwei Millionen Ostpreußen dürfte nötig sein, wenn „Polen die vol¬ 
len strategischen Vorteile der Annexion gesichert werden sollten“. Im 
Falle Oberschlesiens und des Bezirks Allenstein könne die Zahl der 
Vertriebenen durch Option für Polen verringert werden. Schon die Aus¬ 
siedlung dieser Deutschen, deren Gesamtzahl der .Foreign Research and 
Press Service* auf mindestens 3 750 000 Personen veranschlagte, würde 
eine Operation erfordern, für die es in der Geschichte keinen Präze¬ 
denzfall gebe. Die Verfasser wandten sich gegen die Annexion Mittel¬ 
und Unterschlesiens, weil dann weitere drei Millionen ausgesiedelt wer¬ 
den müßten. Im Falle der Tschechoslowakei könnte die Zahl der Aus¬ 
gesiedelten durch die Abtretung der Zipfel von Friedland und Schluk- 
kenau und des Eger-Karlsbader Dreiecks um 700 000 verringert werden. 
Den 1 schechen dürfte es schwer fallen, die Deutschen besonders in der 
böhmischen Industrie zu ersetzen. Der Transfer wäre „ein gewaltsames 
und brutales Mittel“ (a violent and brutal expedient). 188 In seiner Kabi¬ 
nettsvorlage vom 8. März 1943 über „The Future of Germany“ empfahl 
Eden ebenfalls die Abtrennung Ostpreußens und Oberschlesiens von 
Deutschland. 189 Während Bogomolov im Februar 1943 - nach einem 
Aufenthalt in Moskau - den Umfang der polnischen Ansprüche auf 


187 Memorandum des .Foreign Research and Press Service' (John David Mabbott) 
vom 1.9.1942. FO 371/35261, U1292/58/72. Siehe auch DDP 1/3, 726-736. 

188 Memorandum des .Foreign Research and Press Service' vom 26.2.1943. Eden- 
da. — Auch bei einer Diskussion im .Foreign Research and Press Service' un¬ 
ter Toynbees Leitung plädierte Marshall für die Abtrennung Ostpreußens und 
den Transfer der dortigen Bevölkerung, aber gegen eine Zerstückelung Deutsch¬ 
lands. Protokoll vom 13.7.1943. FO 371/31500, U276/61/72. 

189 Kellenacker: Krieg zur Friedcnssichcrung 165. 
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deutsche Gebiete kritisiert hatte 190 , bekräftigte Majskij am 10. März die 
sowjetische Bereitschaft, den Polen Ostpreußen zu übertragen.' 91 

Diese Studie des ,Foreign Research and Press Service* und die Kabi¬ 
nettsvorlage waren fertiggestellt, als Eden im März 1943 mit der ameri¬ 
kanischen Führung über die Zukunft Europas sprach. Wie wir gesehen 
haben, informierte Strang den Chef der Europa-Abteilung des State 
Department über den Transfer-Beschluß des Kriegskabinetts vom Juli 
1942. Eden und Roosevelt stellten fest, daß sie beide Polen als Ent¬ 
schädigung für die erwarteten Verluste hinter der Curzon-Linie Ost¬ 
preußen und Teile Schlesiens zugestchen wollten, aus denen die „Preu¬ 
ßen“ nach dem Vorbild der Griechen aus Kleinasien ausgesiedelt wer¬ 
den sollten. 192 Indem Cadogan dem sowjetischen Botschafter sofort 
über Roosevelts Äußerung berichtete, gab er einen Verhandlungstrumpf 
aus den Händen. 193 Auch Majskij hörte von Eden, daß er keinen Wider¬ 
stand der Gruppe um Roosevelt gegen die Curzon-Linie erwarte, wenn 
Polen mit Ostpreußen und einem Teil Schlesiens kompensiert werde. 194 
Eden sprach sich im Juni 1943 dafür aus, daß Polen „Entschädigung in 
Ostpreußen, Danzig und Oberschlesien erhalten“ solle. 195 Im Foreign 
Office waren sich Wilson, Strang, Sargent, Cadogan und Eden im Juli 
einig, daß die Polen der Curzon-Linie eventuell bei Verbleib Lembergs 
bei Polen zustimmen müßten und Ostpreußen und Oberschlesien be¬ 
kommen sollten. 196 Nachdem Ende Juli Jan Karski, ein Abgesandter der 
polnischen Widerstandsbewegung, Roosevelt den deutschen Terror in 
Polen geschildert hatte, sprach sich Roosevelt erneut für die Übergabe 
Ostpreußens an Polen aus. Ein Teil der dortigen Bevölkerung könne 
nach der polnischen Machtübernahme polonisiert werden. Karski ant¬ 
wortete, daß die Polen „für einen kurzen Zeitraum, aber schrecklich, 
Terror gegenüber den deutschen Behörden und der zugewanderten 

190 Benes an Ficrlinger (am 16.2.1943 eingegangen). DHCSP I, Nr. 261. 

191 Eden über eine Besprechung mit Majskij an (dark Kcrr vom 10.3.1943. I'O 
371/36991, C1605/315/G. 

192 Eden über eine Besprechung mit Roosevelt an das Foreign Office am 16. und 
an Churchill am 17.3.1943. FO 371/36991, N1748/499/38 bzw. FO 371/ 
34568, C4133/258/55. Ein Auszug ist abgedruckt in: Polonsky: The Great Pow¬ 
ers Nr. 47. — Sherwood: Roosevelt and Hopkins 708. — Eden: The Reckoning 
372 f. 

193 Banker: Churchill and Eden 248. 

194 Majskij über Besprechungen mit Eden am 7. und 12.4. sowie an Molotov am 
3.5.1943. SSSR i germanskij vopros Nr. 44. 

195 Vermerk Ripkas über eine Besprechung Beness mit Eden am 22.6.1943. St'o- 
vitek: Velkä Britanie 163. 

196 Vermerke von Wilson, Strang, Sargent, Cadogan und Eden vom 29.6.-11.7. 
1943. Po/onsky: The Great Powers Nr. 61. 
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deutschen Bevölkerung ausüben werden, so daß diese Bevölkerung 
freiwillig und massenhaft das Territorium Polens verlassen wird.“ Roo- 
sevelt soll darauf geantwortet haben: „Das haben die Deutschen ver¬ 
dient.“ 197 Hüll erfuhr am 23. August 1943 von Eden, daß die britische 
Regierung der Ansicht sei, daß die Verhandlungen mit Stalin über die 
polnische und andere Fragen wesentlich erleichtert würden, wenn die 
Westmächte zur Anerkennung der sowjetischen Westgrenze von 1941 
bereit wären. Polen solle im Westen Danzig, Ostpreußen und Ober¬ 
schlesien erhalten und sich im Osten mit der Curzon-Linie unter Ein¬ 
schluß Lembergs zufrieden geben. 198 

Das Foreign Office hatte am 11. Januar 1943 auch das »Military Sub- 
Committee of the Reconstruction Secretariat <199 um eine Stellungnahme 
zu dem polnischen Memorandum vom 1. Dezember 1942 gebeten. 
Nach der Interpretation des Foreign Office forderte die Exilregierung 
nicht die Oder-Grenze, sondern könnte sich mit einem Sonderstatus 
wie der Entmilitarisierung bestimmter Gebiete östlich der Oder zufrie¬ 
den geben. Das »Military Sub-Committee* äußerte Zweifel an dieser In¬ 
terpretation, wobei es sich vor allem auf Passagen über die polnische 
Besetzung der Gebiete bis zur Oder und über die Verkürzung der pol¬ 
nisch-deutschen Grenze bezog. 200 Das Foreign Office wollte die Exilre¬ 
gierung nicht zu einer Präzisierung ihrer Forderungen drängen. Denn 
sie könne versucht sein, Maximalforderungen zu erheben, um sich ge¬ 
gen eine sehr ungünstige Entscheidung über die Ostgrenze abzusichern. 
Obwohl das Memorandum manche territorialen Fragen wohl absicht¬ 
lich offenhalte, könne das .Military Sub-Committee* davon ausgehen, 
daß die polnische Regierung neben der Annexion Oberschlesien die 
völlige militärische, wirtschaftliche und politische Kontrolle zumindest 
Pommerns bis zur Oder anstrebe, antwortete das Foreign Office. Ab¬ 
zuwarten sei, ob eine solche Kontrolle ohne die Abtretung Pommerns 
an Polen sicherzustellen sei. Jedenfalls scheine die polnische Regierung 
die völlige militärische Besetzung des Gebiets zu planen. Dadurch blie¬ 
be sehr wenig Land östlich der Oder unter deutscher Kontrolle. 201 


197 Wr^cshiski: Prusy Wschodnie 359 f. — Ciechanowski: Vergeblicher Sieg 188, 
hatte Roosevelt am 28.7.194.3 Jan Karski vorgestcllt. 

198 Memorandum Edens für Hüll vom 2.3.8.194.3. FO 371/34561, C10847/231/ 55. 

199 Dieses bestand hauptsächlich aus Vertretern der drei Waffengattungen und 
unterstand den Chiefs of Staff. KeHenackcr: Krieg zur Friedenssicherung 158. 

200 Das Military Sub-Committee (William van Cutsen) an das Foreign Office 
Ocbb) am 21.1.1943. FO 371/34560, C849/231/55. 

201 Foreign Office (Jebb) an Military Sub-Committee (van Cutsen) am 4.2.1943. 
Ebenda. 
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Seiner Stellungnahme vom 28. Juni 1943 legte das .Military Sub-Com¬ 
mittee* strategische und z. T. auch wirtschaftliche Argumente zugrunde 
und verzichtete ausdrücklich auf die Einbeziehung historischer und eth¬ 
nischer Gesichtspunkte. Es empfahl die Übergabe Ostpreußens, Dan¬ 
zigs, Oberschlesiens und von Teilen Hinterpommerns und der Mark 
Brandenburg an Polen, und zwar bis zu einer Linie westlich von Bcl- 
gard über Dramburg und dann entlang der Drage bis zur Netze. Einen 
Ausgleich durch die Verkürzung der Grenze durch die Übertragung ei¬ 
nes großen Teils der Provinz Posen an Deutschland lehnte das .Military 
Sub-Committee* ab, weil das deutsche Gebiet dann zu nah an die 
Weichsel reichen würde und diese Lösung Polen mit Gewalt aufge¬ 
zwungen werden müßte. Es schätzte die Bevölkerung der betroffenen 
Gebiete auf rund fünf Millionen und den Anteil der Deutschen auf 
4,5 Millionen Personen. Diese seien nach Deutschland zu transferieren, 
da sie andernfalls nach einigen Jahren wie die Sudetendeutschen im Jah¬ 
re 1938 den Anschluß an Deutschland suchen würden. Wegen seiner 
Bevölkerungsverluste müßte Deutschland die Vertriebenen absorbieren 
können. Wie schnell Polen diese ersetzen könne, werde davon abhän- 
gen, wieviele Polen aus den Gebieten östlich der künftigen polnischen 
Staatsgrenze umgesiedelt werden könnten. Außerdem rechnete das .Mi¬ 
litary Sub-Committee* mit der Rückwanderung von rund einer halben 
Million Polen aus dem Ruhrgebiet. Gegen die Annexion Niederschlesi¬ 
ens bzw. aller Gebiete bis zur Oder durch Polen spreche, daß in diesem 
Fall zusätzlich 3,5 bzw. drei Millionen Deutsche ausgesicdelt und durch 
Polen ersetzt werden müßten, was einer Nation von 20-25 Millionen 
schwer fallen dürfte. 202 Deshalb hatte sich das .Military Sub-Committee* 
auch gegen die Alternative des .Directors of Plans/War Office* entschie¬ 
den, der vorgcschlagen hatte, Polen Niederschlesien zu geben, aber 
nicht Teile Hinterpommerns und der Mark Brandenburg. 203 In dem 
Memorandum des .Military Sub-Committee* sahen das Central und das 
Northern Department eine gute Grundlage für Verhandlungen mit 
Amerikanern und Russen über die territoriale Entschädigung Polens im 
Westen für die Abtretung polnischer Gebiete an die Sowjetunion. Lord 
Hood überzeugten die Argumente gegen die Annexion Niederschlesiens 
nicht. Auf seinen Wunsch wurde das .Military Sub-Committee* gebeten, 
nach seiner Untersuchung der besten Verteidigungslinie Polens nun 
auch einen Vorschlag zu machen, wie die Grenze zu ziehen wäre, damit 

202 Memorandum des Military Sub-Committee (Admiral Roger Bellairs, W. E. van 
Cutsem, J. M. Spaight) vom 28.6.1943. FO 371/34560, C7553/231 /55. 

203 Military Sub-Committee (Roger M. Bellairs) an das Foreign Office (Jebb) am 
30.6.1943. Ebenda. 
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Polen „Preußen“ ständig bedrohen und einen Blitzfeldzug gegen Berlin 
unternehmen könne. 204 In diesem Fall wäre an Landkeile (salients) zu 
denken, von denen aus Polen Deutschland angreifen könne, antwortete 
das .Military Sub-Committee“. Meist sei jedoch die schwächere Macht 
eher an einer kurzen Grenze interessiert, die die Verteidigung er¬ 
leichtere. Und Deutschland werde auch in Zukunft Polen industriell 
und damit potentiell auch militärisch überlegen bleiben. Zudem könne 


Deutschland jede Grenze durch Bunker, Minenfelder u. ä. befestigen; 
zudem werde die Bedeutung der Luftwaffe wahrscheinlich zunehmen, 
so daß „offensive“ Grenzen entwertet würden. Auch Roberts hielt es 
für überflüssig und gefährlich, die Polen zu offensivem Denken zu er¬ 


mutigen. 205 

Die schärfste Kritik an dem Memorandum vom 28. Juni 1943 kam 
aus dem War Office. Die zuständigen Abteilungen der .Military Intelli¬ 
gence“ (MI 3 und MI 10) kritisierten dessen Grundkonzeption. Keine 
Grenze könne Polen schützen, wenn Deutschland die Wiederbewaff¬ 
nung erlaubt werde. Deshalb sollten strategische Argumente für die 
Grenzziehung eine untergeordnete Rolle spielen. Viel wichtiger seien 
historische, soziale und ethnische Gesichtspunkte. 


Wenn wir versuchen, die Welt nach strategischen Überlegungen neu zu ordnen, 
werden wir ziemlich sicher die Samen für einen weiteren Krieg setzen (If we are 
going to try to resettle the world on Strategie considerations, it is quite certain that 
we shall lay the seeds of another war). 


Das Resultat des Transfers von 4,5 Millionen Deutschen wäre ein noch 
dichter besiedeltes Deutschland „als Nachbar eines spärlich besiedelten 
- und wahrscheinlich ineffizient verwalteten - Polen, was ein potenti¬ 
eller Faktor für einen weiteren Krieg wäre“. Der ,Director of Military 
Intelligence“ faßte zusammen: In erster Linie wirtschaftliche und in 
zweiter ethnische Gesichtspunkte sollten die Grenzziehung bestimmen. 
Der strategische Vorteil der Annexion Pommerns und Oberschlesiens 
„wird wahrscheinlich durch die latente Feindschaft, die ein solcher 
Transfer hervorrufen würde, ausgeglichen, wenn nicht übertroffen“. 
Werde Deutschland in kleinere Staaten aufgeteilt, könne man auf stra¬ 
tegische Grenzen verzichten. 


What is our aim in the post-war world? To put certain powers in strategically 
strong positions or to get all men to live in peacc with their ncighbours? If it be 


204 Vermerke von Allen, Harrison, Hood und anderen vom 12.—24.7. und Jebb an 
Bellairs am 29.7.1943. Ebenda. 

205 Military Sub-Committce (Bellairs) an das Foreign Office (Jebb) am 9.8.1943. 
FO 371/34561, C9308/231/55. 
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thc latter, then the first, and a long way the first, considcration must be economic 
and to somc cxtent ethnographical [...]. The present paper will produce in Ger- 
many a feeling of bittcrness, unfair trcatment, hatred etc., and sow the seeds of 
another war. 206 

Der .Director of Military Operations' schloß sich dieser Bewertung des 
Memorandums an. 207 Roberts wies die Kritik des War Office zurück. 
Rußland und Großbritannien seien sich einig, daß ein nach Westen ver¬ 
lagertes Polen ein stärkerer Staat wäre. Seine Zukunft könne nicht ohne 
Rücksicht auf die vertraglichen und moralischen Verpflichtungen 
Großbritanniens gegenüber Polen und die praktischen Notwendigkeiten 
behandelt werden. Andernfalls werde Nachkriegspolen dem General¬ 
gouvernement ähneln. Das Foreign Office bestand auf dem Vorrang 
des „strategischen Aspekts“ 208 , äußerte aber Zweifel, ob auch Teile Hin¬ 
terpommerns und Brandenburgs von Deutschland abgetrennt werden 
sollten, zumal die polnische Regierung diese Forderung gar nicht erho¬ 
ben habe. 209 


Die polnische Frage 

auf der Moskauer Außenministerkonferenz 


Roosevclt. und Churchill wollten dem Treffen der Außenminister im 
Moskau nur einen „Erkundungscharakter“ geben und Entscheidungen 
den Staatschefs Vorbehalten, während Stalin schon von den Außenmini¬ 
stern Resultate erwartete. 210 Wie Majskij Eden und Winant erläuterte, 
ging es der Sowjetführung um eine definitive Entscheidung über ihre 
Westgrenze. Zwar warnte Eden den sowjetischen Botschafter, von der 
bevorstehenden Konferenz zuviel zu erhoffen, doch könnte es dem bri¬ 
tischen und sogar dem amerikanischen Vertreter möglich sein, „unser 
Verständnis für die Besorgnisse der sowjetischen Regierung um die Si¬ 
cherheit ihrer Westgrenzen deutlich zu machen“. 211 Am 9. September 
1943 stellte Eden deshalb dem polnischen Ministerpräsidenten eine „in- 

206 Stellungnahme War Office vom 27.9.1943. FO 371/34562, C12044/231 /55. 

207 Ebenda. 

208 Vermerk von Roberts vom 22.10.1943 und Foreign Office (Hood) an das 
P.FI.P.-Committee am 30.10.1943. Ebenda. 

209 Jebb an das Sub-Committee des Post-Hostilities Planning Staff (G. W. G. 
Walker) am 11.10.1943. FO 371/ 34561, CI 1491/231/55. 

210 FRUS 1943, I, 513 f. 

211 Eden an Clark-Kerr am 2.9.1943. FO 371/37028, N5083/66/G. 
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diskrete Frage“: Könnte Mikoiajczyk sich mit der Curzon-Linie zufrie¬ 
dengeben, wenn Polen Ostpreußen, Danzig, einen wesentlichen Teil 
Schlesiens und auch Lemberg erhalte? Mikoiajczyk entgegnete, daß Po¬ 
len auf Wilna ebensowenig verzichten könne wie auf Lemberg. Zudem 
könne keine polnische Exilregierung die Verantwortung für territoriale 
Konzessionen übernehmen. 212 

Vor dem ,Nationalrat' erkannte Außenminister Römer am 13. Sep¬ 
tember 1943 an, daß bei Kriegsende über die künftigen Grenzen Polens 
entschieden werden müsse, jedoch in der Gesamtheit, nicht „stückweise 
und vorzeitig“. Keine polnische Regierung könne aber und schon gar 
nicht im Exil vom Grundsatz der Integrität des polnischen Territoriums 
abgehen. Mit diesen beiden widersprüchlichen Aussagen wollte es der 
Außenminister anscheinend sowohl den Großmächten als auch seinen 
polnischen Zuhörern recht machen, von denen jedoch einige, wie Grab¬ 
ski, der Vorsitzende des Nationalrats, und der Gesandte Kulski, inzwi¬ 
schen doch zu territorialen Kompensationen bereit waren. Mit Vorsicht 
und etwas Zeit konnten auch nach Retingers Meinung die polnische Re¬ 
gierung und Bevölkerung dahin gebracht werden, auf die Ostmarken zu 
verzichten, wenn wenigstens Lemberg und Wilna der Republik erhalten 
blieben. 213 Eden nahm daraufhin am 5. Oktober zwar die Forderung 
nach Wilna in sein Verhandlungskonzept für die Moskauer Konferenz 
auf, wollte aber auf diese Stadt verzichten, wenn die Sowjets bei Lem¬ 
berg einlenkten, zumal bei einer Grenzziehung an der Curzon-Linie der 
Einschluß Wilnas in das neue Polen kaum zu verwirklichen war. Die 
Polen seien mit Ostpreußen, Danzig und einem Teil Schlesiens mit 
„dem sich daraus ergebenden Transfer deutscher Bevölkerung“ zu ent¬ 
schädigen. 214 Wenn die Sowjetunion Weißrußland erhalte, sei es eine 
„geographische Unmöglichkeit“, den Wilnaer Keil bei Polen zu belas¬ 
sen, meinte auch Toynbee. Bekomme Polen Ostpreußen oder einen Teil 


212 Vermerk Raczynskis über eine Besprechung zwischen Eden und Mikoiajczyk 
vom 9.9. und Vermerk Aliens vom 10.9.1943. DPSR II, Nr. 34 und FO 371/ 
34561, C10409/231/55. 

213 Vermerk von Roberts vom 23.9.1943. Ebenda, C11633. — Rede Römers vor 
dem ,Nationalrat 1 am 10.9.1943. DPSR II, Nr. 37. — Rac^ynski: W sojuszni- 
czym Londynie 206. — Zu denjenigen, die zu territorialen Konzessionen an 
die Sowjetunion bereit waren, zählten auch Arka Bozek, vor dem Kriege Re¬ 
präsentant der Polen in Deutschland, und General Lucjan Zeligowski. Winie- 
wic% Co pamiijtam 296. 

214 Memorandum Edens vom 5.10.1943. FO 371/36992, N6004/499/38. — Me¬ 
morandum Edens vom 27.9.1943. CAB 66/41, W.P. 421. — War Cabinet 
Conclusions vom 5.10.1943. CAB 65/40. 


Vom Molotov-Besuch in London 


235 


davon, könne die polnische Bevölkerung Wilnas die deutsche in Ost¬ 
preußen ersetzen. 215 

Die britische Regierung wußte allerdings ebenso wie die polnische, 
daß Hüll nicht zu Gesprächen über territoriale Veränderungen bereit 
war. Harriman bestätigte jedoch, was Eden schon von Hopkins erfah¬ 
ren hatte: lloosevelt habe die Absicht, beim Treffen der Regierungs¬ 
chefs Stalin selbst mitzuteilen, daß er die sowjetischen Westgrenzen 
von 1941 akzeptiere und ebenso wie Eden auf einen sowjetischen Ver¬ 
zicht auf Lemberg hoffe. 216 Ohne amerikanische Rückendeckung konn¬ 
te sich Eden nach den Erfahrungen von 1942, als die USA den Ab¬ 
schluß eines britisch-sowjetischen Vertrages mit territorialen Klauseln 
verhinderten, aber in Moskau nicht fcstlegen, zumal er befürchtete, daß 
die Polen die Meinungsunterschiede zwischen Hüll und ihm in der ame¬ 
rikanischen Vorwahlzeit ausnützen könnten. 217 

Der Handlungsspielraum der Exilregierung war durch Erklärungen 
der Heimatvertretung und der wichtigsten polnischen Organisationen in 
den USA eingeschränkt. Die vier Parteien hatten sich am 15. August 
1943 auf ein gemeinsames Minimalprogramm geeinigt, in dem sie zwar 
einen Gebietszuwachs im Norden und Westen, zugleich aber die Inte¬ 
grität der Ostgrenze verlangten. 218 Die Amerika-Polen hatten ihre Er¬ 
klärung verabschiedet, nachdem sie den Bericht eines Vertreters der 
polnischen Widerstandsbewegung über die Kämpfe und Opfer in der 
Heimat angehört hatten. Auch sie bestanden auf der Ausdehnung nach 
Westen bei Unverletzlichkeit der Ostgrenze. 219 In ihrer Stellungnahme 
zur geplanten Außenminister-Konferenz schrieb die Exilregierung, die 
sowjetischen Äußerungen zugunsten einer Westverschiebung schlössen 
nicht die Möglichkeit aus, daß die Sowjetunion ganz Polen zu unterwer¬ 
fen und als Sprungbrett für ihre Hegemonie in Mitteleuropa und auf 
dem Balkan zu benutzen beabsichtige. Die Exilregierung wollte die Be¬ 
handlung der Frage der Ostgrenze auf einen späteren Zeitpunkt ver¬ 
schieben, aber schon damals mit den Briten über eine polnische Teil¬ 
nahme an der Besetzung Deutschlands sprechen. Polnische Behörden 
und Truppen sollten die der Republik zugedachten deutschen Gebiete 

215 Vermerk Toynbees vom 26.2.1944. FO 371/39457, C2375/140/55. 

216 Cadogan an das Foreign Office am 13.9.1943. FO 800/408. — Vermerk Cie- 

chanowskis über eine Besprechung mit Hüll vom 13.9.1943. DPSR II, Nr. 36. 

— Ciecbatiowski: Vergeblicher Sieg 213 ff. — Vermerk über eine Besprechung 

zwischen Roosevelt, IIull und Welles vom 5.10.1943. Polonsky: Great Powers 

Nr. 72. — Hüll: Memoirs 1265 f. 

217 Memorandum Edens vom 5.10.1943. FO 371/36992, N6004/499/38. 

218 Erklärung des KRP vom 15.8.1943. AK III, Nr. 477 und DPSR II, Nr. 27. 

219 Erklärung vom 17.8.1943. FO 371/34562, C11657/231/55. 
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übernehmen. Außerdem sollte Polen an der alliierten Besetzung deut¬ 
scher Regionen beteiligt werden, die für seine Sicherheit von Bedeutung 
seien. Die westlichen Alliierten sollten die Unabhängigkeit und Integri¬ 
tät der „polnischen Gebiete“ (Polish lands) und die Sicherheit seiner 
Bewohner durch die Entsendung von Militäreinheiten garantieren. 220 

Die britischen und polnischen Positionen waren unvereinbar. Nach 
polnischer Ansicht sollten die diplomatischen Beziehungen zur Sowjet¬ 
union sofort aufgenommen und über die militärische Zusammenarbeit 
verhandelt, die Grenzfragen aber vertagt werden, nach britischer Mei¬ 
nung mußte die Entscheidung über die polnisch-sowjetische Grenze 
der Wiederherstellung der diplomatischen Beziehungen und dem Ab¬ 
kommen über die Zusammenarbeit zwischen Heimatarmee und Roter 
Armee vorangehen. Die Forderung der polnischen Regierung, ihr die 
Verwaltung der befreiten Gebiete zu übertragen - und zwar wahrschein¬ 
lich durch die Sowjets — und die Ablehnung jeder Grenzkorrektur paßten 
nicht zusammen. Seinen polnischen Gesprächspartnern verhehlte Eden 
nicht seine „Überraschung, sogar Enttäuschung“ über diese Position. 
Es sei nicht möglich, einerseits auf der Ostgrenze zu bestehen und an¬ 
dererseits Ostpreußen und „wertvolle Teile Oberschlesiens“ zu erwer¬ 
ben. 221 Im Foreign Office drückte er sich drastischer aus: 

Ihis paper [das polnische Memorandum] seems to me to have been written in a 
Polish cloud cuckoo land. If the Polcs persist in this utter lack of realism, there 
will be no Poland after the war and we will be powerless to prevent this misfortu- 
ne. I hope that in my absence Department will try to bring poor Poles to earth, 
tho’ it is hard earth, I admit. 222 

Eden scheint aber Mikolajczyks vorsichtigen Vorschlag eines Groß- 
mächte-Diktats nicht verstanden zu haben. Dieser hatte nämlich die 
Befürchtung geäußert, daß die Sowjets nach dem Erreichen polnischen 
Bodens eine Marionettenregierung installieren könnten und gefragt: 
„And therefore 1 put this question to you and America: do you consider 
it possible to guarantee our territory and our full political indepen- 
dence, and if so, under what circumstances?“ 223 Dem Verzicht auf die 
Ostmarken könne die Annexion ganz Polens als 17. Sowjetrepublik fol¬ 
gen ebenso wie auf die Abtretung der Sudetengebiete die Errichtung 

220 Memorandum der polnischen Regierung vom 5.10.1943. Ebenda. 

221 Protokoll der Besprechung zwischen Mikolajczyk und Eden vom 5.10.1943. 
DPSR II, Nr. 41. 

222 Vermerk Edens vom 9.10.1943. FO 371/34562, CI 1657/231/55. 

223 Protokoll der Besprechung zwischen Mikolajczyk und Eden vom 5.10.1943. 
DPSR II, Nr. 41. — Eden an O’Mallcy am 6.10.1943. Polonsky: Great Powers, 
Nr. 73. 


Vom Molotov-Besuch in London 


237 


des „Protektorats Böhmen und Mähren“, sagte Raczynski. Er behaup¬ 
tete, nur für sich selbst zu sprechen, dürfte aber wohl auch Mikolaj- 
czyks Ansicht wiedergegeben haben, als er eine gewaltsame Entschei¬ 
dung der Großmächte über die polnisch-sowjetische Grenze empfahl: 
„But such violence ought to be open and above board and accompa- 
nied by firm international guarantees for the protection of Poland 
against the repetition of the post-Munich procedure.“ Wegen der wirt¬ 
schaftlichen Bedeutung der Ostmarken wären allerdings weitreichende 
territoriale Konzessionen ein zu großes Opfer für Polen. Roberts sah 
die Lösung in der vom Foreign Office vorgeschlagenen Grenzregelung 
und einem britisch-sowjetisch-polnisch-tschechoslowakischen Abkom¬ 
mens, und Eden gab ihm recht. 224 Churchill empfahl Eden, die Polen 
als Ausgleich für „Gewinne in Ostpreußen und Schlesien“ zu einer Ei¬ 
nigung mit den Russen zu überreden. 225 

Das Kriegskabinett nahm Edens Vorschläge für die Verhandlungen 
in Moskau am 8. Oktober zustimmend zur Kenntnis, konnte sich aber 
nicht zu einem Diktat der Großmächte entschließen. Churchill sprach 
sich dafür aus, die Polen zur Aufgabe der Ostmarken zu drängen, aber 
nicht zu zwingen. In seinen „Notes“ für die Außenminister-Konferenz 
schrieb er, daß Großbritannien zur Kenntnis nehme, daß die Sowjet¬ 
union die Atlantik-Charta auf der Basis ihrer Grenzen vom 22. Juni 
1941 angenommen habe und: „We should welcome any agreement bet- 
ween Poland and Russia whicli while securing a strong and independent 
Poland, afforded to Russia the security necessary to her Western fron- 
tiers.“ Endgültige Entscheidungen über die Übertragung von Territori¬ 
en könnten aber erst auf der Friedenskonferenz fallen, und zwar unter 
angemessener Berücksichtigung der Interessen der betroffenen Bevöl¬ 
kerungen - ein Satz, der nach den Vorentscheidungen über die sowjeti¬ 
schen, polnischen und tschechoslowakischen Westgrenzen kaum ernst 
zu nehmen ist. 226 

In Moskau sprachen sich Eden und Hüll am 29. Oktober 1943 für 
die Wiederaufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen ihren 
sowjetischen und polnischen Verbündeten aus. Molotov fragte Eden, 
ob er „das Mittel mitgebracht habe“, um Bewegung in die Angelegen- 

224 Eden über eine Besprechung mit Raczynski an O’Malley am 7.10. sowie Ver¬ 
merke von Roberts und Eden vom 9. und 10.10.1943. FO 371/34562, 
CI 1657/231/55. — Mitkiewic% W najwyzszym sztabie 117. 

225 Am 6.10.1943. Gilbert: Winston S. Churchill VII, 519. 

226 War Cabinet Conclusions vom 8.10.1943. FO 371/36992, N6004/499/38. — 
Notes (Vermerk) von Churchill für Eden vom 11.10.1943. CAB 66/41, W.P. 
447. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 2, 644. 
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heit zu bringen, doch Eden mußte passen, da nicht nur die polnische 
Regierung, sondern auch Hüll jegliche Diskussion über die polnischen 
Ostgebiete abgelehnt hatte. In bezug auf Ostpreußen glaubte Hüll 
„Einmütigkeit“ feststellen zu können. 227 Denn die US-Delegation war 
mit den Empfehlungen des .Departmental Committee on Germany* des 
State Department gekommen: Ostpreußen und Danzig sollten an Polen 
übertragen werden, verbunden mit „der Zwangsmigration aller Deut¬ 
schen unter internationaler Aufsicht“ ebenso wie „ein Teil Oberschlesi¬ 
ens, der das deutsche Industriegebiet und ein von einer polnischsprachi- 
gcn Mehrheit bewohntes Hinterland umfaßt“. Dagegen sollte die US- 
Delegation den „polnischen Anspruch auf Gebiete in Pommern, Bran¬ 
denburg und dem restlichen Schlesien als Kompensation für mögliche 
Verluste an Rußland im Osten“ nicht unterstützen. 228 „Ostpreußen soll¬ 
te abgetrennt und alle gefährlichen Elemente der Bevölkerung sollten 
mit Zwang entfernt werden“, hatte Roosevelt zu Hüll vor dessen Abrei¬ 
se gesagt. 229 

Mikolajczyk fragte Eden am 12. November 1943, wie Großbritanni¬ 
en sich die Übernahme der Verwaltung der befreiten Gebiete durch die 
legale Regierung, wie es die Resolution der Konferenz Iloosevelts mit 
Churchill in Quebec (Mitte August 1943) vorgesehen hatte, im polni¬ 
schen Falle vorstelle. Eden antwortete, daß er in Moskau „ziemlich 
hilflos“ gewesen sei, weil die polnische Regierung ihm nicht erlaubt ha¬ 
be, über die Territorialfragen im Sinn einer Kompensation zu verhan¬ 
deln, durch die Polen „Ostpreußen, Oberschlesien, Danzig und Pom¬ 
mern“ bekommen würde. 230 Mikolajczyk war enttäuscht, daß Eden ihn 
nicht mit „harten und schwierigen Vorschlägen“ unter Druck gesetzt 
hatte. Zwar könne die polnische Regierung nicht selbst die Amputation 
ihres Landes Vorschlägen, sich jedoch britischem Druck beugen. Weni¬ 
ge Tage darauf übergab Raczynski Eden ein weiteres Memorandum, in 
dem die polnische Konzessionsbereitschaft angedeutet wurde: Die pol- 

227 DPSR II, Anmerkung 47. — Ciechanowski: Vergeblicher Sieg 236f. — Harri- 
rnnn: Special Envoy 243 f. — Protokoll der Außenministerkonferenz vom 25. 
und 29.10.1943. FRUS 1943, I, 629ff. und Moskovskaja konfereneija 252ff. — 
Harriman an Roosevelt am 4.11.1943. FRUS, Teheran, 152 ff. 

228 Empfehlungen des .Departmental Committee on Germany' vom 22./23.9. 
1943. DDP 1/4, 551-559. 

229 Vermerk über eine Besprechung Iloosevelts mit Mull und anderen am 5.10. 
1943. DDP 1/4, 583 f. 

230 Vermerk über eine Besprechung zwischen Mikolajczyk und Eden vom 12.11. 
1943. DPSR II, Nr. 47 und FO 371/34562, CI3543/231/55. — Memorandum 
der polnischen Regierung vom 16.11.1943. DPSR II, Nr. 51 und FRUS 1943, 
III, 381 ff. 
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nische Regierung könne sich solange nicht in eine Diskussion über ter¬ 
ritoriale Konzessionen einlassen, wie effektive Garantien Großbritanni¬ 
ens und der USA für die Unabhängigkeit und Sicherheit Polens fehlten. 
Danach erklärte die Regierung jedoch: In der Übergabe Ostpreußens, 
Oppeln-Schlesiens, Danzigs und der Verkürzung der Westgrenze sehe 
die polnische Regierung keine Kompensation für die Ostgebiete. Viel¬ 
mehr diene diese der Stabilität eines künftigen Friedens, der Entwaff¬ 
nung Deutschlands und der Sicherheit Polens. Raczynski wies jedoch 
darauf hin, daß dieses Memorandum nicht Mikolajczyks „letztes Wort“ 
sei. „Privat“ sagte er am 17. November, daß die Exilregierung nicht 
selbst territoriale Konzessionen empfehlen, sich jedoch einem ausdrück¬ 
lichen Verlangen ihrer anglo-amerikanischen Freunde unter der Voraus¬ 
setzung der im Memorandum genannten Garantien fügen könne. 231 

Daraufhin informierte Eden sowohl das Kabinett als auch den so¬ 
wjetischen Botschafter, daß die polnische Regierung es begrüßen könn¬ 
te, wenn ihre Freunde Polen eine territoriale Regelung aufzwingen wür¬ 
den. Allerdings vermied er es, die polnische Gegenforderung nach einer 
Garantie zu erwähnen und zwar auch, als er von Raczynski „freie Hand" 
für die Verhandlungen in Teheran verlangte. Von der Exilregierung er¬ 
warte er zwar keine formelle Zustimmung zu territorialen Konzessio¬ 
nen, die die Voraussetzung für die Wiederaufnahme der diplomatischen 
Beziehungen zu Rußland seien, „sondern, daß sie keine Schwierigkeiten 
mache, welche Lösung er auch immer für sie erreichen könne“. 232 Der 
polnische Regierungschef gab seine Zustimmung zu Sondierungen über 
die Gesamtheit der polnisch-sowjetischen Beziehungen, inklusive der 
Frage der Ostgrenze. Über die Grenzen im Norden und Westen müsse 
jedoch auch gesprochen werden. Über das Ergebnis könne die Regie¬ 
rung aber nur nach Beratung mit der Widerstandsbewegung entschei¬ 
den. 233 


231 Vermerk Strangs über eine Besprechung mit Raczynski am 12.11., Memoran¬ 
dum der Polnischen Botschaft vom 16.11. und Eden über eine Besprechung 
mit Raczynski am 17.11.1943. FO 371/34562, C13615, 13642/231/55 und 
DPSR II, Nr. 51. — Eden: The Reckoning 421. — Harvey 322 (17.11.1943). 

232 War Cabinct Conclusions vom 17.11.1943. CAB 65/36. — Anmerkung zu 
DPSR II, Nr. 51. — Raczynski: W sojuszniczym Londynie 212ff. — FIull an 
Roosevelt am 23.11.1943. DPSR II, Nr. 56. — Hui/: Memoirs 1315f. — Cie - 
chanowski: Vergeblicher Sieg 240. — Mikolajcsyk: The Pattern of Soviet Domi- 
nation 46. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 2, 646 f. 

233 Vermerk Raczynskis über eine Besprechung zwischen Mikolajczyk und Eden 
vom 22.11.1943. DPSR II, Nr. 55 und Polonsky: The Great Powers Nr. 76. 
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Die Entscheidung von Teheran 
und die polnische Reaktion 

Edens Verhandlungskonzept für Teheran sah folgende Lösung vor: Für 
die Hinnahme der Curzon-Linie sollten die Sowjetunion und Großbri¬ 
tannien, wenn möglich auch die USA den Polen eindeutig zusichern, 
daß sie als Kompensation Ostpreußen, Danzig und den Bezirk Oppeln 
erhalten. Als Gegenleistung sichere die Sowjetunion außerdem zu, die 
diplomatischen Beziehungen sofort aufzunehmen und der polnischen 
Regierung die Rückkehr in die Heimat, die Beteiligung an der Verwal¬ 
tung des Landes, frühe freie Wahlen und den Beitritt zum tschechoslo¬ 
wakisch-sowjetischen Vertrag zu ermöglichen. Den Russen müsse deut¬ 
lich gemacht werden, daß jeder Fehlschlag, eine vernünftige Lösung zu 
erreichen, sich zu einer „tropfenden Wunde in den anglo-sowjetischen 
Beziehungen“ entwickeln müßte. Auf den sowjetischen Wunsch nach 
einer Regierungsumbildung könne man nicht eingehen. Denn einerseits 
sei die Aufnahme von Vertretern des ,Polnischen Patriotenverbandes“ 
überflüssig, da die Sowjets sie fallen lassen dürften, wenn die Exilregie¬ 
rung die Curzon-Linie annehmen würde. Die polnische Regierung habe 
.München“ als abschreckendes Beispiel vor Augen. Andererseits sei 
Großbritannien seinem guten Namen und den Polen schuldig, die Un¬ 
terschiede zum Münchener Abkommen „kristallklar“ zu machen. Er¬ 
stens erhielten die Polen für die Verluste im Osten ausreichende Kom¬ 
pensationen im Westen. Zweitens sollten sie eine effektive an Stelle ei¬ 
ner unwirksamen Garantie ihrer Sicherheit bekommen. Allgemeine De¬ 
klarationen dürften nicht genügen. 23,1 

Anstatt sich das Versprechen, auf die Polen in der Frage der Gren¬ 
zen Druck auszuüben, entsprechend Edens Konzept vom 22. Novem¬ 
ber 1943 durch sowjetische Gegenleistungen honorieren zu lassen, ließ 
sich Churchill auf der Konferenz von Teheran auf eine Isolierung der 
Territorialfragen ein. In Roosevelts Abwesenheit benutzte er eine Äu¬ 
ßerung Stalins über die Ausdehnung Polens bis zur Oder 235 als Einstieg 
in die Diskussion über die polnische Frage. Zwar hätten weder Roose- 
vclt noch er selbst von ihren Parlamenten eine Ermächtigung zu kon¬ 
kreten Entscheidungen, doch könnten sie sich mit Stalin auf eine Lö¬ 
sung verständigen und diese anschließend den Polen aufdrängen. Deren 
Kern beschrieb er mit bildhaften Vergleichen. Wie Soldaten sollten die 

234 Memorandum Edens vom 22.11.1943. CAB 66/43, W.P. 528. Auszugsweise ab¬ 
gedruckt in: Po/onsky: The Great Powers Nr. 77. — Eden: The Reckoning 421 f. 

235 Nach Sokorski: Tarnte lata 144f., hatte Stalin Wasilewska und Berling damals 
sogar schon eine Grenze an der Oder und Lausitzer Neiße zugesagt. 
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Polen „zwei Schritte links aufschließen“ (soldiers taking two Steps left 
close), auch wenn sie dabei den Deutschen auf die Zehen träten. Mit 
Streichhölzern, die Rußland, Polen und Deutschland darstellen sollten, 
demonstrierte er, wie Polen nach Westen verschoben werden sollte. 236 
Am 30. November kündigte Hopkins, den Roosevelt an Mulls Stelle mit 
nach Teheran genommen hatte, seinen Kollegen an, daß der Präsident 
Stalin über seine Zustimmung zu dieser Lösung informieren werde, und 
machte nach der verschleiernden Darstellung des britischen Protokolls 
unmittelbar darauf „ein paar Bemerkungen über die amerikanischen 
Wahlen“. Am folgenden Tag erklärte sich Roosevelt in einem persönli¬ 
chen Gespräch mit Stalin mit der Westverschiebung Polens „sogar bis 
zur Oder“ einverstanden, zu der er sich allerdings wegen der sechs bis 
sieben Millionen Wähler polnischer Herkunft vor den Wahlen von 1944 
noch nicht offen bekennen könne. 237 

In der folgenden Plenarsitzung am 1. Dezember 1943 hielt sich Roo¬ 
sevelt zurück. Edens Versuch, Polen wenigstens Lemberg zu sichern, 
wurde von Stalin mit dem Hinweis auf den Text der Note Lord Cur- 
zons vom Juli 1920 zurückgewiesen und auch von Churchill nicht un¬ 
terstützt. Dieser versprach vielmehr, die Exilregierung zur Annahme 
der Curzon-Linic gegen die Zusage zu drängen, Polen bis zur Oder aus¬ 
zudehnen und ihm Ostpreußen sowie die Provinz Oppeln zu geben, 
wobei „eine Entwirrung der Bevölkerung an einigen Stellen“ (disen- 
tanglement of population at somc points) nötig sein könnten. Damit 
war Stalin unter der Voraussetzung einverstanden, daß die Sowjetunion 
den nördlichen Teil Ostpreußens mit Memel - und Königsberg - er¬ 
halte. Der britische Premierminister nannte die Kompensation „einen 
fairen Handel“, durch den Polen zu einem großen Industriestaat werde. 
Falls die Polen ihn nicht akzeptierten, sei ihnen nicht zu helfen. Diese 
konnten jedoch die Westverschiebung nur hinnehmen, wenn sie gleich¬ 
zeitig Garantien für die Unabhängigkeit und Sicherheit des neuen pol¬ 
nischen Staates bekamen. Nach Churchills Meinung konnte man erst 
nach der Unterwerfung unter den Großmächte-Schiedsspruch an die 

236 Protokoll der Plenarsitzungen am 28.11. und 1.12.1943. FRUS 1943, III, 
590 ff. Siehe auch DDP 1/4, 658-670. — Tegcran, Jalta, Potsdam 99 f. Siehe 
auch DPSR II, Nr. 58. — Protokoll der Besprechung zwischen Churchill und 
Stalin am 28.11.1943. CAB 66/45. 

237 Protokoll der Außenminister-Besprechung vom 30.11.1943. CAB 66/45 und 
FRUS, Teheran, 568 ff. — Protokoll Böhlens von der Besprechung zwischen 
Roosevelt und Stalin vom 1.12.1943. FRUS III, 594ff. Siehe auch DPSR II, 
Nr. 59 — Sherwood: Roosevelt and Hopkins 780 f. — Lukas: The Strange Allies 
3. — Grudsptiski: Przyszlosc Europy 132. — Mastny: Soviet War Aims 501 f. 
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Frage der Wiederherstellung der diplomatischen Beziehungen gehen. 238 
Den Teheraner Verhandlungsstand gibt ein Memorandum Majskijs für 
Molotov wieder. Ziel sowjetischer Politik sei „ein unabhängiges und le¬ 
bensfähiges“, aber nicht „allzu großes und starkes Polens“, formulierte 
Majskij nach der Konferenz in Teheran. Im Osten dürfe Polen nicht 
über die Grenze von 1941 oder die Curzon-Linie hinausreichen, im Nor¬ 
den ganz oder „besser, einen Teil“ Ostpreußens und „bestimmte [izvest- 
nyej Teile Schlesiens, aber mit der Aussiedlung der Deutschen von dort“ 
erhalten. 239 


238 Protokoll der Plenarsitzung vom 1.12.1943. CAB 66/45. — FRUS, Teheran, 
596 ff. — Tegeran, Jalta, Potsdam 90-96. — Siehe auch DPSR II, Nr. 61. — 
Eden: The Reckoning 428. — Gilbert: Winston S. Churchill VII, 588-593. 

239 Memorandum Majskijs vom 11.1.1944. Abgedruckt in: Istotnik 1995, Heft 4, 
124-144. 
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Das britische ,Interdepartmental Committee 
on the Transfer of German Populations* 

Am 27. September 1943 legte Eden dem Kriegskabinett ein Memoran¬ 
dum über die „Zukunft Deutschlands“ vor, das auch folgende Punkte 
enthielt: „Restoration of Czechoslovakia, possibly with minor agreed 
frontier rectifications in the Eger triangle“, ,,b) the cession to Poland of 
East Prussia, Danzig and considerablc arcas of Silesia, including the 
Oppeln district, and consequent transfer of German populations.“ 

Das Kriegskabinett bevollmächtigte Eden am 8. Oktober, auf der 
Moskauer Außenministerkonferenz vom 19.-30. Oktober 1943 die Hal¬ 
tung der USA und der Sowjetunion zu einer Kompensation Polens für 
die Gebiete östlich der Curzon-Linie auf deutsche Kosten einschließlich 
der erforderlichen Bevölkerungsverschiebungen zu sondieren. 1 Das Ka¬ 
binett hatte Edens Memorandum verabschiedet, obwohl Playfair, der 
Vertreter des Schatzamts im ,Post-Hostilities Planning Sub-Committee‘ 
des Kriegskabinetts, zu dem das ,Military Sub-Committcc‘ unter Vorsitz 
von Gladwyn Jebb, des Leiters des ,Economic and Reconstruction De¬ 
partment* des Foreign Office erweitert worden war 2 , inzwischen massi¬ 
ve wirtschaftliche Bedenken geäußert hatte. Polen werde die Ersetzung 
der deutschen landwirtschaftlichen Bevölkerung leicht, der industriellen 
und Stadtbevölkerung dagegen schwer fallen, doch wögen diese Proble¬ 
me noch leicht im Vergleich zu den Schwierigkeiten, die Vertriebenen 
aus den deutschen Ostgebieten und eventuell anderen Staaten des östli¬ 
chen Europa unterzubringen, besonders deren bäuerlichen Teil, der 
wohl „bemerkenswert geringe Aussichten auf eine baldige Beschäfti¬ 
gung in einem verkleinerten und besiegten Deutschland haben“ dürfte. 
Erst wenn eine Expertengruppe die Aufnahmekapazität Deutschlands 
untersucht habe, könne entschieden werden, ob das Schema beibehal- 

1 Memorandum Edens vom 27.9. und War Cabinet Conclusions vom 8.10.1943. 

FO 371/36992, N6004/499/38. 

2 Kettenacker: Krieg zur Friedenssicherung 158. 
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ten werden könne oder ob nicht ein Teil der deutschen Bevölkerung in 
seiner Heimat bleiben oder ob nur kleinere Gebiete von Deutschland 
abgetrennt werden sollten. Allen, Central Department, schloß aus die¬ 
ser Stellungnahme, daß „wirtschaftliche und sonstige Hilfe“ nötig wer¬ 
den könne, um Deutschland in die Lage zu setzen, die Flüchtlinge auf¬ 
zunehmen, was die Befürworter eines großen Transfers damals sicher¬ 
lich nicht gern lasen. 3 

Inzwischen hatten einige Abteilungen des Foreign Office ein Memo¬ 
randum O’Neills, Mitarbeiter des neu geschaffenen .German Depart¬ 
ment 1 , über den Transfer diskutiert. Die britische Regierung habe sich 
zwar auf den Grundsatz, nicht aber die Methode des Transfers und 
nicht auf eine britische Beteiligung an seiner Organisation und Durch¬ 
führung festgelegt, hatte O’Ncill geschrieben. Großbritannien werde 
wahrscheinlich wünschen, daß die Transfers stattfänden, aber nicht, 
daß sie so brutal durchgeführt werden, daß in Großbritannien oder in 
den USA eine starke öffentliche Sympathiebewegung für Deutschland 
ausgelöst werde, zumal wenn britische Besatzungstruppen Zeugen der 
Vertreibung würden, ergänzte Troutbcck, Leiter des German Depart¬ 
ment. Großbritannien werde auch nicht wünschen, fuhr O’Neill fort, 
zur Okkupation bestimmter Gebiete verpflichtet zu werden, die es an¬ 
dernfalls nicht besetzen würde, zusätzliche, u. a. finanzielle Verpflich¬ 
tungen für die Unterbringung zu übernehmen sowie langdauernde und 
schwere wirtschaftichc Erschütterungen in Deutschland zu verursa¬ 
chen. Deshalb sollte der Transfer zeitlich gestreckt werden — das Me¬ 
morandum des .Foreign Office Research Department' sehe eine Periode 
von fünf bis zehn Jahren vor - und im Vertreibungs- wie eventuell auch 
im Aufnahmegebiet international kontrolliert werden. Die deutsche Re¬ 
gierung, oder falls es eine solche nicht geben werde, deutsche Behörden 
sollten bei der Ansiedlung kooperieren. Jede Art von „Boykott“ würde 
die Angelegenheit sehr erschweren. Sowohl Zeit und Organisation als 
auch Terror würden nötig sein, die bäuerliche Bevölkerung zu entwur¬ 
zeln. Eine hundertprozentige Vertreibung werde kaum möglich sein, 
doch sollten die zurückbleibenden Deutschen keine Minderheitenrechte 
erhalten, die sie vor Assimilation und Entgermanisierung schützen könn¬ 
ten. Das .Foreign Office Research Department“ habe getan, was es konn¬ 
te; jetzt müßten verschiedene Ministerien an den Überlegungen beteiligt 


3 Treasury an die ,Sub-Commission‘ des ,Post-Hostilities Planning Staff“ vom 
28.9., Vermerk Aliens vom 13.10. und Jebb an die ,Sub-Commission‘ des ,Post- 
Hostilities Planning Staff am 11.10.1943. FO 371/34561, CI 1491 f./231/55. 
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werden. 4 In ihrem gemeinsamen Memorandum gingen O’Neill und 
Troutbeck davon aus, daß von der Vertreibung 800 000 Volksdeutsche 
aus Vorkriegspolen und 2,3-3,3 Millionen Deutsche aus Ostpreußen, 
Danzig und Deutsch-Oberschlesien sowie 1 — 1,5 Millionen Sudeten- 
dcutsche betroffen wären. Erhalte Polen alle schlesischen Gebiete öst¬ 
lich der Oder, erhöhe sich die Zahl der Vertriebenen um 3,3 Millionen, 
bekomme es auch Hinterpommern und einen Teil der Mark Branden¬ 
burg, um nochmals 750 000 Personen. Dazu könnten noch Volksdeut¬ 
sche aus anderen Staaten kommen. Rumpfdeutschland werde außerdem 
die rund 800 000 von Hitler umgesiedelten Deutschen aus dem Balti¬ 
kum, Bessarabien, der Bukowina und Dobrudscha sowie die Angehöri¬ 
gen der demobilisierten Armee und die Arbeiter der zerstörten Rü¬ 
stungsfabriken unterbringen müssen. Dagegen zu rechnen seien die 
Kriegsverluste, die rund sechs Millionen Fremdarbeiter sowie die Deut¬ 
schen, die als Reparationsleistung zum Wiederaufbau in alliierte Länder 
geschickt würden. Der Bericht des .Committee on Reparation and Eco¬ 
nomic Security', nach seinem Vorsitzenden auch .Malkin Report' ge¬ 
nannt, gehe von drei Millionen im ersten, zwei Millionen im zweiten 
und einer Million deutscher Zwangsarbeiter im dritten Jahr aus. 5 Nach 
Sargcnts Meinung sollte auch untersucht werden, ob Großbritannien 
die Sowjetunion nicht ermutigen sollte, die Deutschen aus Ostpreußen 
und Oberschlesien nach Sibirien zu deportieren, zumal die Russen oh¬ 
nehin die betreffenden Gebiete besetzen dürften. 6 

Da einige Ministerien Zweifel geäußert hatten, ob Großbritannien 
einen solch umfangreichen Transfer befürworten solle, ohne seine Fol¬ 
gen genauer zu studieren, schlug das Foreign Office die Einrichtung 
eines Ausschusses vor. Dieser erhielt den Charakter eines Unterkomi¬ 
tees des von Richard Law geleiteten .Armistice and Post-War Commit¬ 
tee' des Kriegskabinetts mit dem Namen .Interdepartmental Committee 
on the Transfer of German Populations'. Ihm gehörten Vertreter fol¬ 
gender Ministerien an: Foreign Office, Treasury, War Office, Domini¬ 
ons Office, Ministry of Economic Warfare und War Cabinet Offices. 7 

4 Vermerke O’Neills vom 12. und Troutbccks vom 20.10.1943. FO 371/34460, 
C11913/279/18. 

5 Memorandum von Troutbeck und O’Neill vom 19.10.1943. Ebenda. — Tyrell: 
Großbritannien und die Deutschlandplanung der Alliierten 178. 

6 Vermerk Sargents vom 28.10.1943. FO 371/34460, C11913/279/18. 

7 Die .Treasury* bestellte E. W. Playfair, das .Ministry of Economic Warfare* R. 
M. C. Turner und E. A. Radice aus der Abteilung ,Enemy Branch*, das .Domini¬ 
ons Office* G. E. Boyd Shannon, das .Foreign Office Research Department* T. 
H. Marshall und A. J. Brown, die ,War Cabinet Offices* J. E. Meade. Das Fo¬ 
reign Office war durch J. M. Troutbeck (Vorsitz), C. O’Neill (Sekretär), G. W. 
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Dieses interministerielle Komitee beschloß auf seiner ersten Sitzung am 
7. Dezember 1943, nicht davon auszugehen, daß die Transfers aus poli¬ 
tischen Erwägungen unvermeidlich und so rücksichtslos wie nötig durch¬ 
zuführen seien, wobei die britische Regierung zu ihrer Kontrolle weder 
willens noch in der Lage sei. 8 Vielmehr formulierte das Komitee seine 
Arbeitsrichtlinien in Anlehnung an das Memorandum, das O’Ncill und 
Troutbeck vorgelegt hatten. In den Richtlinien hieß cs: 

(1) that if possible transfers of population should be carried out in such a way as 
to avoid inflicting very severe economic dislocation on Gcrmany, and 

(2) that it was impossible to ignore the possible suffering by and cruclty to refu- 
gees involved in the transfers contemplatcd, if only becausc of the rcaction 
that such suffering might have on public opinion in Allied countries. 

Auf Troutbecks Vorschlag stellte sich das Komitee die Aufgabe, folgen¬ 
de Probleme zu behandeln, nämlich: 

- Deutschlands langfristige Fähigkeit, den Transfer von Bevölkerun¬ 
gen zu absorbieren. In seinem Abschlußbericht definierte das Komi¬ 
tee diese Frage folgendermaßen: 

a) Having regard to the economic position in which Germany is likely to be pla- 
ced as a result of defeat, and of the demands of the United Nations for disar- 
mament, reparation, etc., how great will be Germany’s capacity to absorb emi- 
grants from the following territories if they are detached from her: 

1) East Prussia, including Allenstein. 

2) Danzig. 

3) Oppeln Silesia. 

4) The Sudeten districts of Czechoslovakia; and from arcas within the Polish fron- 
tiers of 1938, and the Czechoslovak frontiers of 1939. 

- kurzfristige Maßnahmen, wie die provisorische Unterbringung und 
Einquartierung, die Ernährung und den Transport der Vertriebenen; 
den Zeitraum, über der Transfer am besten zu strecken sei; die wirt¬ 
schaftlichen Folgen für Nachfolgestaaten wie Polen und die Tsche¬ 
choslowakei. Im Abschlußbericht wurden diese Fragen folgenderma¬ 
ßen zusammengefaßt: 


Harrison (Central Department), Lord Hood (Economic and Reconstruction De¬ 
partment) und A. W. G. Randall, E. A. Walker bzw. I. L. Henderson (alle drei 
,Refugce Department*) vertreten. Das ,War Office* entsandte einen Vertreter 
des Generalstabs, nämlich Lt.Col. Askew sowie einen Vertreter des ,Directorate 
of Civil Affairs*, und zwar zur ersten Sitzung Lt.Col. A. N. Patrick, zur zweiten 
Sitzung Col. Drew und Lt.Col. Balfour und zur dritten und vierten Sitzung 
Lt.Col. J. K. Arthur. Troutbeck an Arthur am 27.4.1944. FO 371/39092, C5547/ 
220/18. 

8 Vermerk O’Ncills vom 12.11.1943. FO 371/34461, C13294/279/18. 


Von der Teheraner %ur Potsdamer Konferenz 


247 


b) What conditions (both of time and administration) are likely to be required to 
ensure that the transfer is carried out vvithout undue suffering to the migrants 
and without serious economic dislocation both to Gcrmany and to Poland and 
Czechoslovakia? 

- den erforderlichen finanziellen Aufwand für die Vereinten Nationen; 
die internationale Maschinerie, die, falls überhaupt, nötig sei in Form 
internationaler Kommissionen oder Polizeieinheiten, sowie der Per¬ 
sonalaufwand. Auch diese Fragen wurden im Abschlußbericht zusam¬ 
mengezogen: 

c) What contributions in finance and personnel are likely to devolve upon the Uni¬ 
ted Nations in Order to ensure the conditions stated under (b)? 

- die Möglichkeit, einige Flüchtlinge außerhalb Deutschlands, z. B. in 
Sibirien unterzubringen. Im Fragenkatalog des Abschlußberichts wur¬ 
de dann Sibirien nicht mehr erwähnt: 

d) What possibility, if any, exists of settling migrants from these areas in territo- 
ries other than Gcrmany? 9 

Der Ausschuß diskutierte die Frage des Zusammenhangs von Minder¬ 
heitenschutz, Assimilation und Transfer. Im Januar 1944 hatte Mabbott 
vom .Foreign Office Research Department“ ein Memorandum über „Al¬ 
ternative Policies Towards Minorities“ 10 vorgelegt. Eine Minderheit ge¬ 
nieße vollen Schutz, wenn sie die gleichen Rechte wie die Mehrheit be¬ 
sitze und in der Lage sei, durch das Erziehungssystem ihre Besonder¬ 
heiten zu bewahren und an künftige Generationen weiterzugeben. Das 
Schutzsystem des Völkerbunds habe Erfolg gehabt, wo Minderheiten 
auf beiden Seiten der Grenze lebten und ein geschickter und fairer Ver¬ 
treter des Völkerbunds bei der Umsetzung geholfen habe wie in Ober¬ 
schlesien. Die ideale Lösung des Minderheitenproblems wäre eine Fest¬ 
legung der politischen entlang den ethnographischen Grenzen. Die Al¬ 
ternative der „Eliminierung durch Transfer“ verursache „unvermeidlich 
großes Leid“ und dürfe deshalb nur in Ausnahmefällen angewandt wer¬ 
den. 


9 Protokoll der ersten Sitzung des .International Committee on the Transfer of 
German Populations' vom 7.12.1943. FO 371/34462, C14581/279/18. — Re¬ 
port of the .Interdepartmental Committee on the Tranfer of German Popula¬ 
tions' vom 12.5.1944. FO 371/39092, C6391/220/18, 2. — Siehe zu den Emp¬ 
fehlungen des Ausschusses auch Tyrell: Großbritannien und die Deutschland¬ 
planung der Alliierten 386-388. 

10 Memorandum des .Foreign Office Research Department' „Alternative Policies 
towards Minorities“ vom 20.1. 1944. FO 371/39012, 0002/184/62. 
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Moreover, it must be remembcred that even the complete removal of a minority 
does not necessarily bring scttlcd conditions, more particularly if the removal is 
forcibly imposed both on the minority and on the State wliicli has to receive it. Its 
area may remain an irredenta and irredentist feeling may even be heightened by 
sympathy for the sufferings of the transferred pcople. f...] For example if the 
Germans wercd to be evicted from East Prussia, the precautions required against 
renewed German aggrcssion in this area would be as great as, and possibly even 
greater than would be necessary if thcy remained. 11 

Transfer könne ein Minderheitenproblem nur beseitigen, wenn er voll¬ 
ständig sei, d. h. mit Zwang durchgeführt werde. Mabbott wies darauf 
hin, daß die Alternative der Zwangsassimilierung niemals erfolgreich 
war, wie die Geschichte Irlands oder der polnischen Minderheit in 
Deutschland vor 1914 zeige. Nun werde vorgeschlagcn, die Mitglieder 
nationaler Minderheiten vor die Alternative zwischen Zwangsaussied¬ 
lung oder Zwangsassimilation zu stellen, wie dies die faschistische Re¬ 
gierung gegenüber den Südtirolern getan habe. Durch diese Kombinati¬ 
on wolle man die schwierige Frage der Selektion lösen und hoffe, die 
Mehrheit oder zumindest die nationalistischen und unbotmäßigen Ele¬ 
mente außer Landes zu treiben, während die apathischen und fügsamen 
Angehörigen der Minderheit im Lande bleiben dürften. Ob sich diese 
schließlich trotz der Verweigerung von Sprachenrechten assimilieren lie¬ 
ßen, sei aber nicht vorauszusehen. Hinter dem Plan, Angehörigen von 
Minderheiten „Menschen-“, aber nicht Minderheitenrechte zuzugeste¬ 
hen, stehe ebenfalls das Konzept der Zwangsassimilation. Diese könne 
z. B. Einwanderern in die USA zugemutet werden, werde jedoch bei alt¬ 
eingesessenen Minderheiten auf Widerstand treffen. Als Standardlösung 
wäre eine solche Politik des Transfers und der Assimilation ein Rück¬ 
schritt im Vergleich zu den Entscheidungen der Friedensverträge von 
1878 und 1919 „eine Aufgabe der Schutzprinzipien zugunsten den For¬ 
derungen des unversöhnlichen Nationalgefühls“. Je nach dem Charak¬ 
ter und der Lage der Minderheit komme „voller Schutz“, „freiwillige 
Assimilation“ oder Transfer als Lösung in Frage. 

A minority, hating and hated by its fcllow citizcns, liable of certain pcrsccution, 
previously used to disrupt the State in which it has lived and to oppress its people, 
is clearly a strong candidate for transfer, if on other grounds the frontiers of a 
State must be drawn so as to includc in it such a minority. 

Eine solche Minderheit seien die deutschen Bewohner von Gebieten, 
die nach dem Kriege in Polen eingegliedert würden, sowie eventuell die 
Italiener in Jugoslawien und die restlichen Bulgaren in Griechenland. 


Ebenda. 
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„The case of Germans in Czechoslovakia is only if at all less obvious 
for the reasons that they have not until recently been part of the Reich 
and that German conduct in the Protectorate has not touched the depths 
it has in Poland.“ Noch weniger spreche für die Vertreibung der Deut¬ 
schen aus Rumänien und Ungarn, wo sie keine Irredenta bilden könn¬ 
ten und es keinen traditionellen Haß zwischen ihnen und den Mehr¬ 
heitsvölkern gebe. 12 Dennoch sollten auch diesen keine Minderheiten¬ 
rechte gewährt werden, meinte Troutbeck in einem Vermerk vom März 

1945: 

The very fact of their rcceiving any such recognition, in howevcr innocuous a 
form, would only help to maintain that dual allegiance to their country of resi- 
dcncc and allegiance to the German Volk. It sccms to me that minority rights can 
only safely be granted when the minority belongs to an entircly harmless racc, and 
then they will probably not be needed. 13 

Zu diesem Schluß waren auch Nichols und O’Malley gekommen, die 
damit auch die Ansichten der beiden Regierungen vertraten, bei denen 
sie akkreditiert waren. Nichols ging in seiner Denkschrift vom 20. Au¬ 
gust 1943 von einem Aufsatz Beness in ,Foreign Affairs* vom Januar 
1942 aus, in dem dieser sich für die Gewährung „demokratischer Men¬ 
schenrechte“, aber nicht nationaler Rechte an Angehörige nationaler 
Minderheiten ausgesprochen hatte. Von Benes hatte Nichols sich aber 
den Bären aufbinden lassen, daß vor dem Kriege eine bestimmte An¬ 
zahl von Parlamentssitzen für deutsche Abgeordnete reserviert gewesen 
sei. Minderheiten sollten niemals mehr international als politische und 
legale Einheiten anerkannt werden — auch das hatte die tschechoslowa¬ 
kische Verfassung gerade nicht vorgesehen - und erneut Unruhen aus- 
lösen können. Nach Nichols’ Meinung sollte jede Lösung des Problems 
der deutschen Minderheiten in Europa daran gemessen werden, ob sie 
zur Vermeidung eines dritten Weltkrieges beitrage. Da die deutschen 
Minderheiten die Position Deutschlands stärkten und zur Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten verführten, sollten sie 
durch Transfer so weit wie möglich reduziert werden. Die Staatsnatio¬ 
nen sollten durch die Weltöffentlichkeit, aber nicht - wie nach dem Er¬ 
sten Weltkrieg - durch internationale Verpflichtungen dazu bewogen 
werden, den Restminderheiten wenigstens minimale kulturelle Rechte 
und Elementar- und Sekundarschulunterricht in der Muttersprache ein- 
zuräumen. 14 Die Pariser Friedenskonferenz sei von der Annahme ausge- 


12 Ebenda. 

13 Vermerk Troutbecks vom 14.3.1945. FO 371/50843, C1578/1578/70. 

14 Nichols an Eden am 20.8.1943. FO 371/34355, C9894/9894/12. 
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gangen, kommentierte O’Malley, daß es möglich sei, die nationalen As¬ 
pirationen der Nationalstaaten mit jenen der nationalen Minderheiten 
auf lange Sicht zu versöhnen, daß aber für die Übergangszeit Schutzme¬ 
chanismen für die Minderheiten nötig seien. Die meisten Staaten hätten 
vor und nach 1919 versucht, ihre Minderheiten zu unterdrücken und zu 
assimilieren, doch fast immer ohne Erfolg. Nach O’Malleys Ansicht 
hatten die Schutzverträge kaum Einfluß auf die nationalen Konflikte 
gehabt, weder im positiven noch im negativen Sinn. Zumindest solange 
Sanktionen nicht durchgesetzt werden könnten, halte er wenig von neu¬ 
en Minderheitenschutzverträgen. Denn die Schutzbestimmungen seien 
weder gegenüber den Großmächten noch gegenüber anderen Mächten, 
soweit sie von einer Großmacht unterstützt würden, durchzusetzen. 
Schutzverträge könnten Minderheiten zum Widerstand ermutigen, ohne 
sie gegen Repressalien schützen zu können. Zudem fehle für eine Zu¬ 
sammenarbeit zwischen dem britischen und dem russischen Reich die 
Basis gemeinsamer Grundprinzipien. Benes spreche zwar von „demo¬ 
kratischen Menschenrechten“ für die Angehörigen nationaler Minder¬ 
heiten, doch wäre es s. E. besser gewesen, offen zu sagen, „daß man 
Minderheiten schwimmen oder untergehen lassen solle [should bc left 
to sink or swim], je nachdem, ob sie stark oder schwach und eng mit 
anderen Staaten verbunden sind, die ihre Sache zu vertreten gewillt 
sind, oder eben nicht“. 15 Auch das polnische .Ministerium für Kongreß¬ 
arbeiten 1 erklärte, daß zurückbleibenden deutschen Minderheiten kei¬ 
nerlei, auch nicht kulturelle Autonomie gewährt werden solle. Auch dür¬ 
fe es keinen internationalen Schutz für deutsche Minderheiten geben, 
den die Deutschen doch nur zur Zerschlagung der betroffenen Staaten 
nützen würden. 16 

Die Frage des Minderheitenschutzes stellte sich dem Transfer-Ko¬ 
mitee vor allem in bezug auf die Tschechoslowakei. Wenn von den 
3 250 000 Deutschen in der Tschechoslowakei 500 000 mit ihrer Heimat, 
nämlich mit einem Teil des Egerlandes und anderen Landzipfeln, abge¬ 
treten und 1,5 Millionen abgeschoben würden, werde es immer noch 
eine größere Zahl von Sudetendeutschen in der Tschechoslowakei ge¬ 
ben. Denn Benes habe privat geäußert, daß 1 250 000 Deutsche in der 
Tschechoslowakei Zurückbleiben könnten. Sollten sie Minderheitenrech- 

15 O’Malley an Eden am 20.1.1944. FO 371/39012, C1002/184/12. 

16 Memorandum des .Ministcrstwo Prac Kongresowych' Ministerium für [Frie- 
dens-]Kongreßarbeiten) von Oktober 1943 mit einem Anschreiben O’Malleys 
vom 22.11.1943. FO 371/34462, C13881/279/18. — Wie aus O’Malleys An¬ 
schreiben vom 22.11.1943 hervorgeht, war das Memorandum noch nicht vom 
Ministerrat behandelt worden. 
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te genießen oder der Entgermanisierung und Assimilation durch die 
Mehrheit ausgesetzt werden? Der Abschlußbericht des 1 ransfer-Komi¬ 
tees stellte die Äußerungen des Dominien-Ministers Viscount Cran- 
borne im Oberhaus am 8. März 1944 17 den Aussagen Beness gegenüber. 
Cranborne hatte erklärt, daß eine internationale Garantie der Nicht- 
Diskriminierung und Gleichbchandlung von Minderheiten zu dauern¬ 
den Einmischungen in die inneren Angelegenheiten der meisten euro¬ 
päischen Staaten und zu ständiger Spannung führen würde, und als Mi¬ 
nimallösung vorgeschlagen: 

Possibly, if I may suggest it, a solution might be found in some broad general dc- 
claration by the United Nations reprobating ill-treatment by a State of its minori- 
ties — some general Statement of a Standard to which they would be expected as 
members of the United Nations to conform, and indicating that if they did not 
conform to it ccrtain sanctions would have to be applied to them. 18 

Benes hatte dagegen jegliche Einmischung anderer Staaten ausgeschlos¬ 
sen: 

Czechoslovakia will be a Czechoslovak national State. Citizens bclonging to natio¬ 
nal minoritics will enjoy all the individual democratic and civic rights. They, 
however, will not be considered by law as a national and political collective body. 
Only Czechoslovak and Ukrainian schools will be supported by the State. Only the 
clementary German schools may be exempted frorn this principle. The only lan- 
guages used by State, provincial and county authorities will be Czech, Slovak or 
Ukrainian. In every other rcspcct complete democratic tolerance and concord will 
apply. The State will be a dcccntralised State and local autonomy will be as com¬ 
plete as possible. 19 

Das Transfer-Komitee warnte, daß der Transfer durch eine Garantie 
von Minderheitenrechten erschwert, dagegen erleichtert würde, wenn 
den Zurückbleibenden Entgermanisierung und Assimilation drohten. 
Blieben große deutsche Minderheiten zurück und könnten sie ihre na¬ 
tionale Identität bewahren, werde ein erneuertes Deutschland versucht 
sein, diese Minderheiten auszunützen. Welche Entscheidung auch ge¬ 
troffen werde, halbe Maßnahmen seien abzulehnen. 

Wc do not want to have the worst of both worlds. We do not want to expel enough 
Germans to Germany to create grave economic and political problems there, and 
establish in Germany a large, impoverished, embittered and undigested element, 
burning with desire of revengc on the Succession States: and at the same time to 
leave in the futurc Poland large and compact blocks of German population which 
would create a political problem there and a permanent temptation to Germany to 

'7 Siehe S. 278. 

18 Report vom 12.5.1944, 16. 

19 Ebenda. 
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mtervene once more. In the Sudeten areas somewhat different considcrations apply, 
and the Czechoslovak Government are perhaps the best judge of their own require- 
ments. But in Polish areas, the Committee suggests, nearly all Germans must go, 
or alternatively none save those who opt to go. If it is feit that transfers on the 
seale contemplated in this report are impracticable, and simultaneously that the 
German populations of all areas ccdcd to Poland must be transferred, then the 
only solution - at least from the limited point of view of the subject dealt with by 
this report - would appear to be that smaller areas should bc ceded to Poland. 20 

Das 1 ransfer-Komitee kam zu dem Schluß, daß die Umsiedlungen nach 
dem Ersten Weltkrieg und die Deportationen Nazi-Deutschlands keine 
Antwort auf die Frage nach der Praktikabilität des Transfers der Deut¬ 
schen geben könnten, vor allem da sie wesentlich weniger Menschen 
getroffen hätten. Zudem habe es sich bei den Umsiedlungen nach dem 
Ersten Weltkrieg um einen Austausch zwischen der Türkei und Grie¬ 
chenland bzw. Bulgarien unter Mitwirkung der Regierungen der betrof¬ 
fenen Staaten gehandelt, mit der im deutschen Fall nicht gerechnet wer¬ 
den könne. Allerdings habe Griechenland im Verhältnis zu seiner Be¬ 
völkerungszahl mehr Menschen aufnehmen müssen als dies von Deutsch¬ 
land erwartet werde. Im Unterschied zu Griechenland ständen aber in 
Deutschland keine Bauernwirtschaften zur Verfügung, die von einer 
ausgetauschten Minderheit freigemacht worden seien. 21 Wie Mabbott 
feststellte, war die Mehrheit der Griechen geflohen, bevor irgendwelche 
Abkommen über einen Austausch oder ihre Ansiedlung geschlossen 
wurden. Von der halben Million, die man noch in Anatolien vermutete, 
habe nur ein Drittel überlebt und konnte nur dieses den Vorzug eines 
kontrollierten Austausches in Anspruch nehmen. 22 Unter der Aufsicht 
der Transfer-Kommission waren 190 000 Griechen aus Anatolien und 
356 000 Türken aus Griechenland umgesiedelt worden. Insgesamt hat¬ 
ten jedoch 1,5 Millionen Griechen Anatolien verlassen. 23 Aus dieser Er¬ 
fahrung schloß Mabbott, daß für die Angehörigen der Minderheit wich¬ 
tiger sein könne, schnell statt gut vorbereitet umgesiedelt zu werden, 
wenn die Beziehungen zwischen Mehrheit und Minderheit sehr feind¬ 
lich seien. 24 

Am 4. März 1944 hatte Troutbeck, der Vorsitzende des Komitees, 
seinen Kollegen innerhalb des Foreign Office das Skelett des Komitee- 
Berichts vorgelegt. Zwar hätten die Sowjets den Polen alle deutschen 
Gebiete bis zur Oder zugesagt und habe die britische Regierung ihre Zu- 

20 Ebenda 17. 

21 Ebenda 2. 

22 Memorandum Mabbotts vom 14.12.1944. FO 371/39012, C17689/184/62. 

23 Marshall an Troutbeck am 13.4.1944. Ebenda , C4869. 

24 Memorandum Mabbotts vom 14.12.1944. FO 371/39012, C17689/184/62. 
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Stimmung in „sehr allgemeinen Worten angedeutet“ (we have indicated 
our agreement in very general terms), kommentierte Allen vom Central 
Department, doch habe die polnische Regierung niemals so viel gefor¬ 
dert. Er habe Zweifel, ob diese sich schließlich mit einem so großen 
Streifen deutschen Gebiets belasten wolle. Eden habe in seinem Memo¬ 
randum Pommern und Brandenburg nicht erwähnt, die Denkschrift des 
,Post-Hostilities Planning Committee' scheine nur an die Übergabe ei¬ 
niger Kreise dieser Provinzen zu denken. Daraufhin korrigierte Trout- 
bcck seinen Entwurf, legte Edens Memorandum vom 27. September 
1943 zugrunde und verwies auf die zusätzlichen Schwierigkeiten, die bei 
weiteren polnischen Annexionen entständen. Außerdem könne das Pro¬ 
blem durch zusätzliche Aussiedlungen aus Jugoslawien, Ungarn und Ru¬ 
mänien verschärft werden. Troutbeck schloß: 

1. Problem one of immense magnitude. Largc-scalc transfers will incvitably cause 
great suffering and much criticism, and be an obstacle to European rcconstruc- 
tion. They can bc justified solcly on grounds of (a) security, (b) saving trans- 
ferees from maltreatment if they remain, (c) possibility that in the long run a 
Europe composed of homogeneous States would work morc harmoniously. 

Den letzten Punkt (c) hatte Troutbeck auf Aliens Vorschlag aufgenom¬ 
men. Gegen die Alternative „Option oder Zwang“, die Troutbeck ins 
Spiel gebracht hatte, wandte O’Neill ein, daß Polen und Tschechen das 
Optionsprinzip ablehnen dürften. Denn dieses berge die Gefahr in sich, 
daß die betroffenen Deutschen sogar für eine Entgermanisierung als Al¬ 
ternative zur Zwangsaussiedlung optieren, aber nach Ablauf von zehn 
Jahren der „Aufschrei dieser unterdrückten Minderheiten ein Echo in 
Großbritannien und in den U.S.A. findet“. 25 

Auf der 2. Sitzung des Ausschusses am 15. März 1944 meinte der 
Vertreter des .Dominions Office*: Wenn der Transfer die britischen Ver¬ 
pflichtungen zugunsten der Aufrechterhaltung bestimmter Grenzen in 
Osteuropa reduziere, seien die „Verschiebung“ (dislocation) und die 
Leiden der betroffenen Bevölkerung in Kauf zu nehmen. Während Play¬ 
fair dafür plädierte, den Polen und Tschechen von einer Totalaussied¬ 
lung abzuraten, argumentierten andere erneut, daß „halbe Maßnahmen 
die Nachteile beider Lösungen vereinen könnten“ (make the worst of 
both worlds). 26 Am 4. April lag Troutbecks Entwurf des Abschlußbe- 

25 Vermerke von O’Ncill (mit Marginalie Roberts), Troutbeck, Walker, Allen und 
Marshall vom 28.2.-9.3.1944. FO 371/39091, C3216/220/18. 

26 Protokoll der zweiten Sitzung des .Interdepartmental Committee on the Trans¬ 
fer of German Populations“ am 15.3.1944. FO 371/39091, C3590/220/18. — 
Siehe auch .Dominions Office“ (G. L. Boyd-Shannon) an Troutbeck am 14.3. 
1944. Ebenda, C3216, 3354. 
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richts vor, der auf der dritten und vierten Sitzung des Komitees am 11. 
und 14. April 1944 diskutiert und verabschiedet wurde. 27 

In seinem Abschlußbericht ging das Komitee von Edens Memoran¬ 
dum vom 27. September 1943 und von der britischen Zustimmung zum 
Grundsatz des Transfers vom Juli 1942 aus. Auf der vierten Sitzung 
vom 14. April wurde folgender Zusatz eingefügt: „Beyond that His Ma- 
jesty’s Government remain uncommittcd, though the Poles have strong- 
ly pressed the question during recent conversations.“ 28 Stalin hatte in¬ 
zwischen dem britischen Botschafter und Benes versichert, daß Polen 
und die Tschechoslowakei bei der Vertreibung mit sowjetischer Unter¬ 
stützung rechnen könnten 29 , und Großbritannien den Polen angeboten, 
sich für den erwarteten Verlust seiner Ostgebiete an deutschen Gebie¬ 
ten bis zur Oder schadlos zu halten. 30 

Das ,Post-Hostilities Planning Commitee' empfahl in seiner Sitzung 
am 5. Mai 1944, zur Stärkung der strategischen Position Polens zusätz¬ 
lich den pommerschen „Keil“ in polnisches Gebiet zu verkürzen, und 
zwar durch die Abtretung des Regierungsbezirks Köslin (ohne die Krei¬ 
se Greifenberg und Regenwalde) sowie des Regierungsbezirks Schnei¬ 
demühl (ohne die Kreise Arnswalde und Friedeberg), so daß eine weite¬ 
re Million Deutscher entfernt werden müsse. Gegen die Übertragung 
des schlesischen „Keils“, d. h. Niederschlesiens, an Polen spreche, daß 
von dieser Maßnahme nochmals drei Millionen Deutsche betroffen wä¬ 
ren. Das ,Post-Hostilities Planning Committee' kam am 17. Mai 1944 
auch zu dem Schluß, daß die Abtretung der Landzipfel von Rumburg 
und Schluckenau, Friedland sowie Asch und Eger die strategische Posi¬ 
tion der Tschechoslowakei nicht gefährden würde. Gegen eine Annexi¬ 
on des Glatzer Beckens durch die Tschechoslowakei wandte das Ko¬ 
mitee dessen rein deutschen Charakter ein. Nur wenn andernfalls die 
Abtretung der Landzipfel nicht zustandekäme, sei an die Übergabe des 
Südteils des Glatzer Beckens an die Tschechoslowakei zu denken. 31 

Wie schon ein Vergleich des Abschlußberichts des Komitees und ei¬ 
nes Gutachtens von Mabbott zeigt, war die Zahl der auszusiedelnden 
Deutschen schwer abzuschätzen. Mabbott vom .Foreign Office Rese¬ 
arch Department' ging von der Zahl der deutschsprachigen Einwohner 

27 Protokoll der dritten und vierten .Sitzung vom 11. und 14.4.1944. FO 371/ 
39092, C5049/220/18. 

28 Protokoll der Sitzung vom 14.4.1944. Ebenda , C5049. 

29 Siehe S. 203 f., 337. 

30 Siche S. 240 f. 

31 Memorandum des .Foreign Office Research Department' (Mabbott) „Germa- 
ny’s Eastern Frontiers“ vom 20.11.1944. FO 371/39139, C9093/2750/18. 
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der einzelnen Gebiete aus, wie sie bei Volkszählungen der zwanziger 
und dreißiger Jahre festgestellt worden war. Er nahm an, daß sich das 
natürliche Wachstum der Bevölkerung und die Kriegsverluste ausgegli¬ 
chen hätten. Schließlich versuchte er abzuschätzen, wie viele dieser 
deutschsprachigen Einwohner der Annexionsgebiete die polnische und 
tschechoslowakische Regierung für assimilationsfähig halten würden. 
Das Transfer-Komitee schätzte diese Gruppe in den neupolnischen 
Gebieten auf 750 000 Personen und zog sie von der Zahl der Auszusie- 
delndcn ab. Den Teil der Deutschen, der rechtzeitig fliehen würde, 
setzte das Komitee auf 1,5 Millionen an. 32 

Vor dem Beginn der Beratungen des Komitees hatte O’Neill auf 
Churchills öffentliche Interpretation der Atlantik-Charta am 24. August 
1941 und eine Rede Edens Bezug genommen: Es liege weder im Inter¬ 
esse der Welt noch der USA und Großbritanniens, irgendeiner großen 
Nation einen „anständigen Lebensstandard“ zu verwehren, hatte Chur¬ 
chill gesagt. Es sei nicht britische Absicht, hatte Eden erklärt, den Zu¬ 
sammenbruch der Wirtschaft Deutschlands oder irgendeines anderen 
Landes herbeizuführen. „I say that not out of any love of Germany, hut 
hecause a starving and bankrupt Germany in the midst of Europe 
would poison all of us who arc her neighbours.“ 33 In den Abschlußbe¬ 
richt nahm das Komitee nur noch das Churchill-Zitat auf. 34 

Radice vom .Ministry of Economic Warfare' hatte die Folgen der 
Vertreibung für „Rumpfdeutschland“ abzuschätzen versucht. Das Ko¬ 
mitee übernahm seine Schlußfolgerungen in den Abschlußbericht. 35 Die 
deutschen Kriegsverlustc in Rumpf-Deutschland schätzte das Komitee 
auf 2,25 Millionen Tote. Bleibe es bei der Zahl von 6 840 000 Vertrie¬ 
benen, dann ersetzten die wirtschaftlich aktiven unter den Vertriebenen 
gerade die Kriegsverluste. 36 Die etwa 32,5 Millionen wirtschaftlich akti¬ 
ven Deutschen hätten allerdings 1939 ebcnsoviele wirtschaftlich passive 
Personen ernähren müssen, während ihnen nach dem Kriege die Unter¬ 
stützung von 38,5 Millionen Personen aufgebürdet werde. 37 Rumpf- 

32 Report vom 12.5.1944, 9. — .Foreign Office Research Department* (Mabbott) 
„Germany’s Lastern Frontiers“ vom 20.11.1944. FO 371/39139, C9093/2750/ 
18 . 

33 Vermerk O’Neills vom 12.11.1943. FO 371/13294/279/18. 

34 Report vom 12.5.1944, 15. 

35 .Ministry of Economic Warfare* (Radice) am 23.2.1944: „Economic Aspects of 
the Transfer to Germany of Germans from Ceded Territories and Elsewhere.“ 
FO 371/39091, C2575/220/18. 

36 Report vom 12.5.1944, 9. 

37 Ebenda. — Wir haben sechs Millionen Deutsche getötet, und vielleicht töten 
wir noch viel mehr, so daß Deutschland ohne weiteres die 6,5 Millionen Ver- 
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deutschland sei nicht so dicht besiedelt, daß es nicht eine zehn- oder 
auch fünfzehnprozentige Zunahme seiner Bevölkerung verkraften könn¬ 
te. Allerdings könnten die Übergangsprobleme zu fast permanenten und 
unheilbaren Verwerfungen führen. Nicht nur für die Vertriebenen, son¬ 
dern auch für die entlassenen Soldaten und Rüstungsarbeiter müsse 
Rumpfdeutschland eine Beschäftigung finden. Möglicherweise müsse die 
Regierung stark, eventuell sogar stärker als während des Krieges, in die 
wirtschaftlichen Prozesse eingreifen und die „Beschäftigten rücksichts¬ 
los zu erforderlichen Arbeiten heranziehen“. Eine Aufteilung Deutsch¬ 
lands mache die Schwierigkeiten des Wiederaufbaus „unendlich viel ge- 
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triebenen aus den Gebieten sogar bis zur Oder aufnehmen könne, sagte Chur¬ 
chill zu General Anders. Vermerk des Brigadiers Frith über eine Besprechung 
Churchills mit Anders am 26.8.1944. FO 371/39411, CI2441/8/55. 
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Zahl der Deutschen (1. Kolonne) und der Auszusiedelnden (2. Kolonne) nach Mab- 
bott sowie Zahl der Auszusiedelndcn nach dem Abschlußbericht (3. Kolonne) 58 


Vorkriegspolen (1931) 

-.750.000 

-.585.000' 

-.900.000 

Memelland (1925) 

-.59.000 

-.50.000 2 


Ostpreußen (1933) 

2.270.000 

1.920.0003 

2.000.000 

Danzig (1937) 

-.400.000 

-.400.000 

-.370.000 

Oberschlesien 4 (1925) 

-.920.000 

-.460.000 5 

1.170.000 

Tschechoslowakei (1930) 

3.232.000 

2.500.000 6 

1.500.000 7 

Balten-, Wolhynien- u. 




weitere Volksdeutsche 

-. 435.000 

-.600.000' 

-.400.000 

Reichsdt. (seit 1939 in 




Polen angesicdelt) 

• 

—.— 

-.500.000 

Minimum insges. 

8.066.000 

6.515.000 

6.840.000 

Lauen bürg (rote Linie) 

-.63.000 

-.63.000 


Rest d. Reg.bezirks Oppeln 

-.235.000 

-.235.000 


Zusammen 

8.364.000 

6.813.000 


abzüglich 




w y 

Gebietsaustausch mit CSR 

-.102.000 

-.102.000 


Differenz 

8.262.000 

6.711.000 


Grenzmark Posen-West¬ 




preußen ohne Kreise 




Köslin u. Schlawe 




(grüne Linie) 

-.515.000 

-.515.000 


Reg.bezirke Köslin u. 




Schneidemühl ohne Kreise 




Greifenberg, Rcgcnwalde, 




Arnswaldc u. Friedeberg 




(blaue Linie) 

-.445.000 

-.445.000 


Oder-Neiße ohne Stettin, 




Breslau, Frankfurt (Oder) 

—.— 

—.— 

2.330.000 

Oder-Neiße m. diesen Städten 



-.970.000 

Oder-Neiße ohne Stettin 

3.901.000 

3.901.000 


m. Stettin 

-.300.000 

-.300.000 



13.423.000 

11.872.000 

10.140.000 


> reduziert bzw. erhöht um 165 000 Personen aus Vorkncgspolen, die von den Nationalsozialisten 
in den „cingegliederten Gebieten" angcsiedelt worden waren; 

2 Annahme einer weitgehenden Aussiedlung durch die Sowjets; 

3 Annahme einer völligen Aussiedlung aus den Regierungsbezirken Königsberg und Gumbinnen 
und eine Optionsmöglichkeit für die 400 000 Bewohner des Regierungsbezirks Allcnstetn; 

4 nur aus dem Abstimmungsgebiet 

5 Annahme einer Optionsmöglichkeit 

6 ausgehend von Ripkas Aussage, daß nur 800 000 Deutsche in der Tschechoslowakei bleiben 
dürften; 

7 ausgehend von Bencss Aussage, daß 1 250 000 Deutsche bleiben dürften und 500 000 „mit 
Land abgetreten“ würden. 


38 Ebenda. 
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fährlicher“, da traditionelle Absatzmärkte verloren gehen könnten, und 
werfe die Frage auf, wie die Vertriebenen auf die Teile Deutschlands 
verteilt werden sollten. Mit Ostpreußen und Schlesien werde Deutsch¬ 
land landwirtschaftliche Überschußgebiete und über 10 Prozent der Vor¬ 
kriegskapazität verlieren. 39 Die polnischen Neusiedler dürften einige 
Zeit brauchen, bis ihre Nahrungsmittelproduktion das deutsche Vor¬ 
kriegsniveau erreicht habe. Um Lebensmittelimporte bezahlen zu kön¬ 
nen, müsse erst einmal die deutsche Industrieproduktion in Gang kom¬ 
men. Und der deutsche Bauer dürfte nach dem Wegfall der strengen 
Kontrollen der Kriegswirtschaft weniger geneigt sein, sich zugunsten 
der Städter mit geringen eigenen Rationen zu begnügen. 

If he does reject the discipline and behave as peasants in other European coun- 
trics have becn behaving during the war, then the supply of food-stuffs to the 
towns may quite well break down altogether. And there is little margin of safety, 
since the urban normal consumer’s ration is alrcady less than 2.000 calories per 
day. rhe loss of the East Prussian and Silesian surpluses at such a juncture, even 
though not in itself a matter of major magnitude, might finally disrupt an already 
rickcty supply line to the cities, and give risc to local faminc and its attendant di- 
sorders. There might quite well be sufficient food in the country and yet no autho- 
rity able to collect and distributc the full amounts which the peasants ought to 
surrender. 

Besonders Nordwestdeutschland sei von Nahrungsmitteln aus dem 
Osten Deutschlands abhängig. Sei dieser jedoch von der Sowjetunion 
besetzt, dürften seine Überschüsse eher in die Sowjetunion als an die 
Ruhr transportiert werden. 

In that event the prevention of starvation in the llhineland would become a liabi- 
üty of far greatcr magnitude than during the occupation of 1919, and just as 
inescapablc as then. 1 hus, while a partial breakdown in food supplies is in any 
casc likely becausc administration may faltcr, it would become much more scrious 
and virtually unavoidablc if the deficiency areas of the Reich ceased to import 
from the surplus areas. 

In den ersten Nachkriegsjahren müsse sich die deutsche Industrie auf 
Friedensproduktion umstellen. Da ausländische Kredite ausblciben dürf¬ 
ten, werde der Maschinenpark nur langsam erneuert und der Export nut- 
schrittweise gesteigert werden können, um Rohstoffe und Maschinen 
im Ausland zu kaufen. Ein Teil der Arbeiterschaft und des Kapitals, das 
unter normalen Umständen für die Herstellung von Konsumgütern ein¬ 
gesetzt werde, werde für den Wiederaufbau von Häusern und Fabriken, 
für deren Neuausrüstung mit Maschinen und für die Produktion von Re- 


39 


Report vom 12.5.1944, 19. 
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parationsgütern gebraucht. Deshalb werde sich der Ausstoß an Kon¬ 
sumgütern vermindern und der Lebensstandard sinken. Nur wenn Un¬ 
ternehmer und die staatliche Planung sich energisch an die Arbeit mach¬ 
ten, könnten die Schwierigkeiten in vielleicht einem Jahr überwunden 
werden. Allein wenn der deutschen Industrie erlaubt werde, ihre Pro¬ 
bleme auf ihre eigene Weise zu lösen, könnten die Vertriebenen schnell 
eingegliedert werden; würden ihr „drastische Beschränkungen“ aufer¬ 
legt, ändere sich jedoch das Bild. Die Versorgungslage könne gemildert 
werden, wenn Deutschland Kredite erhalte, um große Mengen an Ma¬ 
terial und Ausrüstung zu importieren, was aber unwahrscheinlich sei. 40 

Das Komitee schätzte, daß vor dem Kriege 42 Prozent der Vertrie¬ 
benen in der Landwirtschaft, 31 Prozent in der Industrie und der Rest 
und Handel und Diensten beschäftigt gewesen seien. Die Arbeiter der 
Bergwerke in Oberschlcsicn und im Sudetenland dürften im Ruhrgebiet 
Arbeit, aber nur allmählich auch Wohnungen finden. Die rund 170 000 
Textilarbeiter besonders aus dem Sudetenland hätten aber wenig Chan¬ 
cen, bald in ihrem Beruf unterzukommen, zumal da Rohstoffimporte 
ausbleiben und Deutschlands Waren wenig Exportchancen haben dürf¬ 
ten. Die Metallindustrie werde das Produktionsniveau der Vorkriegszeit 
kaum halten und die rund 160 000 vertriebenen Metallarbeiter absorbie¬ 
ren können. Die Beschäftigten der Holzindustrie hätten gute, diejenigen 
der Lebensmittelindustrie schlechte Chancen auf dem Nachkriegsar¬ 
beitsmarkt. Das Komitee rechnete damit, daß die Tschechoslowakei die 
Spezialisten der Glas- und Keramikindustrie behalten wolle. 41 Die ver¬ 
triebenen Arbeiter und Angestellten der Bahn und der Post sowie ein 
großer Teil der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes werde sich eine 
neue Arbeit suchen müssen. 42 

Die deutsche Landwirtschaft brauche keine zusätzlichen Arbeits¬ 
kräfte, zumal da sie während des Krieges weiter mechanisiert worden 
sei. Für die Aufteilung größerer Ländereien auf mehrere Höfe werde 
der deutschen Nachkriegsregierung kaum Kapital zur Verfügung ste¬ 
hen. Zudem gebe es einen Zielkonflikt zwischen der Unterbringung der 
vertriebenen Bauern und der sicheren Versorgung der Städte. Selbst in 
der Zwischenkriegszeit seien jährlich nur 3 000 neue Wirtschaften ein¬ 
gerichtet worden. Ein Teil der Landarbeiter könne aber auf den Höfen 


40 Ebenda 18-20. 

41 Ebenda 44 ff. — Tatsächlich konnte sich die Exilregierung in dieser Frage nicht 
einigen: Feierabend war dafür, bestimmte Arbeiter nicht auszuweisen, um wirt¬ 
schaftliche Schäden zu verhindern, Ripka dagegen. Feierabend: Soumrak cesko- 
slovenske demokracic 34 f. 

42 Report vom 12.5.1944, 20. 
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von Großbauern in Rumpf-Deutschland Arbeit finden. Durch eine Par¬ 
zellierung von Gütern oder durch die Verstärkung der Viehzucht werde 
man kaum mehr Arbeitskräfte in der Landwirtschaft unterbringen kön¬ 
nen, wie der Vergleich mit Dänemark zeige. 43 Noch vor der Bildung des 
Komitees hatte O’Neill errechnet, daß man für die Unterbringung von 
drei Millionen Deutschen in der Landwirtschaft eine Fläche wie jene 
von England und Wales benötigen würde, wenn man von einer Farm- 
Größe von 60 Hektar (150 acres) und einer Familien-Größe von 6,5 
Personen ausgehe. Selbst bei einer Parzellierung in 16-FIektar-Wirt¬ 
schaften (30-50 acres) könne allenfalls eine halbe Million Deutsche in 
der Landwirtschaft Beschäftigung finden, hatte Marshall vom .Foreign 
Office Research Department' ergänzt. 44 Insgesamt seien die Chancen, 
eine Arbeit entsprechend der bisherigen Qualifikation zu finden, für 
rund ein Drittel der Vertriebenen gut, für die übrigen zwei Drittel 
schlecht, fuhr der Abschlußbericht fort. Der größte Teil von ihnen 
müsse versuchen, in der Bauindustrie unterzukommen, wo er aber mit 
den demobilisierten Soldaten und anderen Beschäftigten konkurrieren 
werde, die ihre Arbeit verloren hätten. Selbst wenn die Bauindustrie 1 — 
1,5 Millionen absorbieren könne, bleibe eine große Zahl von Arbeitslo¬ 
sen übrig. Bei ausreichender Zeit und günstigen wirtschaftlichen Bedin¬ 
gungen sollte es aber keine unüberwindbaren Schwierigkeiten geben, 
die zusätzlichen Arbeitskräfte unterzubringen. Auch würde der Transfer 
das Verhältnis zwischen Beschäftigten und abhängigen Familienmitglie¬ 
dern, das der Krieg zurücklassen werde, nicht verschieben. Die kurzfri¬ 
stigen wirtschaftlichen Probleme seien jedoch hart. 

The possibility must therefore be faced that, if many millions of Germans were 
transferred, and cspccially if they were transferred quicldy, the economic difficul- 
ties of the transition period in Germany might be so increased as to cause a com- 
plete economic collapse, from which Germany might not recover for a dccade or 
more. 45 

Die letzten Worte ersetzten eine frühere schärfere Version, in der vom 
Risiko gesprochen worden war, daß die wirtschaftlichen Schäden für 
Deutschland „unheilbar“ (irremediable) sein könnten. 46 

Die Wohnungsnot werde „verzweifelt“ sein. Schon 1938 habe man 
den Fehlbestand auf vier Millionen Wohnungen geschätzt, der sich 
durch die Bombardierungen mit jedem Tag erhöhe. Müsse Deutschland 

43 Ebenda 29. 

44 Vermerke O’Neills und Marshalls vom 26.10. und 1.11.1943. FO 371/34461, 

C12443/279/18. 

45 Report vom 12.5.1944, 20. 

46 Entwurf vom 4.4.1944. FO 371/39091, C4451/220/12. 
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nur sechs bis sieben Millionen Vertriebene oder 1,5 Millionen Familien 
aufnehmen, werde es selbst bei einer jährlichen Bauleistung von 
600 000 Wohnungen mindestens zehn Jahre dauern, bis der akuteste 
Mangel überwunden sei. Dabei sei eine solche Bauleistung eine optimi¬ 
stische Annahme. Werde die deutsche Bauindustrie gezwungen, für den 
Wiederaufbau in anderen Ländern zu arbeiten, werde es noch länger 
dauern. Viele Deutsche, besonders die Vertriebenen würden deshalb für 
viele Jahre in Lagern und Baracken leben. 47 Von keiner deutschen Re¬ 
gierung, wie auch immer sic zusammengesetzt sei, sei eine „Bereit¬ 
schaft“ (goodwill) zur Mitwirkung am Transfer zu erwarten, hieß es im 
Abschlußbericht. Darauf deute die Ablehnung der Transferpläne durch 
die deutschen Emigrantengruppen in den USA, und zwar aller Schattie¬ 
rungen, hin. 

One must therefore expect such a policy to be met with a widesptead propaganda 
campaign abroad and with sullen resentment at homc. It also suggests that there 
might be an advantage, if it is decidcd to effect the transfers, in carrying them 
through as quickly as possible, before passive resistance had time to develop into 
more active resistance. [...] But the political problem causcd by the injcction into 
Germany of so many persons burning with an inextinguishable sense of grievance 
— as all persons deprived of their homes always do - must not be forgotten. This 
sense of grievance the German pcople as a whole would share. It has yet to be 
proved that transfers of population can diminish the intensity with which coun¬ 
tries usually desire to recover territory which they have long held, and of which 
they have been deprived. 48 

Langfristig werde Polen zu einem höher industrialisierten und reicheren 
Staat, meinte das Komitee aufgrund eines Gutachtens, das Brown vom 
,Foreign Office Research Department“ geliefert hatte. Kurzfristig werde 
Polen jedoch Schwierigkeiten haben, die deutschen Facharbeiter und die 
übrigen hochqualifizierten Beschäftigten zu ersetzen. Die Lage Dan¬ 
zigs, das fast seine ganze Einwohnerschaft verlieren werde, sei ein be¬ 
sonders schwieriger Fall. Polen könne jedoch sein Problem der Über¬ 
völkerung auf dem Lande lindern, selbst wenn cs Landsleute aus den Ge¬ 
bieten hinter der Curzon-Linie aufnehmen müsse. In Ostpreußen und 
Oberschlesien werde die Aussiedlung auf kurze Sicht zu einem starken 
Rückgang der landwirtschaftlichen Produktion führen; mittelfristig kön¬ 
ne Polen die vertriebenen Bauern aber ohne weiteres durch Umsiedler 
aus den Gebieten östlich der Curzon-Linie und nach einer Phase der 
„drastischen Umschulung“ auch die Facharbeiter besonders in der Stahl¬ 
industrie durch eigene Kräfte ersetzen. Auch längerfristig dürften die 

47 Report vom 12.5.1944, 19 f. 

48 Ebenda 14. 
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polnischen Bauern aber den Boden weniger gut pflegen und bearbeiten 
als ihre deutschen Vorgänger, was sich schon bei den polnischen Er¬ 
werbungen nach dem Ersten Weltkrieg gezeigt habe. 49 

Brown war der Meinung, daß die Tschechoslowakei den Verlust der 
sudetendeutschen Arbeitskräfte leichter verschmerzen könne als Polen, 
aber auch von der Vertreibung weniger profitieren werde. Die Textilin¬ 
dustrie habe vor dem Kriege ohnehin mit Absatzschwierigkeiten zu 
kämpfen gehabt. Die sudetendeutschen Beschäftigten in Landwirtschaft 
und Gewerbe mit Ausnahme der hochspezialisierten Arbeiter der Glas¬ 
industrie könnten durch Umsiedler aus anderen Teilen des Landes er¬ 
setzt werden. Die Vertreibung der Glasarbeiter werde wahrscheinlich 
zum Aufbau konkurrierender Betriebe in Deutschland führen. Die 
Tschechoslowakei werde vom Aufbau neuer Maschinenbau- und chemi¬ 
scher Betriebe im Sudetenland und im Protektorat während des Krieges 
profitieren, die auf Friedensproduktion umgestellt werden könnten. 
Ökonomische Gründe sprächen dafür, Facharbeiter, Techniker und an¬ 
dere Fachleute später auszusiedcln als Bauern und ungelernte Arbeiter; 
aus verständlichen politischen Gründen dürften beide Staaten jedoch 
die umgekehrte Reihenfolge wählen. 50 Wünsche der Vertreiberstaaten 
nach Ansiedlungskrediten sollten zurückgewiesen werden, meinte Play¬ 
fair. Denn aus Deutschland sei zusätzlich nichts herauszuholen. Den 
Vertreiberstaaten solle erlaubt werden, die zurückgelassenen Güter der 
Vertriebenen zu behalten, die als Rate auf die Reparationen angesehen 
werden könnten. 51 

Schon in seinem Memorandum vom 19. Oktober 1943, das die 
Grundlage für die Berufung des Komitees bildete, hatte Troutbeck die 
Frage gestellt, ob die Vertriebenen „in Gebieten außerhalb Deutsch¬ 
lands, z. B. in Sibirien“ angesiedelt werden könnten. Und Sargent hatte 
gefragt, ob Großbritannien nicht die Idee eines Abtransports der Deut¬ 
schen Ostpreußens und Oberschlesiens nach Sibirien unterstützen solle: 

Such a solution might please the Russians, who in any casc will probably be on the 
spot and will have at their disposal immediate ways and mcans of dealing with the 
Iransport problem. Moreover the future of these peoplc is much less likely to at- 


49 Ebenda 20 f. 

50 ,Foreign Office Research Department* (Brown) vom 27.1.1944: „Effects on the 
Economies of Poland and Czechoslovakia of Transferring the German Popula- 
tions out of Certain Tcrritories Ceded to Them. FO 371/39091, C1471/220/ 
18. — Report vom 12.5.1044, 21. 

51 Memorandum der Treasury (Playfair) vom 8.12.1943. FO 371/34462, CI4512/ 
279/18. 
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tract attention and give rise to political agitation if they disappear into Sibiria, in- 
stead of forming themselves into a compact and indigestible mass in Germany. 52 

Wilson vom für die UdSSR zuständigen Northern Department verwies 
jedoch darauf, daß die Russen so sehr vor einem Trojanischen Pferd 
Angst gehabt hätten, daß sie alle Wolgadeutschen nach Sibirien abtrans¬ 
portiert hätten. 

In the circumstanccs cteated by this war, the Russians will be even more chary of 
Germans as permanent settlers, and would, I think, only take them in conditions 
such as the Germans would never accept. 

Hier schrieb O’Ncill an den Rand: „I doubt whether they would even 
be asked - unconditional emigration“. 53 

Dennoch untersuchte das Komitee die Frage, ob ein Teil der Ver¬ 
triebenen in der Sowjetunion, in den britischen Dominien oder Koloni¬ 
en oder in Lateinamerika angesiedelt werden könnte, kam aber zu dem 
Schluß, daß die Dominien schon vor dem Kriege nicht an der Einwan¬ 
derung großer national homogener Gruppen interessiert gewesen seien 
und nach dem Kriege kaum zur Aufnahme deutscher Immigranten in 
größerem Maßstab bereit sein dürften und daß die USA sich der Über¬ 
siedlung von Vertriebenen nach Lateinamerika mit aller Macht entge¬ 
genstellen würden, selbst wenn ein Land wie Argentinien sie aufzunch- 
men bereit sei. 5,1 „Wenn sich später heraussteilen sollte, daß die Domi¬ 
nien zur Aufnahme von ein paar [Vertriebenen] bereit wären, könnten 
wir das - falls nötig - nutzen, um die Russen dazu zu bringen, das glei¬ 
che zu tun.“ 55 Möglicherweise könnte Sibirien eine große Zahl von 
Deutschen absorbieren, doch bestehe die Gefahr, daß die sowjetische 
Regierung die Gegenfrage nach einem britischen Beitrag zu dem Auf¬ 
nahmeproblem stelle. 56 

O’Neill’s Empfehlung, einen Teil der Sudetendeutschen nach Öster¬ 
reich zu deportieren, stieß auf den Widerstand seiner Kollegen im Fo¬ 
reign Office. Roberts meinte: „We must keep Sudetens out of Austria. 
They provided the original Pan-Germans & Nazis & must not be allo- 

52 Memorandum des Foreign Office (Troutbeck) vom 19. und Vermerk Sargents 
vom 28.10.1943. FO 371/34460, CI 1913/279/18. 

53 Vermerke von Wilson und O’Neill vom 24. und 28.12.1944. FO 371/34462, 
CI4581/279/18. Ähnlich im Report vom 12.5.1944, 22. 

54 Vermerk des Foreign Office/Northern Department vom 31.12.1943. FO 371/ 
34462, C14581/279/18. — Report vom 12.5.1944, 22. 

55 Memorandum des Foreign Office vom 19.1.1944: „Possibility of Settling Ger¬ 
man Transferees in Areas Other Tlian Germany“. FO 371/39091, C876/220/ 
18. 

56 Report vom 12.5.1944, 22. 
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wed to disturb the delicate balance of the new Austria.“ 57 Zwar sei es 
grundsätzlich nicht wünschenswert, Österreich durch Sudetendeutsche 
mit ihrer „alldeutschen Tradition“ zu belasten, meinte schließlich das 
Komitee in seinem Abschlußbericht, doch übernahm es Radices Vor¬ 
schlag, die aus Südmähren und Südböhmen vertriebenen Sudetendeut¬ 
schen nach Österreich auszuweisen, da diese enge Beziehungen zu den 
benachbarten Österreichern, aber nicht zu den Reichsdeutschen hätten. 
Den Anteil der Vertriebenen unter den 191 000 Deutschen Südmährens 
und Südböhmens schätzte Brown auf rund 110 000 Personen, wenn die 
Tschechoslowakei bereit sei, insgesamt 1,25 Millionen Sudetendeutsche 
zu behalten. 58 Auch die Volksdeutschen Jugoslawiens und die Südtiroler 
hätten „eine natürliche Affinität“ zu Österreich und sollten deshalb 
nicht nach Deutschland geschickt werden. 59 Dennoch stellte der Ab¬ 
schlußbericht fest, daß wahrscheinlich kein anderes Gebiet für die An¬ 
siedlung einer größeren Zahl von transferierten Deutschen zur Verfü¬ 
gung stehen werde als Rumpf-Deutschland. 60 

Aus einem Memorandum des .Ministry of Economic Warfare* schloß 
O’Neill, daß bei der Aussiedlung unbedingt stufenweise vorgegangen 
werden müsse, wenn das Problem gemeistert werden solle. Man werde 
die Polen dazu bringen müssen, so „vernünftig“ (reasonable) vorzuge¬ 
hen, wie Benes zu sein scheine. Troutbeck warnte jedoch, daß Benes in 
seinen Memoranden kürzlich höhere Zahlen als früher genannt habe, 
und zweifelte daran, daß dieser in bezug auf die Fristen „vernünftig“ 
sein werde. Aus der Sicht des ,Refugee Department“ sollte die Zahl der 
Vertriebenen auf ein Minimum reduziert werden, da die Alliierten mit 
dem Problem der ,displaced persons“ ohnehin genug zu tun hätten. 61 
Gute wirtschaftliche Gründe sprächen für einen allmählichen Transfer, 


57 Vermerke von O’Nciil (mit Marginalie Roberts), Troutbeck, Walker, Allen und 
Marshall vom 28.2.-9.3.1944. FO 371/39091, C3216/220/18. 

58 Protokoll der zweiten Komitee-Sitzung am 15.3.1944. Ebenda , C3590. — Mar- 
shall an Troutbeck am 13.4.1944. C4869. — Report vom 12.5.1944, 22. 

59 Ebenda. — Ein Memorandum des .Foreign Office Research Department' vom 
23.3.1944 schätzte die Zahl der Volksdeutschen in Jugoslawien auf 685 000. 
Funktionäre und ihre Familien sowie rund 150 000 Sloweniendeutsche dürften 
rechtzeitig fliehen. Es müsse abgewartet werden, ob die Jugoslawen neben den 
restlichen rund 60 000 Deutschen in Slowenien und mindesten 30 000 aus der 
Vojvodina auch die übrigen Donauschwaben vertreiben. In Österreich lebten 
rund 50 000 Slowenen, von denen vielleicht 30 000 für einen Austausch in Fra¬ 
ge kämen. FO 371/39091, C4485/220/18. 

60 Report vom 12.5.1944, 4. 

61 Vermerke von O’Neill (mit Marginalie Roberts), Troutbeck, Walker, Allen und 
Marshall vom 28.2.-9.3.1944. Ebenda. FO 371/39091, C3216/220/18. 
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doch politische Vorteile für eine schnelle Verwirklichung, solange 
Deutschland keinen Widerstand leisten und „Abgeschobene weniger 
abgeneigt sein könnten zu gehen“ (transferees may be less reluctant to 
go). 62 Am 15. März 1944 einigte sich das Komitee auf folgende Richtli¬ 
nie: 

On the subject of time schedules for transfer it was agreed that the report should 
state that while a rapid completion of the process might be desirable from the po- 
litical point of view, it would be from every economic point of view undesirable 
and from every practical point of view impossible. The report should also point 
out that organised transfers could probably not even be begun on more than a 
token scale for some time after the closc of hostilities as all availablc transport 
would be needed for other purposes. Five years should be suggested as the mini- 
mum period required. 63 

Der Zeitplan sei von einer derartigen Bedeutung in „humaner und wirt¬ 
schaftlicher Hinsicht“, daß er mit den Großmächten abgestimmt wer¬ 
den müsse und nicht der polnischen und tschechoslowakischen Regie¬ 
rung überlassen werden könne. Dies sei der Punkt, auf dem die briti¬ 
sche Regierung „stark insistieren“ müsse. 

[...] rapid and disorderly cvictions would cause an incalculablc amount of human 
suffering, as Hitler’s cvictions have shown, wherc the migrants were hurriedly mo- 
ved before arrangements were madc for their scttlement. This involved long waits, 
in mid-winter, in ovcr-crowded temporary rcccption camps. Morcover, it will be 
clear from Sections IV and V of this report that rapid transfers would bc likely to 
raise insoluble economic problems both in Gcrmany and the Succcssion States. In 
any case it scems improbable, in view of the need for all available transport for 
other purposes, that organised transfers could even bc begun on more than a to¬ 
ken scale in less than a year after the close of hostilities. 64 

Der organisierte griechisch-türkische Bevölkerungsaustausch habe nur 
600 000 Menschen erfaßt und sich doch über zwei Jahre hingezogen. 
Für die geplante Umsiedlung, die mehrere Millionen treffe, brauche man 
fünf Jahre und sehr wahrscheinlich noch länger. 65 Natürlich sei es mög¬ 
lich, schrieb das Transfer-Komitee, der polnischen und tschechoslowa¬ 
kischen Regierung zu überlassen, wieviele, wann und wie sie die Deut¬ 
schen aussiedeln wollten. 


62 Skeleton draft Troutbecks vom 4.3.1944 mit Vermerken. FO 371/39091, 
C3216/220/18. 

63 Protokoll der zweiten Komitee-Sitzung vom 15.3.1944. FO 371/39091, C3590/ 
220/18. 

64 Report vom 12.5.1944, 27 f. 

65 Ebenda. 
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But such an abdication of responsibility by the major United Nations vvould be 
bard to justify, since this would be onc of the crucial problems of Europe as a who- 
le. Apart from this, there are two main rcasons why such a course of action should 
be avoided. First, the human suffering involved would be much increased. Second, 
Germany would have in any case to absorb the migrants, and, if she were forced 
to attempt to do so at the pacc the Czechs and Polcs might set, the result would 
probably be a completc economic collapse, at a time when the United Nations will 
be in occupation of Germany and generally responsible for administration there. 66 

Deshalb brauche man eine besondere Behörde zur Kontrolle des Trans¬ 
fers in den Vertreibungsgebieten und im Aufnahmeland, d. h. in Rumpf¬ 
deutschland. Das Foreign Office hatte einen Vorschlag unterbreitet 
über die „International Machinery and Forces Likely to Be Needed“. 
Aus dem Vorgehen und den Institutionen während der Volksabstim¬ 
mungen nach dem Ersten Weltkrieg und der Saar-Abstimmung könnten 
kaum Lehren gezogen werden, da es sich damals darum gehandelt habe, 
möglichst freie Wahlen zu gewährleisten. Nach diesem Kriege werde es 
dagegen darum gehen, in den Vertreibungsgebieten die Ordnung auf¬ 
rechtzuerhalten, „den Vertreibungsprozeß zu überwachen, wenn nicht 
gar durchzuführen, und eventuell die Bevölkerung vor vorzeitiger, nicht 
ordnungsgemäßer [disorderly] oder brutaler Vertreibung durch die Be¬ 
hörden der Nachfolgestaaten zu schützen“. Nach dem Ersten Weltkrieg 
hätten die Westmächte die Kontrolle in Oberschlesien und Ostpreußen 
nur deshalb ausiiben können, da sowohl Deutschland als auch Rußland 
zusammengebrochen waren. Beide Gebiete lägen jedoch in einer Regi¬ 
on, in der nach diesem Krieg der Einfluß der Sowjetunion überwiegen 
werde. 


Die beste Lösung sah das Foreign Office in der Bildung je einer 
Transfer-Kommission aus den Vertretern der Großmächte und des je¬ 
weiligen Nachfolgestaates für Ostpreußen und Danzig, für Oberschlesi¬ 
en sowie für das Sudetenland, die der ebenfalls von britischer Seite vor¬ 
geschlagenen .United Nations Commission for Europe* unterstehen und 
mit einer Aufnahmebehörde in Deutschland Zusammenarbeiten sollten. 


Die Kommissionen für Oberschlesien und Ostpreußen sollten über mili¬ 
tärische Kräfte verfügen und diesen je ein britisches und amerikani¬ 


sches Infanterie-Regiment angehören. Alliierte Kräfte seien in solchen 


1 erritorien nicht zu stationieren, die vor dem Kriege zu Polen gehört 
hatten wie Westpreußen und Polnisch-Oberschlesien. „This may mcan 
that Germans in these areas will have an unpleasant time; but if the 
Russians have previously advanced through the areas there may not be 
many left.“ Im juristischen Sinn ähnlich, aber nicht identisch sei die 


66 Ebenda 23. 
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Stellung des Sudetenlandes. Aus diesem Grund und wegen ihrer Größe 
sollte die sudetendeutsche Bevölkerung durch eine Kommission, aber 
ohne internationale Einheiten geschützt werden. 67 

Den Gedanken, die UNRRA mit der Umsiedlung der Deutschen zu 
betrauen, verwarf das Komitee, da dieser Organisation auch neutrale 
Länder angehörten und sie „humanitäre und wirtschaftliche“ und keine 
„politischen“ Aufgaben habe. Sie solle sich der Flüchtlinge und .displa- 
ced persons* annehmen, deren Rückkehr die Heimatländer wünschten; 
die Vertriebenen werde man jedoch in ein Land schicken, das sie weder 
haben wolle noch Wohnungen für sie bereitstellen könne. 68 Auf Vor¬ 
schlag von Colonel Askcw, dem Vertreter des Generalstabs und des 
,Post-Hostilities Planning-Committee*, empfahl der Ausschuß, die Auf¬ 
sicht über den Transfer im frühen Stadium den ,Allied Commanders in 
Chief* und danach der ,High Commission for Germany* zu übertragen, 
da sich ihre Zuständigkeit sowohl auf Rumpfdcutschland als auch bis 
zur endgültigen Übertragung an Polen auch auf Ostpreußen und Ober¬ 
schlesien erstrecken werde. Diesen obersten alliierten Behörden in 
Deutschland solle eine .Population Transfer Commission* aus Reprä¬ 
sentanten der drei Großmächte unterstehen, denen auch je ein Vertreter 
Polens und der Tschechoslowakei beizugeben seien. Sie leite die Aus¬ 
siedlung im Rahmen der von den Regierungen vereinbarten Grundsätze 
des Transfers, wobei es um die Kriterien für die Auswahl der Umsied¬ 
ler, die Bedingungen für den Transport ihres Eigentums und die Rege¬ 
lung finanzieller Fragen sowie den Zeitplan gehe. Die Ansiedlung der 
Vertriebenen obliege jedoch nicht der Transfer-Kommission, sondern 
den deutschen Behörden. Die zentrale Transfer-Kommission gebe ihre 
Weisungen an die drei regionalen Transfer-Kommissionen, die sich mit 
den Fragen der Unterbringung — eventuell müßten sie Transitlager un¬ 
terhalten der Finanzen und des Eigentums, der Gesundheit und Hy¬ 
giene, des Transports und der polizeilichen Aufsicht zu befassen hät¬ 
ten. 69 

Die ideale Lösung wäre die Unterstellung Ostpreußens und Danzigs 
sowie Oberschlesiens unter die Verwaltung der entsprechenden Trans¬ 
fer-Kommission mit gleichviel Truppen der drei Großmächte, wie dies 
für Berlin vorgesehen zu sein scheine, meinte Marshall. Eine solche Lö¬ 
sung würden die Russen aber sicherlich ablehnen. Wenn der britische 

67 Foreign Office: „Memorandum on International Machinery and Forces Likcly 

to bc Needed“ vom 19.1.1944. FO 371/39091, C875/220/18. 

68 Vermerk Randalls vom 26.10.1943. FO 371/34460, CI 1913/279/18. — Report 

vom 12.5.1944, 23. 

69 Report vom 12.5.1944, 23. 
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Repräsentant in der Transfer-Kommission nicht durch eine britische 
Einheit unterstützt werden könne, sollten Briten auch nicht im Stab der 
Kommission mitarbeiten. Meinungsverschiedenheiten zwischen briti¬ 
schen Mitgliedern des Stabes und russischen Truppen bei der Durch¬ 
führung des Transfers könnten sich nämlich zu internationalen Kon¬ 
flikten auswachsen. Habe Großbritannien nur einen Repräsentanten in 
der Leitung der Kommission, könnten Konflikte entweder auf diplo¬ 
matischem Wege beigelegt oder zumindest vor der Öffentlichkeit ge¬ 
heimgehalten werden. 70 

Gegen Askews Vorschlag, keine britische Einheit in den Aussied¬ 
lungsgebieten zu stationieren, da sie gegenüber den überlegenen russi¬ 
schen I ruppen ohnehin wenig ausrichten könnte, war auf der zweiten 
Sitzung am 15. März 71 eingewandt worden, daß der Transfer in diesem 
Fall völlig den Russen überlassen werde, während das Interesse Groß¬ 
britanniens an der Ordnung in Deutschland und seine Verpflichtungen 
gegenüber Polen erforderten, daß Großbritannien seinen Einfluß gel¬ 
tend machen könne. Dennoch sprach hatte sich das Komitee schließ¬ 
lich 72 gegen britische und amerikanische Einheiten in den Vertreibungs¬ 
gebieten aus, zumal die britische Einheit die Arbeit, die sie beaufsichti¬ 
gen und kontrollieren sollte, als „grausam, ungerecht und unnötig be¬ 
trachten“ werde. Das Komitee wies aber auch auf die Konsequenz sei¬ 
ner Empfehlung hin: 

Ihe authority of che British member of ehe local Transfer Coinmissions will be 
rcduced; the prospect of securing such modification of transfer policy as His Ma- 
jesty’s Government might wish to see adopted would be diminished; and the dra- 
stic character of the task of transfer, and the suffering its execution would be li- 
kely to entail, will be increased. 

In bezug auf organisierte Transfers könne sich Großbritannien der Ver¬ 
antwortung für die allgemeine Politik nicht entziehen, wohl aber ableh¬ 
nen, sich an deren Durchführung zu beteiligen. Einerseits gebe es Grün¬ 
de, die britische Beteiligung auf ein Minimum zu begrenzen. Der So¬ 
wjetunion, in deren Einflußbereich die Vertreibungsgebiete liegen wer¬ 
den, dürfte eine britische Beteiligung nicht willkommen sein, zumal bri¬ 
tische Truppen in die Spannungen zwischen Russen und Polen hinein¬ 
gezogen werden könnten. Außerdem: 

(f) Large-scale transfers, however carefully organised, would be bound to cause 
immense suffering and dislocation and to give rise to widespread criticism. His 


70 Maishall an Troutbeck am 13.4.1944. Ebenda, C4869. 

71 Protokoll der zweiten Sitzung des Komitees am 15.3.1944. Ebenda, C3590. 

72 Askew an Troutbeck am 13.4.1944. Ebenda, C4869. 
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Majesty’s Government might therefore prefer to wash their hands as far as 
possible of any active participation in their execution. 

Andererseits gingen die Zukunftsplanungen von der Annahme aus, daß 
es in Europa keine Einflußsphären geben werde. Zudem hätten die 
Transfers unweigerlich eine große Wirkung auf die Zukunft Deutsch¬ 
lands, so daß Großbritannien die Angelegenheit nicht anderen überlas¬ 
sen könne. 

a) If, as has bcen suggested, His Majesty’s Government were to take part in gua- 
ranteeing the future Settlement with Poland, they would have a direct interest 
in cnsuring that the transfer of populations, the objcct of which would be to 
contribute to the pacification of Eastern Europe did in fact fulfil that object. 

b) His Majesty’s Government are at least under a moral Obligation to assist Po¬ 
land in so difficult an Operation, and not leave it to bc carried out by the Sovi- 
et Union alone. 

c) His Majesty’s Government would, in fact, be unablc to disclaim responsibility 
for the human suffering and economic dislocation that largeseale transfers 
would inevitably involve. Their active participation in the execution of trans¬ 
fers might tend to lessen such suffering an dislocation. 73 

Oberstleutnant Arthur kritisierte die Stellungnahme des Komitees ge¬ 
gen den Einsatz britischer Truppen. 74 Die Lage der britischen Vertreter 
in den Transfer-Kommissionen sei nicht zu beneiden, meinte auch 
Troutbeck. Wenn diese über keine eigenen Truppen verfügten, „dürfte 
er machtlos dabei stehen und Zusehen, wie die russischen Truppen Akte 
der Unterdrückung und Plünderung begehen“. 75 

Da Nationalität als Kriterium der Vertreibung viele Fragen aufwerfe 
wie jene nach Zweisprachigkeit, Dialekten, Mischehen, nicht-deutschen 
Familiennamen und kürzlicher Germanisierung unter Druck, sah das 
Transfer-Komitee die beste Lösung in Beness Vorschlag, alle Personen, 
die nach deutschem Recht die deutsche Staatsbürgerschaft besaßen, als 
Deutsche zu betrachten, wobei die tschechoslowakische bzw. polnische 
Regierung das Recht habe, bestimmten Personen die Staatsbürgerschaft 
zu erhalten bzw. zu verleihen. 76 Eventuell wollten die Regierungen der 
Nachfolgestaaten bestimmten Facharbeiter-Kategorien die Ausreise 
nicht erlauben, spekulierte das Komitee. Die Lösung sah das Komitee 

73 Report vom 12.5.1944, 15. 

74 War Office (Arthur) an Troutbeck am 26.4.1944. FO 371/39091, C5547/220/ 
18. 

75 Vermerk Troutbeck vom 16.5.1944. Ebenda , C6391. 

76 Memorandum Beness: „Transfer of Population from Czechoslovakia“ (mit ei¬ 
nem Anschreiben von Nichols an Roberts vom 28.1.1944). 1*0 371/38945, 
C1350/1347/12. 
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in der Zustimmung zu einem Aufschub, doch müßte jeder Deutsche, 
der dies wolle, prinzipiell das Recht haben, nach Deutschland zu über¬ 
siedeln. 77 Das Komitee machte sich auch Beness Vorschlag zu eigen, 
das Vermögen der Vertriebenen gegen die Reparationsforderungen der 
Tschechoslowakei zu verrechnen, aus denen die deutsche Regierung die 
Vertriebenen zu entschädigen habe. Das Komitee hielt es - wofür sich 
Playfair ausgesprochen hatte - für nötig, die deutsche Regierung zur 
Entschädigung zu verpflichten, damit die Vertriebenen nicht einen wei¬ 
teren Grund zu dauerhafter Unzufriedenheit hätten. 78 Von einem Mas¬ 
sentransfer betroffene Arbeiter müßten ihre Ansprüche auf Sozialversi¬ 
cherung behalten und in Gebiete dirigiert werden, wo sie ihre Beruf 
ausüben könnten oder umgeschult werden, wo dies nötig sei, forderte 
dagegen das .Internationale Arbeitsamt 1 . Sie hätten Anspruch auf Mit¬ 
nahme ihres beweglichen Eigentums, die Bauern auf Entschädigung für 
verlorene Höfe und landwirtschaftliche Geräte. 79 

Schon auf der ersten Sitzung des Komitees am 7. Dezember 1943 
wurde ein Zusammenhang zwischen dem Transfer und dem Vorschlag 
hergestellt, drei Jahre lang Deutsche zum Wiederaufbau verwüsteter 
Gebiete, z. B. in der Sowjetunion einzusetzen. Der Bericht des .Interde- 
partmental Committee on Reparation and Economic Security“, der so¬ 
genannte „Malkin Report“, empfahl, im ersten Nachkriegsjahr drei, im 
zweiten zwei Millionen und im dritten eine Million Deutsche zu solchen 
Arbeiten zu verwenden, nämlich Mitglieder der Gestapo, der SS, der 
NSDAP, der Wehrmacht und der SA, und zwar in dieser Reihenfolge. 
Dadurch werde aber die Fähigkeit Deutschlands reduziert, schnell Woh¬ 
nungen für die Flüchtlinge zu bauen, stellte das Transfer-Komitee fest. 80 
O’Neill kommentierte das Memorandum des .Ministry of Economic 
Warfare“ zur Aufnahmefähigkeit Rumpfdeutschlands: „Odd though it 
may scem to say so, it looks as though the absence of forced labour in 
Russia of large numbers of Germans will be necessary, if the transfer 
problem is to be solved at all.“ Nur so könne sich die Lage auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt entspannen. Roberts teilte diese Ansicht. 81 Auf 

77 Report vom 12.5.1944, 27. 

78 Ebenda 6. — Treasury (Playfair) an das Foreign Office (O’Neill) am 20.3.1944. 
FO 371/39091, C3663/220/18. 

79 Vermerk Troutbecks vom 16.5.1944. Ebenda, C6391. 

80 Protokolle der ersten und zweiten Sitzung des .Interdepartmental Committee 
on the Transfer of German Populations' am 15.3.1944. FO 371/34462, CI 4581 / 
279/18 bzw. FO 371/39091, C3590/220/18. 

81 Vermerke von O’Neill (mit Marginalie Roberts), Troutbeck, Walker, Allen und 
Marshall vom 28.2.-9.3.1944, und Memorandum vom 4.5.1944. FO 371/39091, 
C3216/220/18. 
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der zweiten Sitzung am 15. März 1944 waren sich alle Mitglieder des 
Komitees einig, daß die Deportation von Deutschen zur Zwangsarbeit 
nach Rußland das Aufnahmeproblem in Deutschland reduzieren könne. 
Es sei allerdings wünschenswert, daß die Russen die Berufsstruktur in 
Deutschland nicht verzerrten, indem sie bestimmte Gruppen wie z. B. 
alle Klempner abtransportierten. 82 Diese Überlegungen fanden Auf¬ 
nahme in dem Abschlußbericht: 

The problem of resettlement in Germany would be considerably eascd if, at thc 
period when transfers were taking place, some millions of active Germans should 
happen to be engaged as organised labour force in devastated areas outside Ger¬ 
many, e.g., in the Union of the Soviet Socialist Republics. 83 

Playfair, der Vertreter des Schatzamtes, erklärte, daß entweder die Re¬ 
parationsforderungen an die deutsche Bauindustrie herabgesetzt werden 
müßten oder die Vertriebenen keine Wohnungen erhalten könnten. 
Gebe man Deutschland einen Kredit, um die Vertriebenen anzusiedcln, 
finanziere man die Reparationen vor. Wolle man dies nicht, müsse man 
mit dem Transfer warten, bis die Reparationen geleistet seien. Es gebe 
keinen Grund, Deutschland ein Sinken des Lebensstandards zu erspa¬ 
ren, meinte das Komitee, doch dürften die geforderten Reparationen 
diesen ohnehin so verringern, daß kein Spielraum mehr bestehe. Des¬ 
halb müsse der Transfer entweder auf die Zeit nach der Leistung der 
Reparationen verschoben, die Höhe der Reparationen verringert oder 
Deutschland einen Kredit für die Unterbringung der Vertriebenen ge¬ 
währt werden. Die letzte Alternative sei absurd, da sie bedeute, 
Deutschland Geld zu leihen, damit es die Reparationen zahlen könne, 
doch zwischen den ersten beiden Alternativen gebe es ein tatsächliches 
Dilemma, das - dafür hatte Playfair wiederholt plädiert - zugunsten der 
Reduktion der Reparationsforderungen entschieden werden sollte. 84 Zu 
diesem Schluß kam auch der Abschlußbericht. 85 

Die sowjetische Regierung rechnete tatsächlich mit Millionen deut¬ 
scher Zwangsarbeiter. In Moskau befaßte sich damals eine Kommission 
unter dem Vorsitz von Ivan M. Majskij mit der Frage der Reparationen. 
In ihrem Memorandum vom 28. Juli 1944 forderte die Kommission, 
Deutschland und seinen Alliierten alles „bis auf das Existenzminimum“ 

82 Protokoll der zweiten Sitzung des .Interdepartmental Committee on the Trans¬ 
fer of German Populations“ am 15.3.1944. FO 371/39091, C3590/220/18. 

83 Report vom 12.5.1944, 4. 

84 Ebenda 29 f. — Treasury (Play fair) an das Foreign Office (O’Neill) am 8.12. 
1943 und 20.3.1944. FO 371/34462, C14512/279/18 bzw. FO 371/39091, 
C3663/220/18. 

85 Report vom 12.5.1944, 6. 
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wegzunehmen. 80 Prozent der auf 75 Milliarden Dollar veranschlagten 
Reparationen erwartete die Kommission von Deutschland, davon 50- 
80 Prozent für die Sowjetunion. 17 Milliarden seien durch Demontagen, 
sechs Milliarden durch Lieferungen aus der laufenden Produktion über 
einen Zeitraum von zehn Jahren und 35-40 Milliarden durch den Ein¬ 
satz deutscher Zwangsarbeiter in der sowjetischen Wirtschaft aufzu¬ 
bringen. Durch die Reduktion der Schwerindustrie auf ein Viertel und 
der gesamten Industrie auf die Hälfte würden viele Beschäftigte freige¬ 
setzt. Fünf Millionen Deutsche sollten zehn Jahre lang unter der Auf¬ 
sicht des NKVD Zwangsarbeit in der Sowjetunion leisten. 86 Im Okto¬ 
ber 1944 stellte Majskij Argumente gegen westliche Kritik am Umfang 
und Inhalt der sowjetischen Reparationsforderungen zusammen. Einen 
Zusammenhang zwischen der Vertreibung und den Reparationen sah 
Majskij aber offensichtlich nicht. 87 Als Molotov kritisierte, daß Majskij 
zuviel Gewicht auf Zwangsarbeit gelegt habe, antwortete dieser, daß die 
Forderung nach Zwangsarbeitern von den Verbündeten weniger be¬ 
stritten werde als jene nach Demontagen. 88 Er hielt an seinem Vor¬ 
schlag fest, fünf Millionen Deutsche zehn Jahre lang zur Arbeit in der 
Sowjetunion einzusetzen. 89 

Nebenbei diskutierte das Transfer-Komitee auch über die eventuelle 
Flucht und Zwangsaussiedlung nicht-deutscher Minderheiten. O’Neill 
hielt es für „sehr wahrscheinlich, daß es zu einer Rückkehr von Ange¬ 
hörigen feindlicher Nationen [enemy nationals] in ihre eigenen Staaten 
kommen wird“ als Ergebnis einer Abtretung Istriens und möglicherwei¬ 
se eines Teils von Kärnten an Jugoslawien, einer Entscheidung über die 
italienischen Kolonien, der Abtretung Bessarabiens und der Bukowina 
an die UdSSR und der Veränderung der damaligen tschechoslowakisch- 
ungarischen Grenze. O’Neill ging davon aus, daß Benes vorhabc, zwei 
Drittel der Magyaren auszusiedeln. Zu einem Bevölkerungsaustausch 
könne es im Zusammenhang mit der Lösung der Probleme Siebenbür¬ 
gen und Dobrudscha kommen. Es sei auch möglich, daß Griechenland 
und Jugoslawien die Bulgaren aus Südserbien, Mazedonien und Thrazi- 


86 Majskij an Molotov am 28.6.1944. SSSR i germanskij vopros Nr. 114. — Der 
Reparationskommission gehörten an: Majskij (Vorsitzender), Arkad’ev (Volks¬ 
kommissariat für Auswärtige Angelegenheiten), Kuznecov, später Saburov und 
Silujanov (Staatliche Planungskommission), Babarin (Volkskommissariat für 
Außenhandel), Varga (Akademie der Wissenschaften). Filitov: Problems of Post- 
War Construction 4-6. 

87 Majskij an Molotov am 9.10.1944. SSSR i germanskij vopros Nr. 129. 

88 Filitov: Problems of Post-War Construction 17 f. 

87 Majskij an Molotov, Ende Januar 1945. SSSR a germanskij vopros Nr. 142. 


Von der Teheraner %ur Potsdamer Konferenz 


273 


en sowie Jugoslawien die Deutschen und Magyaren aus dem Banat zu 
vertreiben wünschten. 90 

Mitte Januar 1944 forderte das .Southern Department“ das .Foreign 
Office Research Department“ auf, die Frage von „Minority Transfers in 
South Eastern Europe“ zu untersuchen. Dabei sei von den wahrschein¬ 
lichsten Grenzlinien und der vermutlichen Haltung der nationalen 
Nachkriegsregierungen in bezug auf die Vertreibung von Minderheiten 
bzw. auf ihre Bereitschaft auszugehen, im Austausch nationale Minder¬ 
heiten aus anderen Staaten aufzunehmen. Das .Foreign Office Research 
Department“ solle berichten, in welchen Größenordnungen sich die 
Zahl der einzelnen vertriebenen Gruppen bewegen dürfte, nämlich der 
Deutschen aus Jugoslawien (Banat und evtl. Kärnten), der Magyaren 
aus der Tschechoslowakei, Rumänien und Jugoslawien, der Italiener aus 
Jugoslawien, der Rumänen (wenn überhaupt) aus Ungarn, der Bulgaren 
aus Jugoslawien und Griechenland. Das .Foreign Office Research De¬ 
partment“ erweiterte die Liste noch um die rumänischen und bulgari¬ 
schen Minderheiten in Bulgarien bzw. Rumänien und die Albaner in Ju¬ 
goslawien und Griechenland. 91 


Die Diskussion 

in der britischen Öffentlichkeit und im Parlament 


In ,The New Statesman and Nation“ wandte sich am 22. Januar 1944 ein 
H. N. Brailsford gegen die Annexion Ostpreußens und weiterer deut¬ 
scher Provinzen durch Polen sowie gegen die Vertreibung der Deut¬ 
schen aus den neupolnischen Gebieten und aus der Tschechoslowakei. 
Die Aufnahme der Vertriebenen werde in Rumpfdeutschland zu Über¬ 
völkerung, Arbeitslosigkeit und einer dauerhaften Verringerung des Le¬ 
bensstandards führen. Europa werde sich aber von der Not nicht be¬ 
freien können, wenn in seiner Mitte Depression herrsche. Ostpreußen 
könne man auch neutralisieren und demilitarisieren oder aber gegen 
Westpreußen austauschen. Die Sicherheit Polens hänge nicht von sei¬ 
nen Grenzen, sondern seiner Fähigkeit ab, mit seinem östlichen Nach¬ 
barn in Frieden zu leben. Friedensziel sei ein integriertes Europa auf 
wirtschaftlichem und kulturellem Gebiet, für das die Deutschen bei einer 


90 Vermerk O’Neills vom 12.12.1943. FO 371/34462, C14512/279/18. 

91 Memorandum Mabbotts vom 23.3.1944. FO 371/39091, C4485/220/18. 
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Abtrennung Ostpreußens nicht gewonnen werden könnten. 92 Die ,Times' 
verglich Mitte Februar 1944 die geplanten Deportationen, die euphemi¬ 
stisch „Bevölkerungstransfers“ genannt würden, mit der Vertreibung 
der Hugenotten. Auch der griechisch-türkische Bevölkerungsaustausch 
habe großes Leid und ökonomische Verluste gebracht. Fünf bis sechs 
Millionen Fremdarbeiter, zwei bis drei Millionen Kriegsgefangene und 
8,5 Millionen von den Nazis Deportierte müßten nach dem Kriege in 
ihre Heimat zurückgebracht werden. Von dem geplanten Transfer der 
Deutschen wären mindestens weitere acht Millionen Menschen betrof¬ 
fen. Früher sollte die Aussiedlung religiöser, heute die Vertreibung eth¬ 
nischer Minderheiten zu „reinen“ Staaten führen. 200 000 politische 
Emigranten seien ein Hinweis auf die Absicht, ideologisch „reine“ 
Staaten zu schaffen. Versuche man sie „rein“ zu halten, bedeute dies „je¬ 
de freie Bewegung von Menschen in Zukunft zu verbieten“. Das Bei¬ 
spiel der Südtiroler zeige, daß die deutschen Minderheiten nicht die Ur¬ 
sache für Hitlers Expansionspolitik gewesen seien, sondern nur sein be¬ 
stes Propagandamittel zur Beeinflussung der englischsprachigen Welt. 93 

Auf diesen Artikel antwortete Täborsky mit der Behauptung, der 
Transfer sei die einzige Alternative zu „Ausrottung, Rache, gewaltsamer 
Assimilation oder bestenfalls Bürgerkrieg und anhaltender Unterdrük- 
kung“. 94 Jaksch dagegen schöpfte aus der Stellungnahme der ,Times' die 
Hoffnung, daß sich seine eigene Position und diejenige seiner Partei 
nach dem Ende des Krieges verbessern werde. Dann werde man mit 
der Rückführung von Flüchtlingen und Fremdarbeitern so viel zu tun 
haben, daß wenig Spielraum für die Vertreibung von drei Millionen Su¬ 
detendeutschen bleiben werde. 95 Er wußte wohl, daß sein Gesprächs¬ 
partner Roberts, Mitarbeiter des Central Department, ebenfalls der An¬ 
sicht war, daß viele der Aussiedlungspläne „recht töricht aussehen, 
wenn die Zeit des Handelns kommt“. 96 

Am 22. Februar 1944 enthüllte Churchill, daß er sich mit Stalin über 
„die Notwendigkeit geeinigt habe, daß Polen auf Kosten Deutschlands 
eine Entschädigung sowohl im Norden als auch im Westen erhält“. Die 
Formel „bedingungslose Kapitulation“ bedeute auch, daß Deutschland 
kein Recht habe, sich unter Berufung auf die Atlantik-Charta gegen 

92 Außenministrium an ,1’rcdsednictvo Stätni rady‘ am 25.1.1944 mit einem Refe¬ 
rat über diesen Artikel. AÜTGM, NIC 192/1. 

93 The Times vom 16. und 18.2.1944. FO 371/39091, C2261/220/18. 

94 The Times vom 18.2.1944. FO 371/39091, C2261/220/18. 

95 Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Jaksch am 24.2.1944. FO 
371/38922, C2605/63/12. 

96 Vermerk von Roberts vom 2.2.1944. FO 371/38928, C643/208/12. 
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„territoriale Verschiebungen und Korrekturen“ zu wehren. In der Un¬ 
terhausdebatte sah der konservative Redner Vyvian Adams keinen 
Grund, warum Ostpreußen nicht an Polen fallen und seine deutschen 
Bewohner „anderswohin geschickt werden sollten“. Dagegen wandte der 
Labour-Abgeordnete George Strauss ein, daß 97 Prozent seiner Ein¬ 
wohner Deutsche seien, und wollte wissen, wie die Regierung zu der 
Forderung stehe, nicht nur Ostpreußen, sondern auch Nieder- und 
Oberschlesien und den „Danzig Korridor“ mit zusammen 7,5 Millionen 
Menschen an Polen zu übertragen. Lcslie Hore-Belisha (Independent 
Liberal) warnte davor, durch die Zwangsaussiedlung eine neue Irreden- 
ta zu schaffen. 97 Churchill bekräftigte seine Position am 24. Mai 1944 
mit den Worten: „[...] there was no question of Germany enjoying any 
guarantce that she would not undergo territorial changes if it should 
seem that the making of such changes would render more secure and 
more lasting the peace of Europe“. Für den „Rückzug“ aus seinen Ost¬ 
gebieten solle Polen andere Gebiete auf Kosten Deutschlands erhalten, 
„die ihm eine breite Meeresküste und ein gutes, passendes und ver¬ 
nünftiges Heimatland geben würden, in dem die polnische Nation si¬ 
cher leben kann“. Opposition kam erneut von einzelnen konservativen 
und Labour-Abgeordneten. Geoffrey Mander (Liberal) rechnete aber 
damit, daß die Ostdeutschen ohnehin vor den einmarschierenden russi¬ 
schen Armeen fliehen würden. 

But when you think of what is happening in the world, the slaughter in cold blood 
of millions of civilians, men, women and children, by the Germans in that part of 
the world, and the transfer of whole populations, to talk of the sanctity of Ger¬ 
mans living in a particular area is quite out of the picture. 98 

Und am 12. Juli 1944 wich Eden einer klaren Antwort auf die parla¬ 
mentarische Anfrage des Abgeordneten Richard R. Stokes aus, ob die 
britische Regierung der Teilung Ostpreußens zwischen der Sowjetunion 
und Polen zugestimmt habe. 99 Stokes erhielt auch keine Antwort auf 
seine Frage, wie die Übergabe deutscher und polnischer Territorien an 
die Sowjetunion mit der Atlantik-Charta zu vereinbaren sei. Intern wies 
Gatehouse (Central Department) darauf hin, daß die britische Regie¬ 
rung schon mehrfach erklärt habe, daß die Atlantik-Charta nicht für 
Deutschland gelte. In bezug auf Polen sei die Lage weniger einfach. 
Der zweite Grundsatz der Charta laute, daß die Unterzeichner „keine 

97 Poland in the Britisch Parliament II, 342, 366 und 375 f. 

98 Ebenda 507. 

99 Parliamentary Question Stokes und Antwort von Eden vom 12.7.1944. FO 
371/39139, C9211/2750/18. 
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territorialen Veränderungen anstreben, die nicht mit dem frei bekun¬ 
deten Willen der betroffenen Bevölkerungen übereinstimmt“, doch ha¬ 
be Churchill am 3. September 1940 erklärt und Eden am 28. Januar 
1944 wiederholt, daß „wir nicht vorschlagen, irgendwelche territorialen 
Veränderungen anzuerkennen, es sei denn, sie finden unter der freiwil¬ 
ligen Zustimmung und dem Einverständnis [goodwill] der betroffenen 
Parteien statt“. Damit habe die Regierung die Zustimmung der betrof¬ 
fenen Bevölkerung durch die Zustimmung der betroffenen Parteien er¬ 
setzt. Auf diesen Unterschied solle Eden den Fragesteller jedoch nicht 
aufmerksam machen. 100 

Auf Churchills Enthüllung, daß er sich mit Stalin „über die Notwen¬ 
digkeit einig sei, daß Polen auf Kosten Deutschlands, sowohl im Nor¬ 
den als auch im Westen, Kompensationen erhalte“, antwortete im ,Sun- 
day Observcr* am 27. Februar 1944 „A Student of Europe“: Die Erfah¬ 
rung mit den Armeniern und Juden zeige, daß sich jede Zwangsaussied- 
lung großer Bevölkerungsgruppen in ein „Massenmassaker“ verwandle. 
Keine alliierte Militärverwaltung oder deutsche Regierung werde mit 
dem Problem der Eingliederung von sechs bis elf Millionen Personen 
fertig werden. Schweizer Zeitungen malten schon das Bild eines Deutsch¬ 
land, dessen Massen wie zu Cäsars Zeiten gegen die Tore des Westens 
drückten. 101 In ,Time and Tide' antwortete ein ungenannter Verfasser 
auf diesen Angriff, daß „Massenmassaker“ zu verhindern seien, wenn 
man dies im Gegensatz zu Enver Pasha oder Hitler wolle, und schloß: 

Finally, ,A Student of Europe* argues that the proposed solution would cause bit¬ 
ter dissatisfaction in Germany. Granted. But what is the alternative? To deprive 
Poland of her Eastern provinces without compcnsating her in the West? Or to 
attempt to prevent Russia from acquiring Eastern Poland? The first solution would 
mcan unfairness to one of the chief victims of German aggression in order to 
avoid being unfair to Germany. The second solution even if practicablc, in face of 
the victorious Red Armies in possession, would leave Russia instcad of Germany 
bitterly dissatisfied, in which case pcacc prospects would not bc very promising. 
The choice is admittcdly between evils; but the solution of many European Pro¬ 
blems of national minorities through transfers of population sccms to be casily the 
smaller of the evils. 102 

Am 8. März 1944 führte das Oberhaus eine öffentliche Debatte über 
mögliche Bevölkerungsverschiebungen nach dem Kriege. Der Earl of 
Mansficld hatte eine Resolution zugunsten der Zwangsaussiedlung „ras- 

100 Parliamentary Question Stokes vom 19.7. und Vermerk von Gatchousc vom 

17.7.1944. FO 371/39139, C9211/2750/18. 

101 Sunday Observer vom 27.2.1944. FO 371/39091, C2869/220/18. 

102 Time and Tide vom 4.3.1944. NK 192/2. 
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sischer, religiöser und kultureller“ Minderheiten in ihre Herkunftslän¬ 
der vorgelegt. Die Ausnützung der angeblichen Mißhandlung der Su¬ 
deten- und Polendeutschen durch die Nationalsozialisten habe gezeigt, 
daß die Existenz deutscher Volksgruppen in anderen Staaten verhindert 
werden müsse. Deutschland müsse nicht nur die während des Krieges 
eroberten, sondern werde wahrscheinlich weitere Territorien von be¬ 
trächtlicher Größe verlieren, deren deutsche Bewohner ins Reich oder 
besser noch in dessen fünf bis acht Nachfolgestaaten zwangsausgesie- 
delt werden sollten. Das Problem der magyarischen Minderheiten in 
den Nachbarstaaten könne teils durch Grenzverschiebungen teils durch 
Umsiedlungen gelöst werden. Rassische Minderheiten dürften nicht 
wieder die Beziehungen zwischen den Staaten vergiften. Der erste Welt¬ 
krieg habe unsere Zivilisation erschüttert, der zweite weitgehend zer¬ 
stört, nach einem dritten werde sie für lange Zeit nicht mehr existieren. 
Lord Perth ergänzte: Als Hitler zur Macht gekommen sei, hätten die 
deutschen Minderheiten „ihre Maske abgeworfen“ und sich als „glühen¬ 
de Verfechter und Anhänger Großdeutschlands“ erwiesen. Keine Re¬ 
gierung sollte gezwungen werden, in ihrem Lande rassische Minderhei¬ 
ten zu dulden, die voraussichtlich subversive Tendenzen entwickeln. Er 
zweifle, daß eine deutsche Minderheit in dem geplanten starken und er¬ 
neuerten Polen glücklich werden könne. Von einer Totalaussiedlung 
werde die polnische Regierung wahrscheinlich schon aus wirtschaftli¬ 
chen Gründen Abstand nehmen. 

Chaos und Desorganisation dürften nicht durch den Transfer großer 
Bevölkerungsgruppen vermehrt werden, wandte Lord Strabolgi ein. 
Nach dem Kriege werde es die Hauptaufgabe der Alliierten sein, Le¬ 
bensmittel zu den Hungernden zu transportieren, die Kranken medizi¬ 
nisch zu versorgen und dann zu versuchen, Industrie und Landwirt¬ 
schaft wieder in Gang zu bringen. Die Forderung, die Bewohner Ost¬ 
preußens zurück nach z. B. Württemberg zu bringen, verglich Strabolgi 
mit einem möglichen Verlangen, die Protestanten Nordirlands nach 
England auszusiedeln. „Wir bekämpfen nicht die Deutschen als solche, 
sondern wir kämpfen für die Zerstörung der Nazipartei und des Na¬ 
zisystems.“ Deutschland abzurüsten sei wichtiger, als „mit dem Mosaik 
der kulturellen und rassischen Minderheiten in Europa zu spielen“. Vis¬ 
count Cecil of Chelwood und Lord Noel-Buxton wiesen darauf hin, daß 
auch der Bevölkerungsaustausch zwischen Griechenland und der Türkei 
und jener zwischen Bulgarien und der Türkei „ungeheures Leid“ verur¬ 
sacht hätten. Cecil von Chelwood konzedierte aber, daß man die Aus¬ 
siedlung eines Teils der Sudetendeutschen, die sich als „durch und durch 
illoyal“ gegenüber dem Staat erwiesen hätten, werde hinnehmen müs¬ 
sen. Dennoch solle Großbritannien keinerlei Sympathie für rassistische 
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Doktrinen zeigen. Lord Noel-Buxton äußerte Zweifel an „der Weisheit 
von Annexionen“. Man spreche von der Annexion von Ostpreußen, 
Danzig, Pommern und Schlesien mit acht Millionen Menschen. Zusam¬ 
men mit den Sudetendeutschen wären elf Millionen, zehnmal mehr als 
im griechischen Fall betroffen. Zudem gebe es in Deutschland keine 
Polen, die man gegen die Deutschen austauschen könne. Der Domini¬ 
enminister Viscount Cranborne warnte davor, in der Umsiedlung natio¬ 
naler Minderheiten ein Allheilmittel zu sehen. „In bestimmten Fällen“, 
wenn alle anderen Mittel versagen, werde man aber zu dieser Lösung 
greifen müssen, um den Frieden in Europa zu bewahren. Mit dieser 
Antwort war Lord Mansfield offenbar zufrieden und zog seinen Reso¬ 
lutionsentwurf zurück. 103 

Am 11. Oktober 1944 fragte der Labour-Abgeordnete Sorensen im 
Unterhaus, ob es schon definitive Transferpläne gebe, wie viele Sude¬ 
tendeutsche und ob etwa auch sudetendeutsche Sozialdemokraten von 
der Zwangsaussicdlung erfaßt werden sollten. Harrison (German De¬ 
partment) stellte fest, daß Großbritannien und Rußland sich schon auf 
das Prinzip des Transfers festgclegt hätten und nur noch die „Modali¬ 
täten“ ausgearbeitet werden müßten. Da man aber Goebbels keine Pro¬ 
paganda-Munition liefern wolle und eine eventuelle öffentliche Erklä¬ 
rung zumindest mit den Russen und Amerikanern abzusprechen sei, 
mußte Richard Law eine ausweichende Antwort geben. 104 Als der ,Daily 
Telegraph' eine Meldung brachte, daß die Alliierten den Plan der tsche¬ 
choslowakischen Exilregierung gutgeheißen hätten, ungefähr zwei Mil¬ 
lionen Sudetendeutsche zu vertreiben, protestierte der ,National Peace 
Council', dem Sorensen angehörte. 105 


Die Entwicklung der britischen Position 
zu den Aussiedlungsplänen 
nach der Vorlage des Abschlußberichts 

Während Oberstleutnant Arthur (War Office) aus dem Entwurf des Ab¬ 
schlußberichts eine positive Stellungnahme des Komitees zum Transfer 


103 House of Lords Debates vom 8.3.1944 mit Vermerken des Foreign Office. 
FO 371/39091, C31847220/18. 

i°4 Vermerk Harrisons vom 10. und parlamentarische Anfrage vom 11.10.1944. 

FO 371/38923, 03982/63/12. 

105 FO 371/38923, 07898/63/12. 
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herauslas 106 , verfolgte dieser nach Meinung des Komitee-Vorsitzenden 
Troutbeck den Zweck, der Regierung zu zeigen, „daß Transfers von Mil¬ 
lionen, zu denen Polen und Tschechen (mit voller russischer Unterstüt¬ 
zung) so freudig drängen, ein sehr großes Vorhaben sind und weitrei¬ 
chende Folgen haben dürften, die in Rechnung gestellt werden sollten, 
bevor wir uns auf diese Angelegenheit einlassen“. 107 Roberts ergänzte, 
daß er immer bezweifelt habe, ob ein „geordneter“ Transfer in der Grö¬ 
ßenordnung möglich sei, wie ihn Polen und Tschechen anstrebten. Die 
bisher größte Deportation sei wohl diejenige aus Ostpolen nach Sibi¬ 
rien in den Jahren 1939/40 gewesen, doch sei es selbst den Russen nur 
gelungen, den kleineren Teil der Polen zu verpflanzen. Vorläufig sollte 
die britische Regierung ihre Bedenken gegenüber Russen, Polen und 
Tschechen nicht äußern. „Our motives could only be suspect and we 
shall be in a far better position to present our point of view when this 
question becomes an immediate practical issue.“ 108 Und Harvcy, damals 
stellvertretender Staatssekretär im Foreign Office, meinte, daß die tsche¬ 
choslowakischen Ansprüche bescheiden seien gegenüber den polni¬ 
schen; diese würden anti-polnische und pro-deutsche Gefühle in Groß¬ 
britannien und den USA wecken. Wegen ihrer führenden Rolle bei der 
Durchführung und wegen ihres Anspruchs auf Königsberg müßten die 
Russen das Odium der Vertreibung teilen. In Zukunft werde es den Po¬ 
len schwer fallen, die Westmächte und Rußland, wie üblich, gegenein¬ 
ander auszuspielen. 109 Sargent schloß aus dem Abschlußbericht: 

1 suspect that thosc Wholesale transfers of population will only be feasible (1) if 
carried out by the Russians, who will be prepared to act ruthlessly and will not be 
tied down by any agreed rules and regulations; and (2) if the Germans are removed 
to Siberia, where they will be forgotten, and not packed into an already over- 
crowded Germany, where they will be able to maintain a continual agitation to be 
returned to their native lands. 110 

Eden gab die Weisung, den Abschlußbericht dem ,Armistice and Post- 
War Committee* zu senden und schloß in einem internen Vermerk: „My 
own policy wd. be such: I wd. lay it down that there shd. be no national 
minorities in Europe; anyone who disliked the idea of staying in his 
own home on such conditions, wd. [would] have to clear out. Apart 
from that no transfer of populations.“ 111 Dementsprechend enthielt das 

106 War Office (Arthur) an Troutbeck am 26.4.1944. FO 371/39092, C5547/220/18. 

107 Vermerk Troutbecks vom 16.5.1944. FO 371/39092, C6391/220/18. 

108 Vermerk von Roberts vom 17.5.1944. Ebenda. 

109 Vermerk Harveys vom 19.5.1944. Ebenda. 

110 Vermerk Sargents vom 30.5.1944. Ebenda. 

111 Vermerk Edens vom 9.6.1944. Ebenda. 
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Anschreiben des Staatsministers im Foreign Office Richard Law fol¬ 
genden Satz: „The Report brings out clearly the possible dimensions of 
the problem, and the very grave difficulties which would attend efforts 
to solve it on lines often approved in general public discussion of post¬ 
war questions“. 112 Wegen seiner „allgemeinen Tendenz, die Schwierig¬ 
keiten von Transfers zu betonen“, lehnte das Foreign Office die Wei¬ 
tergabe des Abschlußberichts an die US-Regierung ab. Falls das briti¬ 
sche Kabinett dem Transfer dennoch zustimmen sollte, wollte das Mi¬ 
nisterium seinem amerikanischen Gegenüber keine Gegenargumente 
geliefert haben. 113 

Wie aus einem späteren Vermerk hervorgeht, hielt das .Armistice and 
Post-War-Committee‘ den Abschlußbericht für „zu weich [tender] ge¬ 
genüber deutschen Interessen“. 114 Während einer Sitzung des .Armistice 
and Post-War-Committee‘ warf Arbeitsminister Bevin ein, daß drei 
Millionen Familien mit genügend Land versorgt werden könnten, wenn 
man die großen Güter parzelliere, die die Basis des preußischen Milita¬ 
rismus gebildet hätten. Lord Cranborne antwortete - die Sitzung fand 
am 20. Juli 1944 statt -, daß sich unter den Gutsbesitzern viele befin¬ 
den könnten, „die in heftiger Opposition zum Nazi-Regime stehen“. 
Nach Kriegsminister James Griggs Meinung sollte die britische Regie¬ 
rung keinerlei Initiative in der Frage des Transfers ergreifen, da die Rus¬ 
sen wahrscheinlich die „Hauptarbeit der Bevölkerungsverschiebung er¬ 
ledigen“ würden (do most of moving population). Er bczeichnete einige 
Feststellungen des Berichts als „viel zu milde“. Diese Äußerung stellte 
Troutbeck den früheren Warnungen des ,Directors of Military Intelli¬ 
gence' und des .Directors of Military Operations* desselben Ministeri¬ 
ums vor weitgehenden Annexionen und Bevölkerungsverschiebungen 
gegenüber. 115 Entgegen seiner kurz zuvor zitierten Notiz erklärte Eden 
im .Armistice and Post-War-Committee', Rcgicrungspolitik sei, daß 
„alle Deutschen zurück nach Deutschland gehen sollten“. Das Komitee 
empfahl dem Foreign Office, den Abschlußbericht im Zusammenhang 
der ausstehenden Gutachten zur Teilung Deutschlands zu überprüfen. 
Außerdem sollte das Foreign Office nochmals die Frage der Parzellie- 


112 Memorandum Laws für Armistice and Post-War Committee vom 26.6.1944. 
Ebenda, C8654. 

1,3 Central Department an die Britische Botschaft in Washington am 27.6.1944. 
Ebenda, C7985. 

114 Memorandum des Foreign Office (Ward): „Policy with Regard to Protection 
of Minoritics after the War“ vom 8.3.1945. FO 371/50843, C1578/1578/70. 

115 Vermerk Troutbccks vom 26.7.1944. FO 371/39092, C9721/220/18. — Siehe 
S. 232 f. 
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rung des Großgrundbesitzes untersuchen und das Gutachten anschlie¬ 
ßend dem britischen Vertreter in der .European Advisory Commission' 
als „Information und Richtlinie“ zu schicken. 116 lladice und das Foreign 
Office bereiteten eine Antwort auf Bevins Einwand vor, die erst am 
4. Oktober 1944 vorlag. In Deutschland ohne Ostpreußen, Oberschle¬ 
sien und einen Teil Pommerns entfielen rund 2-2,5 Millionen Hektar 
auf private Güter mit mehr als 100 Hektar. Parzelliere man sie in 40- 
Hektar-Wirtschaften, könnten diese nur rund 60 000 Familien ernähren, 
wobei Radice noch davon ausging, daß die Landarbeiter der Gutsbesit¬ 
zer Arbeit bei den Kleinbauern finden könnten. Nach rund zehn Jahren 
landwirtschaftlicher Meliorationsmaßnahmen könne man die Wirtschaf¬ 
ten halbieren und nochmals die gleiche Zahl von Siedlern unterbrin¬ 
gen. 1,7 Unter dem Eindruck des Morgenthau-Plans ging das Foreign Of¬ 
fice zwei Monate später in einem neuen Memorandum davon aus, daß 
die besseren Böden West- und Süddeutschlands in 20-Hektar-Einhciten 
aufgeteilt werden könnten, und errechnete, daß 110 000 Bauernfamilien 
auf den Parzellen angesiedelt werden könnten. Verliere Deutschland al¬ 
lerdings alle Gebiete östlich der Oder, sinke die Zahl auf 82000 Fa¬ 
milien. 1,8 

Bevins Äußerungen entsprechen der Position, die die .Labour Party' 
für den Parteikongreß unter der Überschrift „The International Post- 
War Settlement“ formuliert hatte, der ursprünglich im Mai oder Juni 
1944 stattfinden sollte, dann aber erst im Dezember 1944 abgehalten 
wurde. Grenzen sollten ihren Charakter als wirtschaftliche und kultu¬ 
relle Hindernisse verlieren. 

I5ut .national minoritics' in Central Europc, left outsidc the boundaries of their 
own nation, should be encouragcd to rejoin it. In particular, all Germans left out¬ 
sidc the post-War German frontiers, unless they are willing to become loyal sub- 
jccts of the State in which they find thcmsclves, claiming no special privileges, 
should go back to Germany. Indeed, they will bc well advised to do so in their 
own interests, for, in the early post-War ycars at any rate, there will bc a depth of 
hatred against Germans in the occupicd countries, which it is impossible either for 
us or the Americans to realize. Germans in many of those arcas may liave to face 
the choice between migration and massacre. 119 

116 Protokoll des .Armistice and Post-War-Committee‘ vom 20.7.1944. FO 371/ 
39092, C9721/220/ 18. — Siche auch Tyrell: Großbritannien und die Deutsch¬ 
landplanung der Alliierten 389. 

117 Memorandum von Radice vom 4.10.1944. FO 371/39092, C13419/220/18. 

118 Memorandum Laws für das .Armistice and Post-War Committee' vom 15.12. 
1944. Ebenda, CI 7772. — Siehe auch Tyrell: Großbritannien und die Deutsch¬ 
landplanung der Alliierten 390. 

119 Anmerkung 1 zu CSNO Nr. 142. 
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Mabbott hatte am 7. Juli 1944 dem Foreign Office ein Memorandum 
über „Germany’s Eastern Frontiers“ übergeben, in dem er die Frage der 
deutschen Ostgrenze unter strategischen Aspekten diskutierte. Alle be¬ 
troffenen Abteilungen des Foreign Office nahmen Stellung, und Mab¬ 
bott ging auf ihre Vorschläge ein, so daß die endgültige Version vom 
20. November 1944 als deren gemeinsames Memorandum anzusehen ist. 
Unter der Überschrift „Minimum Alterations“ behandelte Mabbott 
nochmals die Gründe für die Abtretung Ostpreußens, Danzigs, Deutsch- 
Obcrschlesiens und des Sudetenlandes, „über deren Schicksal kaum 
Zweifel bestehen“. 120 Solange Deutschland Ostpreußen besitze, könne 
es sowohl Warschau von zwei Seiten als auch den polnischen Zugang 
zum Meer bedrohen. In diesem Fall sei auch eine Neuauflage des deut¬ 
schen Kampfes gegen den „polnischen Korridor“ zu befürchten. Selbst 
wenn man das Abstimmungsergebnis zugunsten Deutschlands wegen 
der Lage im Jahre 1920 in Zweifel ziehe, stellten Polen höchstens ein 
Viertel der Bevölkerung Ostpreußens. Im Vergleich zu anderen Agrar¬ 
gebieten des Deutschen Reichs sei Ostpreußen arm gewesen, während 
die Produktivität seiner Landwirtschaft über dem polnischen Durch¬ 
schnitt gelegen habe. Vor allem die Polen des Wilna-Gebiets fänden hier 
vertraute Bedingungen vor. Obwohl Danzig eine rein deutsche Stadt 
und seine gewerbliche Bevölkerung durch Polen nur schwer zu ersetzen 
sei, sah Mabbott keine Alternative zur Abtretung Danzigs an Polen und 
zur Aussiedlung seiner Bevölkerung. Der Freistadt-Status habe sich 
nicht bewährt. Durch die Abtrennung des Sudetenlandes sowie Deutsch- 
Oberschlesiens werde das deutsche Kriegspotential vermindert. Zudem 
spreche dessen ländliche Bevölkerung überwiegend Polnisch. Unter der 
Überschrift „Possible Minor Adjustmcnts“ brachte Mabbott die Argu¬ 
mente für eine Verkürzung des pommerschen und des schlesischen 
„Keils“ in polnisches Gebiet durch die Abtretung des Kreises Lauenburg 
und des gesamten Regierungsbezirks Oppeln, wobei weitere 65 000 bzw. 
235 000 Deutsche ausgesiedclt werden müßten. Mabbott ging auch auf 
Beness damalige Überlegungen über einen Gebictsaustausch verschie¬ 
dener Landzipfel gegen das Glatzer Becken ein, wie sie Benes in einer 
Rundfunkansprache vom Juni 1944 geäußert hatte. Schließlich unter¬ 
suchte Mabbott die Vorschläge für „Further Frontier Adjustmcnts“. Zu 
diesen eventuellen Veränderungen gehörten die Reduzierung des pom¬ 
merschen „Keils“ entsprechend der „blauen Linie“ 121 , wie sie das ,Post- 
Hostilities Planning Staff Committee* empfohlen hatte, oder entlang 


120 Vermerk Mabbotts vom 7.7.1944. FO 371/39139, C9093/2750/18. 

121 Siche S. 336. 
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der „grünen Linie“ 122 weiter östlich. Sodann wies Mabbott auf die Er¬ 
klärungen Stalins und des Lubliner Komitees betreffend einer Westver¬ 
schiebung Polens bis zur Oder oder gar bis zur Oder und westlichen 
Neiße hin. Die Sowjetunion könnte diese Ansprüche unterstützen, 

because they would weaken Germany to the greatest possible extent on the east 
and would bc likely to embroil Poland so deeply with Germany as to make impos- 
sible any future Polish-German rapprochement, directed against the Soviet Union, 
for support. 123 

Bei einer Annexion Ostpreußens, Danzigs und Oberschlesiens und ei¬ 
ner Grenzziehung in Pommern entlang entsprechend dem Vorschlag 
des ,Post-Hostilities Planning Staff' (blaue Linie) erhielte Polen für den 
Verlust der Ostgebiete mit rund vier Millionen Polen im Jahre 1931 
deutsches Land mit einer vergleichbaren Einwohnerzahl, mit der Gren¬ 
ze an der Oder und westlichen Neiße jedoch zusätzlich ein Territorium 
mit drei Millionen Einwohnern. Es sei unwahrscheinlich, daß Rumpf¬ 
deutschland diese zusätzlichen Vertriebenen verkraften könne. 

There is cvidencc that tlic more rcasonablc Polcs in London would not wish to 
claim any such extensive additions of territory. But, unless they reccive support 
from the Western Allies in reducing the proposed annexations, it is unlikely that 
their wishes would count against the united intentions of the Soviet Government 
and the Polish Committee of National Liberation. [...] a principal argument for 
opposing any annexations west of the red line on the map is that it is very impro- 
bablc that British and American opinion could bc convinced of their wisdom and 
justice. A revival of revisionism in Germany in connection with her eastern fron- 
tiers might tlius meet a degree of sympathy in these quarters which would bc 
strong enough to drive a wedge between the western Powers and the U.S.S.R. This 
argument, which has considcrable weight even in connection with the blue and 
green lines on the map, would clearly have increased force if the Oder frontier 
were in question and greater force still if this frontier were prolongcd along the 
western Neisse. 

Wie vom Foreign Office erwartet, stimmte der ,Post-Hostilities Plan¬ 
ning Staff' Mabbotts strategischen Argumenten im allgemeinen zu, be¬ 
tonte jedoch, „daß moderne Entwicklungen des Krieges das Gewicht 
verringert haben, das rein strategischen Faktoren beizumessen ist, wenn 
künftige Grenzen erwogen werden.“ 124 

122 Siehe S. 257. 

123 Memorandum des .Foreign Office Research Department“ (J. B. Mabbott) vom 
7.7. bzw. 20.11.1944 mit zahlreichen Vermerken vom 19.7.-20.11.1944. FO 
371/39139, C9093/2750/18. 

124 .Foreign Office Research Department“ (Mabbott) vom 20.11.1944 und ,Post- 
Hostilities Planning Staff Comment“ vom 13.11.1944. FO 371/39139, C.9093/ 
2750/18. 
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Ende November 1944 legte das .Foreign Office Research Department' 
dem Foreign Office ein neues Gutachten zum „Transfer of Minorities“ 
vor, in dem Mabbott die Gründe für und wider den Bevölkerungstrans¬ 
fer diskutierte. Tatsächlich hätten deutsche Minderheiten als .Fünfte Ko¬ 
lonnen' gearbeitet, doch bildeten deren Spionage und Sabotage nur ei¬ 
nen sehr kleinen Teil der rcichsdeutschen Aggression. Bei manchen Min¬ 
derheiten handle es sich um Relikte einer Fremdherrschaft, doch besä¬ 
ßen deren Angehörige oft Spezialkenntnisse, über die die Mehrheitsvöl¬ 
ker nicht verfügten. Die Verschärfung mancher nationaler Gegensätze 
durch den Krieg sei ein starkes Argument für, ihr möglicher Vorbildcha- 
raktcr für Völker in Asien und Afrika gegen den Transfer. Die angebli¬ 
che Unterdrückung und die Befreiung von Minderheiten habe meist nur 
den Vorwand für Irredentismus und Kriege gebildet, wie der Vergleich 
der unterschiedlichen Politik Hitler-Deutschlands gegenüber der Tsche¬ 
choslowakei, die die deutsche Minderheit am besten, und Italien, das sie 
am schlechtesten behandelt habe, zeige. Vor allem aber werde der Irre¬ 
dentismus durch die Anwesenheit von Vertriebenen im Aufnahmestaat 
wachsen. 


A vcry grave rcsponsibility thus rcsts on those who sanction transfcrs in Connec¬ 
tion with a fronticr settlement, namely to see that the frontier settlement is pcr- 
manently maintained. They ought, in the interests both of the peoples concerned 
and of their own peoples, not to take the first Step unless they are satisfied of 
their willingness and ability to take the second. 


Das stärkste Argument gegen den Transfer seien die unvermeidlichen 
Leiden der in vielen Fällen unschuldigen Zwangsumsiedler. Für den 
Transfer könne jedoch eine erwartete Verfolgung in der alten Heimat 
sprechen. O’Neill kommentierte, daß Mabbotts Gutachten zu spät für 
die Diskussion über die Aussiedlung der Deutschen und zu früh für die 
Erörterung anderer Minderheitenfragen komme. Das Gutachten des 
Transfer-Komitees habe die Präge der Aussiedlung deutscher Minder¬ 
heiten von der akademischen auf eine mehr praktische Ebene geführt, 
während die übrigen Minderheitenfragen wahrscheinlich erst auf der 
Friedenskonferenz behandelt würden. Dennoch sollten die Gutachten 
des Transfer-Komitees und des .Foreign Office Research Department' 
den britischen Vertretern in den Kontrollkommissionen für Deutsch¬ 
land bzw. Österreich zur Verfügung gestellt werden. 125 

Das .Armistice and Post-War Committee* konnte keine Entschei¬ 
dung über den Abschlußbericht fällen, da es bis Ende Januar 1945 zu 


125 Memorandum Mabbotts vom 30.11.1944. FO 371/39012, 07689/184/62 mit 
Vermerken O’Neills und anderen vom 24.12.1944 ff. 
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keinen Beschlüssen über die übrigen Fragen der Behandlung Deutsch¬ 
lands nach dem Kriege gekommen war. 126 Dennoch wollte die britische 
Regierung auf der Konferenz von Jalta vorschlagen, die ,European Ad- 
visory Commission“ mit der Frage der Bevölkerungstransfers zu befas¬ 
sen. 127 


Die Weiterentwicklung der amerikanischen Position 
zu den Annexions- und Vertreibungsplänen 

Wie ich im Zusammenhang mit Sikorskis und Bcness USA-Rcisen ge¬ 
zeigt habe 128 , waren die Planungsgremien des State Department ur¬ 
sprünglich von der Atlantik-Charta und dem Prinzip „möglichst gerin¬ 
ger Grenzkorrekturen“ ausgegangen, hatten diese Positionen aber Ende 
1942 bis August 1943 zunehmend verlassen. Ostpreußen, Danzig, ein 
Teil Oberschlesiens könnten von Deutschland abgetrennt werden. Die 
Sudetengebiete seien an die Tschechoslowakei mit Ausnahme von sechs 
Landzipfcln zurückzugeben. Das ,altc‘ System der Minderheitenverträge 
und Plebiszite hatte nach Meinung der Planer in der Zwischenkriegszeit 
versagt und die Stabilisierung der internationalen Beziehungen verhin¬ 
dert. Wo Grenzkorrekturen als notwendig erachtet würden, sollten sie 
deshalb mit einem geordneten, international überwachten Bevölkerungs¬ 
transfer verbunden werden. 129 Am 5. Oktober 1943 meinte Roosevelt: 
Die neuen deutschen Staaten dürften kein Militär und keine Rüstungs¬ 
industrie besitzen, Ostpreußen solle von Deutschland abgeteilt werden 
„und alle gefährlichen Elemente der Bevölkerung sind gewaltsam zu ent¬ 
fernen“. 130 In bezug auf die Westgrenze Polens kam das State Depart¬ 
ment am 31. Mai 1944 zu dem Schluß, daß die amerikanische Regierung 
der Annexion Ostpreußens, Danzigs und Deutsch-Oberschlesiens nicht 
widersprechen, doch zur Angliederung weiterer deutscher Gebiete jen¬ 
seits der Oder nicht ermutigen sollte. Vor Jalta plädierte das State De¬ 
partment darüber hinaus für die Abtretung eines 1 eils von Hinterpom¬ 
mern an Polen. 131 

126 Vermerk Troutbecks vom 25.1.1945. FO 371/47085, (,729/207/12. 

127 Foreign Office an Halifax am 27.1.1945. FO 371/47085, (,729/207/12. 

128 Siehe S. 196 f., 221 f. 

129 Pantsch: Die territoriale Deutschlandplanung 240. 

130 Ebenda .300 f. 

131 Kettenacker: Krieg zur Friedenssicherung 467. — Tyrell: Großbritannien und 
die Deutschlandplanung der Alliierten 276 f. — Zu Masaryk sagte Roosevelt: 
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Das amerikanische .Committee on Post-War Programs' sprach sich am 
18. Juli 1944 dafür aus, unmittelbar nach dem Kriege die Tschechoslo¬ 
wakei in den Vormünchener Grenzen wiederherzustellen. Allerdings 
sollten die USA für die Übertragung der „Großen Schütt-Insel“ zwi¬ 
schen Preßburg und Komorn und sowie weiterer magyarisch besiedelter 
Grenzgebiete an Ungarn eintreten, entweder auf der Basis von Ver¬ 
handlungen zwischen den beiden Staaten oder durch „geeignete inter¬ 
nationale Prozeduren“. Die US-llegierung verfolge die Transfer-Pläne 
der tschechoslowakischen Regierung „mit Interesse“. Falls der Transfer 
gewisser Minderheiten aus der Tschechoslowakei beschlossen werde, 
sollten die Vereinigten Staaten „ihren Einfluß nützen, daß solche Trans¬ 
fers in ordentlicher Weise, über einen gewissen Zeitraum verteilt und 
unter internationalen Auspizien durchgeführt werden“.' 32 Wie aus einer 
Notiz der zuständigen .Division of Central European Affairs* des State 
Department hervorgeht, beriet damals das ,Post-War Policy Committee* 
über den tschechoslowakischen Wunsch, zwei Millionen Sudetendeut¬ 
sche zu vertreiben, und bereitete das State Department eine Antwort¬ 
note an die tschechoslowakische Regierung vor, in der es „Sympathie 
mit der tschechoslowakischen Besorgnis wegen der Sudetendeutschen“ 
aussprechen wollte. 133 Im .Committee on Post-War Programms* der 
.European Advisory Commission* waren sich die amerikanischen mit 
den britischen Vertretern am 5. August 1944 einig, daß die deutschen 
Minderheiten in den ostmitteleuropäischen Staaten „eine Vorhut der 
nationalsozialistischen Durchdringung“ gewesen seien und „ihr Trans¬ 
fer nach Deutschland wahrscheinlich zur Stabilität [tranquility] der be¬ 
treffenden Länder beitragen“ werde. 134 


Die Majskij- und Litvinov-Kommissionen 
zu Annexionen und Vertreibung 

Auf sowjetischer Seite waren die Planungen bis Mitte 1943 nicht voran¬ 
gekommen. Eine .Kommission zur Vorbereitung diplomatischer Mate- 

„Wir haben uns mit Stalin geeinigt, den Polen eine angemessene Kompensa¬ 
tion in Deutschland zu geben. Wenn nötig, können sie bis zur Oder gehen.“ 
Vermerk Masaryks vom 4.2.1944. Ccskoslovcnsko-sovetske vztahy, Bd. 2, Nr. 76. 

132 Brüget: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 178, zitiert FRUS 1945, Bd. IV/1,433. 

133 Memorandum der .Division of Central European Affairs' vom 11.1.1945. 
FRUS 1945, Bd. IV/1, 420-422. 

134 Schraut: Flüchtlingsaufnahme 36. 
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rialien' (Kommissija po podgotovke diplomaticeskich materialov), die 
am 28. Januar 1942 eingerichtet worden war, hatte keine Vorlagen gelie¬ 
fert. Jakov Zacharovic Suric, ehemaliger Botschafter in Paris, hatte im 
Juni 1943 nur eine Liste der Probleme geliefert. Ende Juli 1943 wurde 
schließlich der aus Washington abberufene Botschafter Litvinov beauf¬ 
tragt, einen Vorschlag über die Zusammensetzung und die Aufgaben 
einer neuen Kommission zu unterbreiten. Entsprechend seinem Kon¬ 
zept setzte das Politbüro am 4. September 1943 beim Volkskommissa¬ 
riat für Auswärtige Angelegenheiten eine ,Kommission für die Fragen 
der Friedensverträge und Nachkriegsordnung' unter Litvinovs Vorsitz 
ein. Gleichzeitig schuf die Regierung eine weitere .Kommission für Fra¬ 
gen des Waffenstillstands' unter dem Vorsitz Marschall Vorosilovs. En¬ 
de September wurden 1943 die beiden Kommissionen gebeten, ihre Ar¬ 
beit so zu beschleunigen, daß ihre Vorschläge zur geplanten Moskauer 
Außenministerkonferenz vorlägen. 135 Nach der Litvinov- und der Vo- 
rosilov-Kommission wurde noch eine .Kommission für die Kompen¬ 
sation der Verluste, die Hitler-Deutschland und seine Alliierten der So¬ 
wjetunion zugefügt haben' (auch .Reparationskommission') unter dem 
Vorsitz von Ivan Majskij gebildet. 136 

Dekanosov, Stellvertreter des Volkskommissars für Auswärtige An¬ 
gelegenheiten, schrieb am 3. Oktober 1943: Die sowjetische Regierung 
müsse einerseits auf der Curzon-Linie bestehen, solle sich aber anderer¬ 
seits in bezug auf die übrigen Grenzen Polens, insbesondere auf die 
Annexion Ostpreußens, nicht festlegen, solange sie befürchte, daß ein 
solchermaßen erweitertes Polen der Sowjetunion gegenüber feindlich 
eingestellt sei. 137 Und Litvinov riet Molotov am 9. Oktober, auf der 
Konferenz die „Initiative für jene extremen Maßnahmen, die gegenüber 
Deutschland zu ergreifen sind“, den Anglo-Amerikanern zu überlassen. 
Da Polen selbst nach einem Anschluß Ostpreußens, Danzigs und Op¬ 
peln-Schlesiens und nach gleichzeitigem Verlust der Ostgebiete ein klei- 

135 [) er ersten Kommission gehörten an: M. M. Litvinov (Vorsitz), S. A. Lozov- 
skij, S. Ja. Suric, B. E. Stejn als Mitglieder, M. M. Junin (später ersetzt durch 
G. F. Saksin) als Sekretär; dazu kamen noch der ehemalige Komintern-Punk- 
tionär D. Z. ManuiPskij und der Historiker E. V. Tarle. ln der zweiten Kom¬ 
mission saßen neben K. E. Vorosilov (Vorsitz) die Generäle B. M. Saposnikov 
(Stellvertreter), A. A. Ignat’ev, M. R. Galaktionov sowie vom Volkskommissa¬ 
riat für Auswärtige Angelegenheiten I. M. Majskij, V. P. Potemkin, S. B. 
Krylov sowie S. T. Bazarov (Sekretär). Kyniti: Germanskij vopros 103-105. 
Filitov: Problems of Post-War Construction 4. 

136 Siehe S. 271 f. 

137 Aufzeichnung (Dekanosov): „Zur bevorstehenden Sitzung der Außenminister 
in Moskau“ vom 3.10.1943. SSSR i germanskij vopros Nr. 59. 
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neres Territorium (241 :389 000 qkm) und eine geringe Bevölkerungs¬ 
zahl (25,6:34,2 Millionen) haben werde, sei zu erwarten, daß 

Polen nicht aufhören wird zu klagen und zu grummeln und sich um eine Ausdeh¬ 
nung nach Osten zu bemühen, und je stärker es im Westen wird, umso mehr er¬ 
höht sich das Gewicht seines Grummelns. Hinzuzufügen ist, daß wir mit der 
Übertragung auch nur Ostpreußens an Polen die gemeinsame Grenze mit irgend¬ 
einem Teil Deutschlands verlieren und daß auf unserer Nordroutc zu den westli¬ 
chen Staaten das uns feindliche Polen liegt. 

Ob nun Ostpreußen ein Pufferstaat oder an Polen angeschlossen wer¬ 
de, die Sowjetunion müsse den Anspruch auf das Memelgebiet und das 
nordöstliche Ostpreußen erheben. 138 Wenn die Anglo-Amerikaner kon¬ 
krete Vorschläge für die Behandlung Deutschlands vorlegten, könne die 
sowjetische Delegation die Abtrennung Ostpreußens und Schlesiens 
von Deutschland „für zulässig erachten“. 139 Offensichtlich waren Lit- 
vinov und Majskij damals nicht davon überzeugt, daß Polen so weit 
nach Westen ausgedehnt werden sollte, wie dies Stalin schon in Tehe¬ 
ran verlangt hatte. Am 11. Januar 1944 legte auch Majskij eine Denk¬ 
schrift zu den sowjetischen Kricgszielen vor. Polen solle nicht „zu groß 
und zu stark“ werden. 

In der Vergangenheit war Polen immer Rußlands Feind: Wird ein künftiges Polen 
ein treuer Freund der UdSSR sein? [...] Niemand kann dies mit Sicherheit beant¬ 
worten [...] [Wir müssen] Nachkriegspolen sehr sorgfältig in möglichst engen 
Grenzen unter Beachtung des Prinzips der Ethnizität bilden. [Im Osten| die Gren¬ 
ze von 1941 oder etwas ähnliches (z. B. die Curzon-Linie, obwohl Lemberg und 
Wilna innerhalb der UdSSR bleiben müssen). Im Westen kann ganz Ostpreußen 
(oder vielleicht sein größerer Teil), plus ein Teil von Schlesien zu Polen kommen, 
aber mit der Ansiedlung der deutschen Bewohner andernorts. 140 

Wegen der negativen Einstellung der Polen zur Sowjetunion und der 
positiven Haltung der Tschechen solle, schrieb Majskij, die sowjetische 
Regierung im Streit um Teschcn die tschechoslowakische Restitutions¬ 
forderung unterstützen. 141 Die Litvinov-Kommission hatte ihren Ent¬ 
wurf eines Memorandums über die „Behandlung Deutschlands“ am 
9. März 1944 fertiggestellt. Der schnelle Wiederaufstieg und die erneute 
Aggression Deutschlands hätten gezeigt, schrieb Litvinov, daß die Frie¬ 
densbedingungen nach dem Ersten Weltkrieg nicht radikal genug gewe- 

138 Litvinov an Molotov am 9.10.1943. SSSR a germanskij vopros Nr. 63. 

139 Weitere Aussagen betreffen die mögliche Abtrennung Passaus und Berchtesga¬ 
dens, Schleswig-Holsteins und des Saargebiets, die Selbständigkeit Österreichs 
und Reparationen. Kynin: Germanskij vopros 109. 

140 Filatov: Problems of Post-War Construction 9. 

141 Volokitina: Pol’sko-cechoslovackij pogranienyj konflikt 119. 
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scn seien. Deshalb müsse Deutschland in einzelne Staaten aufgegliedert 
werden. Dabei komme es vor allem darauf an, Preußen zu schwächen, 
den aggressivsten und militaristischen deutschen Staat. Von diesem sei¬ 
en das Saarland, das Rheinland und das Ruhrgebiet im Westen und 
Ostpreußen und Oberschlesien im Osten abzutrennen. Mit der Überga¬ 
be Ostpreußens an Polen bekomme Polen einen breiten Zugang zum 
Meer. Erneut einen Korridor zu schaffen würde bedeuten, den erkann¬ 
ten Fehler von Versailles zu wiederholen. Ohne Oberschlesien bleibe 
Polen ein Agrarstaat. Polen dürfe aber Ostpreußen und den größten Teil 
Oberschlesiens nur bekommen, wenn es „gutnachbarliche und freund¬ 
schaftliche Beziehungen zur UdSSR“ unterhalte. „Die Stärkung eines 
Sowjetunion-feindlichen Polens [...] darf nicht zugelassen werden.“ Ein 
Teil Oberschlesiens solle ohne Rücksicht auf die zu erwartenden polni¬ 
schen Proteste der Tschechoslowakei angegliedert werden, das Memel- 
gcbict und ein Teil Ostpreußens einschließlich Königsbergs an Sowjet- 
Litauen angeschlossen werden . 142 In der Diskussion über den Entwurf 
forderte Manuil’skij eine weitere Aufgliederung Preußens. Verbinde es 
sich mit Polen, könne es zu einer Gefahr für die Sowjetunion werden. 
Litvinov antwortete, daß Preußen durch die Gebietsverluste im Westen 
und Osten zu einem überwiegend agrarischen Staat würde und nach der 
Übergabe Ostpreußens und Schlesiens eine Zusammenarbeit zwischen 
Preußen und Polen schwer vorstellbar sei. Auch Lozovskij setzte „be¬ 
sondere Hoffnungen auf die Unvermeidlichkeit eines Kampfes zwi¬ 
schen Polen und Preußen“. Wenn Deutschland in ein Agrarland ver¬ 
wandelt werde, und zwar durch die Zerstörung der Großindustrie und 
die Konfiszierung der Großbetriebe als Reparationszahlung, spiele die 
Abtrennung von Gebieten keine große Rolle. Andererseits verwandle 
sich Polen durch den Gewinn Ostpreußens und Schlesiens in 

ein mächtiges Land, stärker als Preußen und gefährlich angesichts der polnischen 
antirussischen Tendenzen. [...] Liegt cs in unserem Interesse, Polen so zu stärken, 
daß an unserer Westgrenze ein Land mit einer Bevölkerung von 40 Millionen und 
Großindustrie entsteht? Polen wird eine Barriere gegen uns bilden und eine Spitze, 
die sich durch die englische Politik gegen uns richtet. 

Litvinov entgegnete, daß die Reparationsforderungen ohnehin zur Ag- 
rarisierung Deutschlands führen würden. Er selbst wäre ebenfalls dafür, 
Polen „maximal zu beschneiden“ (urezat’), doch zwinge die politische 
Lage der Sowjetunion eine „gewisse Stärkung Polens“ auf. Der Teil 
Schlesiens, den Polen diesmal bekommen solle, sei aber industriell weit 
weniger bedeutend als jener, den Polen nach dem Ersten Weltkrieg er- 

142 Litvinov an Molotov am 9.3.1944. SSSR i germanskij vopros Nr. 91. 
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halten habe. Außerdem wies Litvinov darauf hin, daß im Memorandum 
die Westausdehnung Polens an eine „uns freundlich gesinnte Regie¬ 
rung“ gebunden werde. 143 


Die Aussiedlungs- und Vcrtreibungsplanung 
der tschechoslowakischen Regierung und die Großmächte 

Dem Ministerrat berichtete Benes am 10. Januar 1944, daß Stalin seine 
Zustimmung zur Aussiedlung der Deutschen aus der Tschechoslowakei 
gegeben habe. Außer geringfügigen Grenzkorrekturen habe die Tsche¬ 
choslowakei keine territorialen Forderungen gegenüber Deutschland, 
habe er selbst erklärt. Stalin habe angedeutet, daß er mit der Aussied¬ 
lung einverstanden sei und keine Einwände gegen die Abtretung be¬ 
stimmter Bezirke an Deutschland sowie die Annexion anderer deut¬ 
scher Gebiete durch die Tschechoslowakei habe. 144 Benes hielt auch 
deshalb an der Abtretung kleinerer Gebiete an Deutschland fest, weil 
Nichols ihm zur Vorsicht geraten hatte, da sich in der britischen Öf¬ 
fentlichkeit die Stimmen gegen den Transfer mehrten. In diesem Ge¬ 
spräch am 24. März 1944 behauptete Benes, daß rund 1,5 Millionen Su¬ 
detendeutsche fliehen und rund 150 000 im Krieg umgekommen sein 
dürften. Etwa 500 000 Deutsche wolle er mit Land loswerden. 145 

Öffentlich erklärte im März 1944 der Kommunist Vaclav Nosek im 
Staatsrat, daß die gegenüber der Republik schuldigen Deutschen und 
Magyaren bestraft werden müßten, „einschließlich der Ausweisung aus 
der Republik und der Konfiszierung des Eigentums“, daß aber die Anti¬ 
faschisten ein Bleiberecht erhielten. Seine Formulierung, daß diejenigen 
Deutschen, die nicht Hochverrat begangen hätten, sich zwischen Aus¬ 
wanderung und Dableiben entscheiden dürften, wurde durch den Zu¬ 
satz entwertet, daß die Regierung das Recht habe, in jedem einzelnen 
Fall auch über deren Schicksal zu entscheiden. Am Ende dieser Säube¬ 
rungsaktion, an der sich die deutschen und magyarischen Antifaschisten 
aktiv beteiligen sollten, stehe die Republik „als nationaler und slawi- 


143 Protokoll der Litvinov-Kommission vom 14.3.1944. SSSR i germanskij vopros 
Nr. 92. 

144 Edvard Benes o jednanf v Moskvc 331. — Feierabend: Benes mezi Washingto- 
nem a Moskvou 98. 

145 Feierabend: Soumrak ceskoslovenske demokracie 45. — Nichols über eine Be¬ 
sprechung mit Benes am 24.3.1944 an Roberts. FO 371/38931, C3949/239/12. 


Von der Teberaner %ur Potsdamer Konferenz 


291 


scher Staat“. 146 In einer Rede vor Soldaten der in Großbritannien sta¬ 
tionierten tschechoslowakischen Brigade behauptete Benes, daß 

unsere Deutschen im letzten Kriege nicht che geistige Revolution wie wir durch¬ 
gemacht haben und im Pangermanismus steckcngcblieben sind. Ich will nicht de¬ 
nen nahetreten, die schon während der Republik versöhnt und gewonnen werden 
konnten. Aber 70-80 Prozent unserer Deutschen haben diese Revolution nicht 
durchgeführt und die Idee der pangermanischen Konterrevolution und des Nazis¬ 
mus angenommen. [...] Bei unseren Deutschen darf sich das nicht wiederholen, 
darum vertrete ich den Standpunkt, daß alle Schuldigen weg müssen, und deren 
wird cs Hunderttausende geben. Auf der Grundlage der Schuld wird man die Re¬ 
publik reinigen müssen, und das gilt für alle Bürger der Republik, Deutsche wie 
Tschechen und Slowaken. Es wäre undankbar, wenn wir die Deutschen zurückwie¬ 
sen, die immer mit uns waren. Tatsache aber ist, daß nach dem Kriege die Repu¬ 
blik nur ein Nationalstaat sein wird. 147 


Sogar gegen Beness Äußerung, daß die loyalen Deutschen in der Nach¬ 
kriegsrepublik bleiben dürften, protestierten verschiedene tschechische 
Widerstandsgruppen. 148 Daraufhin erläuterte Drtina am 16. Juli 1944 in 
einer Botschaft an die Widerstandsgruppen die Position Beness: 


Es ist heute nicht definitiv zu sagen, ob alle mehr als drei Millionen Deutschen auf 
der Basis irgendeiner internationalen Regelung abgeschoben werden können. Auf 
diesem Wege kann man vielleicht nur einen 'feil loswerden, vielleicht maximal un¬ 
gefähr zwei Millionen; deshalb können wir nicht auf eine internationale Lösung 
vertrauen und abwarten. Nötig ist, daß wir vieles selbst in den ersten l agen der 
Befreiung erledigen, damit alle schuldigen Nazis aus Angst vor der Bürgerrevolte 
gegen sic so weit wie möglich von uns fliehen und möglichst viele von jenen, die 
sich als Nazis wehren und Widerstand leisten werden, während der Revolution er¬ 
schlagen werden. 


So schnell wie möglich seien jene Landstriche an der Grenze zu beset¬ 
zen und „zu säubern“, in denen das tschechische Element stets am 
stärksten vertreten gewesen sei und bis zur Grenze gereicht habe, 


z. B. der Böhmerwald, südöstlich vom Chodenland, die Gebiete um Neuhaus |jin- 
diichohradecko], um Znaim [Znojemsko], das Thaya-Tal und im Norden beson¬ 
ders das Duxer Braunkohlcbcckcn, wo das tschechische Element praktisch schon 
vor dem Krieg in der Überzahl war, weiter das Gebiet um Starkenbach [Jilemnicko], 
das böhmische Riesengebirge überhaupt, die deutsche Insel Reichenberg und 
schließlich das Hohenstädtcr Gebiet [Zabrezsko] und die Umgebung des Schnee- 
bergs. 


146 Rede Noseks vor dem Staatsrat am 23.3.1944. CK Nr. 13. 

147 Abgedruckt in: Einheit vom 8.4.1944. 

148 Zpräva z domova [Bericht aus der Heimat] (eingegangen am 10.7.1944). CSNO 
Nr. 135. Siehe auch Anmerkung 1 zu diesem Dokument. 


292 


Von der Teheraner %ur Potsdamer Konferenz^ 


Über die Zukunft der Deutschen, die sich im Ausland auf die Seite der 
I schechen gestellt hätten und jener, die sich am Umsturz beteiligen 
und die Idee des Nationalstaats akzeptieren würden, müßten sich Benes 
und die Regierung in London zurückhaltend äußern. „Natürlich werden 
wir uns jedoch bemühen, diese Frage so umfassend wie möglich zu lö¬ 
sen und werden die Heimat sowie jene, die unter den Deutschen gelit¬ 
ten haben, das entscheidende Wort sprechen.“ 149 Diese Äußerung zeigt, 
daß Benes schon damals nicht sicher war, ob er die Versprechen an die 
Kollaborateure in der .Sudetendeutschen Einheitsfront* einhaltcn kön¬ 
ne! Weitere Nachrichten aus der Heimat bestätigten die Forderung nach 
der radikalen Vertreibung der Deutschen. In einer Depesche der damals 
größten Widerstandsorganisation ,Rat der Drei* (Rada TH) hieß es so¬ 
gar: „Wir werden die Rückkehr der Deutschen einschließlich der Juden 
nicht dulden.“ 150 Nach Unterredungen mit mehreren illegalen Gruppen 
versprach ein Berichterstatter aus Prag entsprechend der von Drtina 
übersandten Botschaft „alles vorzubereiten, die aufgespeicherten und 
zudem natürlichen Racheinstinkte der Massen in diese Richtung zu len¬ 
ken“. 151 

Die ,European Advisory Commission* der drei Großmächte bat En¬ 
de Juli 1944 152 die alliierten Regierungen um Vorschläge zu den Waffen¬ 
stillstandsbedingungen, die Deutschland auferlegt werden sollten. Die 
neun Exilregierungen hatten sich in einem .Comite Interallie pour 
1 Etüde de l’Armistice* am 10. Mai 1944 auf eine Reihe gemeinsamer 
Forderungen geeinigt. Die tschechoslowakische Regierung präzisierte 
diese allgemeinen Grundsätze in einem Aide-memoire vom 24. August 
1944. Deutschland müsse schon beim Waffenstillstand gezwungen wer¬ 
den, die Nichtigkeit des Münchener Abkommens vom 29. September 
1938 und des Wiener Schiedsspruchs vom 2. November 1938 sowie al¬ 
ler Akte zur Angliederung tschechoslowakischer Gebiete anzuerkennen 
ebenso wie die „Souveränität der Tschechoslowakischen Republik über 
ihr Territorium innerhalb der Grenzen vor dem 29. September 1938“. 
In der Waffenstillstandsurkunde solle darauf hingewiesen werden, daß 
sich die Tschechoslowakei mit Deutschland seit dem 17. September 
1938 im Krieg befinde. Denn an diesem Tag habe der deutsche Rund- 

149 Botschaft Drtinas an die Widerstandsgruppen in der Heimat vom 16.7.1944. 

SNP-D Nr. 99, 242f., und Edvard Benes: Vzkazy do vlasti, Nr. 83 (180-189). 

150 >Rada FH* (Rat der Drei) an Benes am 23.8., weiterer Bericht aus der Heimat 

vom 17.8.1944. CSNO Nr. 137 f. 

151 Nachricht aus der Heimat, übersandt von Doz. V. Tüma vom 1.9.1944. CSNO 

Nr. 140. 

152 Masaryk an Benes am 27.7.1944. AÜTGM, 40, XV/8. 
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funk die Schaffung des .Sudetendeutschen Freikorps' bekanntgegeben, 
das Einfälle in die Tschechoslowakei unternommen habe und von tsche¬ 
choslowakischen Einheiten bekämpft worden sei. Diesen Ausweg wähl¬ 
te die Exilregierung, um nicht das französisch-britische Ultimatum vom 
Abend desselben Tages als Kriegsbeginn definieren zu müssen. Mit Un¬ 
garn befinde sich die Tschechoslowakei seit dem 7. Oktober 1938 im 
Kriegszustand, d. h. seit dem Tag der ungarischen Angriffe auf Ko- 
morn. Als der britische Botschafter Nichols es für sehr unwahrschein¬ 
lich erklärte, daß seine Regierung diese Daten als den Beginn des Kriegs¬ 
zustands akzeptieren werde, antwortete Benes, daß zwar einige Minister 
großen Wert auf diese Daten legten, er selbst sich aber auch mit dem 
14. und 15. März 1939 zufriedengeben könnte. 153 Deutschland bzw. Un¬ 
garn seien ferner folgende Verpflichtungen aufzuerlegen: 

a) Those Germans (and Magyars) who have possessed Czechoslovak citizenship 
and will bc deprived of it or migrate to Germany (Hungary) will bc rccognised by 
Germany (Hungary) as her citizens and admitted to her territory [...] b) Germany 
(Hungary) will attend to thcsc persons from the moment when they reach her 
frontiers and to their final scttlement upon her territory, and for this purpose will 
make all necessary arrangements of a legislative and administrative character, in- 
cluding the provision of the necessary land; c) She will cash for thcsc persons the 
vouchers issued to them by the Czechoslovak State for the property which they 
have left in Czechoslovakia [...]. 154 

Benes kündigte Nichols am 7. September 1944 die Übergabe eines Me¬ 
morandums über den Transfer an, in dem er einen Unterschied zwi¬ 
schen der „Vertreibung“ (expulsion) von Sudetendeutschen aufgrund 
ihrer Schuld und dem „organisierten Transfer“ weiterer Deutscher ma¬ 
chen wollte, die sich zwar nicht schuldig gemacht hätten, aber wegen 
ihrer großdeutschen bzw. nationalsozialistischen Überzeugungen keine 
guten tschechoslowakischen Staatsbürger abgeben würden. Nichols äu¬ 
ßerte Zweifel, ob die britische und amerikanische Öffentlichkeit Ver¬ 
ständnis für eine solche Unterscheidung zeigen werde. Benes kündigte 
an, daß er Jaroslav Cisar, den Leiter der .Studienabteilung“ des Außen¬ 
ministeriums, mit dem Entwurf des Memorandums zu inoffiziellen Be¬ 
ratungen zu Nichols schicken werde. 155 


153 Das Foreign Office bestätigte Nichols’ Aussage. Roberts an Nichols am 11.11. 
1944. FO 371/38946, C14963/1347/12. 

154 Masaryk an Winant am 24.8. und Nichols an Harrison am 7.9.1944. FO 371/ 
38945, CI2537/1347/12. — Entwurf eines Memorandums der Exilregierung 
vom 13.10.1944. CSNO Nr. 146. 

155 Memorandum (Entwurf, mit Anschreiben von Nichols vom 12.9.1944). FO 
371/38945, C12895/1347/12. 
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Schon für die erste Sitzung der Transfer-Kommission der Exilregierung 
von Ende Mai 1944 hatte Cisaf ein Memorandum über „Die Lösung der 
Minderheitenfragen in der CSR“ vorbereitet. Deutschen und Magyaren 
solle die Staatsbürgerschaft entzogen werden mit Ausnahme jener, die 
beweisen könnten, daß sie sich aktiv am Kampf gegen Deutschland oder 
Ungarn beteiligt oder auf andere Weise für Wiedergewinnung der Frei¬ 
heit des tschechoslowakischen Staates eingesetzt hätten. Wer sich dage¬ 
gen am „Henlein-Nazi-Widerstand“ beteiligt oder auf andere Weise ge¬ 
gen die Republik vergangen habe, werde zwangsausgesiedelt. Die übri¬ 
gen Deutschen und Magyaren sollten vor die Alternative zwischen Assi¬ 
milation oder Aussiedlung gestellt werden. Auf Antrag könnten sie 
nach einer Zeit der Bewährung die tschechoslowakische Staatsbürger¬ 
schaft zurückbekommen, falls sie ihre Kinder in demokratischem Geist 
erzogen und auf tschechische, slowakische oder ruthenische Schulen 
geschickt sowie „alles getan haben, um loyale Bürger des tschechoslo¬ 
wakischen Staates zu werden“. Wer die Staatsbürgerschaft nicht bean¬ 
trage, könne bis zur Aussiedlung seinen Beruf ausüben. Dadurch sollte 
die Abwanderung notwendiger Arbeitskräfte in der Zeit des Wiederauf¬ 
baus und des Anlernens von Ersatzkräften verhindert werden. Diese 


beiden Gruppen dürften bis zur Rückgabe der Staatsbürgerschaft bzw. 
Aussiedlung im Verkehr mit den Behörden ihre Muttersprache gebrau¬ 
chen. Vor 1895 geborene Personen hätten dieses Recht auch nach dem 
Erwerb der Staatsbürgerschaft. 156 

Entsprechend dem neuen Entwurf, mit dem Cfsar am 11. September 
1944 zu Nichols kam, sollten 1 — 1,25 Millionen Personen „in der kür- 


zestmöglichen Zeit vertrieben“ werden. Cfsar benutzte für das engli¬ 
sche Wort ,expulsion‘ stets .vyhostenf', das eher dem deutschen Begriff 
,Ausweisung' entspricht. Die übrigen Deutschen sollten vor die Wahl 
zwischen .organisiertem Transfer' und .Assimilation' gestellt werden. 


Das Memorandum schätzte, daß weitere 1-1,25 Millionen ausgesiedelt 
und rund 800 000 Deutsche zurückgehalten würden. Bei der Festlegung 
des Zeitplans für den .organisierten Transfer' werde man versuchen, die 


negativen Auswirkungen einer plötzlichen 


Entfernung „nützlicher Fach¬ 


arbeiter“ zu minimieren und die Repatriierung der .displaced persons' 
nicht allzusehr zu erschweren, doch ging das Memorandum davon aus, 


156 Studienabteilung des Außenministeriums (Dr. Jaroslav Cfsar): Navrh resenf 
mensinove otäzky v CSR [Vorschlag zur Lösung der Minderheitenfrage in der 
CSIl| (Ende April 1944). CSNO Nr. 134. Datierung entsprechend einem Schrei¬ 
ben des Außenministeriums an die Kanzlei des Präsidenten der Republik vom 
28.4.1944. AÜTGM, 40, XV/6. 
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den Transfer innerhalb von zwei bis drei Jahren abzuschließen. In be¬ 
zug auf die Restminderheit hatte Cisar formuliert: 

[...] the Czechoslovak Government is willing to retain on their territory and resto- 
re full civic rights to those democratic members of the German minority, who 
have committed no acts against the interests or integrity of Czechoslovakia and 
who will acccpt an Obligation and provide a guarantee that they will bring up their 
children in the democratic spirit of Czechoslovak citizenship and that they will not 
hinder or place obstacles in the way of gradual assimilation of their descendants 
with the Czechoslovak people; or who, being of an advanced age, are childless or 
have their children settled in another country. 

Die Zurückhaltung dieser Deutschen könne das Transfer-Problem ver¬ 
einfachen und die Folgen eines plötzlichen Verlustes von Arbeitskräf¬ 
ten für die tschechoslowakische Wirtschaft mildern. Zurückbleiben 
könnten vor allem die „national indifferenten“ Deutschen und „Perso¬ 
nen, die sich für Deutsche gehalten oder ihre Kinder in deutschen 
Schulen erzogen haben, weil es unter ihren speziellen Umständen gün¬ 
stiger zu sein schien“. Die Zahl der Deutschen, die bleiben dürften, 
hänge auch von ihrem Verhalten in der letzten Kriegsphase ab. 157 Cisaf 
ging von der Annahme aus, daß die „Ausweisung“ (vyhostem) der 
Schuldigen in der öffentlichen Meinung der Westmächte auf weniger 
Widerstand stoßen werde als der Transfer derjenigen Sudctendcut- 
schen, denen nicht mehr als eine oppositionelle Haltung zum tschecho¬ 
slowakischen Staat vorgeworfen werden könne. Je größer die Zahl der 
„ausgewiesenen" Schuldigen, desto kleiner könne die Zahl der abge¬ 
schobenen Deutschen werden. 158 Kritik, die Spacek, ein weiterer Mitar¬ 
beiter der Forschungsabteilung, geäußert hatte, war in dem Entwurf 
nicht berücksichtigt worden: Gegen die Zurückhaltung von Facharbei¬ 
tern wandte er ein, daß Benes sich gegen die Berücksichtigung wirt¬ 
schaftlicher Gesichtspunkte beim Transfer ausgesprochen habe. „Bei 
der Festlegung der Größe der deutschen und magyarischen Minderheit 
ist das entscheidende und zugleich überzeugende Argument die Forde¬ 
rung nach Sicherheit.“ Die Unterscheidung zwischen „Ausweisung“ 
und „Transfer“ sei künstlich. Werde die .Ausweisung* als Strafe ver¬ 
standen, dürfe sie sich nicht auf die Familien beziehen. Die Absicht, 
von den Deutschen und Magyaren, die bleiben wollten, zu fordern, daß 

157 Memorandum (Entwurf, mit einem Anschrciben von Nichols vom 12.9.1944). 
FO 371/38945, C12895/1347/12. 

158 Entwurf von Cisaf: Stanovisko ceskoslovcnske vlädy v otazee reseni problemu 
mensin v CSR [Stellungnahme der tschechoslowakischen Regierung in der 
Frage der Lösung des Minderheitenproblems in der CSR] (Anfang September 
1944). CSNO Nr. 142. 
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sie ihre Nachkommen assimilieren lassen, werde wohl in England als 
„unfair“ betrachtet werden. 159 

Tn seinem Gespräch mit Cfsaf blieb Nichols bei seinen Bedenken ge¬ 
gen die Unterscheidung von .Vertreibung' und .Transfer'. Er fürchtete, 
daß die Tschechoslowakei durch die Vertreibung die Schwierigkeiten in 
Nachkriegsdeutschland vergrößern würde, „wo alle nicht ordentlich an¬ 
gesiedelten Elemente als ständige Bedrohung der Tschechoslowakei her¬ 
umirren werden“. Cisaf antwortete, daß die „Vertreibung“ nicht notwen¬ 
dig Vertreibung nach Deutschland bedeute, 

und daß wir mit der Zusammenarbeit der Sowjetunion rechnen, die vielleicht be¬ 
reit sein wird, eine größere Zahl schuldiger Deutscher als Zwangsarbeiter für die 
Reparation zu übernehmen. Dem stimmte Nichols zu und sagte, daß jede derartige 
russische Hilfe unsere Lage in dieser Hinsicht erleichtern werde. 160 


Troutbeck, der Vorsitzende des britischen Transfer-Komitees, riet da¬ 
von ab, den Tschechen bei der Formulierung des Memorandums zu 
helfen und dadurch eine Verantwortung für seinen Inhalt zu implizie¬ 
ren. Roberts stellte fest, daß das Memorandum nicht mehr den Vor¬ 
schlag enthielt, das Eger-Dreieck an Deutschland und die Große Schütt 
an Ungarn abzutreten. Er hätte mehr Vertrauen zu den tschechischen 
Absichten, wenn er wüßte, daß Leute wie Jaksch als Privatpersonen in 
die Tschechoslowakei zurückkehren könnten. Ward, General Depart¬ 
ment, kommentierte: „We have agreed in principle to transfer, whilst in 
the case of the Poles we are promising them a clean sweep and what we 
give to the Poles we must give to the Czechs.“ Schließlich wurde Ni¬ 
chols ermächtigt, entsprechend seinem eigenen Vorschlag Benes „inof¬ 
fiziell“ zu raten, auf die Unterscheidung zwischen Schuldigen, die „ver¬ 
trieben“, und anderen, die „organisiert ausgesiedelt“ werden sollten, zu 
verzichten. Eher sollte das Memorandum offen erklären, daß die Tsche¬ 
choslowakei 2,2 Millionen Deutsche aussiedeln und rund eine Million 
zurückhalten und assimilieren wolle. 161 Die Reaktion der britischen öf¬ 
fentlichen Meinung sei weniger wichtig als der praktische Aspekt der 
Frage, nämlich die Probleme, die „unorganisierte Massenvertreibungen 


159 Stellungnahme Spaceks zum Memorandum-Entwurf von Cisaf (o. D.). CSNO 
Nr. 142. 

160 Memorandum (Entwurf, mit einem Anschreiben von Nichols vom 12.9.1944). 
FO 371/38945, C12895/1347/12. — Vermerk Cisars über eine Besprechung 
mit Nichols vom 11.9.1944. AÜTGM, 40, XV/8. 

161 Vermerke von Troutbeck, Harrison, Roberts und Ward vom 14.-24.9., Roberts 
an Nichols am 30.9. und Nichols an Roberts über eine Besprechung mit Cisaf 
am 3.10.1944. FO 371/38945f, C12895, 13502/1347/12. 
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von Deutschen für die Alliierte Kontrollkommission in Deutschland 
aufwerfen würden“. 

Ausgangspunkt des Transfers sollte der Verlust der tschechoslowaki¬ 
schen Staatsbürgerschaft sein. An dem entsprechenden Dekret hatte 
das Innenministerium seit Ende 1942 gearbeitet und die übrigen Mini¬ 
sterien im Juni 1943 um Stellungnahme zu seinem Entwurf gebeten. 
Die Staatsbürgerschaft sollte Personen entzogen werden, die Deutsch¬ 
land und Ungarn als „ihre Staatsangehörigen betrachtet“ bzw. die sich 
in der Slowakei zur „deutschen Volksgruppe“ bekannt und sich zu¬ 
gleich „selbst durch ihre antistaatliche Tätigkeit aus der tschechoslowa¬ 
kischen Staatsgemeinschaft ausgeschlossen hatten“. Die betroffenen Ka¬ 
tegorien waren weit gefaßt: Sie reichten von Abgeordneten, Richtern, 
Beamten, Berufssoldaten und Kriegsfreiwilligen, Angehörigen von Si¬ 
cherheitsorganen und -einheiten bis zu den Mitgliedern 

einer Partei, Bewegung, politischen Gruppe, einer Vereinigung oder eines Verban¬ 
des, die offen oder geheim gegen die Befreiung, staatliche Souveränität, Selbstän¬ 
digkeit, Integrität, Verfassungseinheit oder demokratisch-republikanische Staats¬ 
form der Tschechoslowakischen Republik oder für die Erhaltung des verfassungs¬ 
widrigen Status gearbeitet haben, der durch die Okkupation entstanden ist oder 
einer Körperschaft, die solche Tätigkeit unterstützt hat. 

Mit ihnen sollten ihre Ehefrauen, unmündigen Kinder und unverheira¬ 
teten Mütter die Staatsbürgerschaft verlieren. 162 Einige Ministerien rea¬ 
gierten auf diesen Entwurf mit Zustimmung, einige mit Ablehnung, an¬ 
dere stellten fest, daß das Dekret erst nach einer Grundsatzentschei¬ 
dung über die Lösung der deutschen Frage formuliert werden könne. 
Verteidigungsminister Ingr schloß sich der Meinung des Finanzmini¬ 
sters Feierabend an, allen Deutschen und Magyaren die Staatsangehö¬ 
rigkeit abzuerkennen. Wer sie erneut beantrage, müsse beweisen, daß er 
unter keine der Kategorien falle. Da nur wenige Deutsche nicht der 
Henlein-Partei und später der NSDAP angehört hätten' 63 , brauchten die 
Behörden sich nicht mit Millionen, sondern nur mit einigen Zehntau¬ 
senden Anträgen zu beschäftigen 164 , wogegen das Innenministerium ein¬ 
wandte, daß wohl alle außer den notorischen Nazis einen Antrag stellen 

162 Entwurf des Dekrets (mit einem Anschreiben des Innenministriums vom 
9.6.1943). CSNO Nr. 121. 

163 Tatsächlich hatte die ,Sudetendeutsche Partei“ im Juli 1938 1 349 180 Mitglie¬ 
der unter 3 070 938 Deutschen nach der Volkszählung von 1930. Mit 520 000 
Mitgliedern stand der Sudetengau prozentual zur Bevölkerung an der Spitze 
des Reiches. Zimmermann: Die Sudetendeutschen im NS-Staat 58 und 134. 

164 Ingr an das Innenministerium am 7.7.1943. — Siehe auch Anmerkung 2 zu 
CSNO Nr. 122. 
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würden. 165 Smutny stimmte für die Kanzlei des Präsidenten dagegen 
dem Entwurf Släviks zu: Komme es zum Transfer, sei cs nicht wichtig, 
ob die Deutschen und Magyaren tschechoslowakische Staatsbürger seien 
oder nicht; könne der Transfer dagegen nicht durchgesetzt werden, wäre 
eine pauschale Aberkennung der Staatsbürgerschaft von vier Millionen 
Menschen unhaltbar. 166 Masaryk sprach sich ebenfalls für den Entwurf 
des Innenministeriums aus: Die Aberkennung der Staatsbürgerschaft 
von Personen, die sich gegenüber dem tschechoslowakischen Staat 
feindlich verhalten hätten, sei für die Weltmeinung eher akzeptabel als 
das ethnische Kriterium. Auch widerspreche es allen Regeln des Rechts, 
von jemandem zu fordern, daß er seine Unschuld beweise. 167 Aus dieser 
ersten Diskussionsrunde schloß das Innenministerium, daß das vorge¬ 
schlagene Dekret für den Fall, daß der Transfer nicht international ver¬ 
einbart werden könne, „uns die Möglichkeit gibt, uns wenigstens von 
jenen Staatsbürgern zu befreien, die bei der Besetzung des Staates 
durch die Feindmächte geholfen und mit den Okkupanten zusammen¬ 
gearbeitet haben sowie in Zukunft eine große innere Gefahr für den 
Staat bilden würden“. Für den entsprechenden Entwurf einer intermini¬ 
steriellen Kommission vom November 1943 sprachen sich nur noch 
das Innen- und Außenministerium, nicht jedoch die Kanzlei des Präsi¬ 
denten aus, während das Verteidigungs- und Finanzministerium weiter¬ 
hin dafür plädierten, allen Sudetendeutschen die tschechoslowakische 
Staatsbürgerschaft zu entziehen. Deshalb legte das Innenministerium 
am 18. März 1944 zwei Alternativen vor: Gemäß der gemäßigten Versi¬ 
on sollte erweiterten Kategorien, entsprechend der radikalen Version 
dagegen allen Deutschen und Magyaren die Staatsbürgerschaft entzogen 
werden. 168 In einer weiteren Version der gemäßigten Alternative vom 
17. August kamen einige neue Kategorien von „Schuldigen“ hinzu. 169 
Kurz darauf legte die Exilregierung aber der .European Advisory Com¬ 
mission' ein Memorandum für den Waffenstillstand mit Deutschland 
und Ungarn vor, in dem sie den Transfer der Deutschen und Magyaren 
aus der Tschechoslowakei mit wenigen Ausnahmen verlangte, weshalb 
der gemäßigte Entwurf ad acta gelegt wurde. Nach Schätzung des Fi- 

165 Bericht Släviks vom 10.8.1943. jecb/ Kaplan: Dckrcty Presidenta Republiky Nr. 

21 . 1 . 

166 Kanzlei des Präsidenten der Republik (Smutny) an das Innenministerium am 
9.7.1943. Siehe auch Anmerkung 3 zu CSNO Nr. 123. 

167 Masaryk an das Innenministerium am 5.8.1943. CSNO Nr. 125. 

168 Anmerkung 2 zu CSNO Nr. 121. 

169 Entwurf Släviks vom 17.8.1944. Jech/Kaplan: Dekrety Presidenta Republiky 
Nr. 21.2. 
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nanzministeriums hätte die Vertreibung auch nach den erweiterten Ka¬ 
tegorien nur rund 750 000 Personen einschließlich ihrer Familien be¬ 
troffen. 170 Der radikale Entwurf wurde im September 1944 überarbei¬ 
tet 171 und im November von der Exilregierung angenommen, aber erst 
nach der Potsdamer Konferenz als Dekret des Präsidenten erlassen. 
Nach diesem Entwurf verloren alle Deutschen und Magyaren die tsche¬ 
choslowakische Staatsbürgerschaft, konnten aber um die Zuerkennung 
der Staatsbürgerschaft nachsuchen, wenn sic nicht unter eine der 19 
weitgefaßten Kategorien fielen. Die Staatsangehörigkeit behielten jene 
Deutschen und Magyaren, „die konsequent der Tschechoslowakischen 
Republik treu geblieben sind und sich aktiv am Kampf für ihre Befrei¬ 
ung beteiligt haben“. 172 

Als das ,1. Tschechoslowakische Armeekorps“ die Grenze zur Tsche¬ 
choslowakei überschritt, schrieb der Leitartikler der Zeitschrift ,Za svo- 
bodne Ceskoslovensko“ (Für eine freie Tschechoslowakei) am 6. Ok¬ 
tober 1944: „Jetzt erst beginnt die große Säuberung der Republik von 
den Deutschen, Magyaren und Verrätern!“ Die befreite Republik werde 
als „brüderlicher Verband der Tschechen, Slowaken und Karpatenukra- 
iner“ aufgebaut. 173 Und Benes erklärte in seiner Rede zum Jahrestag der 
Staatsgründung (28. Oktober), daß alle Deutschen, die 1938 der Tsche¬ 
choslowakei „den Dolch in den Rücken gestoßen haben, weg müssen“. 174 

Am 23. November 1944 übergab die tschechoslowakische Regierung 
den drei Großmächten, Frankreich und der ,European Advisory Com¬ 
mission“ das angekündigte Memorandum „über das Problem der deut¬ 
schen Minderheit in der Tschechoslowakei“, das sie auf Sitzungen am 
7.-8. und 10. November angenommen hatte. 175 Blieben die Sudeten¬ 
deutschen in der Tschechoslowakei, argumentierte das Memorandum, 
dann könne die Republik weder außenpolitische Sicherheit noch innen¬ 
politische Stabilität finden. Wer aktiv am Kampf für die Befreiung der 
Tschechoslowakei teilgenommen habe, solle nicht abgeschoben werden. 
Auch sei eine „plötzliche und wahllose Entfernung von Facharbeitern“ 
zu vermeiden, um die wirtschaftliche Schädigung der Republik auf ein 
Minimum zu begrenzen. Ohne die Sicherheit des Staates zu gefährden. 


170 Anmerkung 3 zu CSNO Nr. 121. 

171 Entwurf des Außenministeriums, Studienabteilung, vom 22.9.1944. Jeeb/Kap¬ 
lan: Dekrety Presidenta Republiky Nr. 21.3. 

172 Entwurf des Verfassungsdekrets vom 22.9.1944. CSNO Nr. 144. 

173 ,Za svobodne Ceskoslovensko“ [Für eine freie Tschechoslowakei], Leitartikel 
vom 6.10.1944. CI< Nr. 139. 

174 Rundfunkansprache Beness vom 28.10.1944. NS 36, 691 ff. 

175 Anmerkung 1 zu CSNO Nr. 148. 
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könne die Tschechoslowakei bis zu 800 000 Deutsche behalten. Bedin¬ 
gung sei, daß diese Deutschen bereit seien, „ihre Kinder im demokratischen 
Geist der tschechoslowakischen Staatsbürgerschaft aufzuziehen und nichts %ic tun, 
was eine allmähliche Verschmelzung ihrer Nachkommen mit dem tschechoslowaki¬ 
schen Volk in eine politische und kulturelle Einheit %}< hindern vermöchte“ d lb 
Eine im Entwurf des Memorandums vorgesehene dritte Gruppe von 
Deutschen, die „als Ausländer“ in der Tschechoslowakei arbeiten und 
deren Kinder deutsche Schulen besuchen könnten 177 , tauchte in der end¬ 
gültigen Fassung des Memorandums nicht mehr auf. Den zurückbleiben¬ 
den Deutschen werde kein Sonderstatus eingeräumt, 

which under the present circumstances would necessarily tend to make them ,se- 
cond dass“ citizens. [...] The ultimate aim of this plan is the elimination of the 
German minority in Czechoslovakia quä national minority and the integration of the 
people of the republic into one national unity. [...] ln particular, it is not the ulti¬ 
mate intention of the Czechoslovak Government, subject to approval by the free 
expression of the will of the Czechoslovak people, to grant the Germans and 
Magyars in Czechoslovakia those linguistic Privileges which they liave hitherto 
possessed and which in Central Europe constitute the most important feature of 
collective minority rights. 178 

Die Regierung sei jedoch bereit, für eine Übergangszeit einige sprachli¬ 
che Rechte und Erleichterungen zu gewähren: So dürften ältere Men¬ 
schen, von denen anzunehmen sei, daß sie nicht mehr genügend Tsche¬ 
chisch lernen könnten, Deutsch vor Gericht oder bei Behörden benut¬ 
zen. Auch Kinder, die in einer rein deutschen Umgebung aufgewachsen 
seien, könnten voraussichtlich deutsche Elementarschulen besuchen, zu¬ 
mindest in der ersten Generation. Die Regierung könne jedoch nicht be¬ 
urteilen, ob die Bevölkerung in der Heimat und ihre demokratisch ge- 

176 Memorandum (Entwurf, mit einem Anschreiben von Nichols vom 12.9.1944). 
FO 371/38945, CI2895/1347/12 (Hervorhebung im Original). 

177 Ebenda. 

178 Memorandum der tschechoslowakischen Regierung mit Anschreiben Ripkas 
vom 23.11. und Nichols vom 28.11.1944. FO .371/38946, 06563/1347/12. 
Abgedruckt in: ÜSNO Nr. 148 und FRUS 1945, II, 1227-1238 (Hervorhebung 
im Original). — Dr. W. Barker, der im April 1943 die tschechoslowakische 
Abteilung des Chatham House übernommen hatte, machte sich die tschecho¬ 
slowakischen Argumente und Schlußfolgerungen des Memorandums vom 23. 
November 1944 zu eigen. Memorandum des »Foreign Office Research Depart¬ 
ment* (Barker) vom 19.2.1945. FO 371/47085, N2254/207/ 12. — Bei der Er¬ 
stellung seines Memorandums hatte er eng mit der Forschungsabteilung des 
tschechoslowakischen Außenministeriums zusammengearbeitet. Vermerk des 
Außenministeriums (Hnik) über eine Besprechung mit Barker am 13.4.1943. 
CS NO Nr. 116. 
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wählten Vertreter solche Konzessionen akzeptieren werde. Obwohl die 
Regierung einen besonderen Minderheitenstatus für die Deutschen für 
äußerst gefährlich halte, könne man davon ausgehen, daß die Tschecho¬ 
slowakei solche Verpflichtungen gegenüber sprachlichen, religiösen und 
rassischen Minderheiten akzeptieren werde, die allen Staaten Europas 
auferlegt würden. Das Memorandum schätzte die Zahl der sudetendeut¬ 
schen Kriegsopfer auf 250 000 Personen. Da weitere 500 000 der „mehr 
ausgesprochenen Hcnleinisten und übrigen Nazis“ (the more pronoun- 
ccd Henleinists and other Nazis) aus eigenem Antrieb fliehen dürften, 
bleibe eine Zahl von 1,6 Millionen Deutschen, die organisiert und zwar 
in möglichst kurzer Zeit, z. B. in zwei Jahren, abgeschoben werden müß¬ 
ten. Das Memorandum verzichtete also entsprechend dem britischen Rat 
darauf, zwischen der „Ausweisung“ der mehr und dem „Transfer“ der 
weniger „Schuldigen“ zu unterscheiden. 

Gcnerally, it may, however, be said that the Czechoslovak Government envisages 
the process of transfer as a gradual onc, and onc which will give the affected 
members of the German minority sufficient opportunity for voluntary emigration 
to Germany or to other countries which may be willing to accept them as immi- 
grants. 

Gleichzeitig werde die tschechoslowakische Regierung die evakuierten 
Gebiete systematisch mit Tschechen, Slowaken und Ruthenen aus dem 
Ausland, d. h. aus Deutschland, Österreich, Wolhynien und Amerika 
besiedeln, und mit Lausitzer Sorben, falls diese rund 150 000 Mitglieder 
zählende Gruppe einwandern wolle. Der Plan werde die Lösung des 
Problems der landwirtschaftlichen Überbevölkerung der östlichen Teile 
der Republik erleichtern. Deutschland müsse sich verpflichten, die Aus¬ 
gesiedelten aufzunehmen, unterzubringen und zu entschädigen - Forde¬ 
rungen, die die tschechoslowakische Regierung schon der .European 
Advisory Commission' übermittelt habe. Mit Ausnahme derjenigen, die 
für die Befreiung der Republik gekämpft hätten, sollte allen Deutschen 
die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft entzogen werden. Wer in der 
Tschechoslowakei bleiben wolle, müsse einen Antrag auf Rückgabe der 
Staatsbürgerschaft stellen. 

Tliey will not bc subjected to any other restrictions tlian those ensuing front the 
execution of the transfer (e.g. registration, control of residence and movement 
etc.). (...] The same applies to those who will not scck rcadmission, and who will 
emigrate before arrangements for their transfer are completed. 

There is no intention of confiscating the private property of persons transfer¬ 
red, unless it should become forfeit on the basis of a legal penalty. 1 hey will, as a 
rule, be allowcd to take their movables with them, with the exccption of goods the 
export of which will be generally prohibited (e. g. live-stock, machines, somc cur- 
rcncies, gold etc.). In return for the property left behind, the pricc of which will 
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be established in accordance with an established Standard, they will receive either 
receipts authorising them to obtain payment on account of Czechoslovak Claims 
against the German State, the Reichsbank or German nationals, or they will be 
paid in German money which may be found on Czechoslovak territory. 179 

In einer Anlage diskutierte das Memorandum die Argumente gegen den 
Iransfer: 1. Gegen den Vorwurf, daß Zwangsaussiedlung eine inhuma¬ 
ne und gewalttätige Methode sei und „nach Nazismus schmecke“, wand¬ 
ten die Verfasser des Memorandums ein, daß die mit dem Verlassen der 
Heimat und der Anpassung an eine neue Umgebung verbundenen Un¬ 
annehmlichkeiten, Härten und Leiden zeitlich begrenzt seien und durch 
effektive Organisation gemindert werden könnten. Das Los slowaki¬ 
scher, ruthenischer oder dalmatinischer Bauern, die ihre Heimat aus 
wirtschaftlicher Not verlassen und sich an eine völlig neue Umgebung 
gewöhnen müßten, sei härter als das von ausgesiedelten Deutschen, die 
in Deutschland unter ihresgleichen leben könnten. 2. Deutschland kön¬ 
ne die Vertriebenen aufnehmen, da es viele Facharbeiter im Krieg ver¬ 
loren habe, die Fremdarbeiter ersetzen müsse und die großen Güter 
parzellieren könne. 3. Die Transport- und Unterbringungsprobleme sei¬ 
en nicht unüberwindlich. Diese Argumente wende man ja auch nicht 
gegen die Rückkehr der Kriegsgefangenen, KZ-Häftlinge und Fremdar¬ 
beiter in ihre Heimat ein. 4. Gegen den Vorwurf, daß die Aussiedlung 
Schuldige und Unschuldige treffe, verwies das Memorandum auf die Ab¬ 
sicht, loyale Elemente von der Vertreibung auszunehmen. 5. Durch die 
Zurückhaltung national indifferenter Facharbeiter könne man den ver¬ 
muteten wirtschaftlichen Schaden minimieren. 6. Schließlich ging das 
Memorandum auf den Einwand ein, den die ,Times' gebracht hatte: 
„Once carricd out, the transfer provides no guarantee that the States, 
purged in this manner, will maintain their homogenous character. If it 
is to be consistent, it implies a prohibition of all free movement ofpeo- 
ple in Europe after the war.“ Deutsche Arbeiter, Ingenieure und Ge¬ 
schäftsleute könnten nämlich ebenso auf Zeit in der Tschechoslowakei 
wie tschechische in Deutschland arbeiten oder auch endgültig einwan¬ 
dern und sich assimilieren, wie dies ja auch für Immigranten in Amerika 
gelte. 180 

Kurz bevor das Memorandum im Foreign Office eingegangen war, 
wurde Benes am 27. November 1944 von Eden empfangen. Die briti¬ 
sche Regierung sei bereit, der tschechoslowakischen Regierung das 
Recht einzuräumen, „die volle administrative Kontrolle“ auf dem Ter- 

179 Ebenda. 

180 Memorandum der tschechoslowakischen Regierung mit Anschreiben Ripkas 
vom 23.11. und Nichols vom 28.11.1944. FO 371/38946, C16563/1347/12. 
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ritorium der Vormünchener Republik zu übernehmen, denn die .Euro¬ 
pean Advisory Commission“ hatte beschlossen, den Rückzug der deut¬ 
schen und ungarischen Truppen aus allen besetzten Ländern zu for¬ 
dern. Die tschechoslowakische Regierung könne allerdings auf diesem 
Gebiet nicht „die Souveränität ausüben“, da die endgültige Festlegung 
der Grenzen der Friedenskonferenz Vorbehalten bleibe. Die Frage, seit 
wann sich die Tschechoslowakei im Kriegszustand mit Deutschland 
und Ungarn befinde, wurde offensichtlich nicht angesprochen. Für 
Großbritannien habe der Krieg am 1. September 1939 begonnen, wie 
die Tschechoslowakei ihren Kriegsbeginn fcstlege, sei ihre Sache, hat¬ 
ten die Beamten des Foreign Office vermerkt. Eden erwähnte, daß ihm 
Stalin auf einer Karte die Grenzberichtigungen gezeigt habe, über die 
Benes bei seinem Moskau-Besuch gesprochen habe. Benes erklärte, daß 
er durch einen Gebietsaustausch rund 350-400 000 Deutsche „mit 
Land“ transferieren wolle. Auf einer kleinen Karte zeigte er Eden, an 
welche Gebiete er dachte, nämlich wiederum Gebiete im „Westen (das 
Egerdreieck) und im Norden und Nordosten“, wie es im britischen 
Protokoll heißt. Ripkas Protokoll ist ausführlicher: Nach der Rückkehr 
nach Prag werde Benes der tschechoslowakischen Regierung einen Ge¬ 
bietsaustausch Vorschlägen, 

und zwar so, daß von Deutschland ein Gebiet im Glatzer Becken, zudem nördlich 
von Mährisch-Ostrau, kleinere Korrekturen im Erzgebirge, eventuell im Böhmer¬ 
wald verlangt würden (dort etwa in dem Sinn, daß die Grenze nicht auf den Käm¬ 
men der Gebirge, sondern an ihrem Fuß auf der deutschen Seite verlaufe), und 
daß die Tschechoslowakei das Ascher Gebiet und Eger, die Landzipfel Schluk- 
kenau und Friedland sowie die Nordwestecke Schlesiens abtrete. 

llipka ergänzte, daß die Grenzberichtigung im Nordosten zu einem ge¬ 
wissen Grad von der Festlegung der deutsch-polnischen Grenze abhän- 
ge. Eden fragte „im Scherz“, ob Beness Plan für Grenzkorrekturen „ver¬ 
nünftig oder listig“ (reasonable or cunning) sei, und Benes bekräftigte 
„mit einem Lachen“, daß dieser nur „vernünftig“ sei. Eden bat Benes, 
die vorgesehenen Grenzkorrekturen auf einer Karte mit einem größeren 
Maßstab einzuzeichnen und diese Nichols zu überreichen. Schließlich 
legte Benes den tschechoslowakischen Transferplan ziemlich ausführ¬ 
lich dar. In Ripkas Protokoll heißt es weiter: 

Dabei trat Nichols (mit dem wir das Transfer-Memorandum zuvor inoffiziell 
gründlich besprochen hatten) sehr klar und entschieden dafür ein, daß es nötig sei, 
sich einer größtmöglichen Zahl von Deutschen zu entledigen, so daß in der lsche- 
choslowakei nicht mehr als etwa 800.000 bleiben. Auf Ripkas Frage, ob Eden in 
dieser Angelegenheit Schwierigkeiten in der Regierung oder dem Parlament haben 
werde, antwortete Eden, daß er keine größeren Schwierigkeiten erwarte und daß 
sich gegen den Transfer jene Leute stellen werden, die gegen strenge Bedingungen 
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für Deutschland seien. Danach wurde vereinbart, eine solche Formel vorzuberei¬ 
ten, die zugleich für den Transfer der Deutschen aus Polen bzw. den Transfer 
deutscher Minderheiten auch aus anderen Staaten verwendet werden könne. 181 

Nach eigener Aussage hatte Eden gesagt, daß Beneäs Pläne in bezug auf 
den Transfer „in die richtige Richtung zu zielen schienen“ (seemed to 
he on the right lines). Masaryk, der auch an dem Gespräch teilgenom¬ 
men hatte, notierte: 

Mit dem Transfer der Lümmel [skopcäkü], wie wir ihn planen, ist Eden ebenfalls 
einverstanden, obwohl er unseren ausführlichen Plan bisher nicht studiert hat. Er 
erkennt unsere These an, daß man sich von zwei Millionen Deutschen befreien 
und höchstens 800.000 behalten muß. 182 

In ihrer Stellungnahme zu dem Memorandum wies Gatehouse (Central 
Department) darauf hin, daß der Transfer erst beginnen könne, wenn 
eine Entscheidung über die endgültigen Grenzen getroffen sei, habe 
sich doch Benes zur Abtretung gewisser Gebiete bereit erklärt. O’Neill 
verglich die Aussage des Memorandums mit dem Bericht des britischen 
Transfer-Komitees, das aufgrund früherer tschechoslowakischer Aussa¬ 
gen von der Aussiedlung von 1,5 Millionen ausgegangen war. Zudem 
wollten die Tschechen die Umsiedlung innerhalb von zwei Jahren durch¬ 
führen, während das Transfer-Komitee zu dem Schluß gekommen war, 
daß diese Operation „mindestens fünf Jahre und sehr wahrscheinlich 
länger“ erfordern werde. Das Memorandum bleibe „bewußt vage“ (stu- 
diously vague) in bezug auf die Methoden und Transfer-Behörden. Es 
werde nicht möglich sein, Deutschland schon in den Waffenstillstands¬ 
bedingungen zur Aufnahme und Unterbringung der Vertriebenen zu ver¬ 
pflichten, meinte O’Neill. Ebenso wie die anderen Kommentatoren im 
Foreign Office bezweifelte er, daß eine größere Zahl von Sorben bereit 
sein werde, in die Tschechoslowakei umzusiedeln. Troutbeck hielt es 
für wichtig, in der Antwort an Benes die endgültige Position Groß¬ 
britanniens offenzuhalten. Die britische Regierung könne dem Transfer 
von zwei Millionen Sudetendeutschen nicht zustimmen, solange keine 
Entscheidungen über die Aufteilung Deutschlands, seine Ostgrenze, 
wirtschaftliche Restriktionen und das Rheinland gefallen seien. Solange 
sei auch nicht zu erwarten, daß die Minister endgültig zu dem Ab¬ 
schlußbericht des Transfer-Komitees Stellung nähmen. Die genannten 


181 Eden an Nichols über eine Besprechung mit Benes vom 27.12.1944. FO 371/ 
38946, C16611/1347/12. — Vermerk Ripkas über diese Besprechung. CSNO 
Nr. 150. 

182 Vermerk Masaryks über eine Besprechung Beness mit Eden am 27.11.1944. 
CSNO Nr. 149. 
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Fragen sollten am besten in der ,European Advisory Commission' dis¬ 
kutiert werden, die Initiative jedoch den Russen überlassen werden, da 
sie es seien, die voraussichtlich das Sudetenland besetzen würden. Wer¬ 
de Rheinland-Westfalen einer „speziellen internationalen Verwaltung“ 
unterstellt oder deindustrialisiert, könne es keine Vertriebenen aufneh¬ 
men, so daß sich das Ansiedlungsgebiet entsprechend verkleinere. 

A further point is that it would be embarrassing for the Control Commission to 
find the Czechs pushing large numbers of Sudetens into Gcrmany before any ar- 
rangements had been made for their reception. 

Andererseits werde man den Transfer nicht bis zum Abschluß eines 
Friedensvertrags verschieben können, auf den man wahrscheinlich lan¬ 
ge werde warten müssen. 183 Allerdings hatte Nichols wieder einmal Rip- 
ka gesagt, daß s. E. der Transfer „schnell, innerhalb von höchsten zwei 
fahren nach dem Waffenstillstand“, durchgeführt werden müsse, denn 
danach würden in der britischen Öffentlichkeit Sympathien für die „ar¬ 
men“ Deutschen wach werden“. 184 Am 15. Januar 1945 wies Eden Ni¬ 
chols an, der Exilregierung mitzuteilen, daß die britische Regierung ihr 
Memorandum „mit Interesse und Sympathie studiere“, aber zu den 
Aussiedlungsplänen nicht im einzelnen Stellung nehmen könne, solange 
keine Entscheidungen über andere Aspekte der Nachkriegsregelung für 
Deutschland gefallen seien. 185 Benes war mit Edens Antwort nicht zu¬ 
frieden: Er habe eine Stellungnahme zu den Grundsätzen des Transfers 
erwartet, nicht aber zu den Einzelheiten. Er brauche die Zustimmung 
der britischen und der übrigen alliierten Regierungen zu seinem Plan. 
Nur in diesem Fall könne er die Tschechen überzeugen, daß eine be¬ 
stimmte Zahl von Deutschen im Lande bleiben müsse. In ihrer gegen¬ 
wärtigen Stimmung verlangten sie, alle Deutschen aus dem Lande zu ja¬ 
gen. 186 

Auf das Memorandum der tschechoslowakischen Regierung antwor¬ 
tete die amerikanische Regierung im gleichen Sinn wie die britische Re¬ 
gierung: Sie wies auf den Zusammenhang mit dem Transfer von Deut¬ 
schen aus anderen Gebieten, der Rücksiedlung der ,displaced persons“ 
und der Verantwortung der Besatzungsmächte in Deutschland hin und 

183 Vermerke von Gatehouse und anderen vom 3. —18.12.1944. Ebenda. 

184 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Nichols am 13.12.1944. CSNO 
Nr. 151. 

185 Eden an Nichols am 15.1.1945. Ebenda. — Dieses Schreiben wird von Jaksch 
einseitig als Absage an die Vertreibungspläne interpretiert. Jaksch: Europas Weg 
nach Potsdam 415. 

186 Nichols an Eden über eine Besprechunhg mit Benes vom 18.1.1945. FO 371/ 
47085, N569/207/12. 
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betonte, daß Entscheidungen über den Transfer der Sudetendeutschen 
nur in Übereinstimmung mit internationalen Vereinbarungen und unter 
internationaler Kontrolle (auspices) getroffen werden sollten. Sie be¬ 
tonte, daß „jeglicher Prozeß eines Transfers schrittweise erfolgen sollte, 
um die Mittel für eine geordnete Ansiedlung der transferierten Perso¬ 
nen bereitzustellen“. 187 

Am 2. Januar 1945 hatte das Foreign Office immer noch keine Land¬ 
karte erhalten, wie sie Eden von Benes erbeten hatte. Gesandter Ni- 
chols scheute sich, Benes zu mahnen, solange er Benes nicht als Ge¬ 
genleistung den Entwurf der Formel übergeben könne, in der die briti¬ 
sche Regierung das Recht der tschechoslowakischen Regierung zur ad¬ 
ministrativen Kontrolle des Vormünchener Territoriums anerkenne. 188 
Schließlich gestand die britische der tschechoslowakischen Regierung 
am 22. Januar das Recht zu, bis zur endgültigen Friedensregelung die 
„administrative Kontrolle“ in allen Gebieten zu übernehmen, die im Zu¬ 
ge des Münchener Abkommens von Deutschland, Polen und Ungarn 
annektiert worden seien, und informierte Benes am 8. Februar 1945 of¬ 
fiziell über diesen Beschluß. 189 Nichols versicherte Benes, daß „es kei¬ 
nen Verwaltungsakt gebe, den er im Rahmen dieser Formel nicht vor¬ 
nehmen könne, welcher ihm im Falle einer endgültigen Festlegung der 
Grenze offenstände“ (there was no administrative action that he could 
not takc under this formula which would be open to him were his fron- 
tiers to have been finally determined) 190 , wobei es Benes vor allem um 
das Recht ging, den deutschen Bewohnern die Staatsbürgerschaft ent¬ 
ziehen zu können. 191 Auf Beness Drängen ging das Kriegskabinett am 
20. März 1945 noch einen Schritt weiter. Die britische Regierung „ist 
einverstanden, daß die tschechoslowakische Regierung vom Tage der 
bedingungslosen Kapitulation Deutschlands an volle politische Autori- 

187 Sccrctary of State an Schoenfeld am 16.1.1945. FRUS 1945, II, 1246 f. Zitiert 
auch in: Memorandum des Foreign Office (o. D.), Memorandum des Depart¬ 
ment of State vom 11.7.1945. FO 371/468106, C3675, 4277/95/18. — Hali¬ 
fax an das Foreign Office am 15.2.1945. FO 371/47085, N1666/207/12. 

188 Vermerk Aliens vom 2.1.1945. FO 371/47085, N484/207/12. 

189 War Cabinet Conclusions 7 (45) vom 22.1.1945 und Nichols an Eden am 13.2. 
1945. FO 371/47085, N1407/207/12. — Auf Beness Wunsch ersetzte die bri¬ 
tische Regierung die Worte „administrative control“ durch „political authori- 
ty“. W.P. (45) 180. Ebenda , N3159. 

190 Diese Aussage von Nichols wurde vom Foreign Office bestätigt. Warner an Ni¬ 
chols am 16.2.1945. FO 371/47085, N1407/207/12. — Siehe auch Vermerke 
Beness über Besprechungen mit Nichols am 13.2. und 20.2.1945. DHCSP II, 
Dodatky, 749. 

191 Vermerk Warners vom 20.2.1945. FO 371/47085, C1407/207/12. 
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tät (full political authority) über das Gebiet der Tschechoslowakei in 
den Grenzen vor dem 31. Dezember 1937 ausüben soll“. Die endgülti¬ 
ge Festlegung der Grenzen bleibe jedoch der Friedensregelung Vorbe¬ 
halten. 192 



Karte 8 Bertels Vorschlag für Korrekturen an der tschechoslowakisch-deutschen 
Grenze vom 13. Februar 1945 
— Staatsgrenze von 1937 
— von Benes vorgeschlagcne Korrekturen 

Erst nach dem Beschluß des Kriegskabinetts vom 22. Januar 1945 war 
Benes bereit, dem Gesandten die versprochene Landkarte mit einem 
Vorschlag für eine neue tschechoslowakisch-deutsche Grenzlinie zu 
übergeben, die besonders gegenüber Sachsen und Bayern einige Kilo¬ 
meter über die alte Grenze zwischen beiden Ländern hinausgriff und in 
Schlesien durch das Glatzer Becken bei Habelschwerdt und südlich an 
Leobschütz und Ratibor vorbeiführte. Dafür sollte entsprechend die¬ 
sem Vorschlag ein gegenüber früheren Plänen sehr reduziertes Eger- 
Dreieck - von Graslitz östlich von Franzensbad nach Süden - und die 
kleinen Landzipfel von Rumburg-Schluckenau, Friedland, Braunau und 

192 Vermerke Beness über seine Besprechungen mit Nichols vom 13. und 20.2. 
1945. DHCSP II, Dodatky, 749. — Vermerk Ripkas über eine Besprechung 
mit Nichols und Schreiben von Nichols an Ripka vom 7.3.1945. CSNO Nr. 
156. — Memorandum Edens und War Cabinet-Beschluß vom 20.3.1945. FO 
371/47085, N3159/207/12. 
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von Jauernig bis Hotzenplotz aufgegeben werden. Einerseits behaup¬ 
tete er, daß es sich dabei um seinen persönlichen Vorschlag handle, für 
den er nach dem Kriege die Zustimmung des Parlaments gewinnen wol¬ 
le, andererseits, daß er die Linie mit den Militärs vorbereitet habe, die 
südlich von Ratibor weiter ausgegriffen hätten, als er persönlich für nö¬ 
tig halte. Benes machte folgende Rechnung auf: 


Zahl der Deutschen, 

die auf dem Vorkriegsterritorium leben 3 0170 00 

die in den zu annektierenden Gebieten leben 181 000 

zusammen 325 000 

die ohne Land abgeschoben werden 2 000 000 

die mit Land abgeschoben werden 358 000 

die Zurückbleiben 894 000 


Bei seiner kurz bevorstehenden Rückkehr in die Tschechoslowakei wolle 
er eine Erklärung abgeben, daß 1. die drei Großmächte dem Grundsatz 
des Transfers zustimmten, 2. ein Gesetz allen Deutschen die tschecho¬ 
slowakische Staatsbürgerschaft entziehen werde und 3. ein Verwaltungs¬ 
apparat für die Durchführung des Transfers „auf organisierte und or¬ 
dentliche Weise“ aufgebaut werde. Wenn er dies nicht bald bekanntge¬ 
ben könne, „fürchte er die Kontrolle über seine Landsleute zu verlie¬ 
ren, die nach den schrecklichen Leiden das Gesetz in die eigenen Hän¬ 
de nehmen würden“, je näher die Befreiung der Tschechoslowakei her¬ 
anrückte, desto deutlicher wurde der Gegensatz zwischen dem tschecho¬ 
slowakischen Wunsch nach einem schnellen Beginn des Transfers und 
den Plänen für Grenzkorrekturen, worauf auch im Foreign Office hin¬ 
gewiesen wurde. 193 In dessen Auftrag verlangte Nichols von Benes, daß 
er die Großmächte konsultiere, bevor er den Sudetendeutschen die 
tschechoslowakische Staatsbürgerschaft entziehe, die für deren Auf¬ 
nahme in Deutschland die Verantwortung trügen, doch gelang es dem 
Gesandten nicht, Benes eine entsprechende Zusage abzuringen. Viel¬ 
mehr erklärte Benes Nichols, inzwischen Botschafter, daß er über den 
Transfer in Moskau verhandeln werde, „daß ich mich eventuell direkt 
mit Moskau einigen werde und wir das selbst durchführen“. 194 

Vor ihrer Abreise über Moskau, wo sic am 17. März ankamen, wur¬ 
den Benes und Masaryk am 23. Februar von Eden und am nächsten Tag 


193 Nichols an Eden über eine Besprechung mit Benes am 13.2. mit einem Ver¬ 
merk von Gatehouse vom 22.2.1945. FO 371/47085, N1402/207/12. 

194 Nichols an Allen am 20.2.1945. FO 371/47085, NI836/207/12. — Vermerk 
(Benes) über eine Besprechung mit Nichols am 17.2.1945. NS 17, 162. Siehe 
auch DFICSP II, Dodatky, 749 f. 
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von Churchill empfangen. In beiden Gesprächen wiederholte Benes sei¬ 
ne Argumente zugunsten einer schnellen Entscheidung über den Trans¬ 
fer. Churchill warnte ihn jedoch, in dieser Frage etwas ohne Zustim¬ 
mung der Großmächte zu unternehmen - „wir sollten uns mit Großbri¬ 
tannien und den beiden anderen einigen und erst dann endgültig die Ent¬ 
scheidung umsetzen. Mir kam es so vor, als ob er den Transfer aufge¬ 
ben wollte - das wurde nicht ausgesprochen, es schien auch, daß er nur 
das wiederholte, was man ihm gesagt hat, doch gefallen hat es mir 
nicht“. Wie Benes an anderer Stelle notierte, erzählten ihm Eden und 
Churchill, daß Stalin in Jalta erklärt habe, 

daß diese Angelegenheit wahrscheinlich keinen Gegenstand von Verhandlungen 
bilden werde, da die Mehrheit der Deutschen aus Polen von selbst fliehen werde 
und daß dies somit kurzerhand [krätkou ccstou] erledigt werde. Ich warf ein, daß 
das bei uns wohl nicht so sein werde und wir dabei schließlich draufzahlen wür¬ 
den. Folglich müssen wir darauf bestehen, daß die ganze Angelegenheit mit uns 
definitiv, klar und fest vereinbart werde. (Aufpassen, ob dieses Vorgehen Groß¬ 
britanniens nicht den Anfang eines Rückzugs bedeutet!) 195 

Für einen Moment schien es so, als sollte sich Jakschs Voraussage er¬ 
füllen, daß die Aussiedlungspläne angesichts der übrigen Sorgen der 
Alliierten, u. a. der Versorgung des befreiten Europa und der Heimkehr 
der .displaced persons', zurückgestellt werden müßten. 

Nichols befürchtete, daß Benes in Moskau Zustimmung für seinen 
Plan erhalten und nach der Rückkehr in die Tschechoslowakei behaup¬ 
ten werde, das Einverständnis der Großmächte zu besitzen. Daraufhin 
erhielt er den Auftrag, Benes schriftlich darauf hinzuweisen, daß Groß¬ 
britannien „noch keine Übereinkunft mit den Hauptalliierten getroffen 
habe, wie die ganze Frage [...] behandelt werden solle“. Falls Benes 
sein Programm bekanntgebe, solle er hinzufügen, daß die Zustimmung 
der Alliierten noch ausstehe. 190 In der Diskussion im Foreign Office 
meinte Allen, daß Benes argumentieren könne, daß Punkt 1 durch den 
britischen Kabinettsbeschluß vom Juli 1942 und die Punkte 2 und 3 
durch die britische Formel von der „vollen politischen Autorität“ ge¬ 
deckt seien. Wir brauchen eine Entscheidung, kommentierte O’Neill, 
wenn wir verhindern wollen, daß Massen von Sudetendeutschen über die 
Grenzen der Tschechoslowakei strömen, ohne daß wir Mittel zu ihrer 
Aufnahme oder Instruktionen haben, sie hereinzulassen oder abzuwei- 

195 Eden an Nichols am 23.2.1945. PREM 3/111/3A. — Vermerk über eine Be¬ 
sprechung Beness mit Churchill vom 24.2.1945. NS 17, 167-170. — Siehe 
auch DHCSP II, Dodatky, 750 f. — Nichols an Warner am 27.2.1945. FO 371/ 
47085, N2123/207/12. — Siehe auch Kura/: Misto spolecenstvi konflikt 248 f. 

196 Nichols an Masaryk am 8.3.1945. FO 371/47085, C2546/207/12. 
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sen. Glücklicherweise grenze die britische Besatzungszone nicht an die 
Tschechoslowakei. Den Russen habe das Foreign Office erklärt, daß es 
die .European Advisory Commission* für das geeignete Diskussionsfo¬ 
rum halte. Was die Festlegung der Vertreibungsgebiete, die Zahl und 
Auswahl der Vertriebenen angehe, könne man bei der Empfehlung 
Troutbecks bleiben, die Initiative den Russen zu überlassen, doch solle 
die britische Regierung der .European Advisory Commission* dennoch 
ein Memorandum vorlegen. 

It could take the line that transfers are clearly going to take place on some scalc 
(wc are committed to this at least); that it is prcmature to consider how many 
people will be transferred, from what area or how they will he selected; that trans¬ 
fers will impose a very heavy bürden on allicd occupation and control authorities 
in Germany, that therefore they should be carefully regulated by these authorities 
in agreement with the Governments of cxpelling countries; and that quadripartitc 
machinery should be established in Germany for dealing with the problem. The 
memorandum could go on to suggest as much of the machinery describcd in the 
Interdepartmental Report on this subject as might be thought appropriatc. [...] 
The major question of the area from which transfers are to be made and of the 
numbers to be transferred might be reserved for later decisions between Govern¬ 
ments. 

Durch ein solches Memorandum könne Großbritannien seine Position 
stärken, „um später gegen hastige und desorganisierte Transfers nach 
Deutschland Widerstand zu leisten“, und die Unterstützung der USA 
gewinnen. „Sie werden Bayern besetzen; und Bayern hat eine sehr lange 
tschechische Grenze.“ 197 Der britische Botschafter in Moskau sollte den 
Auftrag erhalten, die sowjetische Regierung zu bitten, keine Zusagen zu 
machen, die nicht unter den Alliierten abgestimmt seien, damit Benes 
die großen Alliierten nicht gegeneinander ausspiclen könne. Da das ent¬ 
sprechende Telegramm fehlgeleitet worden war, hatte der Botschafter 
noch nichts unternommen 198 , als Benes am 21. März 1945 Molotov dar¬ 
über informierte, daß die Engländer die Frage der Aussiedlung der Su¬ 
detendeutschen 

mit der Frage des Transfers der deutschen Bevölkerung aus Polen bzw. aus dem 
Gebiet, das an Polen fallen wird, verbinden. Es entsteht die Frage, in welchen Teil 
Deutschlands die deutsche Bevölkerung transferiert werden soll. Deutschland 

197 Nichols an Warner am 27.2. mit Vermerken und Antwort von Eden vom 7.3. 
sowie Nichols an Masaryk bzw. Eden am 8.3.1945. FO 371/47085, N2123, 
N2546/207/12. — Indem Brügeb Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 169-175, 
die internen Vermerke nicht zitiert, erweckt er den Eindruck, als hätte sich die 
britische Regierung bis 1945 nicht auf den Grundsatz des Transfers festgelcgt. 

198 Foreign Office an Moskau am 7.3. und Clark Kerr an das Foreign Office am 
6.4.1945. PREM 3/114/3A bzw. FO 371/47085, N2132, 3747/207/12. 
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weide in mehrere Okkupationszonen geteilt werden. Es ist also ein Übereinkom¬ 
men mit der Sowjetunion notwendig, wie die Transferierung praktisch durchge¬ 
führt werden soll. 

Molotov antwortete, im Grundsatz sei „die Haltung der sowjetischen 
Regierung zum Vorschlag der Aussiedlung der Deutschen positiv, doch 
müsse man die Frage nunmehr praktisch stellen, wie viele Deutsche und 
wie sie ausgesiedelt werden können“. Auf Molotovs Frage, ob die Ge¬ 
samtheit oder nur ein Teil der Deutschen transferiert werden solle, sag¬ 
te Benes, daß er mindestens zwei Millionen aussicdeln wolle, so daß der 
Tschechoslowakei etwa 800 000 Deutsche, besonders Arbeiter blieben: 
„Die gesamte deutsche Bourgeoisie und Intelligenz zieht offensichtlich 
ab, es bleiben die Arbeiter, die zwischen tschechische Siedlungen zer¬ 
streut werden.“ Benes fügte hinzu, daß von den rund 600 000 Magyaren 
ungefähr 400 000 ausgesiedelt werden müßten. In bezug auf die Magya¬ 
ren habe Molotov gegenüber den westlichen Alliierten den tschechoslo¬ 
wakischen Standpunkt unterstützt, sagte Fierlinger, aber keinen Erfolg 
gehabt, antwortete Molotov. 199 Als Molotov sich erkundigte, ob die 
Tschechoslowakei Anspruch auf deutsche Gebiete erhebe, antwortete 
Benes, daß er den Umfang der notwendigen Aussiedlung der Deutschen 
nicht noch vergrößern wolle, ohne aber eine kleinere Grenzverschie¬ 
bung auszuschließen. 200 Am 22. bzw. 26. März 1945 erzählte Benes dem 
amerikanischen 201 und dem britischen Botschafter, daß Molotov dem 
Transfer von zwei Millionen Deutschen und rund 400 000 Magyaren zu¬ 
gestimmt habe. Im Foreign Office vertrat Allen daraufhin die Meinung, 
daß die bisherige Vorsicht Großbritannien „viele Freunde in der Tsche¬ 
choslowakei kosten werde“. O’Ncill setzte dagegen, daß 

rough and ready methods of transfer will cause great suffering and probably star- 
vation to several millions of people in a country for the control of which we shall 
be largely responsible. A well regulated plan of gradual transfer might at least mi- 
tigate the difficulties. 

Harvey antwortete, daß Großbritannien den Polen „einen reinen Tisch 
(a clean sweep) von allen Deutschen in Polen und Ostpreußen“ verspro¬ 
chen habe und deshalb den Tschechen dasselbe nicht verweigern sollte. 


199 Zäpis o porade, konanc v Kremlu dne 21. brezna 1945, 50. — Sie auch: Ces- 
koslovensko-sovetske vztahy, Bd. 2, Nr. 248. — Marjina: Ncjcn o Podkarpat- 
ske Rusi 48 f. — Sowjetisches Protokoll: Vostocnaja Evropa I, Nr. 54. — Sie¬ 
he auch Murascbko/Noskowa: Politisch-psychologische Aspekte der Umsied¬ 
lung der Deutschen 982 f. 

200 Kaminski: Polska i Czechoslowacja 62. 

201 Harriman an den Sccretary of State am 22.3.1945. FRUS 1945, IV, 427-429. 
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I am afraid I regard the possibility of an orderly transfec of population from 
Eastern Germany on old-fashioned League of Nations lincs as so improbable that 
1 do not believe that it is cven worth trying to do, at the price of incurring enmity 
both in Czcchoslovakia and Soviet Russia. Nor do I believe that the arrival of the- 
sc refugees will necessarily be so catastrophic if it is carried out oncc and for all 
and immediately. 

Clark Kerr erhielt den Auftrag, die sowjetische Regierung zu fragen, ob 
Benes korrekt berichtet habe, und auf die Schwierigkeiten hinzuweisen, 
die eine „radikale und verfrühte Aktion“ in Deutschland bereiten wür¬ 
de. 202 

In Moskau verhandelte Benes mit der dort residierenden KSC-l'uh- 
rung über die Zusammensetzung und das Programm der ersten Nach¬ 
kriegsregierung. Einige Dekrete waren schon in London vorbereitet wor¬ 
den. Beness Verfassungsdekret vom 4. Dezember 1944 über die „Natio¬ 
nalausschüsse“, die die Verwaltung befreiter Gebiete übernehmen soll¬ 
ten, und die „Vorläufige Nationalversammlung“ sah für die Gemeinden 
und Kreise „mit einer Mehrheit staatlich unzuverlässiger Bevölkerung“ 
die Ernennung von Kommissaren bzw. Verwaltungskommissionen 
vor. 203 Einen Vorschlag des Sozialdemokraten Lausman, der tschechi¬ 
schen Verwaltung eine beratende Körperschaft aus deutschen Antifa¬ 
schisten zuzuordnen, hatte die Moskauer KSC-Führung Ende August 

1944 abgelehnt. 204 In einem weiteren Dekret Beness vom 1. Februar 

1945 „über die Bestrafung der nazistischen Verbrecher, Verräter und 
ihrer Helfer und über außerordentliche Volksgerichte“ wurde nicht nur 
die Mitgliedschaft in der SS und NSDAP, sondern auch in der .Sude¬ 
tendeutschen Partei“ unter Strafe gestellt. 205 

Für die Verhandlungen in Moskau hatten die Volkssozialisten und 
die Sozialdemokraten im Londoner Exil Richtlinien verabschiedet. Im 
Beschluß der Volkssozialisten hieß es: „Die CSR wird ein Nationalstaat 
der Tschechen und Slowaken mit einem staatsrechtlich autonomen Vor¬ 
karpatenland [Podkarpatsko], und keiner Minderheit werden kollektive 
politische Rechte zuerkannt.“ 206 Das sozialdemokratische Aktionspro¬ 
gramm forderte, „im Interesse der künftigen Sicherheit und Gewährlei¬ 
stung einer ruhigen Entwicklung der Republik das Problem der nationa- 

202 Clark Kerr an das Foreign Office am 26.3.1945 mit Vermerken und Antwort 
vom 3.4.1945. FO 371/47085, N3308/207/12. 

203 CK Nr. 102. 

204 Vermerke über die Verhandlungen der politischen Berater des Regierungsde¬ 
legaten mit Vertretern der KSC-Führung am 29.8.1944. CK Nr. 41. 

205 CK Nr. 162. 

206 Beschluß der Gruppe der tschechoslowakischen Volkssozialisten vom 31.1. 
1945. CK Nr. 111. 
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len Minderheiten ein für alle Mal zu lösen“. Die folgende Formulierung 
klang aber ungewöhnlich maßvoll: 

Wir fordern, daß der Transfer jenes Teils der deutschen und magyarischen Bevöl¬ 
kerung durchgeführt wird, der seine Treueverpflichtung gegenüber der Tschecho¬ 
slowakischen Republik verletzt hat und zur Vorhut der deutschen Reaktion und 
des Nazismus geworden ist. Die Stellung jener deutschen und magyarischen Mit¬ 
bürger, die der Republik und ihren demokratischen Idealen treu geblieben sind, 
wird auf der Grundlage völliger staatsbürgerlicher Gleichheit — der politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen - aufgebaut. 

Von kultureller Gleichstellung war allerdings nicht die Rede. 207 In Mos¬ 
kau nahmen jedoch beide Parteien den Programm-Entwurf der Mos¬ 
kauer KSC-Führung als Diskussionsgrundlage an, gegen dessen Formu¬ 
lierungen zur Frage der Deutschen und Magyaren sie keine Einwände 
hatten. Nur die deutschen und magyarischen „Antinazis und Antifaschi¬ 
sten“ würden als tschechoslowakische Staatsbürger anerkannt und könn¬ 
ten eventuell in der Republik Zurückbleiben. Diese Gruppe wurde eng 
definiert; sie umfaßte 


jene, die schon vor München aktiv gegen Hcnlcin und die magyarischen irredenti- 
stischen Parteien und für die Tschechoslowakei gekämpft haben, die nach Mün¬ 
chen und nach dem 15. März von der deutschen und ungarischen Staatsmacht we¬ 
gen ihres Widerstandes und Kampfes gegen das dortige Regime und für die Treue 
zur Tschechoslowakischen Republik verfolgt sowie in Kerker und Konzentrati¬ 
onslager gesperrt worden sind, oder die vor dem deutschen und magyarischen 1 er¬ 
ror ins Ausland fliehen mußten und sich aktiv am Kampf für die Erneuerung der 
Republik eingesetzt haben. 


Den übrigen Deutschen und Magyaren sei die tschechoslowakische 
Staatsbürgerschaft zu entziehen. Sie könnten erneut für die Tschecho¬ 
slowakei optieren, doch behielten sich die Behörden die Entscheidung 
über jeden einzelnen Fall vor. 208 In der Diskussion erklärte Kopecky, 
daß „die Frage des Transfers hier entschieden ist“, und Gottwald er¬ 
gänzte: „Dieser ist hier wie das Ei des Kolumbus.“ Nicht nur in der 
Frage Teschens, sondern auch von Glatz und Ratibor erwartete Gott¬ 
wald sowjetische Unterstützung. Stränsky berichtete, daß „die fremden 
Regierungen, die unser Memorandum [vom November 1944] erhalten 
haben, nichtssagende [nemastne] Erklärungen abgegeben haben. Dabei 
haben wir uns nicht auf die Hilfe Englands und Amerikas verlassen“. 
Und Gottwald berichtete, daß Balfour und Harriman abgelehnt hätten, 


207 Aktionsprogramm einer sozialdemokratischen Gruppe vom 18.2.1945. CK Nr. 
122. — Aus dem Text und der Anmerkung geht hervor, daß es sich um ein 
Programm der Parteilinken handelte. 

Programm-Entwurf vom 21.3.1945. CK Nr. 130. 
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den Transfer unter die Bedingungen des Waffenstillstands mit Ungarn 
aufzunehmen, während Molotov dafür gewesen sei, doch „die Rote 
Armee wird uns viel helfen.*'»» Der kommunistische Entwurf wurde 
unverändert in das Kaschauer Programm der Regierung der Nationalen 
Front übernommen. 


Die Reaktion der sudetendeutschen Emigration 

auf den .Transfer* 

Ende Januar 1944 überreichte Jaksch dem Foreign Office, einigen Un¬ 
terhaus-Abgeordneten besonders der .Labour Party* sowie der britischen 
Presse ein Memorandum, in dem er gegen Beness und Ripkas Erklärun¬ 
gen über die Schaffung einer „national möglichst homogenen“ Tsche¬ 
choslowakei und zum Vertrag mit der Sowjetunion Stellung nahm. Be¬ 
ziehe man die polnischen Forderungen nach einer Annexion Ostpreu¬ 
ßens und Schlesiens und Aussiedlung ihrer deutschen Bewohner ein, 
dann wären rund zehn Millionen Deutsche betroffen. Die britische Re¬ 
gierung habe sich gegen Massenrepressalien gegenüber ganzen Bevölke¬ 
rungen ausgesprochen, doch nichts anderes bedeute „die Entwurzelung 
von Millionen, die Zerstörung ihrer gesamten sozialen Existenz“. Sie 
träfe Schuldige, weniger Schuldige und Unschuldige. Wie seien diese 
Massenrepressalien mit der erklärten Politik der britischen Regierung 
bzw. dem Geist der Atlantik-Charta zu vereinbaren? Mit der Vertrei¬ 
bung der Deutschen verliere die Tschechoslowakei Menschen, die in 
wichtigen Industrien der Sudetengebiete arbeiten. Wegen der Wirt¬ 
schaftskrise mit ihrer extrem hohen Arbeitslosigkeit unter den Sudeten¬ 
deutschen habe die Henlein-Partci die Wahlen von 1935, angesichts der 
Schwäche der Demokratien und unter Mithilfe tschechischer Reaktio¬ 
näre die Kommunalwahlen von 1938 gewonnen. Diese kurze Periode 
sei nicht typisch für die Beziehungen zwischen Deutschen und Tsche¬ 
chen. Sie hätten Jahrhunderte lang zusammengelebt, von 1926 bis 1935 
hätten jene deutschen Parteien das Übergewicht gehabt, die für das Zu¬ 
sammenleben in einem Staat mit den Tschechen eingetreten seien. Be¬ 
ness panslavistisches Konzept, „nicht die Sicherheit Sowjetrußlands ver¬ 
langt die Vertreibung von drei Millionen Sudetendeutschen“. Die deut¬ 
sche Arbeiterbewegung in der Tschechoslowakei sei stets für freund- 


209 Protokoll der Verhandlungen der tschechoslowakischen Parteien am 24.3.1945. 
CK Nr. 132. 
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schaftliche Beziehungen zur Sowjetunion eingetreten. 2,0 Walter Kolarz 
brachte in einem Beitrag in der Juni-Nummer von ,The Left News“ zu¬ 
sätzliche Argumente gegen die geplante Vertreibung: Neben der .Sude¬ 
tendeutschen Partei' Konrad Henleins seien auch .Hlinkas Slowakische 
Volkspartei' und die Mehrheit der polnischen, magyarischen und karpa¬ 
tenrussischen politischen Gruppen schuld am Zerfall der Tschechoslo¬ 
wakei. Im Grunde habe sich in der Tschechoslowakei wiederholt, was im 
Falle Österreich-Ungarns geschehen sei. Auch die KSC habe einige Zeit 
lang das Prinzip „der Selbstbestimmung, einschließlich des Rechts auf 
Lostrennung“ vertreten. Wolle man die Bevölkerung jeweils für die 
Sünden ihrer Führer bestrafen, müßten viele Gebiete entvölkert werden 
wie z. B. die Karpatenukraine. Karl Hermann Frank handle nicht anders 
als Laval und Darlan in Frankreich, Pavelic in Kroatien oder Tuka und 
Mach in der Slowakei; daraus folgere jedoch niemand eine Kollektiv¬ 
schuld der Franzosen, Kroaten oder Slowaken. 211 Zu dem tschechoslo¬ 
wakischen Agenten Alfred Frenzei 212 sagte Reitzner, daß die Tschechen 
nach Beness Moskau-Reise „glauben, daß sie nun für alle Zeiten gesi¬ 
chert sind“. Jetzt traue sich kein Tscheche mehr, mit Vertretern der 
,Treuegemeinschaft' zu sprechen. Diese seien für die „Bestrafung aller 
Schuldigen, ob groß oder klein“, aber gegen die Massenaussiedlung. 

Es ist ganz gut möglich, daß man mit dem Versuch beginnt, ’/z Million Sudeten¬ 
deutscher auszusiedeln. Was ohne ein furchtbares Blutbad ja nicht vor sich gehen 
wird. Sind aber einmal die Feindseligkeiten eingestellt, reagiert doch die Welt ganz 
anders auf so etwas. Anstatt Frieden zu bringen, würde es nur zu neuen Haßgc- 
fühlcn kommen. Wenn auch die Tschechen jetzt nach dem Moskauer Pakt sich 
sehr stark fühlen, sollten sich die führenden Politiker doch auch mit der weiteren 
Entwicklung beschäftigen. 213 

Nachdem die .Times' Mitte Februar 1944 gegen umfassende Bevölke¬ 
rungstransfers Stellung genommen hatte 214 , war Jaksch wieder etwas 
optimistischer 215 , doch nach Churchills Unterhaus-Rede über die Kom- 

210 Memorandum Jakschs „Mass Expulsion of the Sudeten Germans“ (Ende Ja¬ 
nuar 1944). ÜSNO Nr. 132. 

211 Vermerk des Außenministeriums (Hefman) vom 26.6.1944. NIC 192/2. 

212 Am 7.2.1944 fragte Frenzei einen Mitarbeiter der Kanzlei des Präsidenten, ob 
er weiter in der ,Treuegemeinschaft' bleiben oder austreten und versuchen sol¬ 
le, einen Teil der Mitglieder mitzuziehen. Vermerk von Dr. Kripner vom 7.2. 
1944. AÜTGM, 40, XI/7/4. 

213 Gedächtnisprotokoll Alfred Frenzeis über eine Diskussion mit Reitzner am 
9.2.1944. AÜTGM, 40, XI/7/4. 

214 Siehe S. 274. 

215 Vermerk Roberts über eine Besprechung mit Jaksch am 24.2.1944. FO 371/ 
38922, C2605/63/12. 
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pensation der polnischen Verluste im Osten durch Gewinne im Norden 
und Westen 216 stellte er fest, daß dieser „die Atlantik Charta zumindest 
für die Achsenmächte außer Kraft setzte“. 217 Er sprach die Hoffnung 
aus, daß es 1944 zu einer „antifaschistischen Revolution“ in Deutsch¬ 
land kommen werde. 218 Der Erfolg der Bemühungen der ,Treuegemein¬ 
schaft“ hänge davon ab, „zu welchem Zeitpunkt die Mehrheit der Su¬ 
detendeutschen selber mit dem Nazi-Regime Schluß machen wird“. Al¬ 
lerdings habe „noch kein Volk für die Aussicht auf Fremdherrschaft 
oder Schlimmeres Revolution gemacht“, sagte er auf der Sitzung des Par¬ 
teivorstandes am 18./19. März 1944. 


Nach wie vor bleibt die Autonomie-Losung die einzige Waffe, um die sehr ge¬ 
schwächten Kader der Heimat-Bewegung aus ihrer Isolierung zu befreien und die 
Massen der Bevölkerung politisch von den Nazis loszulösen. Jede Kapitulations¬ 
politik der Emigration würde den Nazis nur in die Hände spielen. 

Die negative Einstellung der tschechischen Politik zum Sudetenpro¬ 
blem habe sich versteift. Aufgrund wiederholter Äußerungen von maß¬ 
geblicher Seite sei „mit der Gefahr eines Massentransfers ernstlich zu 
rechnen“. „Die Transfer-Propaganda wird wie auf einer Zieh-Harmo- 
nika gespielt: abwechselnd wird der Eindruck erweckt, als ob nur einige 
Hunderttausend Schuldiger gehen müßten oder daß nur eine Minderheit 
ganz Unschuldiger bleiben könne.“ Der Parteivorstand verwarf 


den als Allheilmittel angepriesenen Bevölkerungstransfer, weil er a) die gerechte Be¬ 
strafung der Nazi-Verbrechen erschwert, statt sie zu fördern, b) statt neuer demo¬ 
kratischer Gesinnung neuen Haß säen würde, c) den wirtschaftlichen Verheerun¬ 
gen durch den Krieg neue wirtschaftlich-soziale Störungen hinzufügen würde. 219 


Ähnlich argumentierte Jaksch gegenüber Siegfried Taub, der offensicht¬ 
lich die Politik der Londoner ,Treuegemeinschafts‘-Führung kritisiert 
hatte. Den Brief hatte er in englischer Sprache verfaßt, da seine bisheri¬ 
gen deutschen Schreiben zu lange von der Zensur aufgehalten worden 
waren. 


Why should wc commit political suicidc in exile, as long as our friends at home do 
bclicve in our future? .Domestic Affair' or not our pcople is not alone guilty. It 
will pay the bill but it has a right to live. To confine ourselvcs to the physical re- 
scue of the faithful cadres would mean to accept the .Herrenvolk' theory the other 


216 Siehe S. 350. 

217 Rundschreiben von Jaksch/Reitzner von Anfang März 1944. SDA, NJ. 

218 Rundschreiben des London Representative of the Sudeten German Social De- 
mocratic Party, Anfang März 1944. SDA, NJ. 

219 Rundschreiben des London Representative of the Sudeten German Social De- 
mocratic Party, Anfang April 1944. SDA, NJ. 
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way round. What a prospect to spend the lest of our life in begging that somc 
thousands of our workers are permitted to work in our factories and mines [...]. If 
if should happen then we can be politically no part of it. 

Wer wisse, ob der tschechische Plan aufgehe, wer, welche Regierung in 
Prag nach sechs Monaten regieren werde. Die Tschechen hätten Pro¬ 
bleme mit den Polen, den Magyaren, der Slowakei, Österreich usf. Auf 
jeden Fall seien sie auf die Lieferung von Brot und Rohstoffen über 
Hamburg oder Triest angewiesen. 

They cannot feed the masses only with the cry for revenge. The task of rccon- 
struction will be difficult for everyonc. [...] The dominating mentality is: the so- 
cialdemocrats have to be servants of Czech nationalism and the communists can 
do what they like. The believers in communist loyality will have a bad awakening. 

Es gebe Zeiten, da könne man nichts machen, außer um jeden Preis an 
Grundsätzen festhalten. 


You inay have a different opinion and we respect it, but if you should fecl that we 
have here anything neglected or real opportunitics missed then our common invi- 
tation Stands, you should come over and try it yourself. There is no other way out . 220 


Am 27. Mai 1944 brachte der europäische Dienst der BBC ein Inter¬ 
view mit Benes, in dem dieser erklärte, daß „die überwältigende Mehr¬ 
heit“ der Sudetendeutschen aus der Tschechoslowakei entfernt werden 
müsse. „Im Prinzip bestehe ich auf den Vormünchener Grenzen, aber 
in der Praxis ..." Nach dem Bericht des Interviewers schaute Benes da¬ 
bei auf die Karte, hielt inne und fuhr fort, daß er auf der Friedenskon¬ 
ferenz einen Gebietsaustausch zwischen der Tschechoslowakei und 
Deutschland befürworten werde. In dem Teil des Interviews, der an¬ 
scheinend im Empire-Dienst gesendet wurde, erläuterte Benes seine 
Vorstellung, daß die Tschechoslowakei Gebiete in Nordmähren gewin¬ 
nen, aber solche um Jägerndorf und im Riesengebirge aufgeben könne. 
Daraufhin beschwerte sich Jaksch bei Roberts über Bencss Äußerun¬ 
gen, versprach aber dennoch, sich „weiterhin sehr ruhig zu verhalten, 
da es für eine kleine Exilpartei lächerlich sei, Widerstand gegen die Poli¬ 
tik großer Nationen zu leisten, wenn eine solche Opposition rein theo¬ 
retische Bedeutung habe“. 221 


220 Auszug aus einem Schreiben Jakschs an Taub (vom 16.3.1944, mit einem An¬ 
schreiben des Czechoslovak Information Service (Papänek) an das Außenmi¬ 
nisterium vom 29.3.1944). AÜTGM, BAV, B, kr. 129. 

221 Monitoring Report vom 28.5. und Vermerk von Roberts über eine Besprechung 
mit Jaksch vom 9.6.1944. FO 371/38945, C7825/1347/12. — Bericht von A. 
G. Weidenfeld über sein Interview mit Benes am 25.5.1944. NS 36, 3, 355-361. 
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Mit seiner Erklärung, daß „nationalistische und militaristische Erwägun¬ 
gen, kurz Machtpolitik, erneut die Oberhand über die Ideale gewonnen 
haben, für die die Vereinten Nationen zu kämpfen vorgeben“, habe 
Jaksch selbst die anti-faschistischen Ideale aufgegeben, behauptete der 
von Zinner geleitete .Sudetendeutsche Ausschuß“ im März 1944. Der 
Ausschuß plädierte dafür, daß nicht nur alle Sudetendeutschen, die 
Hitler aktiv geholfen und die Tschechoslowakei verraten hätten, son¬ 
dern auch alle jene, „die durch ihre Aktivitäten im Interesse der Nazis 
geholfen, das Nazi-Regime und die Kriegführung zu unterstützen“, be¬ 
straft würden. Ein große Zahl von Sudetendeutschen habe sich auf die¬ 
se Weise kompromittiert und sei eine ständige Gefahr und untragbare 
Last für jede demokratische Gemeinschaft, und deshalb müßten sie 
durch eine entsprechende Aktion unschädlich gemacht werden (they will 
have to be rendered harmless by proper action). Der Ausschuß verwies 
auf Beness Äußerungen, daß die demokratischen, anti-faschistischen und 
loyalen Deutschen der Tschechoslowakei nichts zu fürchten hätten. Die 
Nazi-Verbrecher, Terroristen und andere schwer kompromittierte Su¬ 
detendeutsche müßten dagegen die Folgen ihrer Taten tragen. Wer kein 


loyaler Bürger des neuen Staates sein wolle, müsse den Boden der Tsche¬ 
choslowakei verlassen. Beness wiederholte Erklärungen straften alle die¬ 
jenigen Lügen, die behaupteten, daß die Londoner Regierung alle 3,5 
Millionen Deutschen vertreiben wolle. 222 Die Deutschen der CSR wür¬ 
den je nach dem Ausmaß ihrer Verbrechen mit Tod, Gefängnis, Zwangs¬ 
arbeit und Deportation aus der Republik bestraft, schrieb Beuer. Voll¬ 
kommen im Sinne des Regierungsprogramms setzte er fort: „Den übri¬ 
gen tschechoslowakischen Bürgern deutscher Nationalität soll die Mög¬ 
lichkeit geboten werden, entweder für die tschechoslowakische Repu¬ 
blik oder für Deutschland zu optieren“. 223 Die Deutschen der CSR 
brauchten keine „Sicherung der Volkspersönlichkeit“ und keine „Sude- 
ten-Autonomie“, meinte Beuer in der .Einheit“, sondern „die Möglich¬ 
keit des Gebrauchs ihrer Muttersprache, die Erhaltung eines demokrati¬ 
schen deutschen Schulwesens und kulturelle Institutionen, sowie die 
engste kulturelle Zusammenarbeit mit dem tschechischen Volk. Dcmo- 


222 Sudeten German Committee Representation of Democratic Germans from 
Czechoslovakia, Statement of Facts Regarding Sudeten German Problems (mit 
einem Vermerk von Roberts vom 12.6.1944). FO 371/38922, C7473/63/18. 
Datiert auf den März, da Jaksch schon in seinem Rundschreiben von Anfang 
April 1944 auf diese Erklärung bezug nahm. — Ähnlich Gustav Beuer in der 
.Einheit'. Briiget: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 66. 

223 ln der .Einheit' vom 1.7.1944. Zitiert in: Menschen im Exil 350. 
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kratischen Deutschen wird die Volksdemokratie solche Möglichkeiten 
nicht vorenthalten.“ 224 

Am 18. August 1944 teilte Jaksch dem Foreign Office mit, daß sich 
am 1. August ein ,Democratic Sudeten Committee' gebildet habe, des¬ 
sen Vorsitz er selbst übernommen habe. Sein Stellvertreter sei Pater 
Emanuel Reichenberger, der ehemalige Generalsekretär des .Volksbun- 
des der deutschen Katholiken' in Reichenberg und Mitunterzeichner 
des letzten Friedensappells „des demokratischen Blocks der Arbeiter, 
Bauern, Katholiken und Liberalen“ vom 18. September 1938. 225 Als 
Treuhänder der „militanten Kader der Sudetendemokratie“ beanspruch¬ 
te dieses Komitee das Recht, bei Entscheidungen über die Zukunft des 
Sudetenlandes als Partner herangezogen zu werden. In der Übergangs¬ 
periode wolle das Komitee das Sudetenland von den Nazis säubern und 
die demokratischen Institutionen und Verbände wieder aufbauen. Die 
Nazi-Verbrecher seien zu bestrafen, doch zerstöre kollektive nationali¬ 
stische Rache die Grundlagen der neuen Sudetcn-Demokratie. 

As for the future, \vc are firmly convinced that an amicablc lasting understanding 
on all problems of common conccrn can be achieved between a restored Sudeten 
Democracy and the liberated Czcch and Slovak peoplcs. But again we object to 
another arbitrary decision on the fate and the future of our Sudeten population of 
more than threc millions. The Sudeten Germans arc not a ,minority‘. Thcy arc a 
componcnt part of the family of nations of Central Europc. [...] We oppose, the- 
reforc, the plans by which the Czcchoslovak Government in London aims at a 
mass transfer into Germany proper of the Sudeten population. [•••] In our opinion 
a rcconstitution of Czechoslovakia on federal lincs would serve the common intc- 
rcsts of the Czechs and Slovaks and of the Sudeten Germans as well. Pending such 
an understanding, the Dcmocrntic Sudeten Committee holds, that an interim solu- 


224 Bcuer in der »Einheit* vom 12.8.1944. 

225 Abgedruckt in Odsun. Die Vertreibung der Sudetendeutschen, Dok. 199A. — 
Vgl. auch Reichenbergers Leitartikel in der ßohemia vom 9.9.1938, in dem er 
an Hcnlcin appellierte, einen nationalen Ausgleich innerhalb der 1 schechoslo- 
wakei zu suchen. Ebenda, Dok. 194A. — Dem Komitee gehörten außer einigen 
Sozialdemokraten bzw. Gewerkschaftern Karl von Lustig-Prean, ehemaliger 
Herausgeber der katholischen .Deutschen Presse 1 in Prag und Dr. J. LI. Mar¬ 
ion, ein „unabhängiger Liberaler" an. Jaksch an Roberts am 19.8. mit Vermer¬ 
ken vom 1.-3.9.1944. FO 371/38923, CI 1051/ 63/12. — Lustig-Prean zog je¬ 
doch im November seine Unterschrift für das .Demokratische Sudcten-Komi- 
tee 1 mit der Begründung zurück, daß sie als gegen die Tschechoslowakei ge¬ 
richtet mißverstanden werden könne, und appellierte an Reichenberger, statt- 
dessen eine christlich-demokratische Erklärung zu verfassen. Nur durch Mit¬ 
arbeit beim Transfer sei zu erreichen, daß er „mit christlichen Methoden 
durchgeführt werde. Lustig-Prean an Reichenberger am 17.11.1944. FO 371/ 
38923, 06388/63/12. 
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tion under Allied auspices would constitute the best safeguard for a dcmocratic 
scttlcment at the Peace Conference. 226 

Über die geplante Bildung des demokratischen Sudeten-Komitees' hat¬ 
te Jaksch am 14. Juli Taub informiert. 227 Dieser kritisierte, daß er bei 
der Beschlußfassung übergangen worden sei, obwohl er auf der letzten 
Parteivorstandssitzung in Prag mit der Leitung des Sekretariats im Aus¬ 
land und von einer in London abgehaltenen Landeskonferenz - am 28. 
September 1941 - mit den Verhandlungen mit den Tschechen beauf¬ 
tragt worden sei. Text und Unterzeichner der Resolution müßten „auf 
das Verhältnis zwischen uns und dem Partner einen gelinde gesagt un¬ 
günstigen Einfluß ausüben [...] und die Mission des Unterhändlers ge¬ 
fährden, wenn nicht unmöglich machen“. Auch mit der Zusammenar¬ 
beit mit sudetendeutschen bürgerlichen Politikern war Taub nicht ein¬ 
verstanden. 


Die bürgerliche Demokratie ist bei uns wie ein Kartenhaus zusammengestürzt, 
soweit das von Deutschen vorwiegend besiedelte Gebiet in Frage kommt. Sie hat 
auch nicht dem ersten Ansturm standgehalten, und ich kann getrost behaupten, 
daß auch die Menschen aus dem deutschbürgerlichen Lager, die sich uns als 
Kampfgefährten angebiedert und sogar führende Stellungen angesprochen haben, 
nach unserer Heimkehr [von] uns nicht als solche bezeichnet werden, die sich we¬ 
nigstens anständig benommen hätten. Und zu dieser Erkenntnis wird jeder kom¬ 
men, der die erschütternden Vorgänge, die sich im Lager der deutsch-bürgerlichen 
Demokratie, auch bei einigen, die sich fast als Bestandteil unserer Bewegung ge¬ 
bärdet haben, die sich vor, während und nach München bei uns abgespielt haben, 
verfolgt hat. So heldenhaft sich unsere Menschen, von den Franzel’s, Grund u. a. 
abgesehen, benommen haben, so feige waren die deutschbürgerlichen Demokraten 
ausnahmslos. Keinen einzigen von ihnen hat man an der Seite unserer Verteidiger 
der Republik gesehen. (...) Beide Vertreter der Christlichsozialen, die Vertreter 
der Demokraten sind mir nicht bekannt, sind bei unseren Menschen in der Heimat 
keineswegs in einem guten Andenken, und ich glaube auch nicht, daß ihre Tätig¬ 
keit im Ausland geeignet ist, diese Einstellung zu ändern. [...] Es ist meiner Über¬ 
zeugung nach unwürdig unserer Bewegung, mit Menschen eine Gemeinschaft cin- 
zugehen, die niemanden hinter sich haben. 


Die Erklärung halte er für einen schweren Fehler. Nicht mit Hilf 
Faktoren außerhalb, sondern nur innerhalb der Tschechoslowakei 
de über das Zusammenleben der Völker in der Tschechoslowake 


von 

wer- 

ent- 


226 Der Aufruf wurde am 31. Juli 1944 im .Sozialdemokrat* veröffentlicht und ist 
abgedruckt in: CSNO Nr. 136. — Ähnlich äußerte sich Ernst Paul in der schwe¬ 
dischen Zeitung .Morgon-Tidningen*. Press Reading Bureau, Stockholm an das 
Political Intelligence Department am 21.8.1944. FO 371/38923, CI 1304/63/ 
12 . 

227 Anmerkung 1 zu CSNO Nr. 136. 
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schieden. Aufgabe der Partei wäre es gewesen, in der Heimat mit dabei 
zu sein, wenn es darum gehe, die berechtigte Haßwelle nach und nach 
abzubauen. Wie lange das dauern werde, hänge vom Verhalten der Deut¬ 
schen in der Endphase der Auseinandersetzung mit den Nazis ab, „wie 
groß der Anteil sein wird, den unsere Genossen im Zeitpunkt stellen 
werden, in dem die Vernichtung der Nazis, ihre Vertreibung aus unse¬ 
ren Heimatgebieten auf der Tagesordnung sein wird“. Die Partei solle 
„unseren Freunden [...] beistehen, soweit sie ihren alten Idealen treu 
geblieben sind“. Aus den Beschlüssen der ,Treuegemeinschaft“ las Taub 
heraus, daß diese sich nicht bemüht habe, „die Situation des Partners 
auch ein wenig zu berücksichtigen“. Nach den Wahlniederlagen von 
1935 und 1938 sei die Partei nicht bereit gewesen „zuzugeben, daß es 
den Nazis gelungen ist, einen großen Teil unserer Wählermassen zu er¬ 
fassen“: „Wir müssen also erkennen, daß wir nur einen Teil unserer 
Menschen zu charaktervollen Demokraten und Sozialisten zu erziehen 
vermochten. Wir wollen auch nichts anderes sein als die Vertreter die¬ 
ser treuen, standhaft gebliebenen Menschen.“ In allen Beschlüssen der 
.Treuegemeinschaft“ spiegele sich die Erbitterung über das tschechische 
Verhalten gegenüber den politischen Flüchtlingen nach .München“. 
Dieses sei jedoch verständlich, da „aus den Mitkämpfern vergangener 
Tage [...] eben Angehörige eines Volkes geworden [sind], deren seiner- 
zeitigen Repräsentanten sie die größte Demütigung zu verdanken ha¬ 
ben, die jemals einem Volk zuteil wurde“. Es wäre die Aufgabe gewe¬ 
sen, alles darauf einzustellen, gemeinsam mit den Freunden in der Hei¬ 
mat „die schwergeprüften tschechischen Brüder davon zu überzeugen, 
daß es nach wie vor Deutsche gibt, die wie ehedem alles für die Verteidi¬ 
gung der freien demokratischen Republik einsetzen wollen“. 228 Aus 
Taubs Stellungnahme läßt sich herauslesen, daß er zumindest die Ver¬ 
treibung der Nazis, wohl nicht nur der reichsdeutschen, akzeptierte. 
Seine Aussage über deren Erfolge unter den ehemaligen Wählern der 
DSAP könnte sogar als Einverständnis zu einer sehr weitgehenden Ver¬ 
treibung aufgefaßt werden. 

Im Staatsrat erklärte Ripka am 30. August, daß Jakschs Erklärung auf 
der Linie der Henlein-Politik liege. Nur wer seine Loyalität beweisen 
könne, dürfe nach dem Kriege in der Tschechoslowakei bleiben. Diese 
loyalen Bürger repräsentiere der .Antifaschistische Ausschuß der De¬ 
mokratischen Deutschen aus der Tschechoslowakei“. Es sei lächerlich. 


228 Taub an Jaksch (o. D.), mit Anschreiben des Außenministeriums an die 
Kanzlei des Präsidenten der Republik vom 7.11.1944. AÜ1GM, BAV, B, kr. 
129. — Siehe auch den Bericht des Außenministeriums über dieses Schreiben 
in: CSNO Nr. 147. 
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kommentierte Roberts, Jakschs Aktivitäten in die Henlein-Tradition zu 
stellen. Jaksch und seine Freunde seien „gute Demokraten, die für ihre 
Überzeugungen gelitten haben“. Sargent meinte dagegen: 

1 hc fact that Dr. Jaksch is a good dcmocrat does not prcvent him at the samc ti¬ 
me from being a good German Imperialist. One of our great mistakes aftcr the last 
war was to think that the onc exeludes the other [...]. Alas! I sympathise with the 
Czechoslovak Government in not wishing to bc saddled in their country with any 

good German dcmocrats. Thcy are much morc difficult to deal with than the open 
reactionaries. 

Und Eden schloß sich an: „Sir O. Sargent utters a wise warning“ und 
lehnte Jakschs Bitte um eine Unterredung ab. 229 

Am 8. Oktober 1944 sprach Ripka auf der Konferenz der bisherigen 
.Sudetendeutschen Einheitsfront“, die den Begriff .sudetendeutsch“ auf¬ 
gab und sich .Vertretung der demokratischen Deutschen aus der Tsche¬ 
choslowakei in Großbritannien“ nannte, über „die Notwendigkeit der 
Vertreibung der deutschen Schuldigen“. Er nannte auch die Zahlen aus 
dem Entwurf des Memorandums der Regierung vom 12. September 
1944: 2-2,5 Millionen seien zu vertreiben oder abzuschieben, 800 000 
bis eine Million Deutsche könnten bleiben. Dabei handle es sich jedoch 
um vorläufige Zahlen, fügte Ripka hinzu eingedenk der Forderung aus 
der Heimat nach einer Totalaustreibung. Ripka bestand auch auf der 
Beibehaltung der „Jahrhunderte-alten tschechisch-deutschen Grenzen“. 
Zur Begründung der Vertreibung wies er darauf hin, daß die .Sudeten- 
deutsche Partei“ Henleins 1935 67 Prozent der nicht-kommunistischen 
deutschen Stimmen gewonnen habe. Bei den Kommunalwahlen hätten 
sogar 92 Prozent der Deutschen für Henleins Partei gestimmt. Noch 
heute bestehe die Mehrheit der Sudetendeutschen aus „fanatischen Ge¬ 
folgsleuten Hitlers“. Mehr als einmal habe sich Himmler Sudetendeut- 
schcr bedient, wenn er sich auf andere Deutsche nicht verlassen konn¬ 
te. ln den Sudetengebieten sei der Widerstand gegen den Nazismus am 
schwächsten. Die Zahl der „echten Anti-Nazis und Anti-Faschisten“ 
habe bis 1938 eine kleine Minderheit von weniger als einem Drittel ge¬ 
bildet und sich seit .München“ noch verringert. Noch kleiner sei die 
Zahl der Anti-Nazis, die zudem der Fahne der Tschechoslowakischen 
Republik stets treu geblieben sei. In seinen Vorwürfen gegen Jakschs 
Politik zog Ripka eine Linie von Jakschs Schrift „Was kommt nach 
Hitler?“ vom Frühjahr 1939 bis zur Erklärung des .Democratic Sudeten 
Committee“ von Oktober 1943, überging die Annäherungsversuche der 


229 


Jaksch an Roberts am 19.8. mit Vermerken von Roberts, Sargent und Eden 
vom 1.-3.9.1944. FO 371/38923, CI 1051/63/12. 
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Zwischenzeit und verglich Jakschs Forderung nach einer Föderalisie- 
rung der Tschechoslowakei mit Henleins Karlsbader Programm von 
1934 und dessen Forderungen im Jahre 1938. Im Exil habe Jaksch das 
Zerstörungswerk Henleins fortgesetzt. Es gebe natürlich einen Unter¬ 
schied zwischen Henlein, dem Nazi, und Jaksch, dem Sozialisten: jener 
strebe nach deutscher Vorherrschaft in einem Nazi-Regime, dieser in 
einem sozialistischen System, doch verfolgten beide dasselbe Endziel, 
alldeutsche Vorherrschaft über andere Völker. Die Vertreibung und 
Aussiedlung der nazifizicrten Deutschen aus der Tschechoslowakei lie¬ 
ge im Interesse der deutschen Sozialisten, Kommunisten und übrigen 
Demokraten, die der Republik treu seien. 230 In seinem Vorwort zum 
Abdruck der Rede, die llipka im Herbst 1944 vor diesem ,Sudetendeut¬ 
schen Ausschuß“ gehalten hatte, behauptete Gustav Beuer, daß die 
überwiegende Mehrheit der in Großbritannien lebenden sudetendeut¬ 
schen Antifaschisten „aus ganzem Herzen“ dem von Ripka entwickel¬ 
ten Konzept der Regierung zustimmten, nicht nur die „überzeugten 
Nazis, die Vergehen gegen den Staat oder die tschechische Bevölkerung 
begangen hätten, zu vertreiben, sondern auch die „Deutschen mit pan- 
germanischcn Gefühlen und Einstellungen“ abzuschieben. 231 

Ripkas Rede führte jedoch zu einer Differenzierung innerhalb der 
.Vertretung der demokratischen Deutschen aus der Tschechoslowakei“. 
Krcibich und Dr. Winternitz stellten sich bedingungslos hinter die Ver- 
treibungsplänc der Regierung. Der Kommunist Ludwig Freund 232 , ein 
Redakteur der .Einheit“, bezeichnetc Ripkas Aussage, daß 800 000 
Deutsche bleiben dürften, sogar als „großzügige Lösung“. 233 Die Zin- 


230 Rede Ripkas vom 8.10.1944. FO 371/38923, C15559/63/12. Auszugsweise ab¬ 
gedruckt in: CSNO Nr. 146. — Im November 1944 erschien die Rede mit ei¬ 
nem Vorwort Gustav Bcuers im Druck unter dem Titel „The Futurc of the 
Czechoslovak Germans“. —Schon am 30.8.1944 hatte Ripka das .Sudeten Dc- 
mocratic Committee“ als antistaatliche Organisation bezeichnet, dessen Initia¬ 
toren zu bestrafen seien. Feierabend: Soumrak ccskoslovenske demokracie 67. 
— Wie ein Agent des amerikanischen .Office of Strategie Services“ berichtete, 
war auch Rudolf Bechyne für den Transfer der Sudetendeutschen; zudem 
sollten s. E. die loyalen Deutschen in die Nähe der Grenze zu Österreich ura- 
gesicdelt werden. Ul/mann: The United States in Prague 62. 

231 Hubert Ripka: The Future of the Czechoslovak Germans. Vorwort von Gu¬ 
stav Beuer vom 16.11.1944. Hg. vom Czechoslovak-British Fricndship Club. 
London (o. J.) und Gustav Beuer: Berlin or Prague? The Germans of Czecho- 
slovakia at the Cross-Roads. London 1944. FO 371/47085, N366/207/12. 

232 Nach seiner Rückkehr nach Prag nannte er sich Ludvlk Frejka. 1945 war er Vor¬ 
sitzender der Volkswirtschaftlichen Kommission der KSC. 

233 In einem Vortrag am 1.10.1944. Innenministerium an die Kanzlei des Präsi¬ 
denten der Republik vom 17.10.1944. AÜTGM, 40, XI/8. 
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ner-Gruppe folgte Mitte Oktober 1944; sie befürwortete nicht nur die 
Elemente Ausbürgerung der Deutschen, die sich gegen die Republik 
vergangen und Hochverrat geübt hätten, und Verbleiben der Antifa¬ 
schisten, sondern auch Ripkas Aussage, daß die übrigen zwar für die 
Tschechoslowakei optieren könnten, doch deren Behörden die letzte 
Entscheidung über die Rückgabe der Staatsbürgerschaft überlassen 
werden müsse. 23 ' 1 Zinner bekannte sich im Namen der .Vertretung' „be¬ 
dingungslos zum Nationalstaat der Tschechen, Slowaken und Karpa- 
toukrainer“ 235 und distanzierte sich ebenso wie die Parallelorganisation 
in Schweden von Jakschs .Demokratischem Sudeten-Komitee'. 236 Auf 
Betreiben der Kommunisten wurde Gustav Neumann, ein Mitglied der 
.Treuegemcinschaft', das den Aufruf des Komitees unterschrieben hat¬ 
te, aus dem .Tschechoslowakischen Gewerkschaftszentrum' ausge¬ 
schlossen. Daraufhin brachen die Gewerkschafter der .Treuegemein¬ 
schaft 1 die Beziehungen zu ihren tschechoslowakischen Kollegen ab. Es 
habe sich gezeigt, daß die beschworene „Einheit“ nur der „Deckmantel 
einer kommunistischen Parteidiktatur über Scheingewerkschaften wä¬ 
re“. 237 Elin Teil der Anhänger der .Vertretung' war jedoch mit deren Zu¬ 
stimmung zur Vertreibung nicht einverstanden und forderte Verhand¬ 
lungen mit der Exilregierung über die Frage deutscher Schulen, Zeitun¬ 
gen, Vereine usf. und die Beteiligung von Deutschen an der Verwal¬ 
tung. Mitglieder der Zinner- und Peres-Gruppen sagten, daß von den 
demokratischen Deutschen nicht gefordert werden könne, daß sie ihre 
Sprache, Kultur und Geschichte aufgeben, wenn aber doch, „wäre es 
besser, Jakschs Standpunkt zu vertreten“. Dr. Adolf Gierschik, ein Mit¬ 
glied der Peres-Gruppe, das beschlossen hatte, in England zu bleiben, 
erklärte, daß er niemanden beneide, der in der Heimat zurückkehren 
werde. Er wandte sich gegen Ripkas Vergleich zwischen Henlein und 
Jaksch, der kein Verräter sei und nicht nur unter den Deutschen, son- 

Sozialistische Nachrichten vom 15.10.1944. Zitiert in: Brüget: Tschechen und 
Deutsche, Bel. 2, 68. — Daraufhin brach Brügel mit der Zinner-Gruppc, lehn¬ 
te jede weitere Mitarbeit in den .Sozialistischen Nachrichten' ab und trat aus 
dem .Sudetendeutschen Ausschuß' aus. Die übrigen Mitarbeiter des Blattes er¬ 
klärten ihre Solidarität mit Brügel. Rechtsanwalt Breitinger an das Landgericht 
München vom 10.8.1961 und 12.10.1962. 

235 Brügel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 68, zitiert die .Einheit' vom 21.10. 
1944. 

236 Innenministerium an die Kanzlei des Präsidenten der Republik am 14.11.1944. 
AÜTGM, 40, XI/8. 

23/ Rundschreiben von Jaksch/Reitzner vom 17.10. und Rundschreiben des 
.Committee of the Sudeten Trade Unionists in Great Britain' vom 15.11.1944. 
SDA, NJ. 
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dein auch unter den Tschechen den Ruf eines anständigen und demo¬ 
kratischen Politikers genossen habe. Auf derselben Versammlung der 
Peres-Gruppe schlug Dr. Robert Grossmann vor, sich wegen des Schick¬ 
sals der demokratischen Deutschen an die westlichen Alliierten zu wen¬ 
den. 238 Gegen Ripkas Argumentation, über die der ,Manchester Guar¬ 
dian* berichtete, wandte lleitzner in einem Leserbrief vom 7. November 
1944 ein, daß die Sudetendeutschen, die sich Henlein angeschlossen hät¬ 
ten, nur gegen die Zustände in der Tschechoslowakei protestieren woll¬ 
ten; dessen Fernziel hätten sie nicht geteilt und gar nicht gekannt. 239 

In Schweden äußerte sich Ernst Paul im August 1944 in der schwe¬ 
dischen Zeitung .Morgon-Tidningen*: „Lidice muß gerächt werden, und 
es gibt eine Menge wiedergutzumachen, doch darf die sudetendeutsche 
Demokratie nicht getötet werden“. Die Vertreibungspläne müßten wi¬ 
derrufen werden. Paul erhob allerdings keine Forderungen in bezug auf 
die innere Gestaltung der Nachkriegsrepublik oder eine alliierte Verwal¬ 
tung. 240 Die schwedische Sektion der ,Treuegemeinschaft* verabschie¬ 
dete auf ihrer 2. Allgemeinen Konferenz am 15. Oktober 1944 einen 
Protest gegen die Vertreibungspläne. Gegen die .Arbeitsgemeinschaft 
cechoslovakischer Sozialisten*, das Pendant zur Zinncr-G ruppe, ge¬ 
wandt, erklärte die Sektion: Wie das sowjetische Vorgehen im Baltikum, 
Rumänien und Bulgarien zeige, dulde die Sowjetunion in ihrem Ein¬ 
flußbereich sozialdemokratische Parteien, wenn überhaupt, allenfalls 
für einige Monate. Falle auch Deutschland unter sowjetische Herrschaft, 
müßten die deutschen Sozialdemokraten im Exil bleiben. 241 Auf dieser 
Konferenz erklärte Karl Kern: 

Es geht bei den 800.000 Sudetendeutschen, die man nach den nun vorliegenden 
Plänen im Lande .belassen“ will, in Wahrheit nicht um die Antinazisten, cs geht um 
die 800.000 sudetendeutschen Arbeiter und Bauern, die man braucht, um die In¬ 
dustrie in Gang zu halten, und die dann zum Dank dafür entnationalisiert würden. 
Es könnte sein, daß eine solche Barbarei eine Einheit der Sudetendeutschen her¬ 
vorruft, die besagt: .Wenn ihr die zwei Millionen nicht mehr haben wollt, dann 
sollt ihr auch die 800.000 nicht behalten dürfen“. 242 


238 Innenministerium an die Kanzlei des Präsidenten der Republik am 14.11.1944. 
ALITGM, 40, XI/8. 

239 Manchester Guardian vom 30.10. und 7.11.1944. NK 212/1, S. 214. 

240 Ernst Paul bzw. Josef Ladig in der schwedischen Zeitung .Morgon-Tidningen“. 
Press Rcading Bureau, Stockholm, an das Political Intelligence Department 
am 21. und 22.8.1944. FO 371/38923, CI 1304, 11381/63/12. 

241 Bericht des Press Rcading Bureau, Stockholm, an das Foreign Office am 11.1. 
1945. FO 371/47119, N583/583/12. 

242 Kern: Heimat und Exil (187 S.). 
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Für die .Arbeitsgemeinschaft* antwortete Ladig auf Paul: Die deutschen 
Antifaschisten aus der Tschechoslowakei setzten sich nicht für das su¬ 
detendeutsche Volk, sondern nur für jene ein, die sowohl vor als auch 
nach 1939 auf der Seite des versklavten tschechoslowakischen Volkes 
gestanden hätten. 243 Und auf ihrer Konferenz vom 6.-7. Januar 1945 
sprach sich die .Arbeitsgemeinschaft* für die Ausweisung der sudeten¬ 
deutschen Nationalsozialisten sowie aller Deutschen aus, die gegen die 
Republik gesündigt hätten. 244 Ende Januar 1945 verabschiedeten die 
Zinner-Gruppc und die Kommunisten auf einer Konferenz in London 
eine Erklärung, in der sic versprachen, „den slawischen Völkern bei der 
Durchführung der gerechten und harten Maßnahmen im Verlaufe der 
Reinigungsaktion unter den Deutschen der Republik von allen groß¬ 
deutschen, faschistischen und nationalistischen Elementen zu helfen.“ 
Da die Mehrheit der deutschen Arbeiterschaft auch „vom faschisti¬ 
schen und imperialistische Gift verseucht“ worden sei, falle sic eben¬ 
falls „unter die Bedingungen der Reinigungsaktion“. 245 

Als Jaksch am 27. September 1944 wieder bei Roberts vorsprach, 
hatte er jede Hoffnung fahren lassen. Ebenso wie vor dem Kriege sei 
Beness internationale Position stark, seine innenpolitische Stellung da¬ 
gegen schwach; anscheinend glaube er, nach der Befreiung nur Präsi¬ 
dent bleiben zu können, wenn er auf der Welle des tschechischen Na¬ 
tionalismus schwimme. Er fürchte, daß sich die Tschechen in der ersten 


Begeisterung über die Befreiung zu Maßnahmen hinreißen ließen, die 
sic später bitter bereuen würden, da sie der Wirtschaft schaden und „eine 
künftige Zusammenarbeit von Tschechen und Deutschen, ob inner- 
oder außerhalb der erneuerten Tschechoslowakei, für hundert Jahre 
unmöglich machten“. Sein Versuch, beide Völker miteinander zu ver¬ 
söhnen, sei gescheitert; die Zukunft gehöre extremeren Elementen un¬ 
ter den Sudetendeutschen. Soweit er dazu in der Lage sei, wolle er sich 


dafür einsetzen, daß die Sudetendeutschen nach Österreich statt nach 
Deutschland ausgesiedelt würden. Man solle ihm erlauben, in seine Hei¬ 
mat zurückzukehren, wo er versuchen werde, bei dem schrecklichen 
Transferproblem zu helfen. 246 Falle die Entscheidung zugunsten des 


243 Ernst Paul bzw. Josef Ladig in der schwedischen Zeitung ,Morgon-Tidningcn‘. 
Press Reading Bureau, Stockholm, an das Political Intelligence Department 
am 21. und 22.8.1944. FO 371/38923, C11304, 11381/63/12. 

244 Bericht Press Reading Bureau, Stockholm, vom 28.1.1945. FO 371/47119, 
N583/583/12. 

245 Auszüge aus der Erklärung der gemeinsamen Konferenz der deutschen Sozi¬ 
aldemokraten (Zinner-Gruppc) und der Kommunisten vom 27./28.1.1945. 
Menschen im Exil 343 f. — Brütet: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 69. 

246 Vermerk von Roberts vom 27.9.1944. FO 371/38945, C13122/1347/12. 
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Transfers, wolle er in Bayern oder in einem anderen Aufnahmegebiet So¬ 
zialarbeit für seine Landsleute leisten. Jaksch zeigte sich beunruhigt über 
Gerüchte, daß die Russen mehrere hunderttausend Sudetendeutsche zu 
Wiederaufbau-Arbeiten in Rußland einsetzen wollten. 247 Der Kampf ge¬ 
gen die sudetendeutschen Sozialdemokraten werde mit solcher Schärfe 
geführt, „weil sie der Durchführung dieses größten Verbrechens in der 
Geschichte des deutsch-tschechischen Zusammenlebens im Wege ste¬ 
hen“. Die lautesten Rufer nach dem Massentransfer handelten nicht aus 
dem Gefühl ihrer Stärke: „Sie sehen für sich nur eine politische Zu¬ 
kunft, wenn sie den wirtschaftlichen Raub des Volksvermögens eines 
vernichteten Nachbarvolkes als Morgengabe heimbringen.“ 248 

Im Oktober 1944 schrieb Attlee als Vorsitzender der ,Labour Party* 
an Jaksch, daß er die Frage des Sudetenlandes als innere Angelegenheit 
der Tschechoslowakei betrachte. 249 Auf der Konferenz der Labour Par¬ 
ty im Dezember 1944 verteilte Jaksch Flugblätter mit den Titeln „Mass 
Transfer of Minorities“ und „The Sudeten Problem in War and Peace“. 
Der sudetendeutschen Opposition in der Heimat solle erklärt werden, 
daß ihr Anteil an der Gestaltung der Zukunft vom Ausmaß ihrer Betei¬ 
ligung am Aufstand des tschechischen Volkes im entscheidenden Mo¬ 
ment abhänge. Eine Alternative zum Nationalstaat sah Jaksch in der 
Bildung einer föderativen Republik nach jugoslawischem Vorbild. 250 
Am 1. Februar 1945 bat er um Erlaubnis, die Sudetendeutschen in der 
Heimat zu einer „allgemeinen Verweigerung des Gehorsams“, besonders 
aber gegen den ,Volkssturm' aufzurufen; er wolle an seine Landsleute ap¬ 
pellieren, sich nicht gegen die Tschechen einsetzen zu lassen. Eine ge¬ 
meinsame Aktion der sudetendeutschen Massen mit den Tschechen wür¬ 
de günstige Voraussetzungen für eine zukünftige konstruktive Lösung 
schaffen. Das Foreign Office lehnte mit der Begründung ab, daß Groß¬ 
britannien nicht die Verantwortung für die Sudetendeutschen überneh¬ 
men könne, die dem Aufruf folgten und dann doch von der tschecho¬ 
slowakischen Regierung vertrieben würden. 251 Am 20. Februar 1945 be¬ 
richtete Jaksch seinen Genossen über das Memorandum der tschecho¬ 
slowakischen Regierung vom November 1944, das er von „gutgesinnter 
tschechischer Seite“ erhalten hatte. Er kam zu folgendem Schluß: 

247 Political Intelligence Department (Godfrcy I.ias) an Roberts am 27.9.1944. 

FO 39845, C13123/1347/12. 

248 Rundschreiben von Jaksch/Reitzner vom 11.10.1944. SDA, NJ. 

249 Firt: Cestou k ünoru 220. 

250 Bericht des Außenministeriums (Fischl) vom 28.12.1944. NK 213, 5 ff. 

251 Jaksch an Roberts am 1.2. und Vermerk von Gatehouse vom 24.2.1945. FO 

371/47082, N1801/133/12. 
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Er [der Plan] steht im krassen Widerspruch sowohl zum internationalen als auch 
zum tschechoslowakischen Recht. Die darin beantragten Maßnahmen werden vor 
der freien Welt weder vom Standpunkt einer politischen Vergeltung aus noch un¬ 
ter irgendwelchen Rechtsvorwänden zu verteidigen sein. Früher oder später wird 
zugegeben werden müssen, daß der Aussiedlungsplan auf nackter Willkür, Vermö¬ 
gensraub und nationaler Rachelust beruht. Wer immer daran beteiligt war, wird 
sich nie mehr als zivilisierter Europäer ausgeben können. 252 

Seine einzige Hoffnung sei, sagte er im März 1945 einem Mitglied der 
britischen Botschaft bei der Exilregierung, daß die Schwierigkeiten bei 
der Durchführung des Transfers, das unvermeidliche Leiden und Blut¬ 
vergießen die Tschechen zwängen, ihre Pläne zu modifizieren. Ihnen 
werde schwer fallen, ohne die deutschen Berg- und Industriearbeiter das 
Land wiederaufzubauen. Wegen der vielen Mischehen seien Deutsche 
und Tschechen kaum zu trennen. Alles entscheidend sei, ob die Russen 
und die tschechoslowakische Regierung mit den tschechischen „Faschi¬ 
sten“ radikal abrechnen oder lieber gegen die sudetendcutschen „Sün¬ 
denböcke“ vorgehen wollten, wovon die tschechischen Kollaborateure 
profitieren würden. 253 Mit dem Vorwurf pangermanischer Neigungen 
und der Verweigerung des Militärdienstes in der tschechoslowakischen 
Armee begründete Ripka am 20. April 1945 seine Bitte an die Amerika¬ 
ner, Jaksch und seinen Anhängern nicht die Einreise in die Tschecho¬ 
slowakei zu erlauben. 254 

Am 7. Juni 1945 wandten sich Jaksch, de Witte und Katz an den 
Londoner US-Botschafter Winant: Vier Millionen Sudetendeutsche und 
Magyaren würden enteignet und vertrieben. 

Thcy are being treated worsc than war criminals, who are not denied the benefit of 
hearing and fair trial. (...] According to official evidencc front Prague no exccpti- 
on is made even for formet- members of loyalist parties who have been exposed to 
Gestapo persecution ever since October 1938. 

Die drei Sozialdemokraten baten um „ein gewisses Maß inter-alliierten 
Schutzes für die Minderheiten-Bevölkerungen der Tschechoslowakei“ 
und wiesen auf die „drohende Gefahr des schrecklichen Verlustes des 
Lebens und Leids“ (imminent danger of terrible loss of lifc and suffer- 
ing) hin. 255 Am nächsten Tag schrieben Jaksch und Reitzner an die Mit¬ 
glieder der ,Treuegemeinschaft‘: 

Es überrascht uns auch nicht, daß plötzlich alle Versprechen über eine Sonderbe¬ 
handlung der demokratischen Sudetendeutschen vergessen sind. Alles, was die 

252 Rundschreiben Jakschs vom 20.2.1945. SDA, NJ. 

253 Vermerk Murrays vom 8.3.1945. FO 371/47085, N2674/207/12. 

254 Ripka an Schoenfeld am 20.4.1945. FRUS 1945, II, 1250-1252. 

255 Jaksch, de Witte und Katz an Winant am 7.6.1945. FRUS 1945, II, 1252f. 
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.Bedingungslosen“ darüber erzählten, war Selbstbetrug und Betrug anderer. Die 
Zuhälter der Aussiedlungspolitik haben ihre Schuldigkeit getan und ihre Dienste 
werden umso überflüssiger, je gründlicher diese Politik zum Zuge kommt. 256 

Tatsächlich wurden auch die sudetendeutschen Exil-Kommunisten von 
Rudolf Slansky, dem Generalsekretär der KSC, angewiesen, nicht in die 
CSR zurückzukehren, sondern sich in der sowjetischen Besatzungszone 
niederzulassen. Rund 75 Zinner-Anhänger aus Großbritannien und 25 
aus Schweden wurden nach Österreich geschickt. 257 


Aussiedlung und Austausch 
von Magyaren aus der Slowakei 

Aus der Slowakei erhielt die Exilregierung seit 1943 Berichte über eine 
wachsende anti-ungarische Stimmung und das Verlangen nach der Ver¬ 
treibung der Magyaren. 258 Der slowakische Gesandte in Bukarest be¬ 
richtete über Ankara nach London: 

Nach dem Umsturz wird es angeblich nicht nur zu einer energischen Säuberung in 
den eigenen Reihen, sondern auch zu einer Reinigung [vycisteni] der Slowakei von 
den Magyaren und den Magyaronen kommen. (...) Man rechnet damit, daß die 
Südgrenze der Slowakei von 1938 wiederhergestcllt wird und daß die magyarische 
Bevölkerung ausgesicdelt oder gegen Slowaken in Ungarn ausgetauscht wild. 259 

Im März 1944 forderte ,Flora', eine pro-tschechoslowakische nicht¬ 
kommunistische Gruppe, die Exilregierung auf: „Legt Gewicht auf die 
Korrektur der Grenzen, soweit cs um die Slowakei geht im Süden gegen 
die Magyaren. Entfernt die Minderheiten.“ 260 

Ende August 1944 brach in der Mittelslowakei ein Aufstand aus, der 
bis Ende Oktober dauerte. An dessen Spitze stand der .Slowakische 
Nationalrat' (Slovenskä närodnä rada). Dieser ordnete am 6. September 
1944 an, daß in jenen Kirchen ungarisch oder deutsch gepredigt und in 
jenen Schulen ungarisch oder deutsch unterrichtet werden dürfe, in de¬ 
nen dies schon vor dem 6. Oktober 1938, also vor dem Wiener Schieds- 


2 ^ 6 Rundschreiben des London Representative of the Sudeten German Social De- 
mocrats vom 8.6.1945. SDA, NJ. 

257 Hrabovec: Vertreibung und Abschub 414. 

258 Jan/cs: Czechoslovak Policy and the Hungarian Minority 75-100. 

259 J. Milec an die Exilregierung am 15.9.1943. DHCSP II, Nr. 525. 

260 Kopecky an das Außenministerium am 14.3.1944. SNP-D Nr. 51. 
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Spruch, der Fall gewesen sei. 261 In den „Programmgrundsätzen“, die die 
»Demokratische Partei der Slowakei* während des slowakischen Auf¬ 
stands veröffentlichte, hieß es: 


Soweit anderssprachige Minderheiten nicht durch einen weitreichenden Bevölke¬ 
rungsaustausch aus der Republik entfernt werden können, erhalten sic solche 
Rechte, wie sie ihnen die neue internationale Ordnung gewährt und welche den 
Slowaken in den Heimatstaaten jener Minderheiten cingeräumt werden. 262 

Zur selben Zeit berichtete allerdings Jan Sverma, von der Moskauer 
KSC-Führung in die Mittelslowakei gesandt, dem .Slowakischen Natio¬ 
nalrat* über die „völlige Einheit“ des Londoner und Moskauer Exils in 
den Grundsatzfragen der gegenwärtigen und künftigen Politik. Die CSR 
werde als Staat „dreier brüderlicher Völker: der Tschechen, Slowaken 
und Karpatenukrainer“ aufgebaut. Die Frage der nationalen Minder¬ 
heiten werde radikal gelöst, die Zahl der Deutschen in der Republik 
vermindert. „Wir sperren uns nicht gegen radikale Lösungen dieser Fra¬ 
gen“, sagte Sverma. Dennoch verhehlten seine Formulierungen nicht, 
daß eine Entscheidung in bezug auf die Magyaren noch nicht gefallen 
war. 263 Das kommunistische Mitglied des .Slowakischen Nationalrates* 
Marek Culen sprach nur von der entschädigungslosen Enteignung des 
Landes der „deutschen Nazisten“ und der magyarischen Gentry. 264 

Nach Feierabends Aussage trat Benes auf informellen Ministertref¬ 
fen noch im Januar und März 1943 für die Abtretung größerer Gebiete 
an Ungarn ein, als die tschechoslowakischen Militärs vorgeschlagen hat¬ 
ten. 265 Während seiner USA-Reise traf er sich mit zwei prominenten 
Vertretern des ungarischen Exils, nämlich mit Oszkär Jäszi und Prof. R. 
Vämbery. Aus dessen Vermerk geht hervor, daß Benes zwar darauf be¬ 
standen habe, daß nach dem Krieg zuerst die Vorkriegsgrenzen wieder¬ 
herzustellen seien, daß Ungarn aber danach in der Grenzfrage mit 
tschechoslowakischem Entgegenkommen rechnen könne. Beim Bevöl¬ 
kerungsaustausch denke er „in erster Linie an Nazi-Verbrecher, beson¬ 
ders an sudetendeutsche Nazis“. 266 Im Dezember 1943 ging O’Neill da¬ 
von aus, daß Benes vorhabe, zwei Drittel der Magyaren aus der Slowa- 


261 Cierna/Lantayovd: Podoby Cesko-Slovensko-Mad’arskeho vzt’ahu 67. 

262 Programm-Grundsätze der .Demokratischen Partei*, veröffentlicht in ,Cas‘ 
vom 1.-4.10.1944. SNP-D Nr. 383. 

263 Sitzungsprotokoll des »Slowakischen Nationalrates 4 vom 3.10.1944. SNP-D 
387. 

264 Rede Mark Culens am 13.10.1944. CK Nr. 79. 

265 Feierabend: Politicke vzpomfnky, Bd. 3, 101. 

266 Vermerk Vämberys über eine Besprechung mit Benes am 28.5.1943. DHCSP 
I, Nr. 277. 
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kei auszusiedeln. Wenn Benes an seiner oft proklamierten Absicht fest- 
halte, Ungarn die Große Schütt zu überlassen, handle es sich jedoch um 
keine große Zahl, meinte Roberts. 267 Anfang Januar 1944 erklärte Ripka 
einem Beamten des Foreign Office: 700 000 Magyaren leben in der 
Tschechoslowakei, 350 000 Slowaken in Ungarn. 26 » Prof. Mabbott wies 
allerdings darauf hin, daß die Zahl von 350 000 „Slowaken“ in Ungarn 
allenfalls für das Jahr 1920 gelten könne; aufgrund der inzwischen wei¬ 
ter fortgeschrittenen Assimilation schätzte er deren Zahl auf etwa 
100 000, von denen nur einige Tausend an einer Umsiedlung in die Slo¬ 
wakei interessiert sein dürften. 26 ’ Die Tschechoslowakei sei zu kleineren 
Grenzberichtigungen gegenüber Ungarn bereit, sagte llipka, wenn diese 
mit einem Austausch der jeweiligen Minderheiten verbunden wurden. 
Die zurückbleibenden Magyaren sollten „in vollständiger Trennung von 
ihrem Mutterland“ (in complete dissociation from their mother-coun- 
try) wie die Slowaken oder Magyaren in den USA leben und keine „poli¬ 
tischen Blöcke“ bilden können 270 - eine frühe Andeutung der nach dem 
Kriege durchgeführten Umsiedlung von Magyaren in die Sudetengebiete. 

Die Exilregierung wollte an der Unterzeichnung eines eventuellen 
Waffenstillstands mit Ungarn und Deutschland beteiligt werden, in dem 
beide Staaten verpflichtet werden sollten, dem Transfer der Magyaren 
bzw. Sudetendeutschen zuzustimmen. 271 Diese Forderung stelle seine 
Regierung nicht nur aus grundsätzlichen, sondern auch praktischen Er¬ 
wägungen, sagte Ripka am 21. Dezember 1944 zu Gusev, dem sowjeti¬ 
schen Vertreter in der European Advisory Commission: „Es ist doch 
klar, daß die Deutschen von unserem Volk sofort aus unserem Land 
vertrieben werden, und schon deshalb ist es nötig, daß sich Deutsch¬ 
land um diese Leute irgendwie kümmert bzw. daß die Besatzungsmäch¬ 
te die deutschen Behörden zur Sorge um diese Leute zwingen“. Zwar 
hätten die Regierung Großbritanniens und der USA dem Transfer ihre 
prinzipielle Zustimmung gegeben, doch fürchte er einen Wandel in der 
öffentlichen Meinung beider Staaten. Deshalb müsse der Iransfer so 
schnell wie möglich nach der Kapitulation Deutschlands und Ungarns 

267 Vermerk O’Neills vom 12.12. und Vermerk von Roberts vom 13.12.1943. bO 

371/34462, 04512/279/18. 

268 Barker an Allen über eine Besprechung mit Ripka vom 6.1.1944. FO 3 / 

38928, C643/208/12. 

269 Memorandum Mabbotts vom 31.3.1944: „Minonty Transfers in South East 

Europe“. FO 371/39091, C4485/220/18. 

270 Barker an Allen über eine Besprechung mit Ripka vom 6.1.1944. FO 3/1/ 

38928,0643/208/12. . 

271 Vermerk Beness über eine Besprechung mit V. Z. Lebedev vom 13., Ripka an 

Fierlinger am 18.11.1944. Ceskoslovensko-sovetske vztahy, Bd. 2, Nrn. 151, 158. 
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eingcleitet und auch abgeschlossen werden. 272 Als die sowjetische Re¬ 
gierung über das ungarische Angebot eines Waffenstillstands informier¬ 
te,^ forderte die Exilregierung erneut, Ungarn die Zustimmung zum 
„Grundsatz des Transfer und Austauschs der magyarischen Bevölke¬ 
rung aus der CSR“ schon im Abkommen über den Waffenstillstand auf¬ 
zuerlegen. 27 ' In dieses Abkommen könne die Frage des Transfers „nicht 
gut“ aufgenommen werden; vielmehr werde sie bei den Verhandlungen 
über einen Friedens vertrag behandelt werden, antwortete V. A. Zorin, 
der Leiter der zuständigen Abteilung des sowjetischen Außenministeri¬ 
ums. 27 ' 1 Ripka gab sich nicht geschlagen und schrieb an Fierlinger, daß 
er nochmals darlegen solle, „daß uns sehr am Transfer liegt, besonders 
weil durch ein Präzedenz für die Waffenstillstandsbedingungen mit 
Deutschland geschaffen würde. Die Angelegenheit kann nicht bis zu 
den Friedensverhandlungen warten, da unser Volk sofort nach der Be¬ 
freiung beginnen wird, die Deutschen und anscheinend auch die Mag¬ 
yaren auszutreiben. F,s handelt sich um eine elementare Bewegung.“ 27 * 
Dennoch gelang es Fierlinger nicht, den Transfer bzw. Austausch der 
Magyaren in den Waffenstillstandsbedingungen mit Ungarn zu veran¬ 
kern, da der US-Botschafter Harriman und der britische Gesandte Bal- 
four die Forderung ablehnten und Molotov sie nicht mit Nachdruck 
unterstützte. Im Waffenstillstand mit den Alliierten vom 20 Januar 
1945 verpflichtete sich Ungarn, alle Truppen und Beamten aus den be¬ 
setzten Gebieten hinter seine Grenzen vom 31. Dezember 1937 zurück¬ 
zuziehen sowie alle legislativen und administrativen Regelungen in be¬ 
zug auf die Annexion und Inkorporation tschechoslowakischer, jugosla¬ 
wischer und rumänischer Gebiete aufzuheben. 2 ™ Ripka war „beunruhigt 
und überrascht“: Diese Unterlassung könne zu „sehr ernsten Kompli¬ 
kationen“ mit Ungarn und Deutschland führen. Ob es den Großmächten 
gefalle oder nicht, zur Vertreibung der Magyaren und Deutschen werde 


272 Vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Guscv am 21.12.1944. Ebenda, Nr. 
187. 

273 Memorandum der sowjetischen Regierung vom 26., Ripka an Fierlinger am 28. 
und 20.12.1944. Ebenda, Nrn. 192, 199, 206. 

274 Fierlinger an Außenministerium am 3.1.1945. Ebenda, Nr. 210. 

273 Ripka an Fierlinger am 8. und Antwort vom 15.1.1945. Ebenda, Nrn. 215, 221. 
Vermerk Zorins über eine Besprechung mit Fierlinger am 9., Denkschrift 
Fierhngers an Molotov vom 15.1.1945. Vostocnaja Evropa I, Nr. 38 und An- 
merkung zu Nr. 42. 

Fierlinger an Außenministerium am 16./17.1.1945. Ceskoslovensko-sovctske 
vztahy, Bd. 2, Nr. 222. — Kaplan: Pravda 87 f. — Kastoiy: Rewanz 20. — öer- 
na-Lantayovä: Podoby 60 f. 
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es auf jeden Fall kommen.^ Und in seiner letzten Rundfunkansprache 
vor dcl Abreise nach Moskau sagte Benes: „Die Endlosung der 1 lag 
unserer Deutschen und Magyaren muß vorbereitet werden da die neue 
Republik ein tschechoslowakischer Nationalstaat sein wird. 


Die polnischen Annexions- und Vertreibungsplane 

im Zeichen der Kompensation 

Für das polnische .Ministerium für Kongreßarbei.en' 

Kongresowych) war das nationalsozialistische Deutschland die „log 
Konsequenz der historischen Entwicklung des modernen Deutschland 
Nur nach einer „tiefgreifenden moralischen und politischen Evoluti¬ 
on“ hieß es in seinem Memorandum über „The Problem of Geimany 
vom Oktober 1943 werde Deutschland sich an der friedlichen interna- 
; o nai°u Zusaimcnarbci. beteiligen können. Deutschland solle n.cht 
nur militärisch, sondern auch wirtschaftlich und ideologisch abgeruste 
werden Dazu müsse Deutschland militärisch besetzt, die Entstehung 
rines neuen deutschen Generalstabs verhindert die deutsche Rüstung - 
industrie liquidiert und seine Kohle-, Eisen-, Maschinenbau- und Che 
mie-Industric reduzie« und kon,tollte« werden, 

ten die Opfer deutscher Aggression geworden seien, Sachreparatior 
zu ietten seien. Die deutsche Industrie solle Konsumgüter produzieren 
und der deutsche Außenhandel nach Ubersee gehen, um besonders d 
Staaten Mitteleuropas von der ökonomischen Dominanz Deutschlands 
zu Xkn Deutschland sei zu dezentralisieren, Preußen in autonome 
Einheiten aufzuteilen, Gewerkschaften, jugendverbande und Kirchen 
sollten gefördert werden. Eine Aufgliederung Deutschlands in sou 
ne Staaten sei nicht zu empfehlen, da sie zu Wiedervereinigungsbestre¬ 
bungen und damit zur Störung des Friedens führen ; wutde J>«Me “ 
randum unterschied wie sein Vorgänger vom 1. Dezember 1942 zwi 
sehen einer Zone strengen Besatzungsregimes jenseits von Oder (u 
Rhein) und Annexionen und wiederholte die früheren Gebietsforderun- 
gen Da die Ausländsdeutschen einen Teil der NS-Prom,nenz ges e. 
und sich als ,Fünfte Kolonnen* erwiesen hätten, sollten sie, wo 


277 vermerk Ripkas über eine Besprechung mit Nichols am 24.1.1945. CSNO Nr 

278 Rundfunkansprache Beness vom 16./17.2.1945. Bene!: Sest let 255. 

279 Siehe S. 217. 
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möglich, ins Reich abgeschoben werdend Sa vary, der zweite Mann in 

c“, ßTa/Sie pT haft „ b 'n " P ° 1 '’ iSCh “' ^giarung!“dem 

Schluß daß die 1 ölen alle Deutschen aus Altpolen und den neupolni 
sehen Gebieten aussiedeln wollten. Den Masuren werde freigestellt ob 
sie bleiben oder gehen wollten. Schwierig werde sich das Verhältnis zwi¬ 
schen den Polen, die von den Nazis als Volksdeutsche anerkannt w^- 

n seien, und jenen Polen gestalten, die keine Aufnahmeanträge in die 
sogenannte .Deutsche Volksliste‘ gestellt hätten. ^ 

liier ?nT r° rity ? WeStern PoIand behaved °*ously in September 1939 and 

vten LI r g! 'n “ " CCmi " that the y wi " killed en ma.se by ehe Polos 

t I an r Pf C COmeS> U is on| y hecause I know the Poles to be i 

friumoh aft’ aVelSC 7 l ’ lwodshcii ' What ma y be like in the moment of longed for 
1 aftcr unparalleled persecutions and humiliation is another question.*» 

Vom Knegskabinett und von Churchill hatte Eden nach der Konferenz 
Teheran den Auftrag, die Exilregierung zur Annahme der Westver¬ 
schiebung von der Curzon-Linie bis zur Oder einschließlich des Di 
strikts Oppeln zu überreden. Churchill hatte Eden empfohlen: ‘ ” 

You should put it to them that by taking over and holding firmly the present 

SÄT «"* ' -ion“ t 

kn«' lt h m C a‘!T P I ° ,nische tegiemng die Odergren 2 e nicht ver- 

f'* AUen semet Stellungnahme 2 u dem Papier des .Mi¬ 

litary Sub-Commtttee habe sieh das Foreign Office ebenfalls gegen die 

o" y° n le,len Pommerns und der Mark Brandenburg Lf Polen 
ausgesprochen. Rußland habe weder einen historischen Anspruch auf 
^omgsbeig, noch wäre dies sein einziger eisfreier Hafen an der Ostsee 
" n p C Rus j en wlrkhch Königsberg verlangten, „verliere Ostpreußen 

gl of he en i f ß r Tcil SdneS Reizes “ C« would take most of the 
g of the gingcrbread), meinte Harvcy. Alle Kommentatoren waren 

sich einig, daß 1 ölen nicht mehr Land erhalten sollte, als es kontrollie- 


280 


281 


282 


**“7 dCS 7 ini u etStWO Prac Kon 8 resow ych‘ (Ministerium für Kon- 

n-i^FÄSfaSr Anschreiben °’ Ma,leys vom 22 - 

7 m o*M n n Um SaV pT S ” Minoiitics « Post-War Poland“ (mit einem Anschrei- 

War Cabh, t r 3n f V ° m 20AA944 )' FO 371/39012, C1002/184/62. 

Wai Cabinet Conclusions vom 13. und 20.12.1943. CAB 66/36 und 40 — Gil 
bert: Winston S. Churchill VII, 614f. 
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ren und wiederbesiedeln könne. Schon Ostpreußen, Danzig und Ober¬ 
schlesien könnten mehr sein, als Polen verdauen könne. Die Polen sei¬ 
en zu warnen, in Stalins Falle zu laufen. Die Annexion rein deutscher 
Gebiete im Westen werde „anständige“ Beziehungen zwischen o cn 
und Deutschland unmöglich machen. Sargent nahm an, daß Stalin gera¬ 
de dies anstrebe, um Polen in Abhängigkeit zu halten.*» Deshalb er¬ 
klärte Eden am 20. Dezember 1943 seinen polnischen Gesprächspart¬ 
nern, daß er zwar die Oder-Grenze für zu weitreichend halte, Englän¬ 
der und Amerikaner sich jedoch einer zwischen Polen und der Sowjet- 
union ausgehandelten Westgrenze, die von einem Bevolkerungstransfer 
begleitet wäre, nicht widersetzen würden. Im Osten solle es zu einem 
Bevölkerungsaustausch kommen. Mikolajczyk äußerte Zweifel, ob cs in 
der Praxis möglich sein werde, die gesamte deutsche Bevölkerung aus 

den Gebieten östlich der Oder zu entfernen. 284 

Nach Beobachtung der .Special Operation Executive war die Stim¬ 
mung der Polen in Großbritannien verzweifelt. Wenn sie nach dem 
Kriege als Vasallen leben müßten, dann zögen sie die Vorherrschaft ei¬ 
nes neuen Deutschlands derjenigen Rußlands vor. Deshalb hatten sie 
jetzt Bedenken gegen Annexionen im Westen.» Den sowjetischen An¬ 
spruch auf das nördliche Ostpreußen erwähnte Eden in seinen Bespre¬ 
chungen mit den Polen noch nicht, um ihre Furcht vor einer Einkrei¬ 
sung nicht weiter zu verstärken. Das Foreign Office wollte den Versuch 
machen, Stalin doch noch von dieser Forderung abzubringen, wenn¬ 
gleich Eden die Erfolgsaussichten als gering einschatzte. In bezug aut 
die Ostgrenze machten Mikolajczyk, Römer und Raczynsk. den Gegen¬ 
vorschlag einer Grenze östlich von Tarnopol, Nowogrodek und Wilna, 
dem Eden keinerlei Chancen einräumte. Mikolajczyk begründete seine 
Haltung damit, daß die Bevölkerung in der Heimat erwarte, daß I o cn 
angesichts seines Leidens und seines Kampfes mit einer unversehrten 

283 Vermerke von Allen, Roberts, Harvcy, Sargent u. a. ^ 

371/37562, CI4985/231 /55. — Vermerk Aliens vom 7.1.1944. PO 371/39385, 

284 pfotlkolUler Besprechung Mikolajczyks mit Eden vom 20.124943. DPSR II, 

N r. 66. — R aay*ski: W sojuszniczym I.ondyme 217. _ MtA ö %^. The Pa - 
tern of Soviet Domination 47 f. - Zu B.ddle sagte Mikolajczyk: Kein 1 ole 
könne akzeptieren, daß Polen 70 000 qkm und 13 Millionen Einwohner verhe- 
re und dafür 30 000 qkm und 6 Millionen Einwohner meist Deutsche,^e ■ 

Vermerk Mikolajczyks über eine Besprechung mit Biddlc am 1.12.1943. Dl . 

285 Bcricht 6 von Major R. Hazell vom 18.12. und Vermerk von Gubbins vom 
30.12.1943. PO 371/39447, CI 19/119/55. — Dqbrowski: Koncepcje przebu- 

dowy Polski 29 ff. 
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Ost- und einer vorgeschobenen Westgrenze aus dem Kriege hervorge- 
len werde, was auch der sonst sowjetfreundliche Journalist Litauer be- 
staugtc Indem Angebot großer Gebietsgewinne auf deutsche Kosten 
sah Mikolajczyk keinen Ausgleich, da er fürchtete, daß ein geschwäch- 
tcs J ölen sie nur schwer „verdauen“ könne. 286 
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Bei seinem Moskau-Besuch im Dezember 1943 hatte Benes mit Molo- 
tov und Stalin auch über die künftigen Grenzen Polens gesprochen. Mi- 
kolajczyk hatte ihn zu der Erklärung ermächtigt, daß er die Notwendig¬ 
keit zu großen territorialen Konzessionen einsehe, doch Lemberg und 
einen Teil Ostgaliziens für die Polnische Republik retten wolle. Dar¬ 
über hatte Benes den stellvertretenden Volkskommissar für Auswärtige 
Angelegenheiten Kornejcuk und danach Stalin informiert. 287 Auf der Te¬ 
heraner Konferenz habe man über eine polnische Westgrenze an der 
Oder gesprochen, berichtete Molotov. Über den weiteren Gesprächsver¬ 
lauf notierte Smutny: 


Der Präsident merkte an, daß er denke, daß das für die Polen etwas viel sei, daß 
sic so viele Deutsche nicht verdauen könnten. [...] Der Präsident fragte, was die 
Russen mit Ostpreußen vorhätten, ob sic cs den Polen ganz abtreten wollten. Mo¬ 
lotov antwortete, nein, daß sie die Küste brauchten (Memel [Einschub Bencss]), 
daß sic auch einen großen Teil der Küste für sich behielten, schräg ins Landes¬ 
innere (bis Königsberg [Einschub Bencss]) und daß Polen sich den Rest nehmen 
könne. Dann kam die Rede darauf, wieviele Deutsche aus Polen aussicdcln müß¬ 
ten. Der Präsident schätzte das auf 3 Zi Millionen. ,Das ist eine Kleinigkeit, das ist 
leicht 1 , erklärte Molotov. Der Präsident setzte sich dafür ein, daß die Polen im We¬ 


sten von Deutschland so viel Land bekommen, daß ihre Grenze mit Deutschland 
möglichst kurz werde, was große Korrekturen im Norden und Süden dieser Gren¬ 
ze erfordere. 288 


Stalin erläuterte Benes am Morgen des 18. Dezember 1943 seine Vor¬ 
stellungen von den Grenzen Polens. Dieses sollte Ostgalizien bis Prze- 
mysl und könnte Lomza und den Bezirk Bialystok bis Grodno behalten 
und auf deutsche Kosten um das südliche Ostpreußen, „einen weiteren 
Teil Oberschlesiens und (Land [Einschub Bencss]) bis zur Oder ein¬ 
schließlich Stettins“ bekommen. Auf Beness Bemerkung, daß die Polen 


bis zur Neiße gehen wollten, damit sie eine längere gemeinsame Grenze mit der 
Tschechoslowakei hätten, stimmte Stalin zu und zeichnete mit Rotstift die Grenz¬ 
linie an der Neiße ein. Uns gibt er noch mit Rotstift das Glatzer Land. Stalin stellt 
fest, daß die Polen (offensichtlich [handschriftliche Ergänzung Bcness|) alle Deut¬ 
schen aus dem (neuen [hs. Ergänzung Beness]) Territorium aussiedeln (werden 
müssen [hs. Ergänzung Beness]). 289 


287 Beuel: Pameti 399. — Täborsky: Prezidcnt E. Benes lOOf. — Täborsky-Tage¬ 
buch, TP 7, HI. — Im polnischen Protokoll der Besprechung zwischen Benes 
und Mikolajczyk fehlt eine entsprechende Aussage. DPSR II, Nr. 48. 

288 Protokoll Smutnys von der Besprechung Beness mit Molotov am 16.12.1943. 
Czechoslovak-Polish negotiations Nr. 202. — Mastny: Benesovy rozhovory, 
hat wohl nur die von Benes korrigierte Fassung gehabt. 

289 Vermerk über eine Besprechung Beness mit Stalin, Molotov u. a. am 18.12. 
1943. Neznäme dokumenty z Benesovy cesty 156. — „Stalin konstatuje, ze 
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Zwischen dem 5. und 8. Januar 1944 empfing Stalin zusammen mit dem 
gesamten Politbüro Wanda Wasilcwska, die Vorsitzende des .Polnischen 
Patriotenverbandes*, sowie Zygmunt Beding, den Befehlshaber der so¬ 
wjetpolnischen Armee, und erläuterte ihnen den Verlauf der neuen 
Grenzen Polens. „Sie begann“, wie Beding behauptet, 


bei Dievcnow an der Mündung des östlichen Mündungsarms der Oder in die Ost¬ 
see, verlief dann entlang dieses Oderarms am östlichen Ufer der Insel Wollin ent¬ 
lang bis zum Stettiner Haff und von dort in dessen Mitte bis Stettin, von dort die 
Oder hinaus bis zur Einmündung der Lausitzer Neiße und dann diesen Fluß hin¬ 
auf in Richtung der alten deutsch-tschechoslowakischen Vorkriegsgrenze. 


Als Beding Stalin darauf aufmerksam machte, daß bei diesem Verlauf 
Polen die Odermündung verschlossen bliebe, nahm Stalin ein Lineal 
und trug eine gerade Grenzlinie westlich von Swinemünde bis südlich 
von Stettin ein. 290 

Auf dem Rückweg von Moskau traf Benes in Marrakcsch mit Chur¬ 
chill zusammen. Er brachte die Karte mit, in der Stalin die neuen Gren¬ 
zen Polens eingezeichnet hatte: Das südliche Ostpreußen und die Ge¬ 
biete bis zur Oder und der Bezirk Oppeln sollten an Polen fallen. Wie 
diese Karte zeigt, hat Stalin im Gespräch mit Benes nicht die Lausitzer, 
sondern die Glatzer Neiße gemeint, so daß Zweifel am Wahrheitsgehalt 
von Berlings Äußerungen angebracht sind. Benes bestätigte Stalins 
Forderung nach dem Anschluß Königsbergs und Lembergs an die So¬ 
wjetunion. 291 Churchill forderte Eden auf, den Polen diese Grenzrege¬ 
lung aufzudrängen (to take the Poles in hand on this line). Da er es eilig 
hatte, die polnische Regierung zur Annahme der Curzon-Linie zu brin¬ 
gen, schlug er vor, Mikolajczyk und Römer nach Marokko zu holen. Da 
die Polen nach Aliens Ansicht „unbegrenztes Vertrauen“ in Churchill 
setzten, sollten sie aber auf den Schock, der sie erwartete, besser vorbe- 


Polaci (budou patrnc musit take) vysi'dlit vscchny Nemce z (novcho) üzeml.“ 
— Die Karte, auf der Stalin die neuen Grenzen cingezcichnet habe, zeigte 
Benes auch Raczynski. Seltsamerweise war dort die polnische Westgrenze an 
der Oder einschließlich Stettins grün statt rot cingezcichnet. Natürlich ist es 
möglich, daß Benes das Original Churchill gegeben und sich bei der Repro¬ 
duktion in der Farbe geirrt hatte. Vermerk Raczynskis über eine Besprechung 
mit Benes am 27.1.1944. DPSR II, Nr. 89. 

2911 Strobe/: Wie Stalin Grenzen in Ostmitteleuropa zog 1082f. — Marcqeik: Grani- 
ca zachodnia 29. 

291 (Karte) und Notiz Beness über eine Besprechung mit Churchill in Marrakcsch 
am 4.1.1944, über eine Besprechung mit Mikolajczyk am 10.1.1944. Czecho- 
slovak-Polish negotiations, Annex 1. — Churchill an Eden am 4.1.1944. FO 
371/39385, C253/8/55. — Churchill an Roosevelt am 6.1.1944. Churchill and 
Roosevelt II, Nr. C-533. — Beuel: Pameti 400f. 
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reitet werden. 292 Cadogan warnte deshalb Römer, daß die Chancen, 
Lemberg für Polen zu sichern, sehr gering seien, verschwieg aber den 
sowjetischen Anspruch auf Königsberg, zumal das Foreign Office noch 
versuchen wollte, die Sowjets von dieser Forderung abzubringen. Rö¬ 
mer stellte „eine eigene, rein persönliche Idee“ vor: Wäre es nicht eine 
Lösung, wenn die polnische und sowjetische Regierung sich darauf ver¬ 
ständigten, daß die Gebiete zwischen der Rigaer Grenze und der Cur- 
zon-Linie „umstritten“ seien und daß über ihr Schicksal auf der Frie¬ 
denskonferenz durch ein Abkommen zwischen den drei Großmächten 
und Polen entschieden werden müsse, während die polnische Regierung 
vertraulich Zusage, unter der Voraussetzung einer solchen Entschei¬ 
dung das gesamte Gebiet oder einen Teil davon ab zu treten? 293 

Als am 4. Januar 1944 Verbände der sowjetischen ,1. Ukrainischen 
Front“ die Vorkriegsgrenze überschritten, verzichtete die Exilregierung 
am folgenden Tag zwar auf einen öffentlichen Protest, wie ihn der pol¬ 
nische Oberbefehlshaber Sosnkowski gefordert hatte, verlangte aber 
„die frühest mögliche Wiedererrichtung einer polnischen souveränen 
Verwaltung in den befreiten Gebieten der Polnischen Republik“. Das 
Foreign Office hatte Mikolajczyk dazu überredet, das Wort „alle“ vor 
den „befreiten Gebieten“ zu streichen. Die Regierung erklärte, daß frei 
ausgehandelte Verträge nicht durch vollendete Tatsachen revidiert wer¬ 
den könnten. 294 Vielleicht könne Benes die Polen zur Vernunft bringen, 

292 Churchill an Eden am 4.1. und an Roosevelt am 7.1., Vermerke Aliens und 
Cadogans vom 7.1. sowie Eden an Churchill am 7.1.1944. FO 371/39385f., 
C252f., 303, 406, 759/8/55. 

293 Vermerk Römers über eine Besprechung mit Eden vom 6.1.1944. DPSR II, 
Nr. 71. — [Cadogan:] The Diaries 594. — Diese Vorstellung hatte der britische 
Botschafter dem polnischen Ministerpräsidenten suggeriert. Nach dessen Emp¬ 
fehlung hätte Mikolajczyk außerdem erklären sollen, daß in der neuesten Ge¬ 
schichte der Trend zu national homogenen Staaten gehe und die Grenzrege¬ 
lung mit einem Bevölkerungsaustausch verbunden werden solle. Mikolajczyk 
solle versuchen, dafür bei der Regierung, dem Nationalrat und der Wider¬ 
standsbewegung eine Mehrheit zu finden. O’Malley an Mikolajczyk am 3.1. 
1944. DPSR II, Nr. 69. — Nach Meinung des britischen Gesandten in Mos¬ 
kau könnten die Polen verkünden, daß sie keine nicht-polnischen Elemente 
gegen ihren Willen in der Republik halten wollten und zu einem Abkommen 
mit der Sowjetunion entsprechend demjenigen zwischen Griechenland und 
der Türkei nach dem Ersten Weltkrieg bereit seien. So müßten sie nicht einer 
bestimmten Grenze zustimmen. Balfour an das Foreign Office am 8.1.1944. 
FO 371/39385, C409/ 8/55. 

294 Erklärung der polnischen Regierung vom 5.1.1944. DPSR II, Nr. 70 und 
FRUS 1944, III, 1216f. — Rundfunkansprache Mikolajczyks vom 6.1.1944. 
DPSR II, Nr. 73. — Sosnkowski an Mikolajczyk am 4.1. sowie Protokoll der 
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schrieb Churchill an Stalin, doch bezeichnete dieser die Exilregierung 
wegen ihrer Erklärung vom 5. Januar 1944 als „unverbesserlich“. 295 Eden 
vereinbarte mit Benes einen „Feldzugsplan“: 24 Stunden wollte er Mi- 
kolajczyk, Römer und Raczyriski, die er für kompromißbereit hielt, ge¬ 
ben, um Beness „Predigt“ (lecture) zu verdauen, bevor er selbst mit ih¬ 
nen sprechen werde. 296 Benes gliederte seine „Predigt“ am 10. Januar 
1944 in sechs Punkte. Deren Punkt 2 und 3 lauteten: 2. Die Russen be¬ 
ständen auf der Curzon-Linie. 3. Sic seien zu Kompensationen bis zur 
Oder und Hilfe bei der Vertreibung der Deutschen bereit. Mikolajczyk 
antwortete, daß nicht einmal seine Regierung, die sich immerhin auf 
vier Parteien stütze, eine Grenze ohne Lemberg und Wilna annehmen 
könne. 297 

Eden konnte am 11. Januar von der gerade veröffentlichten relativ 
maßvollen sowjetischen Antwort auf die polnische Erklärung vom 5. 
Januar ausgehen: Die Exilregierung habe „eine inkorrekte Behauptung 
über die sowjetisch-polnische Grenze“ aufgestellt; nicht durch die An¬ 
nexion ukrainischer und weißrussischer Länder, sondern „die Rückgabe 
von Gebieten, die Polen vor unvordenklichen Zeiten gehörten und ihm 
durch die Deutschen entrissen worden waren“, solle Polen wiedergebo¬ 
ren werden. 298 Eden nannte es auch ein gutes Zeichen, daß die Grenze 
von 1941 in der Note als „nicht unveränderlich“ bezeichnet wurde. 
Wenn die Exilregierung die Bildung einer Gegenregierung verhindern 
wolle, müsse sic die Curzon-Linie akzeptieren. Als Mikolajczyk unter 
Hinweis auf die Verbundenheit Polens mit seinen historischen Ostmar¬ 
ken, die sowjetische Doppelzüngigkeit und die Gefühle seiner Lands¬ 
leute in der Heimat und der Soldaten ablehnte, bestellte Eden 299 , der 


Besprechung zwischen Raczkiewicz, Sosnkowski, Mikolajczyk, Römer und Ku- 
kiel vom 4.1.1944. AK III, Nr. 520f. — Pobog/Malitiowski: Najnowsza historia 
polityczna Polski 496 f. — W dzicsi^ta rocznic? 186 ff. 

295 Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 156. 

296 Eden an Churchill am 8.1.1944. FO 371/39386, C508/8/55. 

297 Nichols über eine Besprechung mit Benes an Eden am 11.1.1944. FO 371/ 
39386, C605/8/55. — Vermerk Mikolajczyks über eine Besprechung mit Be¬ 
nes vom 10.1.1944. DPSR II, Nr. 73. — Beuel: Pameti 401 f. — Benes sprach 
auch mit Stanczyk, der Mikolajczyks Unentschlossenheit kritisierte. Taborsky- 
Tagebuch, TP 7, HI. 

298 Deklaration der sowjetischen Regierung vom 11.1.1944. DPSR II, Nr. 74 und 
FRUS 1944, III, 1219f. 

299 Eden an Churchill am 11.1. und Balfour an das Foreign Office am 12.1.1944. 
FO 371/39856, C683/8/55. — Raceynski: W sojuszniczym Londynie 220. 
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von einer „Selbstmordstimmung“ der Polen sprach 300 , bei Churchill ei¬ 
ne scharfe Depesche. 301 

Churchill stellte der polnischen Regierung ein Ultimatum. Die vorge¬ 
schlagene Grenzregelung betrachte er als „volle Erfüllung aller unserer 
Versprechungen und Verpflichtungen gegenüber Polen“. Wenn die Exil¬ 
regierung sie nicht annehme, lehne er jegliche Verantwortung für die 
Folgen ab, vor allem für eine von den Sowjets in Warschau installierte 
Gegenregierung. Großbritannien werde sich in keinen Streit mit den 
Russen einlassen, wenn die Polen den gegenwärtigen Vorschlag zurück¬ 
wiesen. Polens Aufgabe beschrieb er wie folgt: 

It would bc a sacred duty for Poland to guard the linc of the Oder in the intcrests 
of the Russian State and thus rcceive from them the friendship and support wi- 
thout which their [sic!] Polish future is most precarious. 302 


Churchill nahm also völlig einseitig Partei. Nur von einer öffentlichen 
Erklärung zugunsten der Curzon-Linie konnte Eden ihn gerade noch 
abhalten. 303 Am 13. Januar las Eden den Polen Churchills Depesche vor 
und bot als Gegenleistung für die Annahme der Grenzregelung die 
Verlängerung des britisch-polnischen Beistandspaktes von 1939 und 
eine Garantie der neuen Grenzen an. Cadogan holte die Idee eines vier¬ 
seitigen Paktes zwischen Polen, der Tschechoslowakei, der Sowjetunion 


und Großbritannien wieder aus der Schublade. Unter starkem briti¬ 
schen Druck erklärte die Exilregierung sich am 14. Januar öffentlich 
bereit, unter britisch-amerikanischer Beteiligung mit den Sowjets „alle 
offenen Fragen zu diskutieren“. Eden erläuterte dem sowjetischen Bot¬ 
schafter, daß darunter auch die Grenzfragen zu verstehen seien. Man 
könne von den Polen nicht verlangen, daß sic das Ergebnis der Ver¬ 
handlungen schon in Form der Curzon-Linie vorwegnähmen. 304 Weiter 
konnte Mikolajczyk angesichts des Widerstands aller Parteien außer sei- 


300 Winant über eine Besprechung mit Eden am 11.1.1944. FRUS 1944, III, 1225. 

301 Eden an Churchill am 11.1. und Balfour an das Foreign Office am 12.1.1944. 
FO 371/39856, C683/8/55. — Raczynski: W sojuszniczym Londynie 220. 

302 Churchill an Eden am 12.1.1944. FO 371/39856, C651/8/55. — Ähnlich auch 
an Roosevelt am 6.1.1944. FO 371/39385, C406/8/55. 

303 Vermerke von Roberts vom 8. und 14.1.1944. Ebenda, C618, 685. — Wood¬ 
ward: British Foreign Policy, Bd. 3, 156. — Mikolajczyk: The Pattern of Soviet 
Domination 54 ff. 

304 Deklaration der polnischen Regierung vom 14.1.1944. DPSR II, Nr. 77, und 
Anmerkung 77. — W.M.C. vom 14.1.1944. CAB 65/45. — [Cadogan:] lhe Dia- 
ries 596. — Racsynski: W sojuszniczym Londynie 221. 
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ner eigenen und einschließlich der Mehrheit der .Polnischen Sozialisti¬ 
schen Partei' (Polska Partia Socialistyczna - PPS) im Exil nicht gehen. 305 

In der Silvesternacht hatte die kommunistische .Polnische Arbeiter¬ 
partei 1 (Polska Partia Robotnicza) zusammen mit einigen Mitläufern 
einen .Landesnationalrat' (Krajowa Rada Narodowa) gebildet und ihren 
bewaffneten Arm, die .Volksgarde' in .Volksarmee' (Armia Ludowa) 
umbenannt. Der .Landesnationalrat' forderte die Rückkehr aller in der 
Vergangenheit germanisierten ehemals polnischen Gebiete, die Festle¬ 
gung der Ostgrenze im Einvernehmen mit der Sowjetunion und den 
Beitritt Polens zum sowjetisch-tschechoslowakischen Beistandspakt und 
sprach der Exilregierung das Recht ab, das polnische Volk zu vertre¬ 
ten. 306 Die nationale Widerstandsbewegung antwortete mit der Erwei¬ 
terung der .Politischen Landesvertretung' (Krajowa Representacja Po- 
lityczna) um Vertreter einiger kleineren politischen Gruppen, der ka¬ 
tholischen Geistlichkeit und der Genossenschaftsbewegung zum ,Rat 
der Nationalen Einheit' (RadaJcdnosci Narodowej). Der .Rcgierungsdc- 
legat', d. h. die Spitze der Verwaltung des polnischen .Untergrundstaa¬ 
tes', und die .Politische Landesvertretung' bestanden auf der Unver¬ 
letzlichkeit der Rigaer Grenze. In einem Aufruf an die Völker der Welt 
schrieben die in der .Politischen Landesvertretung' vereinten Parteien, 


daß Polen sich von alters her sowohl dem Druck des Preußentums ent- 
gegcnstellt, als auch die westliche Kultur und Zivilisation vor den Wel¬ 
len der östlichen Barbarei geschützt habe. 307 Die Nachfolgerin der .Pol¬ 
nischen Sozialistischen Partei', .Freiheit-Gleichheit-Unabhängigkeit', ap¬ 
pellierte an die .Labour Party', sich für die territoriale Integrität und 
Unabhängigkeit Polens und der baltischen Staaten cinzusetzen und den 
Sowjets dort und in den Balkanstaaten keine Einflußsphäre einzuräu¬ 
men. „Sogar die rückständigsten von ihnen sind Himmel der Zivilisa¬ 
tion im Vergleich zu Rußland.“ In dessen Einflußsphäre fielen sie in ih¬ 
rer Entwicklung um mindestens ein Jahrhundert zurück. 308 In der illega¬ 
len Presse der bäuerlichen .Volkspartei' hieß es: „An unseren Ostgren¬ 
zen endet Westeuropa.“ Die Teheraner Empfehlung zur Ostgrenze 


305 Depesche Stariczyk an „Zulawski, Bazyli [Puzak] od. Marcin“ (Genossen in 
Polen, Januar 1945, englische Übersetzung). FO 371/47576, N646/6/55. 

306 W dzies^ta rocznicg 247 ff. — $t. 'usarcvyk : Zagadnienie sojuszu polsko-radziec- 
kiego 129 ff. — Zbiniewic Rola komunistöw polskich 107. — Po/onsky/Dru- 
kier: The Beginning of Communist Rule 8 ff. 

307 Jankowski an Mikolajczyk am 29.12.1943 und 9.1.1944 sowie Depesche Regie¬ 
rungsdelegat/Politische Landesvertretung/AK-Kdt. an Mikolajczyk am 8.1. 
1944 sowie die .Politische Landesvertretung' „an die Völker der Welt“ am 8.1. 
1944. AI< III, Nr. 519 und 524ff. — Siehe auch FO 371/39389, CI750/8/55. 

308 .Polnische Sozialistische Partei' an Labour-Party am 10.1.1944. PRM 133/1. 
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wurde hier als Provisorium bezeichnet, das bei einer Änderung des Kräf¬ 
teverhältnisses zwischen Ost und West wieder aufgehoben werden kön¬ 
ne. 309 Im Gegensatz zur Exilregierung lehnten der ,Rat der Nationalen 
Einheit* und der Regierungsdelegat in der Heimat die sowjetischen An¬ 
sprüche auf die Ostmarken „kategorisch und fest“ ab. Ebenso wie 1939 
bereite die Sowjetunion eine Teilung Polens vor, doch sei die polnische 
Nation entschlossen, die Ostprovinzen mit allen Mitteln zu verteidi¬ 
gen. 310 

Die sowjetische Regierung wies das polnische Diskussionsangebot 
mit der Begründung zurück, daß darin die Curzon-Linie immer noch 
nicht akzeptiert werde. Auch könne sie nicht politische Gespräche mit 
einer Regierung führen, zu der sie die Beziehungen abgebrochen habe. 
Molotov und der sowjetische Botschafter erläuterten, daß zuerst dieje¬ 
nigen Politiker aus der Exilregierung entfernt werden müßten, von de¬ 
nen sie wüßten, daß sie gegen eine dauerhafte Verständigung seien. 
Eden nannte diese Antwort einen „Schlag ins Gesicht“. 311 Die US-Re- 
gicrung, die ihre „guten Dienste“ für Verhandlungen auf der Grundlage 
der polnischen Note vom 14. Januar angeboten hatte, erhielt ebenfalls 
eine Absage. Moskau werde nur mit einer „völlig neuen polnischen Re¬ 
gierung“ sprechen, die aus einigen Polen in London, namentlich ge¬ 
nannten Persönlichkeiten aus den USA und solchen aus der UdSSR be¬ 
stehe. 312 Sargent und Cadogan zogen aus der sowjetischen Ablehnung 
den Schluß, daß Stalin auf die militärische Besetzung Polens warte, um 
eine Regierung einzusetzen, „die ein Abkommen aushandeln wird, das 
der sowjetischen Regierung die volle Kontrolle des polnischen Territo¬ 
riums bis zur deutschen Grenze geben wird“. 313 Einen Moment lang 
schien es so, als habe dieser Notenwechsel den Anglo-Amerikanern ge¬ 
zeigt, auf welcher Seite die Schuld für den Stillstand lag, als habe die 
polnische Nachgiebigkeit die sowjetische Unnachgiebigkeit enthüllt. 
Dieser Vorgang erinnert an Beness - allerdings ebenfalls vergebliche - 


309 Dtibrowski: Koncepcje przcbudowy Polski 114 ff. 

310 Erklärung des .Rates der Nationalen Einheit'/Regierungsdelegat vom 15.1. 
1944. DPSR II, Nr. 78. 

311 TASS-Erklärung vom 16.1.1944. FRUS 1944, III, 1229f. und DPSR II, Nr. 80. 
— Balfour an das Foreign Office am 16.1. sowie Eden über eine Besprechung 
mit Gusev an Balfour am 17.1.1944. FO 371/39386, C673, 736/8/55. 

312 Hüll an Harriman am 15.1. und Antwort vom 18.1.1944. FRUS 1944, III, 
1228-1232 und Polonsky: The Great Powers 83. — Hüll: Memoirs 1437f. — 
US-Regierung an die polnische Regierung am 18.1.1944. DPSR II, Nr. 82. — 
Balfour an das Foreign Office am 20.1.1944. FO 371/39387, C903/8/55. 
Vermerke von Sargent und Cadogan vom 24.1.1944. FO 371/39387, C905/8/ 
55. 


313 


344 


Von der Teheraner %ur Potsdamer Konferenz 


Versuche in der Septemberkrise von 1938, Frankreich und Großbritan¬ 
nien die Augen über die Absichten Hitlers zu öffnen. 

Nach der „schroffen Erwiderung“ der Sowjetunion verzichtete Chur¬ 
chill am 20. Januar 1944 zwar darauf, sein Ultimatum zu wiederholen, 
drängte aber Mikolajczyk, Römer und Raczynski weiterhin, die West¬ 
verschiebung hinzunehmen, wobei „Ostpreußen, Danzig, Pommern, bis 
zur Oder-Linie und Oberschlesien“ an Polen fallen würden. Den polni¬ 
schen Anspruch auf Königsberg erwähnte er nicht. Alle Polen aus den 
abgetretenen Gebieten könnten für den polnischen Staat optieren, alle 
„unerwünschten Deutschen“ würden aus seinen neuen Territorien ent¬ 
fernt. Er persönlich halte dies für eine „faire Lösung“. Mikolajczyk zeig¬ 
te Scheu vor so umfangreichen Umsiedlungen und „den dadurch hervor- 
gerufenen Schwierigkeiten und Leiden“, während seine Partei im Un¬ 
tergrund schon die Grenze an der Oder und Lausitzer Neiße verlangte. 
Churchill versicherte, daß die Großmächte die polnische Westgrenze 
gegen eine Revanche Deutschlands garantieren würden, das man dar¬ 
über hinaus entwaffnen und soweit verstümmeln werde, daß es zu ei¬ 
nem erneuten Angriff auf Polen nicht in der Lage sein werde. 314 

Drei Tage später überreichte Raczynski im Foreign Office eine Note, 
in der die polnische Regierung für den Fall eines Abkommens mit der 
Sowjetunion auf der Basis von Churchills Vorschlägen nach Gegenlei¬ 
stungen Großbritanniens und eventuell der USA fragte, nämlich nach 
„einer formalen Garantie [...] der territorialen Integrität Polens inner¬ 
halb seiner neuen Grenzen, seiner politischen Unabhängigkeit und jeg¬ 
licher Nicht-Einmischung in seine inneren Angelegenheiten“. Weitere 
Fragen betrafen die angebotenen deutschen Gebiete. So wollte die pol¬ 
nische Regierung wissen, ob dieses Angebot „mit voller Zustimmung 
der britischen Regierung alle deutschen Gebiete zwischen der Oder und 
der polnisch-deutschen Grenze von 1939 und darüber hinaus ganz Op¬ 
peln-Schlesien, Danzig und ganz Ostpreußen“ umfasse. Die Aufzählung 
aller angebotenen Gebiete bedeute allerdings nicht, daß sich seine Re¬ 
gierung schon auf eine endgültige Position festgelegt habe, erläuterte 


3,4 Vereinbartes Protokoll der Besprechung zwischen Mikolajczyk und Churchill 
vom 20.1.1944. DPSR II, Nr. 83. — Churchill an Rooscvclt am 28.1.1944. 
FRUS 1944, III, 1240-1243. — [Cadogan:] The Diarics 598. — Mikolajczyk: The 
Pattern of Soviet Domination 56 f. — Turlej: Koncepcje ustrojowe obozu lon- 
dynsldego 193. — Gilbert: Winston S. Churchill VII, 657-660. — Mikolajczyks 
Aussage, daß Polen die Gebiete hinter der Curzon-Linie, besonders Wilna und 
Lemberg nicht opfern könne, wurde aus dem Protokoll gestrichen. Anmer¬ 
kung zu DPSR II, Nr. 83. 
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Raczynski. 315 Und Römer meinte, daß Polen zwar Ostpreußen, Danzig 
und Oberschlesien haben, nicht jedoch bis Stettin und Breslau gehen 
wolle. Denn sie fürchteten, eine deutsche „Irredenta“ zu schaffen und 
Deutschland und Rußland nicht mehr gegeneinander ausspielen zu kön¬ 
nen. Zudem seien sie skeptisch, wie weit die britische und amerikani¬ 
sche öffentliche Meinung eine sehr harte territoriale Regelung gegen¬ 
über dem besiegten Deutschland unterstützen werde, berichtete der bri¬ 
tische Botschafter bei der polnischen Regierung. 316 Die Exilregierung 
fürchtete einen „Gezeitenwechsel, der in 50 Jahren oder so im Zuge 
einer Veränderung der politischen Lage in Europa eine erneute Bevöl¬ 
kerungsverschiebung“ auf polnischem Gebiet auslösen könnte. 317 Ro¬ 
berts versuchte, die polnischen Bedenken zu zerstreuen: Die Deutschen 
würden ohnehin keiner, auch nicht der kleinsten Gebietsabtretung zu¬ 
stimmen. Deshalb sei es gleichgültig, wie weit die polnischen Forderun¬ 
gen reichten. Die öffentliche Meinung in den angelsächsischen Ländern 
sei teilweise schon vorbereitet; in der britischen Regierung sei die Sache 
zugunsten Polens entschieden. 318 In der erwähnten Note vom 23. Ja¬ 
nuar fragte die Regierung weiter, ob die Westgrenzen Polens zur selben 
Zeit wie die Ostgrenzen, und zwar in einem einzigen Dokument unter 
Beteiligung und mit Zustimmung aller drei Großmächte fixiert würden; 
ob diese Regelungen als endgültig gelten und keine späteren deutschen 
Proteste entgegengenommen würden; ob schon im Waffenstillstand von 
Deutschland die Hinnahme der Abtrennung dieser Gebiete und die Auf¬ 
nahme ihrer deutschsprachigen Bevölkerung verlangt werde. Außerdem 
wollte die polnische Regierung sichergehen, daß alle „polnischen Staats¬ 
bürger“, die sich zur Zeit oder später auf sowjetischem Gebiet befän¬ 
den, repatriiert würden. 319 Wie O’Malley wiederum von Römer gehört 
hatte, fühlte sich die polnische Regierung verpflichtet, auch Ukrainern 
und Weißrussen, besonders den Katholiken unter ihnen, die Möglich- 


315 Note Raczynski für Eden vom 23.1.1944. DPSR II, Nr. 85 und Anmerkung zu 
diesem Dokument. — Vermerke von Allen, Harrison, Cadogan, Eden, Chur¬ 
chill für Eden, jeweils vom 26.1.1944. FO 371/39387, C1059/8/55. — [Cado¬ 
gan:] The Diaries 599. 

316 O’Malley an Roberts am 30.1.1944. FO 371/39388, C1405/8/55. 

317 Mikolajczyk an Roosevelt am 18.3.1944. DPSR II, Nr. 117. — Siche auch l'O 
371/39399, C5849/8/55. 

318 Vermerk Zaranskis über eine Besprechung mit Roberts und Allen am 1.2. 
1944. PRM 132a/5. 

319 Note Raczynskis für Eden vom 23.1.1944. DPSR II, Nr. 85 und Anmerkung 
zu diesem Dokument. — Vermerke von Allen, Harrison, Cadogan, Eden, Chur¬ 
chill für Eden, jeweils vom 26.1.1944. FO 371/39387, C1059/8/55. 
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kcit einer Option für Polen zu sichern. 320 Churchill kam zu dem Schluß, 
daß die polnische Regierung bereit zu sein scheine, die Gebietsabtre¬ 
tungen im Gegenzug zu gleichwertigen Kompensationen und „passen¬ 
den Garantien“ zu erwägen. 321 Raczynski erklärte zwar, daß seine Regie¬ 
rung ohne eine Antwort auf ihre Fragen kaum zu einer Entscheidung 
kommen werde, doch sah das Foreign Office keine Möglichkeit, den Po¬ 
len in der Frage der gewünschten Garantien, zumal ohne Abstimmung 
mit den Sowjets und den Amerikanern, entgegenzukommen, und infor¬ 
mierte Raczynski in diesem Sinne. 322 Auf die Frage der polnischen Re¬ 
gierung, wie sie zu Churchills Vorschlägen stehe, antwortete die US-lle- 
gierung zwar in allgemeinen Wendungen, aber positiv. Auf die weitere 
I'rage, ob die USA eine territoriale Neuregelung garantieren würden, er¬ 
hielten die Polen aber eine negative Antwort. 323 

Am 1. Februar 1944 unterrichtete Churchill Stalin über seine Bespre¬ 
chung mit den Polen am 20. Januar, wies aber darauf hin, daß er den 
sowjetischen Anspruch auf das nördliche Ostpreußen nicht erwähnt ha¬ 
be. Nach seinen Worten waren die polnischen Minister „weit davon ent¬ 
fernt, die dargelegten Aussichten abzulehnen“, hätten jedoch nach einer 
Reihe von Zusagen gefragt, die Churchill in allgemeiner Form wieder¬ 
holte. 324 Im Gespräch mit Clark Kerr erklärte sich Stalin bereit, Polen, 
falls gewünscht, eine Garantie zu geben und bei der Vertreibung der 
Deutschen zu helfen. Auch dürften sich alle Polen aus den abzutreten¬ 
den Gebieten entfernen, wenn das gleiche für die Ukrainer in (Rest-) 
Polen gelte. Zwar verlangte Stalin die Entlassung des Oberbefehlsha¬ 
bers Sosnkowski sowie einiger Minister wie Kukiel und Kot. Anderer¬ 
seits erklärte Stalin entsprechend Clark Kerrs Aufzeichnung: 

The Poles need have no anxiety about their position when Poland west of the Cur- 
zon Line is occupied by the Red Armies. Of course the Polish Government would 
be allowed to go back and to establisli the broad-based kind of governmcnt they 
had in mind. 325 


320 O’Malley an Roberts am 30.1.1944. FO 371/39388, C1405/8/55. 

321 Churchill an Eden am 26.1.1944. FO 371/39387, CI059/8/55. 

322 Anmerkung zu DPSR II, Nr. 85. — Vermerke von Allen, Harrison, Cadogan 
und Eden vom 26.1.1944. — Vermerk Cadogans über eine Besprechung mit 
Raczynski am 26.1.1944. FO 371/39387 f., C1059, 1306/8/55. 

323 Memorandum der polnischen Regierung für Rooscvelt vom 26.1. und Grcw 
an Harriman am 10.2.1944. FRUS 1944, III, 1236 f. und 1248f. 

324 Churchill and Roosevelt II, Nr. C-585. — War Cabinct Conclusions vom 
25.1.1944. CAB 65/45. 

325 Clark Kerr an das Foreign Office am 3.2.1944. FO 371/39388, C1550f./8/55. 
— Gilbert: Winston S. Churchill VII, 672. 
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In seiner Antwort an Churchill wiederholte Stalin seinen Anspruch auf 
Nord-Ostpreußen mit Königsberg. Eine Aufnahme diplomatischer Be¬ 
ziehungen komme erst nach der Umbildung der polnischen Regierung 
in Frage. 326 Das Kriegskabinett hielt es für möglich, daß die „unverso m- 
lichen“ Minister zurücktreten würden, falls die polnische Regierung er 
vorgeschlagenen Grenzregelung zustimme. Selbst wenn es nicht zu einer 
polnisch-sowjetischen Übereinkunft komme, sagte Churchill, konnten 
Großbritannien und Rußland sich darüber verständigen, was sie für „fai- 
re und vernünftige Grenzen für Polen“ hielten, und die britische Regie¬ 
rung könne sich verpflichten, bei der Friedenskonferenz nicht mehr für 
Polen zu fordern. 327 In seiner Vorlage für das kommende Gespräch mit 
den Polen stellte Eden fest, daß von den Polen sofortige Zugeständnis¬ 
se verlangt würden, nämlich die Anerkennung der Curzon-Linie und 
eine Regierungsumbildung, während die Umsetzung der sowjetischen 
Konzessionen in der Zukunft liege. Die Polen hatten den Verdacht daß 
Stalin mit den Verhandlungen mit Mikolajczyk nur das Ziel verfolge, 
die polnische öffentliche Meinung im Exil und zu Hause zu spalten. 
Mikolajczyk werde den „sehr großen Sprung ins Dunkel wagen, wenn 
Großbritannien ein „beträchtliches Maß an Verantwortung für die prak¬ 
tische Durchführung des Handels“ übernehme. Eine Möglichkeit sehe 
er in der Umwandlung des sowjetisch-tschechoslowakischen Vertrages 
in einen Vertrag zwischen der Sowjetunion, der Tschechoslowakei, 1 o- 

len und Großbritannien. 328 

Am 6. Februar unterrichtete Churchill seine polnischen Gesprächs¬ 
partner Mikolajczyk, Römer und Raczynski über Stalins Aussagen ge¬ 
genüber Clark Kerr und versuchte, sie für seine Konzeption zu gewin¬ 
nen. Erstmals erwähnte er auch Stalins Forderung in bezug auf das nörd¬ 
liche Ostpreußen. 329 Entweder die Polen ließen sich auf die vorgeschla- 
gene Lösung ein und könnten die Verwaltung in den unumstrittenen 
Gebieten übernehmen, oder Großbritannien einige sich mit der Sowjet¬ 
union über die künftigen Grenzen Polens. In diesem Fall sei allcrdi g. 
mit der Bildung einer polnischen Gegenregierung von sowjetischen Gna¬ 
den zu rechnen. Schließlich bot Churchill eine „feste \ erpflichtung 
(firm engagement) für Polen ähnlich dem zwanzigjährigen bntisch-rus- 


326 

327 

328 

329 


Stalin an Churchill am 4.2.1944. Correspondence 236 und DPSlt II, Nr. . 
War Cabinet Conclusions vom 4.2.1944. CAB 65/45. 

Eden für Churchill am 6.2.1944. FO 371/38389, C1774/8/55 
Diese späte Eröffnung habe zwar „einen jämmerlichen [depkirable] Ln 
auf die Polen gemacht, doch hätten sie ohnehin schon gewußt, daß Stalin i 
Teheran diese Forderung aufgestellt habe. Vermerk C> Malleys über eine 
sprechung mit Römer am 8.2.1944. FO 371/39389, C1821/8/55. 
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sischen Vertrag an. Dennoch erklärte sich Mikolajczyk außerstande, die 
Curzon-Linie als Ostgrenze anzunehmen und Wilna und Lemberg auf¬ 
zugehen. Denn solch ein Kurs würde die Autorität der Regierung bei der 
polnischen Nation untergraben und deren einzigartige Solidarität zer¬ 
stören. Als Alternative schlug Mikolajczyk vor, die Grenzfragen zu ver¬ 
tagen und für die Dauer des Krieges eine Demarkationslinie festzule- 
gcm, und fuhr resigniert fort: Sollte sich dies als nicht praktikabel erwei- 

S u n n U ?,-,r! n Abkommen * u erreichen sein, dann hoffe er auf Chur¬ 
chills Hilfe bei der Verbesserung der Lage der Menschen in Polen.™ 

/war habe er die Hoffnung auf eine polnische Zustimmung zu der 
Westverschiebung nicht aufgegeben, doch könne es gut sein, daß die 
polnische Regierung gegenwärtig dazu nicht in der Lage sei. Deshalb 
könne cs nötig werden, sich auf der Grundlage der Curzon-Linie mit 
einer provisorischen Regelung zufriedenzugeben, wobei die Russen die 
Verwaltung östlich, die Polen westlich dieser Linie übernehmen wür¬ 
den, erklärte Churchill im Kabinett.™ Diese Lösung schlug er am 8 Fe¬ 
bruar Stalin vor. Außerdem sollten Großbritannien und die Sowjetunion 

d, f S T e ^ nität Und I,lte 8 r ität des neuen Polen anerkennen, die deut¬ 
sche Bevölkerung aus den neuen Territorien entfernen und über den 

Austausch der Bevölkerung an der Ostgrenze verhandeln.™ Die polni¬ 
sche Regierung lehnte jedoch ab. Denn sie gehe davon aus, daß die So¬ 
wjets ganz Polen beherrschen wollten und daß sich die Polen dieser Ge¬ 
fahr geschlossen entgegenstellen müßten.™ Die Exilregierung beschloß 
daß eine eventuelle Demarkationslinie östlich von Wilna und Lemberg 
verlaufen müsse, wandte sich gegen die Absicht, einen Teil Ostpreußens 
mit Königsberg der Sowjetunion zu übertragen™, und hielt an dieser 

Vermerk über eine Besprechung zwischen Mikolajczyk und Churchill am 6.2. 

i'oa? , 3 L n 39388 ’ CI248/8/55. Abgedruckt in: DPSR II, Nr. 96, FRUS 
HI, 1944, 1249-1257 und Churchill and Roosevelt II, Nr. C-575/1 _ Siehe 

3H/3938T, ?nl4/8/55° rCi8n ^ Gcs P räch vom 5 2 ' 1944 - ™ 

War Cabinet Conclusions vom 7.2.1944. CAB 65/45. 

0,1 the Polish Q uestion > January to December 
• C 371/47602, N9431/6/55. — Harvcy waren inzwischen Bedenken 
gekommen, ob Polen zur Kompensation für seine Verluste im Osten deutsche 
Oebicte wie Ostpreußen, Obcrschlesicn oder weitere Territorien bis zur Oder 
überlassen werden sollten: „Only as a reprisal and a punishment can the seizu- 

n, G rr\r“ ory bc defendcd - as * s ° rt ° f ^«ion in f.« * 

/ llarvej:] The War Dianes 330 (10.2.1944). 

STa o?o 1'''r-ooo /c SPrCC,U ' n 8 mit Racz ynski an Cadogan am 12.2.1944. FO 
334 371/393911 C2226/8/55. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 168 ff. 

nnitof 1 dcr Regierung vom 15.2.1944. DPSR II, Nr. 100 und FRUS 1944, 

II, 258 f. Siche auch War Cabinet Conclusions vom 14.2.1944. CAB 65/45.' 


331 

332 


333 


349 


Von der Teheraner %<r Potsdamer Konferenz 


Position im Gespräch mit Churchill am 16. Februar fest. Weiter könne 
die polnische Regierung nicht gehen, zumal die .Politische Landesver¬ 
tretung“ am 9. Dezember 1943 jeglichen territorialen Verzicht abgelehnt 
habe. Um „endlose Kriege“ zu vermeiden, sollten die „Rassen Rußlands, 
Polens und Deutschlands entflochten“ werden wie beim türkisch-grie¬ 
chischen Bevölkerungsaustausch, meinte Churchill. Fr bat die Polen um 
Zustimmung zu einer Botschaft, die er Stalin schicken wollte. Sie soll¬ 
ten ihre Bereitschaft erklären, über eine Grenzregelung auf der Basis 
der Curzon-Linie zu diskutieren und diese als Demarkationslinie für die 
Dauer des Krieges akzeptieren; allerdings müßten diese Abmachungen 
mit Rücksicht auf die Polen im Exil und in der Untergrundbewegung 
geheim bleibend Als Mikolajczyk auf Churchills Forderung entgehen 
wollte, unterstützte ihn nur die eigene Partei” 6 , so daß Mikolajczyk, 
Römer und Raczyhski sich zu einem Alleingang entschlossen, ln Ge¬ 
sprächen mit O’Malley 337 setzten sie einige Veränderungen in Churchills 
Botschaft an Stalin durch: Die polnische Regierung sei zu Diskussionen 
bereit über „eine neue Grenze zwischen Polen und der Sowjetunion zu¬ 
sammen mit den künftigen Grenzen Polens im Norden und Westen“; 
natürlich sei sie sehr daran interessiert, daß die Demarkationslinie Wil¬ 
na und Lemberg auf der polnischen Seite lasse und daß die Gebiete öst¬ 
lich dieser Linie von sowjetischen Militärbehörden mit der Unterstüt¬ 
zung von Vertretern der Vereinten Nationen verwaltet würden. So kön¬ 
ne sie am besten alle wehrfähigen Polen für den Kampf rekrutieren. Sie 
wisse jedoch von Churchill, daß Stalin nicht bereit sei, Wilna und Lem¬ 
berg der polnischen Verwaltung zu überlassen. Allerdings solle er versi¬ 
chern, daß zumindest ganz Polen westlich der Curzon-Limc unter pol¬ 
nische Zivilverwaltung gestellt werde. Die sowjetische und die britische 
Regierung sollten einander und den Polen Zusagen, 

first to recogni/.e and respcct the sovereignty, independence and territorial mte- 
grity of reconsütuted Poland and the right of cach to conduct its domestic affa.rs 
without intcrference, und secondly to do their best to sccure in due course the 
incorporation in Poland of the Free City of Danzig, Oppeln, Silesia, Last 1 russia, 
west and south of a linc running from Königsberg and of as much territory up to 
the Oder as the Polish Government secs fit to accept; thirdly to effcct the removal 
from Poland including German territories to bc incorporated in Poland of the 

War Cabinet Conclusions vom 15.2.1944. CAB 65/45. - 
chung Mikolajczyks mit Churchill am 16.2.1944. FO 371/39391, C2242/ / 

und DPSR II, Nr. 103. 

O’Malley an Eden (am 16.2.1944). FO 371/39391, C2316/8/55. 

Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Römer vom 19.2 Vermerke 
O’Malleys über Besprechungen mit Römer am 18. und 20.2.1944. P - / 

38391 f., C2242, 2505, 2569/8/55. 
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German population; and fourthly to negotiate the procedure for the exchange of 
Population between Poland and the Soviet Union and for the return to the Mother 
Country of the nationals of the Powers in question. 

Alle diese Zusagen sollten s. E. in einem einzigen Dokument oder ei¬ 
nem Briefwechsel zusammengefaßt werden.”» Am 22. Februar 1944 er¬ 
klärte Churchill im Unterhaus, daß die britische Regierung niemals eine 
bestimmte Grenze Polens garantiert und die polnische Besetzung Wil¬ 
nas im Jahre 1920 mißbilligt habe. Das sowjetische Verlangen nach der 
Curzon-Linie halte er für gerechtfertigt und sei sich mit Stalin einig, 
daß Polen im Westen und Norden auf deutsche Kosten entschädigt wer¬ 
den solle. Die Forderung nach der „bedingungslosen Kapitulation“ be¬ 
deute, daß die Alliierten gegenüber Deutschland weder durch einen Ver¬ 
trag noch durch eine Verpflichtung gebunden seien. So komme z. B. 
eine Anwendung der Atlantik-Charta auf Deutschland als Recht, das die 
Abtretung von Gebieten verhindern könnte, nicht in Frage. 339 Ähnlich 
hatte Churchill in einem Vermerk für das Kriegskabinett argumentiert: 
Zur Formel „Unconditional Surrender“ gehöre: „East Prussia and Ger- 

many east of the River Oder are to be alienated forever and the popula¬ 
tion shifted.“ 340 

Mit seiner Rede vom 22. Februar 1944 habe Churchill den russischen 
Standpunkt völlig übernommen, beklagte sich Römer. Churchills Aus¬ 
sagen über Wilna und die Curzon-Linie hätten Unruhe unter den Polen 
und besonders den polnischen Soldaten hervorgerufen. 341 Stalin reagier¬ 
te völlig ablehnend auf Churchills Botschaft: Wieder hätten die Polen 
die Curzon-Linie nicht anerkannt, sondern Anspruch auf Wilna und 
Lemberg erhoben und die Unverfrorenheit besessen, die Beteiligung 
von Vertretern der Vereinten Nationen an der Verwaltung sowjetischer 
Gebiete vorzuschlagen; entweder werde Mikolajczyks Regierung unter 


338 Churchill an Stalin am 20.2.1944. DPSR II, Nr. 107, und Churchill and Roo- 
sc\'elt II, Nr. C-585. — Churchill an Roosevelt am 21.2.1944. FRUS 1944, 111 , 
1259-1264. — Churchill and Roosevelt II, Nr. C-587. — Woodward: British 
Foreign Policy, Bd. 3, 173-176. - Gilbert: Winston S. Churchill VII, 686-688. 
Churchills Rede im Unterhaus am 22.2.1944. DPSR II, Nr. 109. — Im glei¬ 
chen Sinn äußerte er sich im Kriegskabinett. War Cabinet Conclusions vom 

13.3.1944. CAB 65/45. 

340 Note Churchills vom 15.1.1944. CAB 66/45, W.P. (44) 33. — Auf dieser An¬ 
sicht beharrte Churchill bei einer weiteren Diskussion über die Formel „Un¬ 
conditional Surrender“ im Kriegskabinett. War Cabinet Conclusions vom 13 

3.1944. CAB 65/45. 

341 Eden über eine Besprechung mit Römer an Clark Kerr am 25.2 1944 FO 
371/39392, C2672/8/55. 
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Aufnahme „demokratischer Elemente“ umgebildet 342 oder innerhalb 
Polens werde eine neue Regierung entstehen. 343 Schockiert fragte Eden: 
„But over & above all this Soviet attitude on the business raises most 
disquieting thoughts. Is Soviet regime one which will ever cooperate 
with the West, is it to our interest to further its aims?“ 344 Das Kriegska¬ 
binett stellte fest, daß sich die russische Haltung versteift habe, wäh¬ 
rend sich die Polen kompromißbereit gezeigt hätten. Die Polen müßten 
Gelegenheit erhalten, ihre Untergrundbewegung zu warnen. 345 In seiner 
Antwort an Stalin zog Churchill die Aussagen über Wilna und Lemberg 
zurück, fuhr jedoch fort: „Gewalt kann viel erreichen, doch Gewalt un¬ 
terstützt vom guten Willen der Welt kann mehr erreichen. Clark Kerr 
solle Stalin darauf aufmerksam machen, daß Churchill nun die Polen 
und auch das Parlament über das Scheitern der Verhandlungen informie¬ 
ren müsse. Eventuelle Kämpfe zwischen der polnischen Untergrund¬ 
bewegung und den sowjetischen Truppen würden zu öffentlichen Aus¬ 
einandersetzungen führen und die Differenzen zwischen der UdSSR 
und den westlichen Alliierten offenlegen. Das Kriegskabinett und Chur¬ 
chill wiesen Clark Kerrs Versuche, seine Instruktionen zu entschärfen, 
zurück: „Das ist unsere Position, und wir sollten an ihr fcsthaltcn. Das 
Kriegskabinett steht fest und unerschütterlich. [...] Eine Beschwichti¬ 
gung ist lange genug versucht worden.“ (This is our position an we 
should stand firm by it. The War Cabinet is solid and stiff [...]. Appea¬ 
sement has had a long tun.) 346 Als Stalin sich weigerte, Clark Kerr zu 
empfangen 347 , wurde er von Churchill gewarnt, daß er in Kürze dem 
Unterhaus über das Scheitern der Verhandlungen berichten und erklä¬ 
ren werde, daß die britische Regierung nunmehr der Ansicht sei, daß 
Entscheidungen über territoriale Fragen bis zum Waffenstillstand oder 


342 Clark Kerr an Eden am 28.2.1944. FO 371/39392, C2793/8/55. — Stalin an 
Churchill am 3.3.1944. Correspondence Nr. 249. — Woodward: British Foreign 
Policy, Bd. 3, 178. 

343 Harriman über eine Besprechung mit Stalin am 3.3.1944. Zitiert in Anmcr 
kung zu DPSR II, Nr. 111, und Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 178. 
_ Clark Kerr an das Foreign Office über Harrimans Besprechung mit Stalin 

am 3.3.1944. FO 371/39393, C2998/8/55. 

344 Vermerk Edens vom 4.3.1944. FO 371/39393, C3190/8/55. — Woodward: Bri¬ 
tish Foreign Policy, Bd. 3, 179. 

345 War Cabinet Conclusions vom 5.2.1944. CAB 65/45. 

346 Churchill an Stalin am 7.3.1944. Correspondence 250 und DPSR II, Nr. 113. 

_ Clark Kerr an Churchill am 8.3. und Antwort vom 10.3.1944. FO 371/ 

39393, C3312/8/55. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 179-181. — 
Gilbert: Winston S. Churchill VII, 701-704. 

347 Clark Kerr an das Foreign Office am 20.3.1944. FO 371/39397, C3993/8/55. 
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zu den Friedenskonferenzen aufgeschoben werden müßten und sie „ge¬ 
waltsame Gebietsverschiebungen“ nicht anerkennen werde. 348 Eine sol¬ 
che Erklärung würde er als „ungerechten und unfreundlichen Akt“ be¬ 
trachten, antwortete Stalin. Er fürchte, daß eine solche „Methode der 
Einschüchterung und Verunglimpfung, falls sie fortgesetzt würde, unse¬ 
rer Zusammenarbeit nicht nützen werde“. Es falle ihm schwer, einen 
Unterschied zwischen der polnischen und der jugoslawischen Exilregie¬ 
rung und bestimmten polnischen Generälen und Mihailovic zu finden. 34 ' 4 
Foreign Office und Kriegskabinett beschlossen, die Vermittlungsver¬ 
suche nicht fortzusetzen 350 , zumal sie erfahren hatten, daß alle polni¬ 
schen Parteien einschließlich der PPS die Curzon-Linie ablehnten und 
„extrem anti-russisch“ eingestellt waren. 351 

Ende Januar 1944 hatte Mikolajczyk den Regierungsdelegaten über 
Churchills Vorschläge informiert: Lehne die Exilregierung ab oder be¬ 
stehe sie auf einer Verschiebung der Entscheidung über die Territorial¬ 
fragen, fürchte er, daß die Sowjets eine neue Verwaltung installieren, 
die sowjetischen 1 ruppen über ganz Polen „ausschwärmen“ sowie eine 
Volksabstimmung über die Grenzen und eventuell sogar über den Ein¬ 
tritt Polens in die Sowjetunion als 17. Republik organisieren würden. 
Churchill habe deutlich gemacht, daß er jegliche Verantwortung für die 
Folgen einer polnischen Ablehnung seiner Vorschläge zurückweisen 
werde. Mikolajczyk unterrichtete die Heimat auch über die Anfrage sei¬ 
ner Regierung betreffend eventueller anglo-amerikanischer Garantien 
und warnte vor jeglichen Illusionen über eine Unterstützung durch die 
USA. 352 Und in der Tat mußte Mikolajczyk bald darauf feststellen, daß 
die US-Rcgierung sich zwar hinter Churchills Vermittlungsversuch stell¬ 
te, aber zu keinerlei Garantie bereit war. 353 Die Antwort des .Rats der 
Nationalen Einheit' und des Regierungsdelegaten auf Mikolajczyks An¬ 
frage von Ende Januar traf erst Mitte März 1944 in London ein. Den 
Sowjets gehe es ebensowenig um eine Korrektur der Grenze wie früher 

348 Churchill an Stalin am 21.3.1944. Correspondencc I, 256, bzw. DPSR II Nr 
118. 

349 Stalin an Churchill am 23.3.1944. Correspondencc I, Nr. 257, und DPSR II 
Nr. 119. 

350 Vermerk von Roberts für Churchill vom 27.3.1944. FO 371/39397, C4307/8/ 
55. — War Cabinet Conclusions vom 27.3.1944. FO 371/39399, C5190/8/55. 

351 Vermerke von Harvey, Cadogan und Eden vom 30./31.3.1944. FO 371/ 
39398, C4614/8/55. — Churchill an ltoosevelt am 1.4.1945. Churchill and 
Roosevelt III, Nr. C-634. 

352 Mikolajczyk an Regierungsdelegation am 25./26.1.1944. DPSR II, Nr. 87. 

353 Department of State an Ciechanowski am 26.1.1944. DPSR II, Nr. 92. _ 

Hüll: Memoirs 1438. 
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den Deutschen im Falle Danzig, sondern um die Souveränität und Inte¬ 
grität Polens. Die Folge einer Kapitulation gegenüber sowjetischen For¬ 
derungen wären „allgemeiner Kollaps und Chaos“. Einerseits stimmte 
die Untergrundführung der von Churchill vorgeschlagenen Grenzzie¬ 
hung im Westen zu (Ostpreußen, Danzig, Hinterpommern, Oppeln- 
Schlesien) und forderte wie die Regierung eine breite polnische Besat¬ 
zungszone vor der neuen Westgrenze. Der ,Rat der Nationalen Einheit“ 
begrüßte auch die Zusage, die Deutschen auszusiedeln. Andererseits 
lehnte sic die Verknüpfung der Probleme der West- und der Ostgren¬ 
zen ab. Die Westgebiete können nicht als Ausgleich gelten, „weil ihre 
Abtretung an Polen einfach nur die Rückkehr dessen ist, was einst mit 
Gewalt genommen worden ist“. 354 Unter dem Eindruck der Verhandlun¬ 
gen mit Churchill argumentierte Mikolajczyk allerdings zum Teil entge¬ 
gengesetzt: Seine Politik sei es, schrieb er dem Regierungsdelegaten, kei¬ 
ne „Verpflichtung“ in bezug auf die Ostgrenze einzugehen und gleich¬ 
zeitig eine Zusage für die West- und Nordgrenze zu erreichen. Er wolle 
„nicht zulassen, daß die beiden Probleme getrennt würden“. 355 Am 
15. März 1944 zählte der ,Rat der Nationalen Einheit“ folgenden Anne¬ 
xionen zu seinen Kriegszielen: 

das durch Gewalt und Betrug germanisierte Ostpreußen, den alten historischen 
Hafen an der Weichselmündung Danzig, den pommerschen Gebietsstreifen ent¬ 
lang der polnischen Vorkriegsgrenze und zwischen der Ostsee und dem Zusam¬ 
menfluß von Oder und Netze, das Gebiet zwischen Warthe und Netze sowie Op¬ 
peln-Schlesien mit einer hinreichenden Sicherheitszone. 

Entlang der Oder und in den Oderhäfen seien vitale polnische Wirt¬ 
schaftsinteressen zu sichern. Eine breite Zone westlich der neuen pol¬ 
nischen Grenze, d. h. also Ostbrandenburg und Niederschlesien, solle 
unter langdauernder polnischer Besatzung bleiben. 356 

Im Mai 1944 besuchte der US-polnische Professor Oskar Lange Mos¬ 
kau und sprach auch über die Westgrenze: Er sagte zu Stalin, daß schon 
das polnische Verlangen nach Ostpreußen und Oberschlesien in der 
amerikanischen und britischen Öffentlichkeit auf Widerstand stoße, er 
selbst aber glaube, daß sich Deutschland mit dem Verlust dieser beiden 

354 Beschluß des .Rates der Nationalen Einheit‘/Regierungsdelegation vom 15.2. 
1944 (eingegangen am 9. bzw. 17.3.1944). DPSR II, Nr. 102. — Deklaration 
des .Rates der Nationalen Einheit“ „O co walczy narod polski“ (Worum das 
polnische Volk kämpft). Duracnjnski: Mi?dzy Londynem a Warszawa Nr. 22. 

355 Mikolajczyk an die Rcgierungsdelegation am 18.2.1944. Zitiert in: Anmerkung 
zu DPSR II, Nr. 103. 

356 Deklaration des .Rates der Nationalen Einheit“ „O co walczy naröd polski 
(Worum das polnische Volk kämpft) vom 15.3.1944. DPSR II, Nr. 115. 
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Provinzen abfinden werde. Die Forderungen des .Verbandes Polnischer 
Patrioten 1 (Zwiftzek Patriotöw Polskich) gingen jedoch weit darüber 
hinaus und könnten die Gefühle der Deutschen so stark verletzen, daß 
sie dauerhaft auf Rache sinnen und nicht in eine neue europäische 
Ordnung eingegliedert werden könnten. Stalin antwortete, daß ihm dies 
gleichgültig sei; Deutschland müsse für immer als politische Macht aus¬ 
geschaltet werden. Polen solle nicht nur Ostpreußen und Oberschlesi¬ 
en, sondern auch alle Gebiete bis zur Oder einschließlich Stettins for¬ 
dern. Er sei unsicher, ob die Polen auch Breslau erhalten sollten oder 
nicht. 357 Die deutsche Bevölkerung dieser Gebiete solle deportiert wer¬ 
den. „Rund 3 000 000 könnten in Sibirien Unterkommen, einige nach 
Deutschland zurückkehren, das im Kriege einen großen Verlust an Ar¬ 
beitskräften erlitten habe, und für den Rest, fügte Stalin hinzu, könnte 
Raum in Südamerika oder anderswo sein.“ Selbst Lange argumentierte - 
ebenso wie die Vertreter des ,Landesnationalrates' - zugunsten der 
Rückgabe Lembergs an Polen, wobei er auch auf die Stimmung in der 
Berling-Armee verwies. Stalin antwortete, daß man über Lemberg erst 
sprechen sollte, wenn er den Polen deutsche Gebiete anbieten könne. 
Bis zu einem gewissen Grade verstehe er die Haltung der Exilregierung, 
denn sic werde gebeten, territoriale Konzessionen im Osten zu machen, 
ohne zu wissen, ob die Erwerbungen im Westen tatsächlich zustande¬ 
kämen. Deshalb sollten zuerst die Westgrenze festgelegt werden, was 
die Diskussion über die Ostgrenze erleichtern werde. 358 

Während seines Aufenthalts in den USA vom 3.-15. Juni 1944 traf 
Mikolajczyk mit Lange zusammen, der ihm über sein Gespräch mit Sta¬ 
lin berichtete. 359 Gegenüber dem Staatssekretär im State Department 
Stettinius wiederholte Mikolajczyk den polnischen Anspruch auf Ost¬ 
preußen und „Schlesien“. Eine Westverschiebung Polens werde dage¬ 
gen große Bevölkerungsverschiebungen nötig machen, die bei Kriegs¬ 
ende auf den Widerstand der öffentlichen Meinung Großbritanniens 


357 Stanislaw Orlcmanski hörte von Stalin, daß er in Teheran für eine Grenze an 
der Oder oder etwas westlich von ihr plädiert habe. Es wäre gut, Stettin und 
vielleicht Breslau Polen zu geben. Protokoll der Besprechung zwischen Stalin, 
Molotov und Orlcmanski vom 28.4. 1944. Vostocna Evropa I, Nr. 3, 39. 

358 Protokoll Langes über eine Besprechung mit Stalin am 17.5.1944. DPSR II, 
Nr. 132. — Clark Kerr über eine Besprechung mit Lange an das Foreign Of¬ 
fice am 17.5.1944. FO 371/39401, C6694/8/55. — Botschaft in Moskau 
(Hamilton) an den Secretray of State am 19.5.1944. FRUS 1944, III, 1409 f. — 
Mikolajczyk: The Pattern of Soviet Domination 62 f. 

359 Vermerk Ciechanowskis über eine Besprechung Mikolajczyks mit Lange am 
13.6.1944. DPSR II, Nr. 143. 
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und der USA stoßen könnten. 360 Roosevelt sagte Mikolajczyk, daß s. E. 
die Russen nicht auf Königsberg bestehen würden und sicherte ihm zu, 
daß er sich zu gegebener Zeit darum bemühen werde, daß Polen Lem¬ 
berg, Drohobycz und Tarnopol behalten, zugleich Ostpreußen ein¬ 
schließlich Königsbergs und Schlesiens bekommen und deren deutsche 
Bevölkerung zwangsweise aussiedeln könne. 361 Churchill warnte jedoch 
Mikolajczyk nach dessen Rückkehr, zuviel Vertrauen in Roosevelts „va¬ 
ge und optimistische“ Äußerungen zu setzen. Die Polen wären gut be¬ 
raten, wenn sie Lemberg aufgäben. Danzig hätte für sie einen wesent¬ 
lich größeren Wert als Lemberg. Durch den Transfer von Bevölkerun¬ 
gen könne Polen homogener gemacht werden. 362 

Am 12. Juni 1944 empfing Harriman, der US-Botschafter in Moskau, 
vier Vertreter des KNlt, darunter Edward Osöbka-Morawski. Sic hoff¬ 
ten, durch Kooperation mit der Sowjetunion eine günstigere Grenze als 
die Exilregierung erreichen zu können, die Lemberg und die Ölfelder 
bei Polen lasse, sagten sogar die KNR-Vertreter. 363 Am 21. Juli 1944, 
nach der Befreiung der ersten polnischen Stadt westlich der Curzon-Li- 
nie, setzte Stalin in Cholm ein .Polnisches Komitee der Nationalen Be¬ 
freiung' (Polski Komitet Wyzwolenija Narodowego) unter der Führung 
von Edward Osöbka-Morawski ein. In seinem „Manifest an das polni¬ 
sche Volk“ vom 22. Juli forderte das .Polnische Komitee der Nationa¬ 
len Befreiung' auf zum „Kampf um die Freiheit Polens, die Rückkehr 
des alten polnischen Pommern (Pomorze) und Oppeln-Schlesiens zum 
polnischen Mutterland, um Ostpreußen, um einen breiten Zugang zum 
Meer, um polnische Grenzposten an der Oder“. Wie die Exilregierung 
am 26. Juli erklärte, unterstützte sie nicht die „demagogische und irreale 
Oder-Linie“ des Cholmer Komitees. Stalin sagte am 24. Juli einer Dele¬ 
gation des Komitees, die nach Moskau gekommen war, zu, die befreiten 
Gebiete seiner zivilen Verwaltung zu übertragen, sich für eine neue pol¬ 
nische Westgrenze westlich von Swinemünde und Stettin und von dort 


360 

361 


362 


Stettinius an Roosevelt am 6.6.1944. FRUS 1944, III, 1274 f. 

Memorandum Mikolajczyks bzw. Vermerk von Stettinius über eine Bespre¬ 


chung Mikolajczyks mit Roosevelt am 12.6.1944. DPSR II, Nr. 141 f., und 
FRUS 1944, III, 1280-1282. — Siehe auch einen Bericht Mikolajczyk über Be¬ 
sprechungen in Washington vom 5. —14.6.1944. FO 371/39402, C8482/8/55. 
— Nach Zabietlo: O rzad i granic? 188, sprach sich Mikolajczyk „entschieden 
gegen eine zu weitgehende Ausdehnung Polens nach Westen aus“, als ihn 
Roosevelt fragte, was er von der Oder-Nciße-Linie halte. 

Churchills Äußerungen zu Mikolajczyk am 22.6.1944. Zitiert von Racsy/iski: W 
sojuszniczym Londynie 269 f., und Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 


191 f. 

Harriman an den Secretary of State am 12.6.1944. FRUS 1944, III, 1414-17. 
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an der Oder und westlichen Neiße einzusetzen. 364 Der stellvertretende 
Vorsitzende des ,Polnischen Komitees der Nationalen Befreiung 1 Andr- 
zej Witos erklärte am 7. August, daß Polen ganz Pommern und Schlesien 
erhalten müsse. Schließlich sprach Osöbka-Morawski auch öffentlich 
von Oder und Neiße als künftigen Grenzflüssen Polens. 365 Boheman, 
ein früherer Botschafter Schwedens in Warschau, warnte im Juli 1944 
davor, daß Polen zu einem russischen Vasallen herabsinken werde, wenn 
es deutsche Gebiete an sich reiße. Sargent kommentierte: Großbritan¬ 
nien sollte die Polen davon abhalten, „große rein deutsche Gebiete“ zu 
annektieren. Wenn Polen die Deutschen vertreibe, werde in Deutsch¬ 
land eine Irredcnta-Bcwegung entstehen. Es werde nicht lange dauern, 
bis die britische und amerikanische Öffentlichkeit in dieser Frage die 
Deutschen unterstützten, was zu Spannungen und Vorwürfen zwischen 
Briten und Russen führen werde. Eden stimmte zu, doch hoffte er, daß 
diese negative Einschätzung die Übergabe Ostpreußens nicht einschlie¬ 
ße. 366 

Ende Juli 1944 flog Mikolajczyk nach Moskau mit der Absicht, eine 
Übereinkunft mit Stalin über die Zusammenarbeit der Heimatarmee mit 
der Roten Armee und die Übernahme der Verwaltung der befreiten Ge¬ 
biete durch die Organe der Exilregierung zu erreichen. Stalin forderte 
am 3. August alle Gebiete östlich der Curzon-Linie sowie Königsberg 
für die Sowjetunion, während Polen sich bis zur Oder und Neiße unter 
Einschluß Breslaus ausdehnen solle. Mikolajczyk und Grabski argumen¬ 
tierten nach dem polnischen Protokoll für eine Ostgrenze, die Lemberg, 
die ostgalizischen Ölfclder und einen Teil Weißrußlands bei Polen be¬ 
lasse, wobei die Polen und katholischen Einwohner gegen die Orthodo¬ 
xen ausgetauscht werden könnten. Römer erzählte Clark Kerr, daß Sta¬ 
lin ausdrücklich auch davon gesprochen habe, den Polen Stettin zu ge¬ 
ben, und Mikolajczyk berichtete Eden, daß Stalin den Polen ganz Nie- 
derschlesien einschließlich Breslau und Stettin und etwas Land westlich 
der Oder übertragen wolle. Stalin habe zugesagt, aus allen diesen Ge- 


364 Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 195 f. — Kowalski: Walka dyploma- 
tyczna 490-495. — Ders.: Polityka zagraniczna 4. — Zabie/lo: O rz^d i granieg 
204. — Molotov und Osöbka unterschrieben am 27. Juli einen Vertrag, in 
dem erstens die Ostgrenze fcstgclcgt wurde und zweitens die sowjetische Re¬ 
gierung zusagte, sich um eine solche Grenzregelung zu bemühen. Marc^ak: Gra- 
nica Zachodna 36-38. 

365 Memorandum des .Foreign Office Research Department' (Mabbott) vom 
20.11.1944. FO 371/39139, C9093/2750/18. 

366 Britische Botschaft in Stockholm an Warner am 29.7., Vermerke von Roberts, 
Sargent und Eden vom 6.-9.8.1944. FO 371/39458, C10278/140/55. 
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bieten die Deutschen zu vertreiben. 367 Wanda Wasilcwska hatte Zaran- 
ski, MikoTajczyks Sekretär, erzählt, daß Stalin die Vertreibung von neun 
Millionen Deutschen aus den neupolnischen Gebieten versprochen ha¬ 
be. 368 Harriman erfuhr von Römer, daß die polnische Regierung aber so 
weitgehende Annexionen nicht für sinnvoll halte. 369 Roberts bezeich- 
nete Stalins Haltung als „alarmierend“: Niemals zuvor habe Stalin so 
deutlich festgcstellt, daß die Polen die Oder-Grenze einschließlich Stet¬ 
tins und Breslaus, die ja westlich der Oder lägen, bekommen sollten. 
Die Polen wären schlecht beraten, würden sic dieses Geschenk anneh¬ 
men. 370 Die britische Öffentlichkeit habe schon auf die Idee, daß Polen 
sich bis zur Oder erstrecken sollte, negativ reagiert. 371 Nach Mikolaj- 
czyks Rückkehr nach London verabschiedete die Regierung mit Mehr¬ 
heit — gegen die Stimmen der PPS-Minister — am 22. August ein Pro¬ 
gramm, in dem weitgehende Zugeständnisse an der Ostgrenze mit Aus¬ 
nahme der „Hauptzentren des polnischen kulturellen Lebens und der 
Rohstoffquellen“, d. h. mit Ausnahme von Lemberg, Wilna und Droho- 
bycz verbunden mit einem Bevölkerungsaustausch, angeboten wurden. 
Der Umfang der Gebietsansprüche wurde zwar nicht definiert, doch 
seien alle Deutschen aus den inkorporierten Gebieten „in sowjetisch¬ 
polnischer Kooperation“ zu entfernen. 372 Dieses Programm ließ Miko- 
lajczyk über den sowjetischen Botschafter Lcbcdev an die sowjetische 
Regierung und damit auch dem .Polnischen Komitee der Nationalen 
Befreiung“ übermitteln. 373 Zwar hatte die polnische Regierung schon in 
ihrem Memorandum vom 1. Dezember 1942 die Oder „als Polens na¬ 
türliche Sicherheitslinie gegenüber Deutschland“ bezeichnet. Tn ihrer 
Stellungnahme für die .European Advisory Commission“ vom 5. Sep¬ 
tember 1944 forderte die Exilregierung nun Danzig, Ostpreußen und 
den Regierungsbezirk Oppeln sowie — etwas unbestimmter — „solche 

367 Protokoll der Besprechung Mikolajczyks mit Stalin am 3.8.1944. DPSR II, Nr. 
180. — Clark Kerr über eine Besprechung mit Römer an das Foreign Office 
am 4.8.1944. FO 371/39401, C10240/8/55. — Vermerk Edens über eine Be¬ 
sprechung mit Mikolajczyk am 14.8.1944. FO 371/39408, C10768/8/55. — 
Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 198 f. 

368 Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Zaranski am 19.8.1944. FO 
371/39410, CI 1255/8/55. 

369 Harriman an den Secretary of State am 4.8.1944. FRUS 1944, III, 1305 f. 

370 Vermerk Sargcnts über eine Besprechung mit Kwapinski am 4.8. sowie Ver¬ 
merke von Roberts und Sargent vom 5.8.1944. FO 371/39408, C.10529/8/55. 

37 ' Vermerk von Roberts vom 4.10.1944. FO 371/39414, C14017/8/55. 

372 „Programm“ der polnischen Regierung (mit einem Anschreiben O’Mallcys 
vom 25.8.1944). DPSR II, Nr. 214 und FO 371/39458, CI 1344/8/55. 

373 Vermerk von Roberts vom 1.9.1944. FO 371/39411, C12094/8/55. 
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Gebiete zwischen der Oder und der deutsch-polnischen Grenze vorn 
1. September 1939, die von Polen im Zusammenhang mit einer gene¬ 
rellen Regelung der Grenzen Polens erworben werden sollen“. 37 ' 1 

Am 9. Oktober 1944 flog Churchill zu Verhandlungen vor allem 
über die Zukunft Ostmitteleuropas nach Moskau. Schon bei ihrer er¬ 
sten Besprechung am 9. Oktober waren sich Churchill und Stalin einig, 
daß Schlesien und das südliche Ostpreußen an die Polen gehen und de¬ 
ren Bevölkerung nach Deutschland vertrieben werden sollte. 375 Chur¬ 
chill ließ Mikolajczyk - wiederum mit Außenminister Römer und Grab¬ 
ski, dem Vorsitzenden des .Polnischen Nationalrats‘, - nach Moskau 
nachkommen. Schon beim ersten Treffen der drei Delegationen am 13. 
Oktober 1944 bot Churchill den Polen den südwestlichen Teil Ostpreu¬ 
ßens und „Schlesien“ als Ausgleich für die Territorien östlich der Cur- 
zon-Linic an. Molotov enthüllte gegenüber den Briten und Polen, daß 
sich in Teheran auch lloosevelt für die Curzon-Linie ausgesprochen 
hatte. Als Mikolajczyk sich weiter für Lemberg einsetzte, erhöhte Stalin 


den Preis: Die Polen könnten nicht nur Danzig, sondern auch Stettin 
bekommen - und Churchill stimmte zu -, also wahrscheinlich als Preis 
für Lemberg. Churchill und Eden forderten Mikolajczyks und Römers 
Einverständnis mit einer entsprechenden gemeinsamen britisch-sowje¬ 
tisch-polnischen Erklärung. Strittig blieb aber die Frage der Curzon- 
Linie, genauer die Zukunft Lembergs. Unter stärkstem britischem Druck 
— Churchill scheute sich nicht, die Polen mehrfach zu beschimpfen — 
stimmte Mikolajczyk schließlich zu, die Curzon-Linie als „Demarkati¬ 
onslinie“ anzuerkennen, während Stalin sie als „Basis der Grenze zwi¬ 
schen Rußland und Polen“ bezeichnet wissen wollte. 376 Unstrittig waren 


dagegen die Aussagen zur Westgrenze. Im letzten Entwurf hieß es: 


Upon the unconditional surrender of Germany the territory of Poland in the West 
will include the Free City of Danzig, the regions of East Prussia west and south of 
Königsberg, the Administrative District of Oppeln in Silcsia and the lands desired 
by Poland to the east of the line of the Oder. It is further slated that the posscssi- 
on of these territories shall be guarantccd to Poland by the Soviel and British Go- 


374 Memorandum des .Foreign Office Research Department' (Mabbott) vom 
20.11.1944. FO 371/39139, C9093/2750/18. 

375 Gilbert: Winston S. Churchill VII, 996. 

376 Eden an das Foreign Office am 14. und 16.10., Churchill an Attlee am 17.10., 
Vermerk Aliens mit sechs Entwürfen für die gemeinsame Erklärung vom 25.10. 
sowie Protokoll der Besprechung Churchills mit Mikolajczyk am 14.10.1944. 
FO 371 /39414f., C14222f., 14228, 14300, 14346, 14669, 14874/8/55. — Ver¬ 
merk Mikolajczyks über eine Besprechung mit Stalin am 18.10.1944. DPSR II, 
Nr. 246. — Harriman an Roosevelt am 14.10.1944. FRUS 1944, III, 1322- 
1324. [Harveji:] The War Diaries 360f. (12.-15.10.1944). 
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vernments. It is understood that the Germans in the said regions shall be repa- 
triated to Germany and that all Poles in Germany shall at their wish be rcpatriated 
to Poland. [...] Separate Soviet-Polish agreemcnts will regulate reciprocal transfer 
and the repatriation of the population of both countries and the release of persons 
dctained. It is agrecd that the nccessary mcasures will be taken for the transfer of 
all persons of both countries desiring to change their allegiancc in accordance with 
their freely cxpressed will. 377 

Wie Harriman berichtete, hatte Mikoiajczyk erneut Bedenken gegen die 
Ausdehnung Polens bis zur Oder und besonders gegen den Einschluß 
von Stettin und Breslau geäußert, da diese Städte und ein Teil des an¬ 
gebotenen Gebiets „fast völlig deutsch“ seien. 378 Als Südafrikas Pre¬ 
mierminister Smuts ebenfalls Bedenken gegen die Umsiedlung der Po¬ 
len aus den Gebieten jenseits der Curzon Linie und die Aussiedlung der 
Deutschen aus den Gebieten jenseits der Oder äußerte, telegraphierte 
ihm Churchill am 30. Oktober: 

It is of course intended to move all Germans out of the ceded territorics back to 
Germany. The disentanglement of populations is an essential feature in all chan- 
ges. Look what a succcss it has bcen between Turkey and Greecc. The number 
affcctcd by the Polish changes is under 6 millions. The Germans have lost at least 
7 millions so far and probably there will be large additions to this before the end 
of the War. I do not therefore see why there should not be room for the repatria- 
tes in the German homc lands from which, however divided, only a small propor- 
tion of territory is taken. Morcover they have at the present time about 12 million 
forcign workers or slaves and seem to be able to feed them all right. 379 

Zurück in London versuchten Mikolajczyk und Römer die Regierung 
zur Anerkennung der Curzon-Linie und zu einem Kompromiß mit dem 
.Polnischen Komitee der Nationalen Befreiung' zu bewegen. Deshalb 
fragte Römer am 31. Oktober 1944 Cadogan u. a.: Würde sich die briti¬ 
sche Regierung verpflichtet fühlen, auf der Friedenskonferenz die Kom¬ 
pensationen auf deutsche Kosten auch zu vertreten, wenn die US- 

377 1., 2. und 3. Entwurf einer gemeinsamen Erklärung vom 14.10.1944. DPSR II, 
Nr. 240, 242 und 244. — Churchill an Roosevclt am 18.10.1944. FO 371/ 
39415, CI4452/8/55, auch FRUS 1944, III, 1327 f., und in: Churchill and Roo¬ 
sevclt III, Nr. C-800. 

378 Harriman an den Secretary of State am 19.12.1944. l'RUS, Jalta, 219-221. 
Jözef Winiewicz, Leiter des deutschen Referats im Ministerium für Friedens¬ 
kongreßarbeiten, zog am 30. Oktober 1944 aus der Tatsache, daß die Sowjet¬ 
union Königsberg für sich forderte, den Schluß, daß Polen auf Breslau be¬ 
stehen müsse. Marc^ak: Granica Zachodnia 60 f. 

379 Gilbert: Winston S. Churchill VII, 1042. — Warum solle Polen mit deutschem 
Land, das nie polnisch war, für Land entschädigt werden, das es niemals in 
Besitz genommen haben dürfte, hatte Smuts schon im März 1944 Churchill 
gefragt. [Harvey:] The War Diaries 336 (11.3.1944). 
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Regierung ihnen nicht zustimmen oder widersprechen sollte? Die Re¬ 
gierung könne die Abtretungen im Osten nicht akzeptieren, ohne größt¬ 
mögliche Sicherheit in bezug auf die Erwerbungen im Westen zu be¬ 
kommen. Sie denke daran, daß Großbritannien nach dem Ersten Welt¬ 
krieg die versprochene Garantie Frankreichs zurückgezogen habe, als 
die USA ihre Unterschrift verweigert hatten. Diese polnische Anfrage 
wurde nach Beratungen im Kriegskabinett positiv beantwortet. Römer 
stellte auch eine Frage zum Umfang der Kompensationen: Sei die briti¬ 
sche Regierung definitiv für die Ausdehnung Polens bis zur Oder? Sta- * 
lin habe zwar für eine neue polnische Westgrenze an der Oder unter 
Einschluß des Hafens Stettin plädiert und Churchill dieser Aussage zu¬ 
gestimmt. Dagegen habe F^dcn an die Teheraner Entscheidung erinnert, 
daß die Polen so viel Land bis zur Oder erhalten könnten, wie sie für 
wünschenswert hielten. Damit würde die Verantwortung für die Grenz¬ 
verschiebung auf die polnische Regierung fallen, was zu Schwierigkei¬ 
ten in der Zukunft führen könnte. Könne die britische Regierung nicht 
ihre bisherige Aussage durch eine Formel über die „bedingungslose 
Zuweisung dieser Gebiete an Polen“ ersetzen? Im Kriegskabinett inter¬ 
pretierte Churchill diese Anfrage, daß die Polen „in dieser Angelegen¬ 
heit nicht eine zu schwere Last bzw. die ganze Verantwortung für die 
Annahme so extensiver territorialer Konzessionen tragen wollen, wie 
sie die Russen zu machen bereit seien“. Akzeptierten sie dagegen zur 
Zeit der Friedenskonferenz eine weniger große territoriale Kompensa¬ 
tion, dann könnten sie dies ja den Alliierten mitteilcn. Die mit dem „Be¬ 
völkerungsaustausch“ verbundenen Probleme seien zwar groß, aber 
nicht unüberwindlich, meinte Churchill. Im Kriegskabinett sagte Eden, 
daß Mikolajczyk wahrscheinlich unter großem Druck stehe, eine mög¬ 
lichst große territoriale Kompensation zu erreichen. Staatsminister Ri¬ 
chard Law wies zwar darauf hin, daß die vorgesehenen Gebietsverände¬ 
rungen nicht nur Deutschland verkleinern, sondern dieses reduzierte 
Deutschland auch mit einer großen Zahl umgesiedelter Deutscher bela¬ 
sten würden, ln der Diskussion wurde aber auch argumentiert, daß die 
deutschen Kriegsverluste, die Repatriierung von Millionen Ausländern 
und Kriegsgefangenen die Lösung des Problems erleichtern würden. 
Das Kriegskabinett beschloß, die Polen zu informieren, daß die briti¬ 
sche Regierung „entschieden für die Verschiebung der polnischen Gren¬ 
ze bis zur Oder-Linie sei, es sei denn, daß Polen aus eigenem Willen zu 
einem späteren Zeitpunkt eine stärker begrenzte territoriale Kompensa¬ 
tion wünschen sollte“. Daraufhin schrieb Cadogan dem polnischen Au¬ 
ßenminister: 

Secondly you enquired whether His Majesty’s Government were definitely in fa- 
vour of advancing the Polish frontier up to the line of the Oder, to includc the 
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port of Stettin. The answer is that His Majesty’s Government do consider that Po- 
land should have the right to extend her territory to this extent. 380 

Mikolajczyk und Römer sahen in Cadogans Brief einen Rückschritt ge¬ 
genüber den eindeutigen Aussagen im letzten Moskauer Erklärungsent¬ 
wurf und legten ihn ihren Kabinettskollegen nicht vor. Mündlich erklär¬ 
te ihnen Cadogan: Die britische Regierung habe immer öffentlich ge¬ 
sagt, 

that all territorial changcs, unless agreed between the interested parties, must await 
the peace Settlement. Poland was asked to agrec with the Sovict Government the 
changes on her eastern frontier. Obviously the changcs on the Western frontier, 
which involved allocating to Poland German territory not yet invaded, must await 
the peace Settlement. 38 * 

Die Exilregierung lehnte am 3. November 1944 die sofortige Anerken¬ 
nung der Curzon-Linie ab und zwar u. a. mit der Begründung, daß sie 
auf die amerikanische Stellungnahme zu Churchills Vorschlägen warte 
und daß die „endgültige Festlegung und Ratifikation der neuen Grenze 
Polens im Westen und Norden [erst] bei der Friedensregelung stattfin¬ 
den werde“. 382 Mikolajczyk halte nämlich inzwischen Roosevelt gebe¬ 
ten, sich für den Verbleib Lembergs und der ostgalizischen Ölfelder bei 
Polen einzusetzen. Und Ciechanowski fragte am 6. November das State 
Department, ob die Vereinigten Staaten die Kompensation im Westen 
und den Transfer der Deutschen aus diesen Gebieten unterstützen wür¬ 
den. 383 

Eden erklärte am 6. November Mikolajczyk, daß er es für eine „reine 
Verrücktheit“ (sheer madness) halte, wenn die Polen die Gebiete bis 
zur Oder einschließlich Stettins beanspruchen würden. Mikolajczyk ant¬ 
wortete, daß die Polen den Austausch der Gebiete zwischen Weichsel 
und Memel für jene zwischen Weichsel und Oder erwägen müßten, um 

380 Vermerk Cadogans über Besprechungen mit Römer am 31.10. und 1.11., Ver¬ 
merk von Roberts über eine Besprechung mit Kulski am 30.10. sowie Cado¬ 
gan an Römer am 2.11.1944. FO 371/39416, C15070, 15125, 15191/8/55. Sic¬ 
he auch DPSR II, Nr. 256. — [Cadogan:] The Diaries 676 f. — Die Aussage zu 
Stettin hatte Churchill in einem weiteren Gespräch mit Mikolajczyk wieder¬ 
holt. Vermerk Römers über eine Besprechung mit Churchill am 26.10. sowie 
Vermerk Raczyiiskis über eine Besprechung Römers mit Cadogan am 31.10. 
1944. DPSR II, Nr. 250. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 231. — 
War Cabinet Conclusions vom 1.11.1944. CAB 65/48; 

381 Eden über eine Besprechung Churchills mit Mikolajczyk am 2.11.1944 an 
O’Malley. FO 371/15255/8/55. 

382 Beschluß der polnischen Regierung vom 3.11.1944. DPSR II, Nr. 259. 

383 Ciechanowski an Stettinius am 27.10. und Memorandum Böhlens über eine 
Besprechung mit Ciechanowski am 11.11.1944. FRUS 1944, III, 1328-1333. 
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die vier bis fünf Millionen Polen bzw. katholischen Weißrussen und 
Ukrainer ihrer Ostgebiete unterzubringen, für die in Ostpreußen, Dan¬ 
zig und Oberschlesien nicht genügend Platz sei. 384 Die polnische Regie¬ 
rung bat auch um eine Konkretisierung der britischen Garantien. Zu¬ 
sammen mit der Sowjetunion solle Großbritannien die im Moskauer 
Erklärungsentwurf genannten deutschen Gebiete „als integralen Teil 
Polens vom Zeitpunkt der Kapitulation Deutschlands oder alternativ 
vom Zeitpunkt der Einstellung der Feindseligkeiten gegen dieses Land 
anerkennen“, und zwar „definitiv, unwiderruflich und gleichzeitig mil¬ 
der Annahme der Gesamtregelung, die in Moskauer Gesprächen er¬ 
reicht worden ist, durch die polnische, britische und sowjetische Regie¬ 
rung“. Die britische Regierung solle erklären, daß sie gemeinsam mit 
der sowjetischen „Polens Besitz der von Deutschland erworbenen Ge¬ 
biete sowie allgemein die Unabhängigkeit und territoriale Integrität Po¬ 
lens in seinen neuen Grenzen“ garantieren werde. Sargent sprach sich 
aber dagegen aus, den Polen neben Danzig, Ostpreußen und Oberschle¬ 
sien weitere Landstreifen östlich der Oder einschließlich Stettins zuzu¬ 
sagen. Eher glaube er, daß Großbritannien zu gegebener Zeit den Trans¬ 
fer von Land an Polen auf ein Minimum reduzieren wolle. Wenn es nur 
um die zwei Millionen Deutscher aus Ostpreußen, 370 000 aus Danzig 
und 1 170 000 aus Oberschlesien gehe, sei die Lage vielleicht noch zu 
beherrschen, doch mit den zusätzlichen 2,7 Millionen Deutschen aus 
den Gebieten bis zur Oder würde sie kippen. 

If this huge mass of humanity is forced into the Reich it will not only dislocate 
still further the chaotic economy of an already over-crowded Germany — for how 
are all these people to be fed, housed and given work — but, looking further ahead, 
how are we to prevent this uprooted population from becoming the focus of a per- 
petual agitation for the return of this landless people to the homes of their fathers? 

Es sei jammerschade, daß die Polen in diese Falle gegangen seien. Als 
Folge einer solchen Westausdehnung mit oder ohne Vertreibung werde 
Polen gänzlich auf Rußland angewiesen sein, um den Status quo zu be¬ 
wahren, und damit seine Unabhängigkeit verlieren. Dagegen wandte Ca- 
dogan ein, daß Deutschland wohl nicht so „überfüllt“ sein dürfte, wenn 
man an die wahrscheinlich drei bis vier Millionen Kriegstoten und an 
die ermordeten Juden denke. „Und wieviele Deutsche wird Stalin zur 
Zwangsarbeit in Rußland nehmen, von wo m. E. sehr wenige zurück- 
kehren dürften?“ Die britische und amerikanische Öffentlichkeit würde 

384 Vermerk Raczynskis über eine Besprechung Edens mit Mikolajczyk am 
6.11.1944. DPSR II, Nr. 261.; Memorandum O’Malleys über Mikolajczyks Po¬ 
sition vom 27.11.1944. FO 371/39416, C16408/8/55. — Raceyiiski: W sojusz- 
niczym Londynie 284. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 238. 
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so exzessive Annexionen verdammen, meinten dagegen Sargent und 
Harvey. Allen und Roberts waren der Ansicht, daß die britische Regie¬ 
rung das polnische Recht anerkennen könne, nach der Kapitulation 
Deutschlands die zugewiesenen Gebiete zu verwalten, während die 
Entscheidung über die Souveränität erst im Rahmen der Friedensrege¬ 
lung zu treffen sei. Bei einer internen Beratung kamen Cadogan, Sar¬ 
gent, Harvey und einige weitere zuständige Beamte zu dem Schluß, daß 
die Polen nicht aus der Verantwortung entlassen werden sollten, die 
Grenzverschiebungen im Westen selbst zu verlangen, und nochmals da¬ 
vor gewarnt werden sollten, mehr als Ostpreußen, Danzig, Obcrschle- 
sien und vielleicht ein Landstück westlich von Danzig zu fordern. 385 Er 
seihst sei dagegen, daß Polen bis zur Oder ausgreife, sagte Römer nach 
seinem Rücktritt, doch würde es den Polen leichter fallen, ihre horde- 
rungen im Westen zu mäßigen, wenn sie im Osten eine kleine Konzes¬ 
sion erhielten, nämlich Lemberg. 386 


Zwischen Oder- und Oder-Neißc-Linie 


Nachdem Roosevelt am 7. November 1944 die Präsidentenwahl gewon¬ 
nen hatte, war er schließlich zur Antwort auf die Frage der polnischen 
Regierung bereit, wie sich die US-Regicrung zu der in Moskau vorge¬ 
schlagenen West- und Nordgrenze Polens einschließlich der Aussied¬ 
lung der Deutschen stelle. Roosevelt erklärte in einem Brief an Mikotaj- 
czyk, den Harriman am 22. November überreichte 387 , daß die USA keine 
Einwände gegen ein polnisch-britisch-sowjetisches Übereinkommen „un¬ 
ter Einschluß der vorgeschlagenen Kompensation Polens von Deutsch¬ 
land“ erheben würden: 


385 Entwurf eines Schreibens (Römers) an Cadogan (mit einem Vermerk von Ro¬ 
berts über eine Besprechung mit Kulski am 14.11.1944) sowie Vermerke von 
Sargent, Allen, Harrison, Roberts, Harvey, Cadogan und Eden vom 15.-25. 
11.1944. FO 371/39436, CI5747, CI6360/62/55. — [Harvey:] The War Dia- 
ries 366 f. (26.11. 1944). 

386 Vermerk von Roberts über eine Besprechung mit Römer am 11.12.1944. FO 
371/39419, C14328/8/55. 

387 Roosevelt an Mikolajczyk am 17.11.1944. FRUS 1944, III, 1334f., auch FO 
371/39417, C16359/8/55 und DPSll II, Nr. 268. — Am 18.12.1944 wieder¬ 
holte Außenminister Stettinius den Inhalt des Schreibens vor der Presse, al¬ 
lerdings ohne die Kompensation auf deutsche Kosten zu erwähnen. DPSR II, 
DA FEHÖT Nr. 286. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 242. 
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If the Polish Government and people desire, in connection with the new frontiers 
of the Polish State, to bring about the transfer to and from the territory of Poland 
of national minorities, the United States Government will raisc no objection and 
as far as praticable will facilitatc such transfers. 

Als Harriman dem polnischen Ministerpräsidenten dieses Schreiben 
übergab, informierte er ihn zugleich, daß Roosevelt ihn ermächtigt habe, 
Stalin nochmals mündlich um die Aufgabe von Lemberg und der ostgali- 
zischen Ölfelder zugunsten Polens zu bitten, er selbst aber keine Er¬ 
folgsaussichten sehe. Mikolajczyk hatte vor, unabhängig vom Ergebnis 
der Intervention Harrimans über Moskau nach Lublin zu reisen, um 
dort eine neue Regierung zu bilden. Als aber im Kabinett nur seine ei¬ 
gene Partei sowie Außenminister Römer seine Bereitschaft unterstütz¬ 
ten, Harrimans Mission zuzustimmen und damit die Curzon-Linie zu¬ 
mindest mit Ausnahme Lembergs anzuerkennen, reichte Mikolajczyk 
am 24. November 1944 seinen Rücktritt ein. 388 An die Spitze der neuen 
Regierung trat am 29. November der Sozialist Tomasz Arciszewski, ein 
Führer der polnischen Widerstandsbewegung, der erst wenige Monate 
zuvor ins Exil gebracht worden war. 389 Polen sollte Ostpreußen und 
„Schlesien“, nicht aber Stettin und Breslau nehmen, sagte der neue Mi¬ 
nisterpräsident zum US-Charge d’affaires Schoenfeld. Denn Polen solle 
nicht so viel deutsches Land annektieren, daß es seine Beziehungen mit 
Deutschland für alle Zukunft verderbe und zu einem Gefangenen Ruß¬ 
lands werde. 390 In der .Sunday Times' sprach sich der neue Ministerprä¬ 
sident gegen die Oder-Nciße-Grenze aus, die die Umsiedlung von acht 
bis zehn Millionen Deutschen nötig mache. 391 Nach Stanczyks Einschät¬ 
zung waren der Präsident, die Nationaldemokraten und die PPS-Mehr- 
heit der Meinung, daß die „polnische Sache, zumindest für die nächsten 

25 Jahre, verloren ist und daß es nur noch darum gehe, die Ehre zu 
retten“. 392 


388 O’Mallcy über eine Besprechung mit Römer, Vermerk Edens über eine Be¬ 
sprechung mit Harriman, beide am 24.11.1944 an Eden. FO 371/39417, 
(,16359, 16376/8/55. — Vermerk Römers über Besprechungen mit Harriman 
am 22.-24.11. und Rundschreiben Römers vom 26.11.1944. DPSR 11, Nr. 269 
und 273. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 236-238. — Rac^ynski: W 
sojuszniczym Londynic 288-290. — Mikolajczyk: The Pattern of Soviel Domi- 
nation 104f. — Eden: The Reckoning 496. 

389 Eden an Clark Kerr am 1.12.1944. FO 371/39418, C16778/8/55. 

390 Memorandum Schoenfelds über eine Besprechung mit Arciszewski vom 6 12 
1944. FRUS 1944, III, 1341-1343. 

391 ZabieHo: O rz^d i granic? 237. 

392 Depesche Stanczyks an „Zulawski, Bazyli [Puzak] od. Marcin“ (Genossen in 
Polen, Januar 1945, englische Übersetzung). FO 371/47576, N646/6/55. 
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Die Westmächte bekräftigten ihre positive Haltung zum Transfer. Als 
De Gaulle bei seinem Moskau-Besuch am 2. Dezember 1944 von Stalin 
hörte, daß Polens Grenze an der Oder und der westlichen Neiße ver¬ 
laufen solle, widersprach er nach französischen Aussagen nicht; nach 
sowjetischen erklärte er sein Einverständnis, da eine solche Grenzzie¬ 
hung eine eventuelle Verständigung zwischen Polen und Deutschland 
unmöglich mache. 393 Im Unterhaus erklärte Churchill am 15. Dezember 
1944, daß Polen für die Aufgabe der Gebiete jenseits der Curzon-Linie 
einschließlich Lembergs im Norden Ostpreußen westlich und südlich 
von Königsberg und Danzig gewinnen werde. Er fuhr fort: 

The Polcs arc free, so far as Russia and Great Britain arc concerned, to extend 
their territory, at the expense of Germany, to the West. I do not propose to go 
into exact dctails [...] It would, of course, have to be accompanied by the dis- 
cntanglcmcnt of populations in the East and in the North. The transfcrcnce of 
scveral millions of pcople have to be cffccted from the East to the West or North, 
as well as the expulsion of the Germans - bccausc that is what is proposed: the 
total expulsion of the Germans - from the area to be acquired by Poland in the 
West and the North. (...) A clean sweep will be made. I am not alarmed by the pro- 
spcct of the discntanglemcnt of populations, nor even by thesc large rransferences, 
which are more possiblc in modern conditions than they ever were before. 394 

Die folgende Debatte im Unterhaus und in der Presse zeigte aber, daß 
in der öffentlichen Meinung Bedenken gegen die Übertragung großer 
deutscher Provinzen und die Vertreibung der Deutschen bestanden. 395 
Wie De Gaulle und Churchill sprach sich auch lloosevelt für den 'Trans¬ 
fer aus. An Stalin telegraphierte er, daß er keine Einwände gegen eine 
territoriale Kompensation Polens auf Kosten Deutschlands habe, und 
fuhr fort: 

Recognizing that the transfer of minoritics in some cascs is feasible and would 
contribute to the general security and tranquility in the areas concerned, the Uni¬ 
ted States Government would have no objection if the Government and the 
people of Poland desire to transfer nationals and would join in assisting such 
trans fers. 396 


393 De Gaulle III, 366. — Holman (Paris) über eine Besprechung mit Dejcan an 
das Foreign Office am 18.12.1944. FO 371/47576, N573/6/55. — Kowalski: 
Walka dyplomatyczna 589 f. 

394 Churchill im Unterhaus am 15.12.1944. Annex I zu Memorandum Edens vom 
23.1.1944. CAB 66/61, W.P. 48, und gekürzt in: DPSR II, Nr. 283. — Siehe 
auch Poland in the British Parliament III, 145-151. 

395 Memorandum Edens „Poland’s Western Frontiers“ vom 23.1.1945. CAB 61, 
W.P. 48. 

396 lloosevelt an Stalin am 16.12.1944. Churchill and lloosevelt III, Nr. 11-675. 
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In der Moskauer ,Pravda‘ durfte sich Jgdrychowski, Moskauer, später 
Pariser Vertreter des Lubliner Komitees, am 18. Dezember für eine 
Grenze an der Oder und Görlitzer Neiße aussprechen. 397 US-Botschafter 
Harriman zeigte sich „etwas besorgt über das ausufernde [expanding] 
Konzept der sowjetischen Regierung in bezug auf die künftige West¬ 
grenze Polens“. In ihrem ersten Vorschlag habe die Sowjetunion Polen 
Ostpreußen ohne das Königsberger Gebiet und die Territorien bis zur 
Oder einschließlich Stettin und Breslau geben wollen. Im Gespräch mit 
De Gaulle habe Stalin sogar die Oder und die Görlitzer Neiße als West¬ 
grenze Polens und eine Ausdehnung der Tschechoslowakei auf schlesi¬ 
sches Gebiet vorgeschlagen. Sowohl die Lubliner Polen und Mikolajczyk 
als auch Briten und Sowjets seien sich einig, daß die Deutschen aus den 
neuen polnischen Gebieten transferiert werden müßten. Harriman be¬ 
zweifelte, daß die polnische Bevölkerung der rückständigen Gebiete Ost¬ 
polens die technischen Fähigkeiten besitze, „diese hoch entwickelten 
und industrialisierten Gebiete zu verwalten und zu entwikkeln“. Falls 
die US-Regierung Reserven gegen eine so starke Westausdehnung habe, 
sollten diese bei Gelegenheit vorgebracht werden, bevor die Pläne so fi¬ 
xiert würden, daß sie sich zu einem Fait accompli verfestigten. 398 

Am 1. Januar 1945 erklärte sich das Lubliner Komitee zur provisori¬ 
schen Regierung Polens und wurde am 5. Januar von der Sowjetunion 
anerkannt. Schon in seiner ersten Rede als Regierungschef erwähnte 
Osobka-Morawski, daß Oder und Görlitzer Neiße die Westgrenze Po¬ 
lens bilden würden. 399 Die Kommentare aller Beamten des Foreign Of¬ 
fice sowie Edens zu dieser Grenzlinie waren negativ. Das Mißlingen 
einer Einigung zwischen Mikolajczyk und dem Lubliner Komitee habe 
zumindest den Vorteil, daß die britische Regierung von ihrem Verspre¬ 
chen entbunden sei, die Grenze so weit zur Oder zu verschieben, wie 
die Polen dies wünschten, meinte Sargent. Und Cadogan empfahl, diese 
Frage auf der kommenden Konferenz der Großmächte zu behandeln. 400 
Vor dieser Konferenz in Jalta erhielt das Foreign Office ein Memoran¬ 
dum der polnischen Exilregierung. Diese forderte, die Ostgrenze sowie 

397 Balfour an das Foreign Office am 20.12.1944 mit Vermerken von Gatchouse 
u. a. vom 22.-31.12.1944. FO 371/39420, C17667/8/55. — Harriman an den 
Secretary. of State am 20.12.1944. FRUS 1944, III, 1349. 

398 Harriman an den Secretary of State am 19.12.1944. FRUS, The Conferences 
of Malta and Yalta 1945, 219-221. 

399 Monitoring Report betreff Radio Polskie Lublin am 2.1.1945. FO 371/47576, 
N758/6/55. — Diese Aussage wurde bei vielen Gelegenheiten wiederholt. 
Balfour an das Foreign Office am 22.1.1944. Ebenda , N730. 

400 Balfour an das Foreign Office am 20.12.1944 mit Vermerken von Gatchouse 
u. a. vom 22.-31.12.1944. FO 371/39420, C17667/8/55. 
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die polnischen Gebietserwerbungen im Norden und Westen erst nach 
der Einstellung der Feindseligkeiten und gemäß den Regeln des Völker¬ 
rechts unter Beteiligung der polnischen und sowjetischen Regierung 
festzulegen. Die Exilregierung vertraue darauf, daß die britische und 
amerikanische Delegation keine polnische Marionetten-Regierung aner¬ 
kennen werde.' 101 Inzwischen hatten jedoch die Führer von drei Unter¬ 
grundparteien - offensichtlich gehörte die PPS nicht zu ihnen - dafür 
plädiert, die starre Position zur Ostgrenze aufzugeben. Sie sprachen sich 
dafür aus, „zur Bewahrung der Unabhängigkeit des Landes und von 
Menschenleben alle nur möglichen Mittel für eine Verständigung mit 
Rußland zu nutzen, sogar um den Preis schwerster Opfer im Osten“; die 
Regierung Arciszewski solle zurücktreten und eine Regierung der natio¬ 
nalen Einheit gebildet werden. 402 

Im britischen Kriegskabinett sprach sich Bcvin sogar gegen die Oder- 
Grenze aus. In seiner Partei wie auch in anderen Kreisen gebe es starke 
Kritik an einer solchen Lösung. Polen könne so viele Deutsche nicht 
absorbieren, und der Transfer einer so großen Zahl sei eine kaum lös¬ 
bare Aufgabe. Churchill antwortete, daß die Schwierigkeiten des Trans¬ 
fers überwunden werden könnten. 

After all, Russia was now moving great masses of people without difficulty, and 
very substantial numbers had in the past beeil moved out of Turkey into the har¬ 
ren and unfertile land of Grecce. He did not himsclf, however, wish to sec put 
under Poland any area which could not bc clcarcd of what he might dcscribe as ,cha- 
racteristic German elements'. Nor had he ever suggested taking any territory from 
Germany for Poland from which German inhabitants should not bc moved. 403 

Am folgenden Tag legte Eden dem Kriegskabinett ein Memorandum 
vor. Bisher habe sich die britische Regierung 1. zum Prinzip der Ent¬ 
schädigung Polens für seine Verluste bis zur Curzon-Linie durch deut¬ 
sche Gebiete bekannt, aus denen die Deutschen zu vertreiben seien. 2. 
habe sie den Transfer Danzigs, Ostpreußens westlich und südlich von 
Königsberg und - in privaten Diskussionen, wenngleich nicht in öf¬ 
fentlichen Erklärungen - auch des Distrikts Oppeln zugesagt. 3. habe 
die Regierung zugestimmt, daß Polen das Recht haben solle, „weitere 
Gebiete bis zur Oder unter Einschluß des Stettiner Hafens zu bean¬ 
spruchen“. Er selbst halte die Annexion der unter 2. genannten Gebiete 
und zusätzlich einer kleinen Ostecke Pommerns für begründet und ha¬ 
be die Polen immer wieder vor weitergehenden Forderungen gewarnt. 

401 Memorandum der polnischen Regierung vom 22.1.1944. FO 371/47576, 
N858/6/55, und DPSR II, Nr. 300, auch PRM 164. 

402 Am 17.1.1945. Anmerkung zu DPSR II, Nr. 298. 

403 War Cabinet Conclusions vom 22.1.1945. CAB 65/51. 
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Mit ihren Kompensationszusagen habe die britische Regierung die Po¬ 
len zur Annahme der Curzon-Linie bewegen wollen. 


As a result of reccnt events, however, it is now far more probable that it will be 
with the Claims of thc Lublin Poles, backed by the Russians, that we shall have to 
deal. Sincc thc Lublin Poles are ready to acccpt thc Curzon line anyhow, therc is 
no longcr any need for His Majesty’s Government to Support more extensive trans- 
fers of German territory than we think convenient and proper on other grounds. 


Gegen eine weitreichende Westausdehnung spreche, daß Polen dadurch 
in einen Dauerkonflikt mit Deutschland verwickelt und von sowjeti¬ 
scher Unterstützung abhängig gemacht werde, daß die britische Öffent¬ 
lichkeit weder bei der Friedenskonferenz Stalins ursprünglichen Vor¬ 
schlag nach der Oder-Grenze oder gar die „von den Lublinern gefor¬ 
derte extravagante Grenze“ unterstützen noch in späteren Jahren zu 
Opfern für die polnische Souveränität über Gebiete bereit sein werde, 
die Jahrhunderte lang von Deutschen besessen und bewohnt waren. 
Auch der gegenwärtige polnische Ministerpräsident habe erklärt, daß 
seine Regierung nicht mehr als Danzig, Ostpreußen, Oberschlesien und 
Teile Pommerns, nicht aber Breslau und Stettin fordere. Bei der Be¬ 
rechnung der Zahl der deutschen Zwangsaussiedler aus dem südlichen 
Ostpreußen, Danzig und Oppeln-Schlesiens kam Eden auf 2,5 Millio¬ 
nen, der er die weiteren 5,5 Millionen gegcnüberstellte, die bei der Ver¬ 


wirklichung der Lubliner Forderungen auszusiedeln seien. Auf der kom¬ 
menden Konferenz der Regierungschefs solle die britische Regierung 
deutlich machen, daß sie sich nur zur Unterstützung der Annexion Ost¬ 
preußens, Danzigs und Oberschlesien verpflichtet fühle und Zweifel ge¬ 
genüber weitergehenden Forderungen habe. In der folgenden Diskussi¬ 
on im Kabinett zeigte sich Eden allerdings unsicher, ob die Glatzer 
oder die Görlitzer Neiße gemeint sei. Churchill stand dagegen zu seinen 
früheren Aussagen zur Oder-Grenze: 404 


It would be no small matter to arrange for the removal of 5 to 6 million Germans 
from the territories which we were in any event prepared to sce Poland acquire if 
she so desired. But a total figure of 8 or 9 millions would, in his judgement, be 
ejuite unmanagable. Nor could we be ccrtain that the rcduced Germany would be 
able to absorb so large a figure. 


Edens Zahlen der von der Zwangsaussiedlung betroffenen Deutschen 
beruhten auf Mabbotts Memorandum „Germany’s Eastern Frontiers“ 
vom 20. November 1944. 405 O’Neill wandte ein, daß diese Zahlen zu 


404 War Cabinet Conclusions vom 26.1.1945. CAB 65/51. — Woodward: British 
Foreign Policy, Bd. 3, 251. 

405 Siehe S. 257. 
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gering angesetzt seien. Denn sie enthielten weder die 765 000 Volks¬ 
deutschen noch die 500 000 Reichsdeutschen, die in den westpolnischen 
„cingegliederten Gebieten“ angesiedelt worden seien. O’Neill bezwei¬ 
felte auch, daß die polnischen Behörden etwa die Hälfte der 920 000 
deutschsprachigen Bewohner Deutsch-Oberschlesiens als Polen aner¬ 
kennen und nicht vertreiben würden, und hielt es für wahrscheinlich, 
daß allenfalls ein Viertel als „Polen“ bleiben dürfte. Zähle er noch die 
deutschen Bewohner Nord-Ostpreußens - eine Million, des Memelge¬ 
biets - 50 000 - hinzu und gehe man vom Transfer von 2,5 Millionen 
Deutschen aus der Tschechoslowakei aus, so komme er auf eine Ge¬ 
samtzahl von 13 208 000 Vertriebenen. Mabbott wehrte sich gegen diese 
Kritik: Zwar hätten 1925 920 000 Deutsche in Deutsch-Oberschlesien 
gelebt, 1910 jedoch nur 425 000. Wenn deutschsprachige Menschen mit 
polnischsprachigcn Eltern zwischen Polonisierung und Vertreibung und 
Berufswechsel im besiegten Deutschland zu wählen hätten, dürften sie 
sich für die Polonisierung entscheiden. Mabbott verteidigte auch seine 
Entscheidung, die Volks- und Reichsdeutschen, die während des Krie¬ 
ges in Westpolen angesiedelt worden waren, nicht in die Rechnung ein¬ 
zubeziehen. Arnold Toynbec, der Chef des ,Foreign Office Research 
Department', kam Mabbott zu Hilfe: Wenn man zu dem Schluß kom¬ 
me, daß die Gesamtzahl der Vertriebenen zu groß sei, um bewältigt 
werden zu können, so daß eine Reduktion erreicht werden müsse, wäre 
cs vernünftig, die Sowjetunion und die Tschechoslowakei zu bitten, ei¬ 
nen Beitrag zu leisten, indem sie einen Teil ihrer deutschen Bevölke¬ 
rung zurückbehalten, als das Opfer allein Polen aufzuerlegen, d. h. Po¬ 
len geringere Gebietsgewinne zuzumuten. Schließlich wiederholte Toyn- 
bee eine Argumentation, die schon das .Interdepartmental Committee 
on the Transfer of German Populations' diskutiert hatte: Zwar sei die 
Zahl der Deutschen, die in Rumpfdeutschland untergebracht werden 
müsse, äußerst hoch, doch werde sie aufgewogen durch die militäri¬ 
schen und zivilen Kriegsverluste sowie die Repatriierung der Fremdar¬ 
beiter. Zudem sehe es so aus, als ob die deutsche Zivilbevölkerung öst¬ 
lich der Oder-Neiße-Linic und südlich der Tschechoslowakei fliehe 
bzw. von den Nazis selbst evakuiert werde. 

The question, after the entl of hostilities, will then be, not whether a German po- 
pulation, so far undisturbed, is to be uprooted in cold blood, but whether a Ger¬ 
man population already uprooted and transferred into the post-war German area is 
to be moved again and re-transferred to its previous domiciles. 406 


406 Vermerke von O’Neill, Mabbott und Toynbee vom 26.-30.1.1945. FO 371/ 
46811, C4888/95/18. 
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Als Unterlage für die Konferenz in Jalta überreichte der ehemalige Re¬ 
gierungschef Mikolajczyk Eden am 26. Januar ein Memorandum, in 
dem er forderte, den „territorialen Kompromiß“ im Osten mit der „Re¬ 
stitution Danzigs, Ostpreußens und jener Gebiete im Westen zu verbin¬ 
den, die Polen im Laufe der polnischen Geschichte entrissen und ger¬ 
manisiert“ worden seien. Für Polen beanspruchte Mikolajczyk im We¬ 
sten „Oppeln, das Grünberger Gebiet auf dem linken Ufer der Oder und 
nach Norden das gesamte rechte Oderufer einschließlich ihrer Mündung 
und der Stadt und des Hafens von Stettin sowie die beiden Inseln Use¬ 
dom und Wollin“, Zugleich sei ein Plan für die „Austreibung“ (evic- 
tion) der Deutschen sowie den Transfer der bisher in Rußland, Ostpo¬ 
len und Deutschland lebenden Polen nach Polen vorzubereiten, der 
auch die Zusage ausländischer Kredite enthalten müsse. 407 Kurz darauf 
veröffentlichte Grabski, der Vorsitzende des .Polnischen Nationalrats*, 
eine Broschüre, in der er für einen ethnisch homogenen Staat, eine enge 
Zusammenarbeit mit Rußland, die Hinnahme der Curzon-Linie sowie 
die Ausdehnung Polens bis zur Oder argumentierte. 408 

Die US-Delegation kam mit der Absicht nach Jalta, sich einerseits 
für den Verbleib Lembergs und der galizischcn Ölfelder bei Polen und 
andererseits für die Beschränkung der polnischen Erwerbungen auf den 
südlichen Teil Ostpreußens, einen schmalen Streifen Pommerns und 
einen Teil Oberschlesiens einzusetzen. 

While this solution would reduce considerably the size of Poland compared to its 
prewar frontiers, it would include only areas which are predominantly Polish, 
would make for a viable Polish state from an economic point of view and would 
reduce to a minimum the problems of the transfer of populations. 

Da Churchill im Unterhaus davon gesprochen habe, daß Polen eine 200 
Meilen breite Küste erhalten werde, müsse man davon ausgehen, daß 
die britische Regierung den Polen einen größeren Teil Pommerns geben 
wolle. Die US-Delegation solle sowohl gegen die Oder- als auch die 
Oder-Neiße-Linie Widerstand leisten, um die Gefahr eines deutschen 
Irredentismus und die Bevölkerungstransfers zu minimieren. Indem die 
Sowjetunion die Polen beim Erwerb der Gebiete zur Oder und Neiße 
und dem Transfer von acht bis zehn Millionen Deutschen unterstütze, 

■i°7 v erm crk Allans über eine Besprechung Edens mit Mikolajczyk und Memoran¬ 
dum Mikolajczyks vom 26.1.1945. FO 371/47577, N996, 1104/6/55. — Me¬ 
morandum Mikolajczyks (mit einem Anschreiben Schoenfclds an den Secreta- 
ry of State vom 27.1.1945). FRUS 1945, V, 115-121. — Grew an Stettinius am 
5.2.1945. FRUS, Yalta, 953 f. 

408 Am 3. Februar. Foreign Office an Eden (Jalta) am 6.2.1945. FO 371/47577, 
N1319/6/55. 
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erreiche sie, daß Polen sich gegen einen deutschen Irredentismus völlig 
auf die Sowjetunion stützen müsse und zu einem „bedingungslosen“ 

(full-fledged) Satelliten entwickle. 409 

Während der Vorgespräche auf Malta waren sich die britische und 
amerikanische Delegation einig, daß sie auf der kommenden Konferenz 
gegen die Ausdehnung Polens bis zur Oder und westlichen Neiße auf- 
treten müßten. Polen habe einen Anspruch auf Ostpreußen, einen Teil 
Oberschlesiens und „gewisse andere Gebiete bis zur Oder“, sagte Aden. 
Dies sei auch die amerikanische Position, erklärte Matthews, erwähnte 
noch den Einschluß eines Zipfels von Pommern (tip of Pomerania), 
und betonte, daß der Transfer „schrittweise und nicht überstürzt sein 
sollte“. 4 ' 0 Für den Fall, daß es nicht gelinge, den Polen Lemberg zu si¬ 
chern, und cs Bestrebungen gebe, Polen weitere Kompensationen ein¬ 
zuräumen, wollte die US-Delegation dennoch eine Grenzziehung so¬ 
wohl an der Oder- als auch an der Oder und Neiße ablehnen. 4 " Eden 
und Stettinius vereinbarten, ihren Staatschefs parallele Empfehlungen 
zu schicken. Die US-Delegation empfahl Roosevelt: 

In regard to German territory to be turned over to Poland, we should make every 
effort to limit this compcnsation to F.ast Prussia (except Koenigsberg), a small 
salient of Pomerania, which would includc an arca about one hundred milcs west 
along the Baltic coast to the Polish Corridor and Upper Silcsia. lf wc are unablc to 
obtain Lwow Province for Poland, and if efforts arc raade to obtain greater com¬ 
pcnsation for Poland in the west, wc should make every effort to keep this com¬ 
pcnsation to a minimum particularly bccausc of the large population transfers 
which would have to be carried out if thcsc purely German arcas arc included in 
Poland. We should resist vigorously efforts to extend the Polish frontier to the 
Oder Line or the Odcr-Ncisse Line. 4 ' 2 

Eden schrieb an Churchill, Briten und Amerikaner seien einig, daß Po¬ 
len gewiß Ostpreußen südlich und westlich von Königsberg, die Ostek- 
ke Pommerns und ganz Oberschlesien bekommen sollte. Diese Anne¬ 
xionen machten den Transfer von 2,5 Millionen Deutschen nötig. Eine 
Ausdehnung Polens bis zur Oder mit oder ohne Stettin und Breslau er¬ 
fordere den Transfer weiterer 2,25 bzw. 3,25 Millionen, die Forderung 
der Lubliner nach einer Grenze an der westlichen Neiße nochmals 

409 Briefing book paper „Suggested United States Policy Rcgarding Poland“. 
FRUS, Yalta, 230-234. 

4,0 „War Cabinet: Record of the Political Proceedings of the .Argonaut“ Confe¬ 
rence Held at Malta and in the Crimca from Ist February to llth February 
1945.“ CAB 66/63, W.P. 157, und FRUS, Yalta, 505. — Siehe auch FO 371/ 
50838, U888/888/70. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 252. 

411 US-Delegation Memorandum (o. D.). FRUS, Yalta, 510f. 

412 US-Delegation für Roosevelt am 2.1.1945. FO 371/57578, N1688/6/55. 
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3,25 Millionen, so daß insgesamt acht Millionen Deutsche umgesiedelt 
werden müßten. Zwar habe die britische Delegation bei den Verhand¬ 
lungen in Moskau im Oktober 1944 Mikolajczyk eine Grenze an der 
Oder versprochen, aber nur für den Fall, daß dieser sich mit den Rus¬ 
sen einige, nicht jedoch an der westlichen Neiße. 

I also think that wo should keep the position fluid as regards the Oder linc fron- 
ticr, and that H.M.G. cannot be considercd as having accepted any definite linc for 
the Western frontier of Poland, since we need not makc the same conccssions to 
the Lublin Poles which we werc prepared to makc to M. Mikolajczyk in Order to 
obtain a solution of the Polish problem. Even the Oder line frontier would sc- 
verely tax the Polish capacity for absorption and would incrcasc the formidablc 
difficulties involved in the transfer of millions of Germans. We agreed with the 
Americans that in any event these transfers should be gradual and not precipitate. 413 

ln Jalta leitete Roosevelt die Diskussion über Polen mit dem Vorschlag 
ein, Polen als Gegengewicht für den „Verlust von Königsberg“ Lem¬ 
berg und einige Ölfelder zu lassen 4 ' 4 , und Churchill erklärte, daß die Welt 
eine solche großzügige Geste Stalins bewundern würde. Stalin bestand 
jedoch - wie erwartet - einerseits auf der Curzon Linie einschließlich 
Lembergs und plädierte andererseits für eine polnische Westgrenze an 
Oder und westlicher Neiße. Darauf antwortete Churchill: 

It would be a great pity to stuff the Polish goose so full of German blood that it 
died of indigestion. He [Churchill] was conscious of a large body of opinion in 
Great Britain which was frankly shocked at the idea of moving millions of people 
by force. He himself was not shocked. [...] If Poland took East Prussia and Silesia 
as far as the Oder, it would mcan moving six million Germans back to Germany. 
That might be managed, subjcct to the moral question, which he had to settle with 
his own people. 

Inzwischen war die Übernahme der Verwaltung in den Gebieten, die 
die Warschauer Regierung beanspruchte, vorangeschritten. Bierut, der 
Vorsitzende des .Landesnationalrats“, hatte Anfang Januar 1945 eine 
Gruppe amerikanischer Korrespondenten informiert, daß die polnische 
Regierung die Verwaltung Oppelns schon übernommen habe und in 
Palle Ostpreußens nur auf das Ende der Kämpfe warte. 415 Stalin ant¬ 
wortete Churchill, daß die Deutschen aus diesen Gebieten „alle weg- 
gclaufen“ seien (had all run away). Das vereinfache das Problem, ant¬ 
wortete Churchill. Durch die deutschen Kriegs Verluste von bisher sechs 

413 Eden an Churchill am 1.2.1945. FO 371/47578, N1688/6/55, und FRUS, Yal- 
ta, 508 f. 

414 Gilbert: Winston S. Churchill VII, 1184. 

4,5 Britische Botschaft in Moskau an das Foreign Office am 8.1.1945. FO 371/ 
47579, N1957/6/55. 
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oder sieben Millionen werde die Aufnahme der Vertriebenen bis zu ei¬ 
nem gewissen Punkt erleichtert. Er habe keine Angst vor dem Transfer, 
soweit er sich im Rahmen dessen halte, was die Polen leisten und 
Deutschland aufnehmen könne. Am nächsten Tag, dem 8. Februar, stim¬ 
mte Roosevelt zu, Polen territoriale Kompensation bis zur Oder einzu¬ 
räumen, wandte sich aber gegen eine Grenze an der westlichen Neiße, 
und zwar wegen der Schwierigkeiten bei „großen Bevölkerungstrans¬ 
fers“. 416 Churchill wies auf den britischen Entwurf hin: 

It was decidcd that the territory of Poland in the west should include the Free City 
of Danzig, the regions of East Prussia south und west of Koenigsberg, the admini¬ 
strative district of Oppeln in Silesia and the lands desired by Poland to the east of 
the line of the Oder. It was understood that the Germans in the said regions 
should be repatriated to Germany and that all Poles in Gcrmany should at their 
wish be repatriated to Poland. 417 

Das ,War Cabinet* in London warnte jedoch die britische Delegation, 
daß die Kritik im Parlament und in der Öffentlichkeit an den übertrie¬ 
benen territorialen Forderungen des Lubliner Komitees zunchme. Denn 
sic erforderten „sehr große [vast] Bevölkerungstransfers“. Deshalb schlug 
das Kriegskabinett vor, diese Aussage weiter abzuschwächen zu: „und 
solche anderen Gebiete östlich der Oder-Linie, deren Übertragung an 
Polen bei der Friedenskonferenz für wünschenswert betrachtet werde“. 
Damit werde sichergestellt, daß die Entscheidung über die Westaus¬ 
dehnung Polens bei den Großmächten und nicht beim Lubliner Komi¬ 
tee liege. Churchill erklärte am 10. Februar in Jalta, daß er auch die 
Oder als Grenze hinnehmen würde, wenn die Polen dies wünschten. Die 
drei Großmächte konnten sich nur auf eine Formel einigen, daß Polen 
für die Annahme der Curzon Linie 

must rcceive substantial acccssions of territory in the north and west. Thcy fecl 
that the opinion of the new Polish Provisional Government of National Unity 
should be sought in due course on the extent of these accessions, and that the 
final delimination of the Western frontier of Poland should thereafter await the 
Peace Conference. 418 


416 Siche auch „US Proposal on Poland“ vom 9.2.1945. I'RUS, Yalta, 792. 

417 Siehe auch FRUS, Yalta, 870. 

418 Protokoll der Plenarsitzung am 7.2.1945 und War Cabinet Conclusions vom 
8.2.1945. FO 371/47578, N1456/6/55. — US-Protokoll in: FRUS, Yalta, 709 
und 718. — Protokoll der Plenarsitzung am 10.2.1945. FRUS, Yalta, 898-906, 
917 f. und 938. — Woodward: British Foreign Policy, Bd. 3, 252-272. — Gilbert: 
Winston S. Churchill VII, 1191 und 1206. — Churchill: The Second World 
War, Bd. II/2, 38-53. 
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Im Kriegskabinett bezeichnete es Attlce als Erfolg, daß es gelungen sei, 
die Frage der neuen Westgrenzen Polens bis zur Friedenskonferenz of¬ 
fenzuhalten. 419 Es gebe wenig Zweifel, daß Polen im wesentlichen die 
deutschen Gebiete bekommen werde, die Mikolajczyk im Oktober 1944 
angeboten worden seien, erfuhr Römer von Harvey nach dem Abschluß 
der Konferenz von Jalta. 420 Dem polnischen Botschafter Raczyriski er¬ 
klärte B^den, 

that thc British Government was preparcd, though half-hcartcdly, to consider thc 
Polish requests within thc limits which it had hold practicable in thc coursc of thc 
ncgotiations of last year: Opole (Oppeln) Silesia, East Prussia without Krölewiec 
(Koenigsberg), thc territory of Gdansk (Danzig) and Pomerania, in thc extreme 
case up to thc Oder. Howcver, thc further cnlarged territorial Claims, in thc British 
and American vicw, wcre going too far. The British Government did not discard, 
in principle, thc Settlement of this question now, without waiting for thc Pcacc 
Conference. 421 

Die Exilregierung protestierte gegen die Entscheidung von Jalta und 
nannte sie die „Fünfte Teilung Polens“. 422 Der pro-Londoner ,Rat der 
Nationalen Einheit 4 erklärte dagegen, daß er zwar gegen die Entschei¬ 
dungen von Jalta protestiere, sich ihnen jedoch anpasse. Er gehe davon 
aus, daß die polnische Westgrenze bis zur Oder und Lausitzer Neiße 
vorgeschoben werde. 423 Im Unterhaus erklärte Churchill am 27. Februar 
1945, daß die drei Großmächte sich geeinigt hätten, 

that Poland shall reccivc substantial acccssions of territory in the North and in thc 
West. In thc North she will certainly reccivc, in the place of a prccarious Corridor, 
the great city of Danzig, thc greater part of East Prussia west and south of Koe¬ 
nigsberg, and a long, widc sea front on thc Baltic. In thc West she will reccivc the 
important industrial province of Upper Silesia and, in addition, such other territo- 
ries, to thc cast of thc Öder as it may be decidcd at thc pcacc settlemcnt to dctach 
from Germany after thc views of a broadly based Polish Government have bcen 
ascertaincd. (...) The Western frontiers, which will involve a substantial acccssion 
of German territory to Poland, cannot be fixed except as part of the wholc Ger¬ 
man Settlement until after thc Allics have occupied German territory and after a 
fully representative Polish Government has bcen able to makc its wishes known. It 
would be a great mistake to press Poland to take a larger portion of these lands 
than ist considercd by her and by her friends and Allics to be within her compass 

4,9 War Cabinct Gonclusions vom 12.2.1945. CAB 65/51. 

4,20 Vermerk Allans über eine Besprechung Harvcys mit Römer am 17.2.1945. FO 
371/47579, N1969/6/55. 

421 Vermerk Raczynskis über eine Besprechung mit Eden am 20.2.1945. DPSR II, 
Nr. 314. 

422 Ciechanowski an Acting Secretary of State am 15.2.1945. FRUS 1945, V, 121 f. 

423 Beschluß des ,Rates der Nationalen Einheit* vom 22.2.1945. DPSR II, Nr. 315. 
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to man, to develop, and, with the aid of the Allies and the world Organization, to 
maintain. 424 

Angesichts der verbreiteten Kritik an den Ergebnissen von Jalta stellte 
Churchill im Unterhaus die Vertrauensfrage. 21 konservative Abgeord¬ 
nete brachten einen Ergänzungsantrag ein: Das Haus bedauere die Über¬ 
tragung des Gebiets eines Verbündeten an den anderen und die Ein¬ 
schränkung des Rechts der befreiten Völker, ihre eigene Regierung zu 
wählen. Dieser Antrag wurde mit 396 zu 25 Stimmen abgelehnt. 425 

Am 12. März 1945 warnte Churchill in einem persönlichen Gespräch 
Stahczyk vor allzu exzessiven Territorialforderungen im Westen. 426 Auch 
Benes hielt die Neiße-Grenze für „töricht“ (silly) und habe das den Rus¬ 
sen auch mitgeteilt, erzählte Masaryk dem britischen Botschafter in 
Moskau. 427 Tatsächlich hatte Benes am 21. März auf Molotovs Aussage, 
daß die Polen die deutschen Gebiete bis zur Oder und Neiße bekommen 
müßten, geantwortet: Wäre er an der Stelle der Polen, dann würde er 
nicht das Land bis zur Oder annektieren. Denn die Frage sei nicht, wie 
viel Land man gewinnen, sondern wie viel man halten könne. 428 


424 Churchill: Victory 53. — Churchill verteidigte die Beschlüsse von Jalta zu Po¬ 
len auch gegenüber Peter Frazcr, Ministerpräsident von Neuseeland. Zum 
Transfer schrieb er: „There docs not seem to be much difficulty in ,displacing‘ 
the Germans in the areas east of the Oder, as nearly all have alrcady fled be- 
forc the advance of the Russian armies. We had not thought of the population 
transference in terms of more than about six millions. As probably this num- 
ber of Germans have been killed already or will be killed before the end of 
the war, the necessary living space should not be lacking.“ Gilbert: Winston S. 
Churchill VII, 1231. 

425 Auszug aus der Unterhaus-Rede Churchills vom 27.2.1945. DPSR II, Nr. 318. 
— Churchill: The Second World War, Bd. VI/ 2, 69ff. — Raag/hski: W sojusz- 
niczym Londynie 319 f. — S. J. Dembinski: Raport z debaty parlamentarnej na 
temat Konferencji Krymskiej w dniach 27, 28 lutego i 1 marca 1945 r. [Bericht 
aus der Parlamentsdebatte zum Thema der Krim-Konferenz am 27., 28. Fe¬ 
bruar und 1. März 1945]. PllM 164. 

426 Racyinski: W sojuszniczym Londynie 277 f. 

427 Clark Kerr an das Foreign Office am 31.3.1945. FO 371/47085, C3477/207/12. 

428 Protokoll der Besprechung zwischen Molotov und Benes am 21.3.1945. Vo- 
stoenaja Evropa I, Nr. 54, 181. 






VI. 


DER BEGINN DER VERTREIBUNG UND 
DIE POTSDAMER KONFERENZ 


Die .wilde' Vertreibung der Deutschen 
aus der Tschechoslowakei 

In der Zeit von Oktober 1944 bis März 1945 wurden rund 100 000 der 
130-140 000 Deutschen aus der Slowakei nach Westen evakuiert, und 
zwar ins Protektorat, ins Sudetenland und nach Österreich. Schlesier flo¬ 
hen nach Westen, d. h. zum Teil ebenfalls ins Sudetenland und Protek¬ 
torat. Eine umfassende Evakuierung der Sudetendeutschen gab cs nur 
im Ostsudetenland. 1 Den meisten Flüchtlingen gelang es nicht, sich vor 
der Roten Armee in den amerikanisch besetzten Teil Böhmens in Sicher¬ 
heit zu bringen. Wehrlos waren sic Raubzügen und Gewalttaten von 
Tschechen ausgesetzt, die die Gelegenheit nutzten, sich zu bereichern 
und an ihnen ihre Wut über die erlittene Unterdrückung auszulassen. 
Eine einzige Einheit schickte 400 Waggon-Ladungen mit Beute nach 
Prag. 2 Der Präsident erließ Dekrete, die den Deutschen und Magyaren 
die staatsbürgerlichen Rechte entzogen und sie enteigneten, die Re¬ 
gierung heizte den ,Volkszorn* an, auch um den Westmächten zu be¬ 
weisen, daß der Transfer schnell durchgeführt werden müsse, und die 
Befehlshaber der Armee-Einheiten, die ins Grenzgebiet geschickt wur¬ 
den, feuerten ihre Untergebenen an, hart gegen die Deutschen, „unsere 
Feinde“, vorzugehen. 3 

Am 17. April 1945 rief die neue Regierung Fierlingcr die Bevölke¬ 
rung auf, sich an den Deutschen für all ihre Bestialitäten zu rächen und 
kein Erbarmen mit den deutschen Feinden zu haben. 4 ln einer Rede in 
Brünn am 12. Mai 1945 sagte Benes: „Das deutsche Volk hat in diesem 
Krieg aufgehört, menschlich zu sein, menschlich erträglich zu sein und 
erscheint uns nur noch als ein einziges großes menschliches Ungeheu- 

1 Hrabovec: Vertreibung und Abschub 58-60. 

2 Stanek: Perzckuce 22. 

3 Hrabovec: Vertreibung und Abschub 63. — Stanek: Perzekuce 25. 

4 Kaplan: Pravda o Ceskoslovensku 138. 
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er“. Nach den Erfahrungen des schrecklichen Krieges könnten die 
Tschechen nicht noch einmal mit den Deutschen verhandeln und nach 
zehn oder zwanzig Jahren einen weiteren Krieg riskieren. „Wir haben 
uns gesagt, daß wir das deutsche Problem in der Republik ausliquidie- 
ren [vylikvidovat] müssen.“ 5 Die „Bestialitäten der Nation der Kultur¬ 
träger“ zeigten, daß „die Republik ganz und vollständig von den Deut¬ 
schen zu säubern“ ist, rief Drtina am 18. Mai seinen volkssozialisti¬ 
schen Parteifreunden zu. In deutscher Sprache dürften nur noch die 
Worte „Heim ins Reich“ gesagt werden. Sogar Monsignore Stasek be¬ 
hauptete auf einer Versammlung: „Alle Deutschen sind schlecht und 
das Gebot der Nächstenliebe gilt für sie nicht.“ 6 Und nach seiner An¬ 
kunft in Prag erklärte Benes: „Unser Wahlspruch wird sein, daß wir un¬ 
ser Land von allem Deutschen kulturell, wirtschaftlich und politisch 
reinigen müssen.“ 7 Zum Jahrestag der Zerstörung von Lidice machte er 
„das deutsche Volk in seiner Gesamtheit“ für den Nationalsozialismus 
und alle seine Verbrechen verantwortlich und behauptete, „daß die 
I-Iaupttäter, Mitarbeiter und ausführenden Organe des Verbrechens [Li¬ 
dice] böhmische Deutsche waren“. 8 Die KSC rief die Bevölkerung in 
einem Flugblatt auf, 

alle Deutschen, die nach München zu uns gekommen sind, zu verhaften. Ähnlich 
geht mit jenen .heimischen' Deutschen um, die Henlein und Frank aktiv unterstützt 
und sich am Ausrottungsfeldzug gegen unser Volk beteiligt haben. Richtet für die 
festgenommenen Deutschen Arbeitslager ein und zwingt sic, am Wiederaufbau des¬ 
sen zu arbeiten, was sie selbst zerstört haben. [...] Stellt das geraubte Eigentum 
der Deutschen sicher. 9 

Der kommunistische Informationsminister Vaclav Kopecky erklärte am 
25. Mai im Rundfunk, daß die Armee zur „Säuberung des Grenzgebiets 
der Republik von den Deutschen und Magyaren“ bereitstehe. Dabei wer¬ 
de die Rote Armee helfen, ergänzte der Schulminister, der Kommunist 
Zdenek Nejedly, vier Tage darauf. 10 

Die .Nationalausschüsse' sollten alle Deutschen registrieren: Diese 
mußten eine Armbinde mit dem Buchstaben N - Nemec = Deutscher - 
tragen und Radiogeräte, Fahrräder und Schreibmaschinen abliefern. Sie 

5 Beuel- Odsun Ncmcü z Ceskoslovenska 137 f. — Siehe auch Brüget: Tschechen 
und Deutsche, Bd. 2, 147. 

6 Hrabovtc; Vertreibung und Abschub 70 f. und 96. — Kastory.: Rcwanz za Mo- 
nachium 44. 

7 Brüget: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 147. 

8 Ebenda 163. — Kastory: Rewanz za Monachium 45 f. 

9 KSC-Flugblatt von Mai 1945. Cestou kvetna, Dok. 28. 

10 Brägel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 175. 
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sollten möglichst in Lager eingewiesen und zu Aufräumungsarbeiten und 
zur Beseitigung von Kriegsschäden herangezogen werden. Ihr Eigen¬ 
tum war unter Nationalverwaltung zu stellen, ihr Grund und Boden zu 
bestellen, notfalls unter Einsatz internierter Deutscher. 11 Möglichst vie¬ 
le Deutsche sollten in möglichst kurzer Zeit vertrieben werden. Unter 
ihnen waren auch etwa 26 000 Brünner Deutsche, die am 31. Mai zu 
Fuß über die Grenze nach Österreich getrieben wurden. Erschöpfung, 
Epidemien und Gewaltakte kosteten viele Deutsche das Leben. 12 

Auszusiedeln seien grundsätzlich alle Personen, hieß es in einer Di¬ 
rektive des Innenministers, die sich bei der Volkszählung von 1930 zur 
deutschen Nationalität bekannt hatten. Von der Aussiedlung auszuneh¬ 
men waren nur die „Antifaschisten“, die in einer Verordnung des In¬ 
nenministers Nosek als jene Deutschen definiert wurden, die vor und 
nach .München' sich aktiv für die Republik eingesetzt hatten. In einer 
weiteren Verordnung vom 8. Juni wurden zur Gruppe der Antifaschi¬ 
sten auch die Deutschen gezählt, die aus den Konzentrationslagern und 
Gefängnissen zurückkehrten bzw. das tschechische Volk gegen das NS- 
Rcgime unterstützt hatten. Eine gegen den Nationalsozialismus gerich¬ 
tete Tätigkeit vor 1938 wurde nicht mehr ausdrücklich verlangt. Das 
Dekret Beness vom 2. August 1945 bezeichnete dann allerdings wieder 
jene als Antifaschisten, „die der tschechoslowakischen Republik treu 
geblieben waren, sich niemals gegen das tschechische und slowakische 
Volk vergangen und sich entweder aktiv am Kampf um seine Befreiung 
beteiligt oder unter dem NS-Terror gelitten hatten“. 13 Bestätigungen 
über ihre Gesinnung und ihr Verhalten stellten ihnen .Antifaschistische 
Ausschüsse' aus. 14 Nach der Direktive des Innenministeriums sollten 
außerdem „unabkömmliche“ Spezialisten und Facharbeiter von der Aus¬ 
siedlung ausgenommen werden. Wie die Bevölkerung am 12. Juni aus 
der Tagespresse erfuhr, arbeitete die Regierung an Richtlinien für den 
„Abschub“ (odsun): Zuerst müßten diejenigen Deutschen die Republik 
verlassen, die nach 1938 auf ihr Gebiet gekommen seien; ihnen sollten 
die sudetendeutschen Unternehmer, Finanzleute, Industriellen und Groß¬ 
händler und zuletzt alle übrigen Sudetendeutschen folgen. Die Richtli¬ 
nien der Regierung vom 15. Juni übertrugen die technische Durchfüh¬ 
rung der Vertreibung der Armee. Die deutsche Bevölkerung sei nicht 
wahllos in Lagern zu konzentrieren, sondern könne auch am Wohnort 

11 Hrabovec: Vertreibung und Abschub 76. — Dies.: Neue Aspekte zur ersten Pha¬ 
se der Vertreibung 119. 

12 Hrabovec: Vertreibung und Abschub 101. 

13 Ebenda 374 f. 

14 Brägel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 150. 
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zu Arbeitsgruppen zusammengefaßt werden. Der Abschub sei jeweils 
erst dann zu vollziehen, wenn die Aufnahme sichergestellt sei. 15 Den¬ 
noch erhöhte sich die Zahl der Vertriebenen und Flüchtlinge in den fol¬ 
genden vier Wochen. Die Gesamtzahl der Deutschen, die von der tsche¬ 
choslowakischen Armee und allen möglichen „revolutionären Forma¬ 
tionen“ aus der Tschechoslowakei vor der Potsdamer Konferenz in die 
sowjetische Besatzungszone vertrieben wurden, wird auf 450 000 Per¬ 
sonen geschätzt. 16 

Für ihr Vorgehen besaß die tschechoslowakische Regierung die Un¬ 
terstützung der sowjetischen Führung. Von Verhandlungen in Moskau 
zurückgekehrt, berichtete Fierlinger am 2. Juli seinen Ministerkollegen, 
daß „Stalin eine vollkommen positive Haltung zu unseren Forderungen 
in Sachen des Transfers einnimmt“ und „uns der Abschub nach Deutsch¬ 
land, Ungarn und in einem bestimmten Ausmaß auch nach Österreich 
erlaubt wird“. Molotov habe aber vor einem allzu überstürzten und har¬ 
ten Vorgehen gewarnt. Er sei auch gegen die Kennzeichnung der Deut¬ 
schen. Drastische Maßnahmen sollten sich nur gegen jene richten, die 
Hitler aktiv unterstützt hätten, nicht aber gegen jene, die sich während 
des Krieges passiv verhalten hätten. 17 

Die böhmischen Grenzgebiete bis Karlsbad, Pilsen und Budweis wa¬ 
ren in den letzten Kriegstagen von der amerikanischen Armee besetzt 
worden. Gemeinsame Politik Großbritanniens und der USA sei es, das 
Sudetenland als Teil der Tschechoslowakei zu behandeln, informierte 
General Eisenhower am 18. April 1945 den kommandierenden General 
der 12. Armee-Gruppe. Das deutsche Regime im Sudetenland sei wie in 
anderen Teilen der Tschechoslowakei „als Fremdherrschaft auszuheben 
und zu zerstören“ (an alien one to be uprooted and destroyed). So weit 
als möglich solle Bradley „den loyalen tschechoslowakischen Behör¬ 
den“ die Zivilverwaltung überlassen einschließlich der Reorganisation 
und Säuberung des Verwaltungs- und Gerichtswesens von Nationalso¬ 
zialisten und Kollaborateuren. 18 Als Eisenhower eine Proklamation an 


die „Tapferen Bürger der Tschechoslowakei“ in englischer, tschechi¬ 
scher und deutscher Sprache erlassen wollte, wandte das Foreign Office 
ein, daß die große Mehrheit der Sudetendeutschen „pro-Nazi gewesen 
sind und von der tschechoslowakischen Bevölkerung als Verräter be¬ 
trachtet werden“. Entsprechend den Änderungswünschen des Foreign 
Office und des State Department richtete sich die Proklamation deshalb 


15 Hrabovec: Vertreibung und Abschub 108. 

16 Ebenda 114 f . — Stanik: Perzekuce 33. 

17 Hrabovec: Vertreibung und Abschub 107. 

18 Eisenhower an Bradley am 19.4.1945. FRUS 1945, IV, 437 f. 
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nur an „Tschechoslowakei!.“. 19 Die US-Armee solle die Sudetendeut¬ 
schen nicht als loyale Bürger eines alliierten Staates behandeln, schrieb 
Ripka am 20. April an Schoenfeld, den amerikanischen Geschäftsträger. 
Seine Regierung betrachte „die Masse dieser Deutschen als staatsge¬ 
fährdendes Element“; nur jene Deutschen, deren Loyalität gegenüber 
dem tschechoslowakischen Staat bewiesen werden könne, dürften 

tschechoslowakische Staatsbürger bleiben. 20 

Wegen der Schwierigkeiten der Kommunikation mit Prag wurden die 

.Nationalausschüsse“ im amerikanisch besetzten Teil der Tschechoslo¬ 
wakei dem Bürgermeister von Pilsen unterstellt, der keineswegs bereit 
war, den Amerikanern zu helfen, „die umfangreichen Akte von Gewalt 
und Brutalität gegenüber der deutschen Bevölkerung zu verhindern . 
Diese Gewaltakte wurden entsprechend dem Bericht Fyes, des US-Ver- 
bindungsoffiziers beim tschechoslowakischen Generalstab, von der neu¬ 
geschaffenen Polizei, dem .Nationalen Sicherheitskorps“ (Sbor närodni 
bezpeenosti) verübt, der sich aus „überwiegend jungen machttrunkenen 
und haßerfüllten Revolutionären“ rekrutierte. Die örtlichen .National¬ 
ausschüsse“ hatten diese Polizeieinheiten ebensowenig unter Kontrolle 
wie die Zentralregierung die .Nationalausschüsse“. Noch vor der Pots¬ 
damer Konferenz erklärte die Prager Regierung, daß das gesamte beweg¬ 
liche und unbewegliche Eigentum der Sudetendeutschen konfisziert sei. 

Somit befanden sich die Sudetendcutschen im Elend. [...] In vielen Gebieten 
schlossen sich auch tschechische Abenteurer dem SNB [Sbor närodni bezpeenosti, 
Nationales Sicherheitskorps] an. Deutsche wurden mitten in der Nacht aus ihren 
Häusern vertrieben. Ganze Familien wurden in Sammellager geworfen, von denen 
viele kaum besser waren als die ehemaligen deutschen Konzentrationslager. Män¬ 
ner und Jungen wurden für frühere Verbrechen an Tschechen verhaftet. Häufig 
wurden die Familien getrennt, die Frauen und Kinder in einem, die Männer im 
anderen Lager untergebracht. 21 

Die amerikanische Armee verhinderte vorläufig die Aussiedlung der Su¬ 
detendcutschen, indem sie die Grenzen zu ihrer Besatzungszone sperr¬ 
te. 22 Am 5. Juni 1945 beschwerte sich Dr. Ivo Duchacek, llipkas ehema- 


19 Korrespondenz zwischen dem .Suprcmc Headquarters, Allicd Expeditionary 
Forces“, den .Combined Chiefs of Staff' und dem Foreign Office vom 18.- 
21.4.1945. FO 371/47085, N4394/207/12. 

20 Jllmann: The United States in Prague 63. 

21 Abschlußbericht der Amerikanischen Verbindungssektion beim tschechoslowa¬ 
kischen Generalstab über die Vertreibung der deutschen Bevölkerung aus der 
Tschechoslowakei in die amerikanische Zone Deutschlands vom 30.11.1945. 
Abgedruckt in: Historie a vojenstvi 1995, Heft 5, 139-171, hier 144-147. 

22 Stanlk: Perzekuce 24. 
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üger Privatsekretär und damals tschechoslowakischer Verbindungsoffi¬ 
zier bei der 3. US-Armee in Pilsen, in Ripkas Auftrag beim Foreign Of¬ 
fice. Während die Deutschen in der sowjetischen Zone „nicht nur rück¬ 
sichtslos zusammengetrieben [round up], sondern auch schon hinausge¬ 
worfen [...] und enteignet worden sind“, gebe es in der US-Zone nicht 
nur noch eine große Zahl von Sudetendeutschen, sondern sogar von 
Kriegsgefangenen und Flüchtlingen aus Schlesien. Diese Deutschen sei¬ 
en zwar auch zusammengetrieben und eingesperrt worden, würden aber 
aus Lebensmittelvorräten versorgt, die die Deutschen angelegt, die 
Tschechen aber kurz vor der Befreiung in Besitz genommen hätten. Die 
tschechische Bevölkerung habe kein Verständnis dafür, daß diese Leute 
nicht über die Grenze abgeschoben würden. Diese Situation werde von 
der Propaganda der Kommunisten ausgenützt, um zu zeigen, daß sich 
nur die Russen für die wahren tschechischen Interessen einsetzten. 

It also had economic rcsults sincc the Czechs in the Russian Zone were alrcady 
enjoying the benefits of the seized German property whereas in the American Zo¬ 
ne not only were they not enjoying such acquisitions but were having to makc 
sacrifices. 

Zumindest diese Reichsdeutschen sollten so schnell wie möglich nach 
Deutschland evakuiert werden. 23 Das Foreign Office schätzte ihre Zahl 
auf 150 000 Personen, stimmte dem Ziel ihrer „Repatriierung“ zu, doch 
müsse die .Alliierte Kontrollkommission' ebenso wie im Falle der Su¬ 
detendeutschen über die Methoden und den Zeitplan entscheiden. 24 

Kritik am tschechischen Vorgehen gegen die Sudetendeutschen wur¬ 
de Mitte Juni in der britischen Presse laut. So wies der ,Observer‘ dar¬ 
auf hin, daß eine starke sudetendeutsche Minderheit mindestens so en¬ 
gagiert gegen den Nationalsozialismus opponiert habe wie die Tsche¬ 
chen, und warnte vor einer tschechischen „Rassenpolitik“. Der Pansla¬ 
wismus gewisser Mitglieder der tschechischen Regierung erinnerte den 
.Manchester Guardian' an Hitlers Pangermanismus. 25 Diese Berichte 
führten zu parlamentarischen Anfragen im Unterhaus, inwieweit die 
Vertreibungen aus der Tschechoslowakei mit der britischen Regierung 
abgestimmt seien. 2(1 Als die Agentur .Reuters' einen weiteren kritischen 
Bericht über das Vorgehen der tschechischen Behörden veröffentlichte, 
plädierte die tschechoslowakische Regierung zwar für größere Vorsicht' 

23 Vermerk Aliens über eine Besprechung mit Duchäcek am 5.6.1945. FO 371/ 
47087, N6570/207/12. 

24 Foreign Office nach Washington am 22.6.1945. FO 371/46810, C3119/95/18, 

25 Br/igel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 155 f. 

26 Ebenda 176. 
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gab aber zugleich bekannt, daß sie fest entschlossen sei, „ihr Programm 
des Abschubs der Deutschen wie angekündigt durchzuführen“. 27 Er ha¬ 
be gehört, sagte Benes am 15. Juni in Pilsen, daß man „bei der Säube¬ 
rung der Republik von den verräterischen Elementen [...] hier und da 
nicht so vorgehe, wie es sich gehört“. Er rate zu „vernünftigem und be¬ 
sonnenem Vorgehen“, bis mit den Alliierten eine Einigung über alle Sei¬ 
ten des Problems erzielt sei. 28 Botschafter Nichols berichtete aus Prag: 

Leaving the remoter history asidc, the hatred of the Czechs for the Germans as 
the cause, first, of the immense blow to their national pride and aspirations which 
the Munich Agreement constituted and, sccondly, of their subsequent sufferings 
and distress (which, apart from the terror, liave beeil moral and spiritual rather 
than physical and material) has to bc expcrienccd to bc bclicvcd. [...] The German 
masters of this country, indeed, showed thcmsclvcs brutal, arbitrary, sadistic and 
crucl to a point which it is difficult to comprehend, although the stories now 
broadcast of conditions in the German concentration camps and in the other oc- 
cupied tcrritorics show that treatment meted out to Czechoslovakia was not cx- 
ccptional. The hatred of the Germans is, in fact, almost pathological, and it is per- 
haps worth noting that in onc respect and in one only are the unpopulär Russian 
troops preferred to the American, viz., in their treatment of the Germans. 29 

Die gegenwärtige Regierung sei intransigenter als der „erfahrenere und 
objektivere“ Präsident, der rund 800 000 Deutsche im Lande behalten 
möchte. Benes und Clementis liege sehr daran, daß die Frage der Aus¬ 
siedlung der Deutschen auf die Tagesordnung der Konferenz der Gro¬ 
ßen Drei gesetzt werde. Er tue sein Bestes, um die 1 schechen bis dahin 
ruhig zu halten, erklärte Benes dem britischen Botschafter. Dies sei 
auch ein Motiv für seine Rede in Pilsen am 15. Juni 1945 gewesen. 30 Für 
die Unterstützung des Transfers der Deutschen plädierte am 28. Juni 
auch der amerikanische Charge d’affaires Alfred Klieforth. Westlicher 
Widerstand könne dagegen Beness Position unterminieren. 31 Zwei Tage 
darauf erhielt er eine Beschwerde über ein allzu deutschfreundliches 
Verhalten der 26. Infanterie-Division im Gebiet von Prachatitz und Kru- 
mau. Erst nach wiederholten Vorstellungen hätten tschechische Beamte 
den deutschen Landrat und die deutschen Bürgermeister ablösen kön¬ 
nen. Entgegen dem Fraternisierungsverbot würden Deutsche von ame¬ 
rikanischen Gastgebern eingeladen. Im Bereich jener Division erhielten 
die Deutschen höhere Rationen als in anderen Teilen der Tschechoslo- 

27 Hrabovec: Vertreibung und Abschub 106. 

28 Benel: Odsun Nemcü z Ceskoslovenska 146. — Brügel: Tschechen und Deut¬ 
sche, Bd. 2, 176. 

29 Nichols an Churchill am 25.6.1945. FO 371/46810, C3447/95/18. 

30 Ebenda. 

31 Klieforth an den Secrctary of State am 28.6.1945. i'RUS 1945, II, 1260. 
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wakei, behauptete Clementis. Der zuständige US-General antwortete 
u. a., daß seine Offiziere mit manchen tschechischen Amtsträger sein- 
gut auskämen, mit anderen nicht, und zwar mit solchen, „die ungedul¬ 
dig alles auf einmal erledigen und Methoden anwenden wollen, die den 
Idealen Amerikas widersprechen und die lokalen amerikanischen Be¬ 
fehlshaber und ihre Truppen abstoßen“. 32 

Am 27. Juni sprach Fierlinger bei einem Besuch in Moskau auch über 
die Vertreibung. Stalin und Molotov erklärten zwar, daß die Deutschen 
und Magyaren auszusiedeln seien, wohin es nur immer gehe, doch soll¬ 
ten die Tschechen so Vorgehen, „wie es sich für ein Kulturvolk gehört“. 
Selbst der stellvertretende Außenminister Vysinskij (!), berüchtigt seit 
seiner Rolle als Ankläger in den politischen Prozessen der Jahre 1935- 
1939, verlangte nicht nur gute Organisation, sondern auch „Menschlich¬ 
keit“. 33 Wie Clementis am 3. Juli vorschlug, sollten die drei Großmächte 
zusammen mit der tschechoslowakischen Regierung festlegen, wie viele 
Sudetendeutsche in welchen Zeitintervallen in die einzelnen Besatzungs¬ 
zonen geschickt werden könnten. Mit der .Alliierten Kontrollkommis¬ 
sion 1 in Ungarn wolle die Tschechoslowakei über die Aufnahme von 
400 000 Magyaren verhandeln, die gegen 340 000 Slowaken in Ungarn 
ausgetauscht werden könnten. Aus einem auf denselben Tag datierten 
Memorandum geht hervor, daß die tschechoslowakische Regierung plan¬ 
te, monatlich rund 200 000 Deutsche auszusicdcln und den Transfer in¬ 
nerhalb eines Jahres abzuschließen. 34 Die britische Regierung antworte¬ 
te, daß sie an ihrem Grundsatzbeschluß zugunsten des Transfers vom 
Juli 1942 festhalte. Ebenso wie die amerikanische Regierung erklärte 
sie, daß zuerst die Hauptalliierten einen Beschluß fassen und danach 
der Zeitplan und die Methoden mit den .Alliierten Kontrollkommissio¬ 
nen* in Deutschland und Ungarn abgestimmt werden müßten. 35 In ei¬ 
nem ,Reuters*-Interview am 11. Juli sprach Benes schließlich davon, 
daß nicht 800 000, sondern nur 3-500 000 Deutsche in der Tschecho¬ 
slowakei bleiben dürften. Dabei habe cs sich nur um einen „taktischen 
Schritt“ gehandelt, erläuterte er auf Nachfrage des britischen Botschaf- 

32 Clementis an Klieforth am 30.6. und Major General E.N. Harmon, Comman- 
ding General XXII Corps, an Klieforth am 6.7.1945.- FRUS 1945 IV 467f. 
470-472. 

33 Kastory: Rewanz za Monachium 38. 

31 Clementis an Nichols bzw. Klieforth mit Memorandum der tschechoslowaki¬ 
schen Regierung vom 3.7.1945. FRUS 1945, II, 1261 f. 

35 Nichols an das Foreign Office am 5.7., Halifax an das Foreign Office am 11.7. 
und Note Nichols an Koerbcl vom 14.7.1945. FO 371 /46810f., C3675, 3833, 
4130/95/18. — Acting Secretary of State (Grew) an Klieforth am 13.7.1945 
FRUS 1945, II, 1263f. 
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ters; 800 000 sei wahrscheinlich immer noch die richtige Zahl (the right 
number to keep). 36 


Tschechoslowakische Annexionswünsche 

Die tschechoslowakische und die polnische Exilregierung hatten sich 
nicht über die Zukunft des seit 1918 umstrittenen Teschener Gebiets 
einigen können. 37 Seinen Plan, bestimmte Landzungen an Deutschland 
abzutreten, hatte Benes mit der Vorstellung eines Ausgleichs durch Ge¬ 
bietsgewinne im Glatzer Becken und in Richtung Lcobschütz und llati- 
bor verbunden. Den Tschechen war aber die Rückgewinnung des Te¬ 
schener Gebiets wichtiger als der Erwerb deutscher Landstriche, wäh¬ 
rend die polnische Regierung bereit war, als Ausgleich für den An¬ 
schluß der mehrheitlich polnischen Teile des Teschener bzw. .Olsa-Ge- 
biets* der Tschechoslowakei einen kleinen Peil Preußisch-Oberschlc- 
siens zu überlassen. Schon im Februar 1945 schlug der tschechoslowa¬ 
kische Botschafter in Moskau Fierlingcr vor, das Problem der polni¬ 
schen Minderheit durch Umsiedlung nach dem Vorbild des Bevölke¬ 
rungsaustausches zwischen Polen und der Sowjetunion zu lösen. Zu¬ 
gleich erhob Prof. Zdenek Nejcdly in einem Beitrag für die in Moskau 
erscheinenden ,£eskoslovenske listy* (Tschechoslowakische Blätter) An¬ 
spruch auf das Glatzer Becken. Benes äußerte sich in seinen Bespre¬ 
chungen mit Molotov im März 1945 allerdings zurückhaltend: Ihm liege 
weniger an der Annexion deutscher Gebiete als an der Aussiedlung det 
Sudetendeutschen. 38 

Im Gefolge der sowjetischen Truppen übernahm die tschechische 
Regierung Anfang Mai 1945 die Verwaltung des Teschener Gebiets. Sie 
begann mit der Registrierung der dortigen Polen in der Absicht, die seit 
1938 Zugezogenen auszuweisen. Am 11. Mai forderte der tschechische 
.Schlesische Nationalrat' nicht nur die Angliederung des Glatzer Bek- 
kens, sondern auch größerer Teile Ober- und Niederschlesiens an die 
Tschechoslowakei. 39 Ende Mai legte der stellvertretende Außenminister 

36 Nichols an das Foreign Office am 23.7.1945. FO 371/46811, C4799/95/18. 
Nichols an das Foreign Office am 30.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 562. 

37 Brandes: Großbritannien und seine osteuropäischen Alliierten 74-77, 134-142, 
282-289 und 453-451. 

38 Kastory: Rcwanz za Monachium 23-31. — Kaminski: Polsko-czechoslowackie 
stosunki 33-88. 

39 Kastory: Rcwanz za Monachium 23. 
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Clementis den Großmächten eine Note vor, in der die tschechoslowaki¬ 
sche Regierung die Absicht bekundete, „unverzüglich“ die Kontrolle 
über das Glatzer Becken zu übernehmen.' 10 Am 10. Juni rückten tsche¬ 
choslowakische Panzereinheiten in Richtung Ratibor vor, drei Tage 
darauf erhob Clementis im Rundfunk den Anspruch seines Landes auf 
Ratibor, Leobschütz und Glatz, doch mußten sich die tschechoslowaki¬ 
schen f ruppen in den nächsten l agen auf sowjetische Weisung wieder 
zurückziehen. Die polnische Regierung sah die Lösung des Teschener 
Problems weiterhin in einer Teilung entlang der Sprachgrenze, die tsche¬ 
choslowakische Regierung in der Aussiedlung der dortigen Polen.'" Sta¬ 
lin erklärte den Vertretern der polnischen provisorischen Regierung am 
18. Juni 1945, daß sie versuchten sollten, sich mit der tschechoslowaki¬ 
schen Regierung in bilateralen Gesprächen zu einigen. Gelinge dies 
nicht, werde die bevorstehende Großmächtc-Konfercnz entscheiden. 

Die bilateralen Verhandlungen sollten in Moskau stattfinden. Die 
tschechoslowakische Regierung erwog am 18. Juni, wie sie taktisch bei 
diesen Gesprächen Vorgehen sollte. Ein Teil der Minister war der Mei¬ 
nung, daß die Entscheidung über die Karpatenukraine der Nationalver¬ 
sammlung Vorbehalten bleiben müsse, der andere Teil war dafür, mög¬ 
lichst schnell auf dieses Gebiet zugunsten der Sowjetunion zu verzich¬ 
ten, um die sowjetische Unterstützung für die eigenen Postulate zu ge¬ 
winnen, nämlich die Wiedergewinnung des gesamten Teschener Gebiets 
und den Erwerb von Teilen Deutsch-Schlesiens. 42 Die bevorstehenden 
Gespräche in Moskau wurden in Prag von einer ,Kommission für die 
Grenzen der Republik 1 vorbereitet. Der Kommission lag ein Memoran¬ 
dum des Generalstabschefs Bohumil Bocek vor. Aus strategischen Grün¬ 
den schlug Bocek eine Vorverlegung der tschechoslowakischen Grenzen 
auf schlesisches, sächsisches, bayerisches, österreichisches und ungari¬ 
sches Gebiet vor. Die Grenze sollte vom linken Ufer der Oder bis 


Krappitz, von dort nach Westen über Neiße, Waldenburg, Lauban bis 
Görlitz verlaufen und in Sachsen so gezogen werden, daß ein großer 
Teil der Lausitz einschließlich Bautzen, Kamcnz und Pirna auf tsche¬ 


choslowakische Seite fielen. In diesem 


Punkt stützte sich Bocek auf die 


Aktivitäten eines .Lausitzer Nationalrats 1 , der damals den Anschluß der 


Lausitz an die Tschechoslowakei forderte. Von der Höhe des Erzgebir¬ 
ges und des Böhmerwaldes sei die Grenze an den Fuß beider Gebirge 
und gegenüber Österreich südlich von Gmünd und zu den Leiser Ber- 


40 Ebenda 23-31. — Kaminski: Polsko-czcchoslcnvackic stosunki 33-88. 

" Kaplan: Pravda o C.eskoslovensku 68. — Kaminski: Polsko-czechoslowackie sto- 
sunki 90-97. — Kastoiy: Rcwanz za Monachium 27 f. 

Kas/o/y: Rewanz za Monachium 28-31. 
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gen vorzuverlegen. Bocek empfahl auch die Erweiterung des Brücken¬ 
kopfs bei Preßburg sowie die Ausdehnung der Slowakei unter Einbe¬ 
ziehung der ungarischen Gebirge Börszöny, Matra, Bükk und Hegyalja. 

Gegen dieses weitreichende Annexionsprogramm wandte sich Präsi¬ 
dent Benes. Die Tschechoslowakei solle sich nur um eine Begradigung 
der Grenzen gegenüber Deutschland und Ungarn bemühen und könne 
dabei im Austausch auch auf bestimmte Gebiete verzichten. Benes hielt 
also an seinem Plan vom Februar 1945' 13 fest. Zudem müßten neugewon¬ 
nene Landstreifen nach der Aussiedlung der dortigen Deutschen und 
Magyaren auch besiedelt werden. Schon in wenigen Jahren, warnte Be¬ 
nes, könnten die Deutschen internationale Unterstützung für Revisions¬ 
forderungen erhalten, zumal wenn sich die Politik der Großmächte ge¬ 
genüber Deutschland differenziere. Zudem könnten unbedachte und 
übertriebene Postulate auch die Beziehungen zu Moskau belasten. Trotz 
dieser Warnung war die Kommission zu keinerlei Gebietsaustausch be¬ 
reit. Sie verzichtete nur auf das Verlangen nach dem Anschluß der Lau¬ 
sitz und reduzierte die Forderungen gegenüber Ungarn auf einen schma¬ 
len Landstreifen. 44 

In den Moskauer Verhandlungen mit den Polen vom 22.-27. Juni 
1945 bestand die tschechoslowakische Delegation auf der Vorkriegs¬ 
grenze im Teschcner Gebiet sowie auf der Aussiedlung sowohl derjeni¬ 
gen Polen, die sich dort nach dem 1. Oktober 1938 angesiedelt hatten, 
als auch der Polen, die sich in die .Deutsche Volksliste“ hatten, eintra¬ 


gen lassen. Außerdem forderte die tschechoslowakische Delegation Ra- 
tibor, Leobschütz und Glatz. In dieser Frage war die polnische Seite zu 
Zugeständnissen bereit, wenn im Gegenzug die Grenze bei Teschen 
korrigiert werde. Auch Stalin fragte die tschechischen Vertreter, ob sie 
nicht auf dieser Grundlage einem „Kompromiß“ zustimmen könnten. 
Als die Tschechen ablehnten, wies Stalin Fierlingcr darauf hin, daß er 
Preußisch-Schlesien schon den Polen zur Verwaltung zugewiesen habe. 
Eventuelle tschechoslowakische Ansprüche könnten allenfalls auf der 
Friedenskonferenz vorgebracht werden. 45 Nach dem Scheitern der pol¬ 
nisch-tschechoslowakischen Verhandlungen sagte der amerikanische 
Botschafter Steinhardt am 20. Juli Benes zu, daß seine Regierung die 
tschechoslowakischen Ansprüche auf Ratibor, Leobschütz und Glatz 
unterstützen werde, und die Franzosen schlossen sich dieser Haltung 


43 Siehe S. 307 f. 

44 Kaplan: Pravda o Ceskoslovcnsku 67-84. — Kasloy: Rcwanz za Monachium 31- 
34, 76 f. — Kas/oiy: Czechoslowacja i jej s^siedzi 128 f. 

45 Kaplan: Pravda o Ceskoslovensku 69. — Kas/oty: Rewanz za Monachium 34-37. 
— Kaminski: Polsko-czechoslowackie stosunki 105-115. 
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an. Dagegen erklärte Botschafter Nichols, daß die tschechoslowakischen 
Forderungen über die Vereinbarungen mit der Londoner Regierung hin¬ 
ausgingen. 40 

Nichols hatte mit Benes über ein Memorandum gesprochen, daß er 
von dem katholischen Pfarrer Jan Cyz erhalten hatte, in dem dieser im 
Namen eines .Nationalrats der Lausitzer Sorben' (Serbskoluzickä Rada 
Narodowa) den Anschluß der Lausitz an die Tschechoslowakei forder¬ 
te. Benes sagte dem britischen Botschafter am 18. Juli, daß er sich die 
Lausitzer Sorben „vom Leibe halte“ (at the end of a bargepole touch). 
Weder durch Annexion ihrer Siedlungsgebiete noch durch Umsiedlung 
wolle er sie in der Republik haben. Schließlich seien sie bis zum letzten 
Mann Nazis gewesen. 47 Wie Nichols berichtete, nahmen am 24. Juli an 
einer Massendemonstration auf dem Prager Altstädter Ring zugunsten 
der Angliedcrung der Lausitz außer Cyz auch die volkssozialistischen 
Minister Josef David und Petr Zenkl und der kommunistische Minister 
Zdenek Nejedly teil. Dennoch habe die Regierung ihre „vernünftige Hal¬ 
tung“ nicht aufgegeben, schrieb Steinhardt. 48 Tatsächlich blieben die 
eben erwähnten Minister in der Regierung in der Minderheit; die Mehr¬ 
heit hoffte, die Frage einer Angliederung der Ober-Lausitz offcnhalten 
zu können, indem sie eine Beteiligung an der Besetzung Deutschlands 
forderte. Clementis schlug der Lausitzer Delegation vor, Autonomie für 
die Ober-Lausitz zu fordern und die Umsiedlung der Sorben aus der 
Nieder- in die Ober-Lausitz zu betreiben. 49 


Die Pläne zum Austausch 
und zur Aussiedlung der Magyaren 


Die Exponenten der Magyarisierung und des „feudal-faschistischen Re¬ 
gimes“, die die Budapester Regierung in die abgetrennte Süd-Slowakei 
geschickt hatte, müßten dahin zurückkehren, woher sie gekommen sei- 

46 Kastoy: Rewanz za Monachium 69. — Kusfory: Czechoslowacja i jej sasiedzi 
140 f. 

47 Nichols an das Northern Department am 18.7.1945. FO 371/47173, N9094/ 
9094/12. — Schumann: Die sorbische Bewegung 43 f. 

48 Nichols an das Foreign Office am 30.7.1945. FO 371/47173, N9673/9094/12. 
— Kastoy: Rewanz za Monachium 74f. — David war lange Jahre Funktionär 
der .Spolecnost pratel Luzice* (Gesellschaft der Freunde der Lausitz) gewesen. 
Schurmann: Die sorbische Bewegung 29. 

49 Kastoiy: Rewanz za Monachium 74f. — Schurmann: Die sorbische Bewegung 55. 
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en, erklärte der .Slowakische Nationalrat' in seinem „Kaschauer Mani¬ 
fest“ am 4. Februar 1945: 

Die Stellung der hiesigen magyarischen Bürger wird davon abhängen, wie sie ihr 
Verhältnis zum slowakischen Volk, zur neuen Tschechoslowakei und ihrer demo¬ 
kratischen und slawischen Orientierung bestimmen. Pflicht der demokratisch den¬ 
kenden Magyaren ist es, alle faschistischen, anti-slowakischen und hungaristischen 
Elemente auszureißen [vykorenit’]. Den magyarisierten Bürgern slowakischer Her¬ 
kunft werden wir ermöglichen, sich in das slowakische nationale Leben einzurei¬ 
hen. 

Weiter hieß es allerdings: „Der neue Staat wird auf neuen wirtschaftli¬ 
chen und politischen Grundlagen beruhen. Wir werden jeden Einfluß 
der Deutschen, Magyaren, ihrer slowakischen Gehilfen sowie auch aller 
anti-slowakischen Elemente in unserer Wirtschaft ausrotten.“ 50 An die 
Spitze der Verwaltung magyarischer Gemeinden stellte der .Slowakische 
Nationalrat' Verwaltungskommissionen aus Slowaken, denen in Ab¬ 
stimmung mit der örtlichen Bevölkerung Beratungsorgane aus „demo¬ 
kratisch denkenden Magyaren“ zur Seite stehen sollten. Magyarische 
Volksschulen sollten eröffnet werden. 51 Der .Slowakische Nationalrat' 
gab die Weisung aus, zwar alle deutschen Landbesitzer, Magyaren aber 
nur zu enteignen, soweit ihr Landbesitz 50 Hektar übersteige bzw. so¬ 
weit sic vor dem 1. November 1938 nicht die tschechoslowakische 
Staatsbürgerschaft besessen hätten. 52 Auf ihrer Konferenz vom 28. Fe¬ 
bruar bis zum 1. März 1945 erklärte die .Kommunistische Partei der 
Slowakei': Vor Gericht zu stellen und zu bestrafen seien nicht nur die 
Magyaren, die Unrecht und Gewalttaten gegenüber Slowaken begangen 
und in der ungarischen Armee gegen die UdSSR gekämpft hätten, son¬ 
dern auch „jene Magyaren, die die Annexion der Südgebiete der Slowa¬ 
kei an Ungarn begrüßt und unterstützt“ hätten. Die Südgrenze der Slo¬ 
wakei, die in der Vergangenheit und in den vergangenen sechs Jahren 
„magyarisiert“ worden sei, sei „planmäßig und schrittweise zu reslowa- 
kisieren“. 53 Laco Novomesky, der Beauftragte des .Slowakischen Na¬ 
tionalrates' für das Schulwesen, wies am 7. März 1945 die Behörden an, 
die slowakischen Kinder in slowakische, die magyarischen in ungarische 
Schulen zu schicken. 5,1 Doch die Regierung hatte weiterreichende Pläne. 


50 Manifest des .Slowakischen Nationalrates' vom 4.2.1945. CI< Nr. 156. 

51 Richtlinien des .Slowakischen Nationalrates' vom 5.2.1945. CK Nr. 158. 

52 Flugblatt des .Slowakischen Nationalrates' (Ende Februar 1945). CK Nr. 170. 

53 Programmerklärung der Konferenz der Kommunistischen Partei der Slowakei 
in Kaschau vom 1.3.1945. CK Nr. 512. — Kas/oty: Rewanz za Monachium 21. 

54 Ciema/Lantajovä: Podoby Cesko-Slovensko-Mad’arskcho vzt’ahu 68. 
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Moskau habe dem Transfer von rund 400 000 Magyaren nach Ungarn 
zugestimmt, berichtete Benes am 26. März 1945 Clark Kerr, doch hatte 
- nach dem tschechischen Gesprächsprotokoll - Molotov sich zu dieser 
Forderung anscheinend nicht (!) geäußert. Soweit möglich wollte Benes 
»im Austausch einige Slowaken aus Ungarn zurückholen, doch wisse er, 
daß diese Slowaken, bei denen es sich meist um wohlhabende Bauern 
handle, vielleicht nicht umsiedeln wollten“. 55 Gemäß dem Kaschauer 
Programm der neuen tschechoslowakischen Regierung sollte nicht nur 
den Deutschen, sondern auch den Magyaren die tschechoslowakische 
Staatsbürgerschaft entzogen werden. Nach seiner Verkündung am 5. Ap¬ 
ril 1945 wurden alle Magyaren aus der Verwaltung und den politischen 
Parteien entfernt sowie im Mai auch die magyarischen Schulen geschlos¬ 
sen. Am 25. Mai legte der ,Rat der Beauftragten“, d. h. die slowakische 
Landesregierung, einen Plan für die Aussiedlung der Magyaren vor. In 
der ersten Phase müßten diejenigen das Land verlassen, die nach dem 
Wiener Schiedsspruch gekommen seien, sowie ehemalige Mitglieder fa¬ 
schistischer Organisationen und solche Magyaren, die sich gegenüber 
der Tschechoslowakei schuldig gemacht hätten. In der zweiten Phase 
solle cs zu einem Bevölkerungsaustausch kommen, der schon vorzube¬ 
reiten sei. Von Ende Mai bis Ende Juni wurden 31 780 Angehörige der 
ersten Kategorien nach Ungarn deportiert, doch gab es auch ,wilde“ Ver¬ 
treibungen alteingesessener Magyaren, deren Ausmaß allerdings wegen 
des sowjetischen Widerstands gering blieb. 56 In ihrem Aussiedlungsplan 
vom 3. Juli 1945 sah die tschechoslowakische Regierung dagegen vor, 
450 000 Magyaren gegen 300-350 000 Slowaken auszutauschen. Im Ge¬ 
gensatz zu den Deutschen sollten die Magyaren jedoch ihr totes und 
lebendes Inventar mitnehmen können. 57 

Am 11. Juni 1945 erhob der US-Geschäftsträger in Prag Vorstellun¬ 
gen gegen die Vertreibung von Magyaren aus der Tschechoslowakei nach 
Ungarn. Die tschechoslowakische Regierung solle keine „einseitige Ak¬ 
tion“ unternehmen, die gesamte oder einen Teil der ungarischsprachi¬ 
gen Minderheiten abzuschieben. Ethnische Minderheiten sollten nur 
„unter internationaler Schirmherrschaft und in Übereinstimmung mit ge¬ 
eigneten internationalen Regelungen“ transferiert werden. Alle Trans¬ 
fers seien schrittweise vorzunehmen, um eine „geordnete Ansiedlung“ 
zu erleichtern. Bei der Lösung des Minderheitenproblems dürfe die 

55 Clark Kcrr an das Foreign Office am 26.3.1945. FO 371/47085, N3308/207/ 

12 . 

56 Kaplan: Pravda o Ccskoslovensku 92-95. — Kastory: Rewanz za Monachium 51- 
54. — Holienlikovä: Kontroversen um die Lösung der „Magyarischen Frage“ 186. 

57 Kastory: Rewanz za Monachium 58. 


Der Beginn der Vertreibung 


391 


Tschechoslowakei nicht nur von ihren eigenen Bedürfnissen ausgehen, 
sondern müsse auch allgemeine Erwägungen hinsichtlich der künftigen 
Sicherheit und die Probleme berücksichtigen, vor denen die alliierten Be¬ 
satzungsbehörden ständen. Und schließlich sagte der US-Vertreter: „Any 
attempt to treat all members of an ethnic group as subject to expulsion 
on grounds howcver righteous was unjustified.“ 58 Als der US-Vertreter 
eine parallele Note dem ungarischen Außenminister übergab, erklärte 
Janos Gyöngyösi, daß bisher schon 20 000 Magyaren vertrieben worden 
seien und 10 000 in Internierungslagern in Preßburg festgehalten wür¬ 
den. Er halte diese Situation für „besonders ironisch“, da es unter den 
Slowaken proportional mehr Kollaborateure als selbst in Ungarn gege¬ 
ben habe. 59 In dieselbe Kerbe schlugen die magyarischen Zeitungen in 
den USA: Die Slowakei sei der erste Verbündete Hitlers gewesen und 
habe sich schon am Feldzug gegen Polen beteiligt. 60 Das Foreign Office 
wies Nichols an, im gleichen Sinn wie sein amerikanischer Kollege bei 
der Prager Regierung vorzusprechen. 61 Der ungarische Außenminister 
erklärte am 28. Juni öffentlich: Entweder die Magyaren erhielten Min¬ 
derheitenrechte innerhalb der Tschechoslowakei, oder der Grenzverlauf 
müsse zugunsten Ungarns korrigiert werden. 62 

Aber auch Ungarn wurde von Forderungen nach nationaler Homo¬ 
genisierung ergriffen. Sie richteten sich gegen die Ungarndeutschen. Bei 
der Volkszählung von 1941 hatten 477 000 Einwohner Ungarns in den 
Grenzen von Trianon Deutsch als Muttersprache und 303 000 auch als 
Nationalität angegeben. „Raus mit den schwäbischen Vaterlandsverrä¬ 
tern“, forderten Politiker der Nationalen Bauern- und der Kommunisti¬ 
schen Partei, während Vertreter der Demokratischen, der Sozialdemo¬ 
kratischen und der Kleinlandwirtc-Partci dafür plädierten, nur die Mit¬ 
glieder des ,Volksbunds der Deutschen in Ungarn“ auszusiedeln. 63 

Am 12. Mai 1945 fragte der ungarische Außenminister Gyöngyösi 
semi-offiziell bei den Vertretern Großbritanniens und der USA an, wie 
sie zur Aussiedlung von 200 000 „Schwaben“ ständen. Die Russen hät¬ 
ten zwar noch nicht offiziell zugestimmt, doch wisse er, daß sie keine 

58 Nichols an das Foreign Office am 13.6. und Foreign Office an Nichols am 
22.6.1945. FO 371/46810, C3119/95/18. — Siehe auch ßriigel: Tschechen und 
Deutsche, Bd. 2, 179. — Über die amerikanischen Vorstellungen in Prag und 
Belgrad sollte auch die ungarische Regierung informiert werden. Grew an den 
US Rcpresentative in Hungary (Schoenfeld) am 4.6.1945. FRUS 1945, IV, 928 f. 

59 Schoenfeld an den Secretary of State am 12.6.1945. FRUS 1945, IV, 931 f. 

60 Cierna-Lantayovä: Podoby Cesko-Slovcnsko-Mad’arskeho vzt’ahu 77. 

61 Nichols an das Foreign Office am 12.6.1945. FO 371/46810, C31 19/95/18. 

62 Kastoty: Rewanz za Monachium 51-54. 

63 Gyarmati: Die Aussiedlung der Deutschen aus Ungarn 273 f. 
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Einwände erhöben. 64 Der US-Vertreter Schoenfeld erklärte - ohne Rück¬ 
frage in Washington, daß seine Regierung gegen eine Massendeportati¬ 
on sei, aber die Bestrafung einiger Schuldiger akzeptieren dürfte. 65 Die 
britische Regierung antwortete, daß sie die Deportation von Volksdeut¬ 
schen aus Ungarn zur Zeit nicht erwägen könne, da es dringendere Auf¬ 
gaben gebe. 66 Daraufhin sagte der ungarische Ministerpräsident am 24. 
Mai dem britischen Vertreter, daß in Übereinstimmung mit den Wün¬ 
schen der Russen 340 000 der 540 000 Schwaben als „Verräter“ vertrie¬ 
ben werden sollten. 67 Zur Begründung des ungarischen Wunsches führ¬ 
te der britische Vertreter Gascoigne an, daß die Regierung durch die 
Vertreibung der Schwaben Platz für die vertriebenen Magyaren aus der 
Tschechoslowakei und Rumänien schaffen wolle. 68 Im Gespräch mit 
dem US-Vertreter in Ungarn reduzierte Gyöngyösi die Zahl wieder auf 
200 000. 69 Schoenfeld berichtete am 27. Juni, daß die ungarische Regie¬ 
rung nur die „leitenden Mitglieder des Volksbunds und der SS“ außer 
Landes treiben wolle; andere sollten zu öffentlichen Arbeiten herange- 
zogen, innerhalb des Landes umgesiedelt bzw. unbehelligt gelassen 
werden. 70 Auf der ersten Sitzung der .Alliierten Kontrollkommission* in 
Ungarn unterstützte Marschall Vorosilov den Antrag der ungarischen 
Regierung, „200.000 Schwaben mit deutschen und Nazi-Sympathien 
von Ungarn nach Deutschland“ zu deportieren. Alle fünf ungarischen 
Parteien seien dafür, sagte Vorosilov. Das Foreign Office antwortete, 
daß über diese Frage auf der Potsdamer Konferenz entschieden werden 
müsse. Der Transfer aus Tschechoslowakei und Polen habe aber wahr¬ 
scheinlich Vorrang. 71 


64 British Political Mission Budapest (Gascoigne) an das Foreign Office am 15.5. 
1945. FO 371/46810, C2453/95/18. 

65 Gascoigne an das Foreign Office am 15.5.1945. Ebenda, C2454. 

66 Foreign Office an Gascoigne am 23.5.1945. FO 371/46810, C2453/95/18. 

67 Gascoigne an das Foreign Office am 24.5.1945. Ebenda, C2502. — Kerles% Die 
Vertreibung der Deutschen aus Ungarn 7-9. 

68 Gascoigne an das Foreign Office am 4. und 26.6.1945. FO 371/46810, C3176, 
3718/95/18. 

69 Schönfeld an den Secretary of State am 19.6.1945. FRUS 1945, II, 1257. 

70 Schoenfeld an den Secretary of State am 27.6.1945. FRUS 1945, II, 1259. 

71 Gascoigne an das Foreign Office am 18.7. und Antwort vom 21.7.1945. FO 
371/46810, C4026. — Major-General Edgcumbe (Budapest) an James Grigg 
am 18.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 305. 
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Die ,wilde' Vertreibung der Deutschen 
aus den alt- und neupolnischen Gebieten 


Am 22. Januar 1945 erreichte die Rote Armee die Oder, am 30. März er¬ 
oberte sie Danzig. Noch am selben Tag wurde dort die polnische Fahne 
gehißt und die Stadt mit fünf ländlichen Bezirken zur Provinz Gdansk 
zusammengefaßt. 72 In bezug auf Danzig glaubte die Regierung vorpre¬ 
schen zu können, da Polen in der Zwischenkriegszeit die Stadt außen¬ 
politisch vertreten hatte. Mit diesem Schritt sollte auch das internatio¬ 
nale Echo getestet werden, wie Gomulka am selben 1 ag während einer 
Sitzung der Regierung sagte. 73 Am folgenden Tag erklärte Osöbka-Mo- 
rawski im Rundfunk: „Neben Danzig haben wir das Masurengebiet, Nie¬ 
der- und Oberschlesien zurückbekommen; die Stunde ist nicht fern, 
wenn die polnischen Grenzen an der Neiße, der Oder und der Ostsee¬ 
küste errichtet werden.“ Am 1. April berichtete die polnische .Staatsbe¬ 
hörde für die Repatriierung Polnischer Bürger', daß nach Ostern 3 000 
Repatriantenfamilien aus den Gebieten jenseits der Curzon-Linie in 
Schlesien cintreffen würden. 74 Von einem Lublin-treuen polnischen Of¬ 
fizier erfuhren die Briten, daß alle polnischen Organisationen aus Wilna 
nach Danzig und jene aus Lemberg nach Breslau verlegt würden. 75 

Als sich die Nachrichten verdichteten, daß die polnische Regierung 
auch die Verwaltung von Ostpreußen, Brandenburg, Pommern und 
Schlesien bis zur Oder und Lausitzer Neiße übernommen hatte, for¬ 
derten Amerikaner und Briten von den Sowjets eine Erklärung, und 
zwar anfangs in bezug auf Deutsch-Oberschlesien. Sie wiesen darauf 
hin, daß sic sich in der .European Advisory Commission' darauf ver¬ 
ständigt hätten, daß Deutschland in den Grenzen von 1937 unter alli¬ 
ierte Verwaltung kommen sollte und daß auf der Konferenz von Jalta 
festgelegt worden sei, daß die endgültigen Grenzen Polens nach einer 
Stellungnahme der neuen polnischen Regierung der Nationalen Einheit 
auf der Friedenskonferenz festgelegt würden. 76 Die deutsche Bevölke- 

72 Foreign Office an die Botschaft in Moskau am 7.4.1945. FO 371/47585, N3588/ 
6/55. — Harriinan an den Secretary of State am 9.4.1945. FRUS 1945, V, 205-207. 

73 Marc^cik: Granica Zachodnia 82 f. 

74 Foreign Office an die Botschaft in Moskau am 7.4.1945. I'O 371/47585, N3588/ 
6 / 55 . — Harriman an den Secretary of State am 9.4.1945. FRUS 1945, V, 205-207. 

75 Bericht von Winch über ein Gespräch mit Captain Siedliecki am 23.4.1945. FO 
371/47589, N4818/6/55. 

76 Foreign Office an die Botschaft in Moskau am 23.3., Clark Kerr an Molotov 
am 25.3. und Roberts an das Foreign Olfice am 19.4.1945. FO 371/47582ff., 
N2620, 4025, 4305/6/55. 
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rung Schlesiens ziehe sich mit der Wehrmacht aus Schlesien zurück, 
antwortete Molotov am 2. April 1945, weshalb nur die zurückbleiben¬ 
den Polen die Zivilverwaltung übernehmen könnten. Danach fuhr Mo¬ 
lotov fort: 

It in no way conflicts with agreements reached by the three Governments about 
the occupation of Gcrmany and the control machinery in Germany, as you assert 
in your letter, as neither in the abovementioned agreements, nor in the dccisions 

of the Crimea Conference is the question of administration in occupied territorics 
touchcd upon. 

Es gebe keinen Zusammenhang zwischen der Entscheidung der Krim- 
Konferenz, die polnische Westgrenze endgültig erst auf der Friedens¬ 
konferenz festzulegen und der Organisation der polnischen Verwaltung 
Schlesiens, „welches altes [ancient] polnisches Land ist“. 7 ? Aus dieser 
Antwort las Allen heraus, daß Molotov zwar die Zuständigkeit des .Alli¬ 
ierten Kontrollrats* für Deutschland in den Grenzen von 1937 anerken¬ 
ne, aber der Meinung sei, daß der Kontrollrat die Gebiete, aus denen 
die Deutschen geflohen seien und die ohnehin an Polen fallen sollten, 
polnischer Verwaltung übertragen müsse. Darauf werde es ohnehin hin¬ 
auslaufen, weshalb in diesem Stadium nicht die Grundsatzfrage aufge¬ 
worfen werden sollte, meinte Allen; vielmehr sollten die Russen gefragt 
werden, welche Gebiete sie polnischer Verwaltung übergeben hätten. 
O’Neill empfahl dagegen, den Russen mitzuteilen, daß die britische Re¬ 
gierung aus Molotovs Antwort entnehme, 

that the Russians arc entrusting local administration in thesc areas to Polish offi- 

cials on grounds of convenicnce; that such officials are the agents of the Sovict 

Government in the execution of its responsibility for military control in areas of 

Germany occupied by its forces; and are in no way responsible to any Polish 
authorities. 

O’Neill wies auf die Gefahr hin, daß der russische Vertreter im Berliner 
Kontrollrat z. B. die Lieferung von schlesischer Kohle oder ostpreußi¬ 
schen Lebensmitteln in die US-Zone mit Hinweis auf die Zuständigkeit 
der polnischen Regierung verweigern könnte. 78 

Auf einen amerikanischen Protest vom 8. April antwortete Vysinskij, 
daß in Schlesien nur die polnische Bevölkerung zurückgeblieben und 
daß auch der größere Teil der deutschen Zivilbevölkerung aus Danzig 
nach Deutschland evakuiert worden sei. Unter diesen Umständen sei es 

77 Molotov an Clark Kerr am 2.4.1945. FO 371/47588, N4827/6/55. — Harri- 
man an den Secretary of State am 10.4.1945. FRUS 1945, V, 208. 

78 Clark Kerr an das Foreign Office am 3.4. mit Vermerken von Gatehousc und 
Allen vom 6.4.1945. FO 371/47585, N3588/6/55. 


Der Beginn der Vertreibung 


395 


dringend notwendig geworden, eine Zivilverwaltung aus Polen zu errich¬ 
ten, die „die Hauptbevölkerung [basic population] der oben erwähnten 
Gebiete“ bildeten. Die Zivilverwaltung in Schlesien und Polen sei eben¬ 
falls den Polen übertragen worden, was aber in keinem Zusammenhang 
mit der Frage der Grenzen stehe. Der US-Vertreter Kennan widersprach: 
Trotz der Flucht sei eine große Zahl von Deutschen zurückgeblieben. 
Auch sei es nicht wahr, daß die Polen in irgendeinem dieser Distrikte 
die Hauptbevölkerung bildeten. Die Errichtung der polnischen Verwal¬ 
tung werde gegenüber Polen und Russen nicht als vorläufig, sondern als 
endgültig bezeichnet. Eine Abtrennung dieser Gebiete werde einen Ein¬ 
fluß auf die Fähigkeit Deutschlands haben, Reparationen zu leisten, von 
denen ja besonders Polen profitieren solle. Er sehe keine Rechtferti¬ 
gung für die einseitige Übergabe dieser Gebiete an die polnische Ver¬ 
waltung. 79 In diesem Sinne teilte das ,State Department“ Ende April den 
Briten mit: „Während Deutsch-Schlesien offensichtlich tatsächlich Po¬ 
len übergeben werden wird, dürfen wie den Russen nicht erlauben, in 
dieser Angelegenheit einseitig zu handeln.“ 80 Kennan sollte allerdings 
folgendermaßen argumentieren: Die US-Regierung gehe von der An¬ 
nahme aus, daß die polnischen Amtsträger nur die Rote Armee unter¬ 
stützten und nicht der Warschauer Regierung unterständen. Kennan war 
nicht einverstanden: Die erwähnte „Annahme“ widerspreche allen Fak¬ 
ten, wie sie auch offen in der polnischen und sowjetischen Presse zuge¬ 
geben würden. Mit dem britischen Botschafter Roberts war er sich ei¬ 
nig, daß Briten und Amerikaner angesichts der jüngsten Ereignisse den 
Eindruck vermeiden sollten, als ob sie bereit seien, in Polen und Mittel¬ 
europa irgendwelche Faits accomplis hinzunehmen. 81 Die neue Weisung 
aus Washington war denn auch schärfer: Molotovs Behauptung, daß die 
Errichtung einer polnischen Zivilverwaltung in Danzig und bestimmten 
anderen Gebieten in keiner Beziehung zu den zukünftigen Grenzen Po¬ 
lens stehe, sei kaum mit den Erklärungen der Warschauer Regierung 
über die formelle Integration dieser Gebiete, mit dem Aufbau eines pol¬ 
nischen Verwaltungsapparats und der Einführung polnischer Gesetze 
sowie der Ansiedlung von Polen zu vereinbaren. Solange kein Abkom¬ 
men über die Zukunft dieser Gebiete geschlossen sei, blieben sie ent¬ 
sprechend den Beschlüssen der ,European Advisory Commission“ Teil 
Deutschlands in den Grenzen von 1937 sowie der sowjetischen Besat- 


79 Kennan an den Secretary of State am 18.4.1945. FltUS 1945, V, 229-231. 

80 Halifax an das Foreign Office am 27.4.1945. FO 371/47588, N4700/6/55. 

81 Roberts an das Foreign Office am 7.5.1945. FO 371/47589, N5093/6/55. — 
Grew an Kennan am 3.5. und Kennan an Durbrow am 4.5.1945. FRUS 1945, 
V, 276 f. 
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zungszone, erklärte Kennan am 11. Mai. Roberts, der den Auftrag er¬ 
halten hatte, seinen Einspruch dem amerikanischen anzupassen, traf 
Vysinskij am 16. Mai. Dieser antwortete mündlich, daß es „nicht we¬ 
sentlich“ (immaterial) sei, was die Polen sagten. Die endgültige Ent¬ 
scheidung werde von den Hauptalliierten getroffen. Es sei jedoch nur 
natürlich, daß Polen eine Art Verwaltung aufbauen wolle, und ebenso 
natürlich, daß die Rote Armee Polen um Hilfe bei der Verwaltung bitte. 
Vysinskij stimmte „bereitwillig“ zu, daß diese Verwaltung die endgülti¬ 
ge Territorialregelung nicht präjudizieren dürfe. 82 Am 16. Mai bzw. 
1. Mai schob Vysinskij eine schriftliche Antwort an den US- bzw. briti¬ 
schen Botschafter nach: Die Polen übten die Verwaltung in den deut¬ 
schen Gebieten nicht im Auftrag der Roten Armee, sondern der polni¬ 
schen provisorischen Regierung aus. Vysinskij erinnerte daran, daß die 
Krim-Konferenz beschlossen hatte, daß Polen einen „beträchtlichen 
Zuwachs an Gebieten im Westen und Norden erhalten solle“. Die An¬ 
wesenheit der polnischen Verwaltung sei aber nicht als Präjudiz für das 
künftige Schicksal dieser Gebiete zu betrachten, über das auf der Frie¬ 
denskonferenz entschieden werde. Diese Zusicherung nütze wenig, falls 
die Friedenskonferenz auf sich warten lasse und die polnische Regie¬ 
rung inzwischen durch ihre Aktionen die Situation Ostdeutschlands 
präjudiziere, kommentierte Gatehouse. 83 

Nach den Vorstellungen des ZI< der .Polnischen Arbeiterpartei“ vom 
26. Mai 1945 sollten die Deutschen noch im laufenden Jahr aus- und 
3,5 Millionen Polen angesiedelt werden, davon 2,5 Millionen noch in 
der Zeit bis zur Ernte. Innenminister Edward Ochab teilte die 2,3 Mil¬ 
lionen verbliebenen Deutschen auf der Sitzung des Ministerrats am 26. 
und auf der Landeskonferenz der .Polnischen Arbeiterpartei“ vom 
28. Mai in drei Gruppen: Die einen seien unmittelbar über die Oder zu 
treiben, die anderen erst nachdem ihre Fachkenntnisse nicht mehr be¬ 
nötigt würden. Die dritte bildeten Städter, die zwar nicht gebraucht 
würden, aber aus Mangel an Transportmitteln noch nicht weggeschafft 
werden könnten und zur Arbeit auf das Land zu schicken seien. 8 ' 1 Im 

82 Halifax an das Foreign Office am 8.5., Foreign Office an Moskau am 12.5., Ro¬ 
berts an Vysinskij am 14.5. und Roberts an das Foreign Office am 18.5.1945. 
FO 371/47589, N5133, 5651, 6122/6/55. — Grew an Kennan am §.5. und 
Antwort vom 11.5. sowie Kennan an Grew am 15.5.1945. FRUS 1945, V, 288-296. 

83 Kennan an den Secretary of State am 17.5.1945 und Harriman an den Secretary 
of State am 4.6.1945. FRUS 1945, V, 297f., 325f. — Vysinskij an Roberts am 
1.6. mit Vermerken von Gatehouse u. a. vom 5. —15.6.1945. FO 371/47592, 
N6328/6/55. 

8,1 S%c%eg6la: Przcdpoczdamskie wysiedlenie niemeöw 47-49. — Nitschke: Wysied- 
lenie ludnosci niemieckiej 135. 
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.Wissenschaftlichen Rat für Angelegenheiten der Wiedergewonnenen 
Gebiete“ war Ende Juli/Anfang August 1945 eine Mehrheit dafür, mög¬ 
lichst alle Deutschen zu vertreiben. Die Minderheit plädierte dagegen 
dafür, allen Deutschen, die nur irgendwelche polnische Vorfahren vor¬ 
weisen könnten, den Verbleib in Polen zu ermöglichen. Polen könne 

auf die Fachleute nicht verzichten. 85 

Besonders in der Anfangsphase nach der Eroberung waren es Ein¬ 
heiten und einzelne Soldaten der sowjetischen Armee, die zahlreiche Ge¬ 
walttaten verübten: Frauen wurden vergewaltigt, Deutsche jeden Alters 
und beiderlei Geschlechts ermordet, Dörfer und Stadtteile in Brand ge¬ 
setzt. Die Vertreibung sollte zu Beginn die Bewohner eines 30 Kilome¬ 
ter breiten Streifens an der neuen Grenze erfassen, wurde aber auf bis 
zu 200 Kilometer entfernte Orte ausgedehnt. Sie begann Mitte Juni und 
wurde Mitte Juli vorläufig eingestellt. Die Zahl der von der ,wilden 
Vertreibung betroffenen Deutschen wird auf 400 000 geschätzt. Die 
beteiligten Armee-Einheiten hatten Anweisung, „mit den Deutschen so 
umzugehen, wie sie mit uns umgegangen sind“ bzw. die Deutschen so 
zu behandeln, daß sic „von selbst fliehen“. Todesopfer kosteten vor 
allem die langen Fußmärsche, auf denen die Vertriebenen auch häufig 
beraubt wurden. Einen Teil der Deutschen Polens und Ostdeutschlands 
deportierten die Sowjets in die Sowjetunion. 86 Im NS-llegimc expo¬ 
nierte Personen wurden in Lagern konzentriert, in denen die niedrigen 
und unregelmäßig eintreffenden Rationen, die unhygienischen Verhält¬ 
nisse und die Willkür eines Teils des Wachpersonals zahlreiche Todes¬ 
opfer kosteten. Andere Deutsche mußten in den Bergwerken Oberschle¬ 
siens arbeiten. 87 

Clark Kerr empfahl, auf dem geplanten Treffen der Regierungschef 
eine Einigung über die polnische Westgrenze zu suchen. Die polnische 
Regierung verhalte sich so, als ob Oder und Neiße schon die Westgren¬ 
ze bildeten, und die Sowjets hinderten sie nicht daran. Je länger die 
Entscheidung auf sich warten lasse, desto mehr konsolidierten die Po¬ 
len ihre Verwaltung und siedelten Polen in die ehemals deutschen Ge¬ 
biete um. Viele Gründe sprächen für eine möglichst schnelle Stabilisie¬ 
rung der Bedingungen in Osteuropa, und diese sei nicht ohne eine frü¬ 
he Grenzregelung zu verwirklichen. Zudem sei es unmöglich, „irgend¬ 
eine Ordnung in den Bevölkerungstransfer zu bringen, bevor ein Ab¬ 
kommen über die künftige Westgrenze Polens erreicht“ sei. Zwar hät- 

85 Nitschke: Wysicdlcnie ludnosci niemicckicj 120-136. 

86 S^egola: Przedpoczdamskie wysicdlcnie niemeöw 47-49. Nitschke: Wysied- 

lenie ludnosci niemicckicj 146f. 

Walc^ak: Niemiecka sila robocza 76 f. 
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ten sich die Russen und die Warschauer Polen schon zu sehr festgelegt, 
um noch einem substantiellen Rückzug zuzustimmen; immerhin schie¬ 
nen die Russen wenigstens Stettin noch als deutsche Stadt zu betrach¬ 
ten, schrieb er, und nach der Besetzung „Ostdeutschlands“ geneigter zu 
sein, den Deutschen gegenüber „eine mildere Politik“ einzuschlagen.«» 
Mitte Mai hatten die Sowjets nämlich die polnische Verwaltung gezwun¬ 
gen, Stettin zu verlassen; sie kehrte zwar am 9. Juni zurück 89 , wurde 
aber, wie Clark Kerr berichtete, am 18. Juni erneut zum Abzug aus Stet¬ 
tin gezwungen. 90 Allen gab Clark Kerr recht. O’Ncill meinte dagegen: 

Nothing is more likely to poison the whole German and European settlcmcnt than 
the question of Germany’s castcrn frontier. In the iong run, when war passions 
liave subsided, it will not 1 think seem reasonablc to the average man in England 
and America to have transferred to Poland something like one-fifth of the total 
area of pre-war Gcrmany, inhabited by over ten million persons of indisputable 

German stock, and (probably) to have transferred these persons to what remains 
of Gcrmany. 

Zwar werde die britische Regierung diese Entwicklung wahrscheinlich 
nicht verhindern können, doch solle sie lieber schließlich ein Fait ac- 
compli der anderen Seite „widerwillig akzeptieren“, als sich selbst an ei¬ 
ner solchen Grenzziehung beteiligen. Troutbeck stellte sich auf O’Neills 
Seite und fügte hinzu, daß eine solche britische Zustimmung zur Oder- 
Neiße-Linie Feldmarschall Montgomerys Arbeit in Deutschland nicht 
leichter machen würde, der ohnehin über die Stärke des Kommunismus 
besorgt sei. Auch würde sie die Lage im Westen oder im Süden, beson¬ 
ders in Griechenland und der Türkei, nicht stabilisieren. Ihr Erfolg wür¬ 
de die Russen ermutigen, auf dieselbe Art weiterzumachen, wie dies 
Hitler getan habe. Ginge es nur um Ostpreußen, Danzig, Oppeln-Schle¬ 
sien und die Ecke (tip) Pommerns, wäre er für eine schnelle Festlegung 
der Grenze, schrieb Hood, doch nicht im Falle der Oder-Neiße-Linie. 
Ließen sich „durch ein Wunder“ die Russen auf einen Kompromiß im 
Umfang der Moskauer Verhandlungen im Oktober 1944 ein, sollte die 
britische Delegation auf der Dreimächte-Konferenz „sofort der dauer¬ 
haften polnischen Verwaltung, vorbehaltlich der Ratifikation durch die 
Friedenskonferenz,“ zustimmen, meinte Warner am 19. Juni; wenn nicht, 
könne man a) entweder die gesamte Grenzregelung verschieben oder 
aber b) die polnische Administration in den unstreitigen Gebiete aner¬ 
kennen und jene in den umstrittenen als Verwaltung im Auftrag des so¬ 
wjetischen Oberkommandierenden betrachten. Für den Fall, daß die Ver- 

88 Clark Kerr an das Foreign Office am 9.6.1945. FO 371/47593, N6767/6/55. 

89 Kaminski: Polsko-czechoslowackie stosunki 89. 

90 Clark Kerr an das Foreign Office am 18.6.1945. FO 371/47594, N7113/6/55. 
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Handlungen über die Erweiterung der Warschauer zu einer „Regierung 
der Nationalen Einheit“ Erfolg hätten, neige er selbst zur Lösung b). 91 

Am 22. Juni, einen Tag, nachdem die erwartete Einigung über die 
Regierung erzielt war, erklärte Bierut gegenüber Molotov, Harriman 
und Clark Kerr, daß Polen „aus historischen Gründen“ alle Gebiete bis 
zur Oder und westlichen Neiße beanspruche, die Deutschland in der 
Vergangenheit an sich gerissen habe. Clark Kerr versprach, daß die bri¬ 
tische Regierung Polens Ansprüche mit „echter Sympathie“ (sincere 
sympathy) behandeln werde. 92 In London stimmten nun auch Cadogan 
und Eden der Variante b) zu und informierten Churchill und Halifax 
über die Position des Foreign Office. Denn sie entspreche der Haltung, 
die die britische Delegation im Oktober 1944 in Moskau eingenommen 
habe und komme Mikolajczyk und anderen entgegen, die kritisiert hät¬ 
ten, daß in Jalta zwar die Ost-, nicht aber die Westgrenze festgelegt 
worden sei. Als Eden die US-Regierung über seine Position informierte, 
sprach er davon, daß eine „vernünftige“ polnische Westgrenze nur Dan¬ 
zig, den südlichen Teil Ostpreußens, Oppeln-Schlesien und den „östlich¬ 
sten Teil Pommerns“ umfassen sollte, und ging damit doch nicht bis 
zur Oder wie im Oktober 1944 in Moskau. „Die Russen als beati possi¬ 
dentes“, schrieb Cadogan, „können, wenn sie wollen, mit diesem Ter¬ 
ritorium tun, was sie wollen. Alles, was wir tun können, ist, uns zu wei¬ 
gern, den polnischen Anspruch darauf anzuerkennen, was m. E. die 
Polen mehr verletzt als die Russen“. Zur Vergeltung könne man zwar 
die Russen von der Ruhr-Rheinland-Regelung ausschalten, was jedoch 
zu gefährlichen Spannungen führen dürfte. Praktikabel und zu rechtfer¬ 
tigen sei aber eine angemessene Reduktion des russischen Anteils an 
den Reparationen, meinte Cadogan: „Wenn die Russen ohne unsere Zu¬ 
stimmung einen Batzen |chunk| Deutschland weggeben und dadurch 
Deutschlands Fähigkeit als ganzes reduzieren, Reparationen zu zahlen, 
gibt es keinen Grund, warum wir leiden sollten.“ Eden ging einen Schritt 
weiter, was auch in die Schreiben an Churchill und Halifax einfloß: 
Wenn die Russen nicht nachgeben, sollten sie aus der britischen und 

US-Zone keinerlei Reparationen erhalten. 93 

In einer Note an seinen britischen Kollegen erhob der polnische Bot¬ 
schafter in Moskau den Anspruch seines Landes nicht nur auf die Oder- 


91 Vermerke von Allen, O’Ncill, Troutbeck, Hood und Warner vom 14.6.-9.7. 
1945. PO 371/47593, N6767/6/55. 

92 Clark Kerr an das Foreign Office am 22.6.1945. FO 371/47594, N7308/6/55. 
— Harriman an den Secretary of State am 23.6.1945. FRUS 1945, V, 354-357. 

93 Vermerke Aliens u. a. vom 14.6.-9.7. und Foreign Office an die Botschaft in 
Washington am 12.7.1945. FO 371/47593, N6767/6/55. 
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Neiße-Grenze, sondern auch den Stettiner Hafen. 9 '' Einen Tag nach der 
Bildung der polnischen .Regierung der Nationalen Einheit' am 28. Juni 
1945 schrieb das State Department, daß die US-Regierung 

should facilitatc insofar as our aid is requcstcd for thc transfer of minority groups 
Imt should not permit the forced repatriation of Poles now in thc West or thc un- 
controllcd deportation by unilateral Polish action of thc 8-10.000.000 Germans 
formerly domicilcd in the areas claimcd by the Soviet-sponsored Polish Govern¬ 
ment, 95 


Am 5. Juli 1945 erkannten die britische sowie die amerikanische Regie¬ 
rung die neue .Regierung der Nationalen Einheit' an. 96 Einerseits gebe 
es Argumente für eine frühe Entscheidung über die polnische Westgren¬ 
ze, meinte das Foreign Office in seinen Richtlinien für Potsdam. Anderer¬ 
seits gebe es gewichtige Gründe gegen die Annahme der Oder-Neiße- 
Linie: 


So precipitatc a concession of the maximum Russian claims might be regarded as a 
sign of weakness and provoke other excessive demands elscwhcrc. Wc have ahvays 
doubted whether British public opinion would lastingly support a settlemcnt in- 
volving thc amputation of about one-fifth of the total area of Germany normally 
inhabited by over ten million persons of undisputably German stock, and such a 
settlemcnt might prove a formidable obstacle to the maintenance of Europea pea- 
ce. 


Zudem würde sich das Gebiet reduzieren, dem Reparationen entnom¬ 
men werden und das Lebensmittel und Energie für West-Deutschland 
liefern könnte. Das Foreign Office empfahl der britischen Delegation, 
sich nicht darauf zu beschränken, ihren Rechtsstandpunkt vorzutragen, 
sondern sich um ein Abkommen über „vernünftige“ (reasonable) West¬ 
grenzen Polens zu bemühen. Diese sollten nur die Freistadt Danzig, 
Ostpreußen südlich und westlich von Königsberg, Oppeln-Schlesien und 
den östlichsten Peil Pommerns umfassen. Wenn die sowjetische Regie¬ 
rung dennoch darauf bestehe, Teile Deutschlands ohne britische Zu¬ 
stimmung an Polen zu übertragen, und dadurch Deutschlands Kapazität 
zu Reparationsleistungen reduziere, müsse die britische Regierung auf 
einer entsprechenden Verminderung des russischen Anteils an den 
deutschen Reparationen bestehen. Falls notwendig, werde die britische 
die sowjetische Regierung informieren, daß sie keinerlei Reparationen 


94 Draft brief for Terminal: „Poland’s Western Territories“ (nach 7.7.1945). FO 
371/47600, N8810/6/55. 

95 Memorandum des State Department vom 29.6.1945. DPSR II, Nr. 375. 

96 Erklärung der britischen Regierung vom 5.7.1945. DPSR II, Nr. 377. 
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aus der amerikanischen und britischen Zone zulassen werde, bis diese 
Fraugen zu ihrer Zufriedenheit geregelt seien. 97 

Da Molotov in der „Moskauer Kommission“ am 21. Juni wiederum 
den polnischen Anspruch auf die Oder-Neiße-Linie unterstützt hatte, 
äußerte Roberts Bedenken gegen die Grenzlinie, wie sie das Foreign Of¬ 
fice vorgeschlagen hatte. Wahrscheinlich werde die Sowjetunion versu¬ 
chen, auf britische Kosten unter den Polen Popularität zu gewinnen, in¬ 
dem sie ihre Großzügigkeit unserer „knickrigen Haltung“ gegenüberstel¬ 
le. Eine Reduzierung des sowjetischen Anteils an den Reparationen halte 
er für gerechtfertigt, doch sei die Drohung schwer zu verteidigen, kei¬ 
nerlei Reparationen aus den westlichen Zonen in die Sowjetunion zu lie¬ 
fern. 

It would arouse strong Soviel resentment and would be regarded as a punishment 
disproportionate to the crimc. I hopc therefore that it will not be neccssary to 
makc this further tlircat which might only provoke awkward Sovict reactions on 
other equally important issues. 98 


Entscheidung in Potsdam 

Vor der Gründungskonferenz der Vereinten Nationen diskutierte das 
Foreign Office über den künftigen „Schutz von Minderheiten“. Nach¬ 
dem dieses Thema in San Francisco nicht behandelt worden war, gab 
das Foreign Office der britischen Delegation für die Potsdamer Konfe¬ 
renz ein entsprechendes Memorandum mit. Die Mitarbeiter des Foreign 
Office hatten sich die Frage gestellt, ob die Vereinten Nationen Elemen¬ 
te der Minderheitenschutzverträge des Völkerbunds übernehmen soll¬ 
ten. In ihrer Charta machten sich die Vereinten Nationen zwar zur Auf¬ 
gabe, „den Respekt für die Menschenrechte und für die grundlegenden 
Freiheiten aller ohne Unterschied von Rasse, Geschlecht, Sprache oder 
Religion zu fördern und zu ermutigen“ (Artikel 1 [3]), doch dürften die 
Vereinten Nationen nur dann in die inneren Angelegenheiten von Staa¬ 
ten eingreifen, wenn der Frieden bedroht sei (Artikel 7). Anschließend 
untersuchte das Memorandum die Möglichkeit und Zweckmäßigkeit des 
Schutzes einzelner Minderheiten. Nach einer Zwangsaussiedlung der 
Deutschen aus Polen, der Tschechoslowakei und Ungarn sei ein interna- 

97 Draft brief for Terminal: „Poland’s Western Territorics“ (nach dem 7.7.1945). 
FO 371/47600, N8810/6/55. Abgedruckt in: DBPO 1/1, Nr. 115. 

98 Roberts an das Foreign Office am 16.7.1945. FO 371/47600, N8677/6/55. 
Abgedruckt in: DBPO 1/1, Nr. 155. 
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tionaler Schutz für eventuelle deutsche Restminderheiten besonders in 
Polen nicht zu empfehlen, da er den Transfer erschweren und ohnehin 
auf den Widerstand der sowjetischen Regierung stoßen würde, die sich 
auch gegen jegliche Einmischung der Vereinten Nationen in ihre eigene 
Minderheitenpolitik wehren werde. Im Fall ihrer polnischen Minderheit 
strebe die Sowjetregierung einen Austausch gegen Ukrainer und Weiß¬ 
russen an. Die jugoslawische Regierung ziele auf einen föderativen Staat, 
der auf ideologischen statt nationalistischen Prinzipien aufgebaut sei. 
Auch in diesem Fall dürfte die Sowjetunion gegen den Aufbau eines in¬ 
ternationalen Schutzsystems plädieren, obwohl sie eventuell für Aus¬ 
nahmen zugunsten der Italiener in Nordwest-Jugoslawien wie auch in 
Südtirol, sollte diese Provinz zu Österreich zurückkehren, sowie der M- 
agyaren in Siebenbürgen gewonnen werden könnte. Briten und Ameri¬ 
kaner sollten versuchen, gegen eine schlechte Behandlung der slawischen 
Minderheit in Griechenland vorzugehen. Selbst schwache Staaten wie 
Rumänien und der Irak dürften sich heftig dagegen wehren, zum Schutz 
ihrer Minderheiten verpflichtet zu werden, wenn dieser nicht von allen 
Staaten gefordert werde. 

The argument used for such selective treatment in 1919 was tliat the States con- 
cerned were either newly constituted or greatly enlarged and that their security and 
integrity had been guaranteed by the League of Nations. Even so, the imposition 
of the League System was achicved only by unanimous pressure on the part of the 
Great Powers, and, as already mentioned, it is, to say the least, doubtful whether 
the co-operation of the Union of Soviet Socialist Republics would be available. 
Moreover, experience of the League System suggests that to be effcctive its provi- 
sions for supervision and the enforcement of obligations would have to be consi- 
derably stiffened up. This would present obvious practica! difficultics and would 
be very likely to lead to resentment of international control and to injure the mi- 
norities whom it was desired to protect." 

Schon in der ersten Version dieses Memorandums vom 5. März 1945 
war J. G. Ward (General Department) davon ausgegangen, daß das 
Kriegskabinett im Juli 1942 einen Grundsatz-Beschluß zugunsten des 
Transfers gefaßt und darüber sowohl die tschechoslowakische als auch 
die polnische Regierung informiert hatte und daß der Abschlußbericht 
des .Interdepartmental Commitee on the Transfer of German Popula- 
tions 1 sich gegen den Schutz deutscher Restminderheiten ausgesprochen, 
aber dennoch vom .Armistice and Post-War Commitee“ als „zu weich“ 
kritisiert worden war. Zudem hätten sich die Hauptalliierten entschie¬ 
den, Polen „ausgedehnte Gebiete Ostdeutschlands“ zu übergeben, habe 

99 Foreign Office: „Brief for United Kingdom Delegation at Terminal“ vom 11.7. 

1945. FO 371/50843, U5398/1578/70. 


Der Beginn der Vertreibung 


403 


Churchill für den Zwangstransfer der dortigen Deutschen plädiert und 
das Problem der Deutschen in den alten und neuen Gebieten Polens 
löse sich durch Massenflucht und „Zwangsevakuierung“ von selbst. In 
dieser ersten Version nahm Ward noch an, daß die Magyaren aus der 
Tschechoslowakei und Jugoslawien „zweifellos“ zwangstransferiert wür¬ 
den. Nachdem Troutbeck auf Hinweise aufmerksam gemacht hatte, daß 
„eine sehr große Zahl von Deutschen“ aus den alt- und neupolnischen 
Gebieten nicht weggekommen seien, fügte Ward in die zweite Version 
die Worte „in gewissem Umfang“ ein. Außerdem sprach er nun nur noch 
von der Vertreibung „einiger Magyaren“ aus der Tschechoslowakei und 
Jugoslawien. Während die zurückbleibenden Magyaren in der Tschecho¬ 
slowakei wahrscheinlich der Assimilation unterworfen würden, bestehe 
die gegenwärtige Politik der jugoslawischen Regierung in Toleranz ge¬ 
genüber den ethnischen Minderheiten; die Partisanen hätten wenig Feind¬ 
schaft gegenüber den Magyaren gezeigt. In einer weiteren Vorlage des 
Foreign Office für die britische Delegation, nämlich über „Transfer of 
German Populations“ hieß es: 

So far as the Germans in territory controllcd by Poland and Czechoslovakia arc 
concerned, we, likc the United States Government, arc morc or less committcd to 
the principle of their transfer to Germany, though we have never tied oursclves 
down to details as numbers, timetable etc. The Russians, too, arc understood to be 
in favour of organised transfers. 

Wie das ,Interdepartmental Committee 4 im Mai 1944 festgestellt habe, 
gehe es im Falle der Tschechoslowakei um 2,5, im Falle Polens und der 
polnisch-besetzten Gebiete entweder um 5,25 Millionen Menschen, 
wenn Polen Danzig, Ostpreußen und Oberschlesien erhalte, oder sogar 
um 9,5 Millionen, wenn die Oder als Grenze, und um eine weitere Mil¬ 
lion, wenn die westliche Neiße als Grenze akzeptiert werde. Im Falle 
Ungarns dürfte die Aussiedlung eine Viertel Million Deutsche treffen. 
Entsprechend dem Resolutionsentwurf, den das Foreign Office vor¬ 
schlug, sollten die drei Mächte den Transfer der Deutschen aus Mittel¬ 
und Südosteuropa für „im Grundsatz erwünscht“ erklären. Aufsicht 
und Kontrolle sollten sicherstellen, daß die Transfers „auf möglichst 
ordnungsgemäße und humane Weise durchgeführt werden“: 100 

They consider that the actual procedure for the transfer of these persons to Ger¬ 
many should be worked out by the Allied Control Council in Germany in consul- 
tation with the Governments concerned, due regard being paid to the capacity of 
Germany to absorb them. 

100 Memorandum des Foreign Office: „Transfer of German Populations“ (o. D.) 
mit Vermerk Harrisons vom 9.7.1945. FO 371/46810, C3675/95/18. Abge¬ 
druckt in: DBPO 1/1, Nr. 59. 
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In einem Memorandum zu der Richtlinie über „Germany: Political 
Question“ für Potsdam schrieb Troutbeck: 

Again, we agrcc in principle to the forcible transfer of Germans from Czechoslo- 
vakia and Poland, and, once the principle is formally agreed, it will be difficulty 
[sic] to hold up all action on it, nor shall we be able to avoid our quota of immi- 
grants, with the result that there will be more hungry mouths to feed. 101 

Die US-Delegation sollte, entsprechend den Richtlinien für die Konfe¬ 
renz, zwar die Übergabe von Danzig, des südwestlichen Teils von Ost¬ 
preußen, eines „schmalen Streifens von Pommern“ bis zur Linie Kreuz- 
Dramburg und Oberschlesiens empfehlen und im äußersten Fall aller 
deutschen Gebiete bis zur Oder an Polen akzeptieren und Hilfe beim 
„Transfer von Minderheitengruppen“ leisten, aber nicht zulassen, daß 
Polen auch das Territorium zwischen Oder und Neiße annektiere sowie 
daß Polen und Tschechen „unkontrolliert“ und durch „einseitige Akti¬ 
on“ die deutsche Bevölkerung aus den von ihnen beanspruchten Gebie¬ 
ten deportieren. Hinter der sowjetischen Unterstützung für die Oder- 
Neiße-Linie vermuteten die Richtlinien die Absicht, Polen in einen „ab¬ 
soluten [full-fledged] Satelliten“ zu verwandeln und den sowjetischen 
Einfluß bis zur Oder auszudehnen. 102 Am 14. und 15. Juli stimmten die 
britische und amerikanische Delegation ihre Vorstellungen aufeinander 
ab. Sie waren dafür, Deutschland in den Grenzen von 1937 als „wirt¬ 
schaftliche Einheit“ zu behandeln, um auf die schlesische Kohle für 
deutsche Bedürfnisse zugreifen zu können, und dagegen, die polnische 
Westgrenze an der westlichen Neiße zu ziehen. Denn in diesem Fall 
müßten etwa zehn Millionen Deutsche in einem reduzierten Reich Platz 
finden. Auch die Deportation deutscher Arbeiter in die Sowjetunion 
würde das Problem nicht lösen, sondern verschärfen, da ihre Angehöri¬ 
gen als „nutzlose Esser“ Zurückbleiben würden. Nach Ansicht eines Mit¬ 
glieds der britischen Delegation „komme keinerlei ernsthaftes Einströ¬ 
men in Frage, obwohl es akzeptabel sein könne, wenn es über eine faire 
Periode ausgedehnt wird“. 103 


101 Memorandum Troutbccks vom 10.7.1945, DBPO 1/1, Nr. 74. Hervorhebung 
im Original. 

102 US Briefing Book Paper vom 23.6., 29.6. und 4.7.1945. FRUS, The Confe¬ 
rence of Berlin I, 643 f., 743-746 und 750-754. 

103 Protokolle der Vorbereitungstreffen am 14. und 15.7. sowie Harrison an Trout¬ 
beck am 16.7.1945. DBFO 1/1, Nr. 142, 154 und 166. — Vermerk Durbrows 
über eine Besprechung mit Middleton (British Embassy) vom 13.7. und Ver¬ 
merk Dunns über eine Besprechung mit Cadogan vom 14.7.1945. FRUS, The 
Conference of Berlin I, 777-781. 
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Am 10. Juli übergab der polnische Botschafter in Moskau seinen ameri¬ 
kanischen und britischen Kollegen ein Memorandum mit Argumenten 
für die Ausdehnung Polens bis zur Oder-Neiße-Grenze unter Einschluß 
von Stettin. Angesichts seiner territorialen Verluste im Osten, seiner Lei¬ 
den und Leistungen während des Krieges, seiner demographischen, wirt¬ 
schaftlichen und strategischen Bedürfnisse seien die Ansprüche Polens 
„maßvoll“ (moderate). Im südlichen Ostpreußen lebten 3—400 000 Po¬ 
len, und Oberschlesicn habe gemäß der Volkszählung von 1910 eine pol¬ 
nische Mehrheit. Polen müsse zur Tradition der Piasten zurückkehren. 
So wie „Polen das gesamte östlichen Kapitel seiner Geschichte streicht, 
soll auch mit gleichem Recht das gesamte östliche Kapitel der Geschich¬ 
te Deutschlands gestrichen werden, jenes Kapitel, das die Geschichte 

der deutschen Raubgier erzählt“. 104 

Auf der Potsdamer Konferenz tauchte die Frage der polnischen 
Westgrenze erstmals am 18. Juli 1945 auf. Im Laufe einer Diskussion, 
was unter „Deutschland“ zu verstehen sei, erklärte sich Stalin schließ¬ 
lich dazu bereit, Deutschland in den Grenzen von 1937 als „Ausgangs¬ 
punkt“ zu nehmen, obwohl er zuvor erklärt hatte: „Laßt uns die West¬ 
grenzen Polens bestimmen, dann wird die Frage über Deutschland kla¬ 
rer.“ 105 Am 20. Juli legte die sowjetische Delegation ein Schreiben Bie- 
ruts und Osöbka-Morawskis sowie ein eigenes Memorandum zugunsten 
der Oder-Neiße-Linie vor. 106 Obwohl sich die drei Großmächte auf eine 
Aufteilung Deutschlands in den Grenzen von 1937 in Besatzungszonen 
geeinigt hätten, sagte Präsident Truman am nächsten Tag, habe die pol¬ 
nische Regierung offensichtlich eine eigene Besatzungszone erhalten, 
und zwar ohne Konsultationen mit den Westmächten. Stalin wies hin¬ 
gegen auf den Beschluß von Jalta hin, Polen einen beträchtlichen Ge¬ 
bietszuwachs im Norden und Westen einzuräumen, die Meinung der 
polnischen Regierung zu dessen gewünschtem Umfang cinzuholcn und 
der neuen Westgrenze auf der Friedenskonferenz „ihre formelle Gestalt 
zu geben“. Da die deutsche Bevölkerung mit den zurückweichenden 
deutschen Truppen abgezogen sei, habe die sowjetische Regierung den 
Aufbau einer polnischen örtlichen Verwaltung zulassen müssen. „Ich 
weiß nicht, was es unserer gemeinsamen Sache schaden kann, wenn die 


104 Der stellvertretende polnische Außenminister (Modzelewski) an Harriman am 
10.7.1945. FRUS, The Conference of Berlin I, 757-777. 

105 Protokoll der 2. Plenarsitzung am 18.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 184. FRUS, 
The Conference of Berlin II, 88-98. — Teheran, Jalta, Potsdam 233 f. 

106 Memorandum der sowjetischen Delegation „Western Frontier of Poland so¬ 
wie Bierut und Osöbka-Morawski an Churchill am 20.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 
202 und 205. 
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Polen ihre Verwaltung in dem Gebiet einrichten, das ohnehin bei Polen 
verbleiben soll“ und wo nur Polen zurückgeblieben seien. Wenn die 
Behauptung stimme, antwortete Churchill, daß alle Deutschen aus die¬ 
sen Gebieten geflohen seien, dann hätten die anderen Teile Deutsch¬ 
lands 8,25 Millionen Menschen unterzubringen und zu ernähren. Es ge¬ 
be aber Meldungen, daß 2 bis 2,5 Millionen Deutsche zurückgeblieben 
seien. 107 Er sei dafür, daß Polen für die Verluste östlich der Curzon-Li- 
nie entschädigt werde: 

Bin he thought that there should bc a balance between vvhat Poland lost and re- 
ccivcd. Poland was now claiming vastly grcater compensation than what she had 
beeil called upon to give up. He could not fcel that it would be for the good of 
Europe that such an exaggerated movement of population should takc place. If 
there were now three to four million Poles east of the Curzon Line, then room 
should bc made for three or four million Poles to occupy territories to the west of 
Poland’s pre-war frontiers. A movement of population even on this scale would 
cause a great shock to the pcople of Great Britain. But a move of 8 '/, million 
people would bc more than he could defend. 

Auch wäre es nicht gut für Polen, so viel zusätzliches Land zu erwer¬ 
ben. Wenn die Deutschen aus dem fraglichen Gebiet geflohen seien, sol¬ 
le ihnen die Rückkehr erlaubt werden. Die Polen hätten kein Recht zu 
einer Politik, die zu einer Katastrophe in der Ernährung Deutschlands 
führen könne. 108 Zudem könnten sie nicht zustimmen, erklärten neben 
Churchill auch Attlec und Truman, daß „der östliche 'Peil Deutschlands 
von 1937 ausgegliedert wird im Hinblick auf die Lösung der Frage der 
Reparationen sowie der Lebensmittel- und Kohlenversorgung der ge¬ 
samten deutschen Bevölkerung“. 109 In der nächsten Plenarsitzung am 
22. Juli verschärfte Churchill seinen Widerstand gegen die Oder-Neiße- 
Linie und sagte u.a.: 110 

1 he British had grave moral scruples about vast movements of population. Wc 
could acccpt a transfer of Germans from Lastern Germany, ccjual in number to the 
Poles from Lastern Poland transferred from East of the Curzon Line - say 2 to 
3 million. But a transfer of 8 or 9 million Germans, which was what the Polish rc- 
ejuest involved, was too many and would bc entirely wrong. 

107 Bei Kriegsende dürften sich in Wirklichkeit 4,5-4,6 Millionen Menschen mit 
deutscher Staatsbürgerschaft in den Gebieten östlich von Oder und Neiße be¬ 
funden haben. Ein Viertel hielten die polnischen Behörden für ethnische Po¬ 
len. Os$kowski: Spoleczcnstwo Polski 243. 

108 Protokoll der 5. Plenarsitzung am 21.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 219. — FRUS, The 
Conference of Berlin II, 203-221. — Siehe auch Teheran, Jalta, Potsdam 284 f. 

109 Teheran, Jalta, Potsdam 294. 

110 Protokoll der 6. Plenarsitzung am 22.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 226. — Siehe auch 
FRUS, The Conference of Berlin II, 244-268. —Teheran, Jalta, Potsdam 298. 
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Gegen Trumans Vorschlag, diese Frage auf eine spätere Konferenz der 
Außenminister zu verschieben, wandte Churchill ein, daß sich die Polen 
in dem von ihnen beanspruchten Gebiet „eingraben“ würden. Als Kom¬ 
promiß empfahl er, eine provisorische Linie ungefähr an der Oder zu 
ziehen. Das Gebiet östlich dieser Linie könnten die Polen bis zur Frie¬ 
denskonferenz verwalten, westlich dieser Linie aber nur „als Vertreter 
der Sowjetregierung in der der Sowjetunion zugeteilten Zone fungie¬ 
ren“. Auf Antrag Stalins beschlossen die Regierungschefs schließlich, 
Vertreter der polnischen Regierung anzuhören. 111 Am nächsten Tag, 
dem 23. Juli, erkannten Truman und Churchill den sowjetischen An¬ 
spruch auf das nördliche Ostpreußen an, den sie auf der Friedenskonfe¬ 
renz zu unterstützen versprachen. 112 

Bierut, Mikolajczyk und Außenminister Rzymowski trugen am Vor¬ 
mittag des 24. Juli auf einer Sitzung der Außenminister der drei Groß¬ 
mächte sowie in Gesprächen mit den einzelnen Delegationen ihre wirt¬ 
schaftlichen, strategischen, historischen und ethnographischen Argu¬ 
mente für die Oder-Neiße-Grcnze vor. Die wirtschaftlich hoch entwik- 
kclten Westgebicte könnten sowohl die vier Millionen Polen aus den 
Gebieten östlich der Curzon-Linie als auch rund drei Millionen Aus¬ 
landspolen sowie die landwirtschaftliche Überschußbevölkerung aufneh¬ 
men, so daß nicht wie vor dem Krieg viele Polen auswandern oder als 
Saisonarbeiter in Ostdeutschland ihren Lebensunterhalt verdienen müß¬ 
ten. Oder und Neiße bildeten die kürzeste Verteidigungslinie gegen eine 
erneute deutsche Aggression. Über die Oder und Stettin werde der 
Transithandel aus der Tschechoslowakei, Polen und Rumänien abgewik- 
kelt. Bis zur Oder und Neiße habe auch der mittelalterliche polnische 
Staat gereicht, die Wiege der polnischen Nation. Die überwiegende 
Mehrheit der Deutschen sei geflohen, nur noch ein bis anderthalb Mil¬ 
lionen seien zurückgeblieben, von denen viele bereit seien, das Land zu 
verlassen. Bei einem großen Teil der Bevölkerung der beanspruchten 
Gebiete handle es sich ethnisch um Polen. Mikolajczyk bezifferte deren 
Zahl auf zwei Millionen. Die Bevölkerungszahl Polens werde zwar von 
34 auf 26 Millionen sinken, doch wäre Polen ethnisch homogener als 
vor dem Kriege und hätte keine Minderheiten. Bierut bezeichnete die 
Ansprüche der polnischen Regierung als „bescheiden“. 113 

111 Ebenda. 

112 Protokoll der 7. Plenarsitzung am 23.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 241. — l'RUS, 
The Conference of Berlin II, 305 f. und 988. 

113 Anhang zum Protokoll der 7. Außenminister-Sitzung am 24.7., Protokoll der 
8. Plenarsitzung am 24.7. und Vermerk Clark Kcrrs über eine Besprechung 
Edens mit Mikolajczyk am 25.7.1945. DBPO I/1, Nr. Nr. 254, 258 und 269f. 
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Am Nachmittag des 24. Juli erklärte Churchill der polnischen Delega¬ 
tion, seine Regierung habe „eher an eine Grenze gedacht, die an einigen 
Stellen bis zur Oder reiche, ihr aber nicht im gesamten Verlauf folge“. 
Eine Grenze an der Oder und Neiße bedeute die Verschiebung von 
acht bis neun Millionen Menschen, während die Zahl der Polen, die aus 
den Gebieten östlich der Curzon-Linie nur drei bis vier Millionen be¬ 
trage. 

The idea of such great shiftings of population came as a shock to the Western de- 
mocracies. The Poles should keep within the limits necessary to give Poland an 
adequate honie. Their present Claims would not constitutc a lasting and final ar- 
rangement. They would not receive the blessing of Great Britain nor probably of 
the Western democracics as a whole. It was dangerous for a country to bite off 
more than it could chew. 

Jenseits von Oder und Neiße lägen Gebiete, aus denen Deutschland 
traditionell Lebensmittel und Brennstoffe bezogen habe, während die 
britische Zone auf Lebensmittellieferungen angewiesen sei und darüber 
hinaus die „Flüchtlinge“ aus jenen Gebieten ernähren müsse: „Das Er¬ 
gebnis wäre, daß die Polen und Russen die Nahrungsmittel und den 
Brennstoff, während wir die Münder und Feuerstätten hätten.“ 114 Auf 
Edens Warnung, daß die polnischen Vorschläge die künftigen deutsch¬ 
polnischen Beziehungen belasten würden, antwortete Mikolajczyk, daß 
die deutsche Einstellung dieselbe sein werde, ob Polen nur Ostpreußen 
und Danzig oder auch Stettin erhalte. Werde kein Abkommen über 
Polens Westgebiete getroffen, blieben die sowjetischen Truppen in den 
Westgebieten, und Wahlen könnten nur in einem Teil des Landes abge¬ 
halten werden. 115 Er fürchte, daß die Kommunisten eine Verschiebung 
der Wahlen anstrebten und mit dem ungeklärten Status der Westgebiete 
begründen würden. Bisher seien erst 300 000 der vier Millionen Polen 
aus den verlorenen Ostgebieten umgesiedelt worden, erzählte Mikolaj¬ 
czyk den Briten im Vertrauen. Nur durch eine klare Definition der Gren¬ 
zen könnten diese Menschen ermutigt werden, nach Polen zu kommen, 
und zwar bis zum 1. Januar 1946, da dann die Optionsfrist abgelaufen 
sein werde. Der westliche Widerstand gegen die Oder-Neiße-Grcnze 
nütze den Kommunisten, die Molotov als einzigen Freund und Protektor 

— FRUS, The Conference of Berlin II, 331-335, 356f., 379f. und 1517-1524. 

— Churchill: The Second World War, Bd. VI/2, 362ff. — Truman: Memoiren 

390. 

114 Protokoll der Besprechung Churchills mit Bicrut u. a. am 24.7.1945. DBPO 

1/1, Nr. 257. 

115 Protokoll der Besprechung Edens mit Bierut u. a. am 24.7.1945. DBPO 1/1, 

Nr. 267. 
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Polens darstellten, und schade Mikolajczyk und Stariczyk, denen vor¬ 
geworfen werde, keinen Einfluß bei den westlichen Demokratien zu be¬ 
sitzen. 116 Mikolajczyk faßte seine Argumente schriftlich zusammen: Po¬ 
len brauche die Gebiete bis zur Neiße, Stettin und das Oder-Delta. Als 
Gründe nannte er: 

a) The population east of the Curzon Line, if it is not to perish forever, must bc 
boldly encouraged to return and transfer to Western Poland. 

b) The population of the west must be repatriated with utmost speed, and the We¬ 
stern Territories must absorb it; the date of the elcctions is contingent on thcir 
swift return. 

c) If these questions had to be dcpcndent on a tardicr fixing of the frontiers, then 
thcrc would be no possibility eithcr of transfer of population from the east to 
the west, or of holding elcctions thcrc. Sovict Armies would stand as hosts in 
those territories and Poland would lose the chancc of directing her own natio¬ 
nal economy within the area of the entirc state. [...] 

d) This state of affairs would not only ovcrthrow the State System of economy, 
but it would rendcr impossible any normalisation of conditions in the country, 
which might prejudice the qucstion of the Statc’s independcnce or of its Sy¬ 
stem.“ 

c) Nur der Abzug von Bauern aus den überfüllten zentralen Distrikten verhindere 
eine weitere ungesunde Parzellierung der Wirtschaften, 
f) If Poland docs not takc over these territories soon, then thcrc will be no point 
in a later occupation of these derelict arcas. 117 

Clark Kerr machte sich Mikolajczyks Argumente zu eigen und schrieb 
an Eden: „Wenn man also ein Stück aus dem lebenden Fleisch Deutsch¬ 
lands abbeißt, und das ist es, was wir tun, dann spielt es keine Rolle, ob 
dieser Bissen etwas größer ist, als wir vorausgesehen haben.“ 118 Im Fo¬ 
reign Office sah auch Allen, unterstützt von Cadogan, am 27. Juli kei¬ 
nen Sinn in weiterem Widerstand gegen die Oder-Neiße-Linie und be¬ 
rief sich vor allem auf Mikolajczyks Argumente: Nur bei einer Festle¬ 
gung der Westgrenzen könne die polnische Regierung für die ordnungs¬ 
gemäße Rückkehr der Polen aus dem Ausland, den vollständigen Rück¬ 
zug der sowjetischen Armeen, die Einstellung der sowjetischen Einmi¬ 
schung in die inneren Angelegenheiten und für freie Wahlen sorgen. 
Großbritannien könne ohnehin nicht die polnische Verwaltung der 
Oder-Neiße-Gebiete verhindern, weshalb diese als Beauftragte des ,Al¬ 
liierten Kontrollrats* bzw. des sowjetischen Oberkommandierenden be- 

116 Vermerk Clark Kcrrs über eine Besprechung Edens mit Mikolajczyk am 25.7. 
und Vermerk von Winch über eine Besprechung mit Mikolajczyk am 26.7. 
1945. DBPO 1/1, Nr. 269 f. und 278. — Memorandum Mikolajczyks vom 
24.7. 1945. FRUS, The Conference of Berlin II, 1128-1130 und 1140 f. 

1.7 Ebenda. 

1.8 Clark Kerr an Eden am 26.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 277. 
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trachtet werden solle. Für dieses Zugeständnis könnten die Westmächte 
fordern, daß Polen Kohle und Nahrungsmittel in die anderen Zonen 
liefere. Ob Polen angesichts der Kriegs- und Vertreibungsfolgcn mit ei¬ 
nem Überschuß an Nahrungsmitteln rechnen konnte, war allerdings of¬ 
fen. Die Vertreter der polnischen Regierung hatten nämlich berichtet, 
daß nur auf 40 Prozent der schlesischen Äcker ausgesät worden sei. 1,9 
Der amerikanische Außenminister Byrnes sah am selben Tag die Lö¬ 
sung in der Übertragung aller Gebiete bis zur Oder und Glatzer Neiße 
einschließlich Stettins an die polnische Verwaltung. 120 

Am 25. Juli 1945 warnte Nichols in Prag Benes in einem persönli¬ 


chen Gespräch „inoffiziell“ und „als Freund“, daß die britische Öffent¬ 
lichkeit für die tschechoslowakischen Aussiedlungspläne kein Verständ¬ 


nis aufbringen werde, „falls die Tschechen die Deutschen in deren Be¬ 
nehmen imitieren“. 121 In Potsdam sprachen die Regierungschefs am sel¬ 
ben Tag über die Umsiedlung der Deutschen aus der Tschechoslowakei, 
den neupolnischen Gebieten und Ungarn. Die tschechoslowakische Re¬ 
gierung wolle 2,5 der 3,25 Millionen Sudetendcutschen transferieren, 
sagte Churchill, und zudem 150 000 Reichsdeutsche nach Deutschland 
zurückschicken, die wegen der alliierten Bombenangriffe auf tschecho¬ 
slowakisches Gebiet evakuiert worden waren. Auf Churchills Frage, ob 
alle in die sowjetische Besatzungszone Deutschlands gehen sollten, ant¬ 
wortete Stalin, daß die meisten von ihnen in die russische Zone kom¬ 
men könnten. Er glaube, daß viele schon umgezogen seien, nachdem 
die Tschechen sie vertrieben hätten. Die Tschechen gäben den Deut¬ 
schen zwei Stunden und würfen sic dann hinaus. Außerdem hielten die 


Polen noch 1,5 Millionen Deutsche zu Erntearbeiten zurück, die sie 
aber nach der Einbringung der Ernte ebenfalls „vertreiben“ (evict) wür¬ 
den. Die polnische und die tschechoslowakische Regierung führten die¬ 
se Transfers auf eigene Initiative, ohne Beratung mit der sowjetischen 
Regierung durch, behauptete Stalin. Benes habe vorgeschlagen, den 
Transfer auf dieser Konferenz zu behandeln, warf Eden ein, und schlug 
vor, die Außenminister mit dem Transfer zu befassen. Stalin gab zu be¬ 
denken, ob cs nicht schon zu spät sei, über diese Frage zu beraten. Er 
glaube, daß die meisten Deutschen die Tschechoslowakei schon verlas¬ 
sen hätten. Wenn die Alliierten sich nicht über die Westgrenze Polens ei¬ 
nigten, müsse man auf den Vorschlag von Byrnes zurückkommen, 


119 Memorandum des Foreign Office „Polish Western Frontier and Suppücs 
From Transferred German Territory“ vom 27.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 436. 

120 Vermerk Cadogans über eine Besprechung mit Byrnes am 27.7.1945. DBPO 
1/1, Nr. 437. 

Brägel: Tschechen und Deutsche, Bd. 2, 157. 
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drohte daraufhin Churchill, daß in bezug auf die Reparationen „jeder 
mit seiner Zone auskommen muß“. 122 Der Transfer aus allen drei Staa¬ 
ten solle unter die Aufsicht der Kontrollkommission für Deutschland 
gestellt werden, sagte Cadogan auf der anschließenden Sitzung der Au¬ 
ßenminister. Byrnes fügte hinzu, daß der Transfer in Etappen durchzu¬ 
führen sei, um „Schwierigkeiten und Leid“ (difficulty and distress) zu 
vermeiden. Molotov wandte ein, daß die Kontrollkommission zwar die 
Aufnahme in Deutschland verweigern, nicht aber die Aktionen der Re¬ 
gierungen kontrollieren könne. Cadogan schlug vor, die Kontrollkom¬ 
mission um eine Stellungnahme und einen Plan sowie die Regierungen 
der drei Länder um einen vorläufigen Stop des Iransfers zu bitten. 1 - 3 
Die Potsdamer Konferenz mußte wegen der Unterhaus-Wahlen un¬ 
terbrochen werden. Offen geblieben waren die Fragen der polnischen 
Westgrenze, der Reparationen und der diplomatischen Beziehungen zu 
Italien und den ehemaligen Satelliten der Achsenmächte. Nach der Wie¬ 
deraufnahme der Plenarverhandlungen am 28. Juli stellten die Regie¬ 
rungschefs fest, daß sich die Außenminister wieder nicht über die Frage 
der Reparationen hatten einigen können. Die US-Delegation hatte er¬ 
klärt, daß sic den Beschluß von Jalta über eine Gesamtsumme von 20 
Milliarden Dollar nicht mehr akzeptiere, denn „seitdem haben so¬ 
wjetische und alliierte Armeen in Deutschland große Zerstörungen an- 
gcrichtct, und cs seien einige Gebiete von Deutschland abgetrennt wor¬ 
den“. 124 Sowohl die britische als auch die amerikanische Delegation ka¬ 
men zu dem Schluß, daß nur eine Paketlösung weiterführen könne: So¬ 
wjetische Zugeständnisse in der Reparationsfrage sowie bei der Liefe¬ 
rung von Lebensmitteln und Brennstoff aus der sowjetischen Besat¬ 
zungszone einschließlich der neuen Westgebiete Polens sollten durch 
die Anerkennung der polnischen Westgrenze bis zur Friedenskonferenz 
belohnt werden. Bevin nahm besonders Mikolajczyks Argument auf, 
daß nur ein solcher Schritt zum Rückzug der sowjetischen Truppen ein¬ 
schließlich des NKVD aus den Westgebieten und freie Wahlen zu einer 
verfassunggebenden Versammlung ermögliche. Der britische Außenmi¬ 
nister wollte sich nochmals für die Begrenzung der polnischen Ansprü¬ 
che auf die Gebiete bis zur östlichen Neiße einsetzen, während Clark 
Kerr einem solchen Versuch keine Aussicht auf Erfolg einräumte. 125 Am 

1 22 Protokoll der Plenarsitzung am 25.7.1945. FllUS, The Conference of Berlin 

II, 381-391. — Teheran, Jalta, Potsdam 340ff. 

123 Teheran, Jalta, Potsdam 340 ff. — Feis: Zwischen Krieg und Frieden 232 ff. 

124 Teheran, Jalta, Potsdam 349. 

125 Vermerk über eine Besprechung innerhalb der britischen Delegation am 29.7. 

1945. DBPO 1/1, Nr. 450. 
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Nachmittag des 29. Juli trugen Mikoiajczyk, Bierut und der Industrie¬ 
minister Mine der britischen Delegation erneut die polnischen Argu¬ 
menten zugunsten der Oder-Nciße-Linie vor. 126 Cadogan notierte: „Ich 
bin mittendrin eingeschlafen, da ich alles schon gehört hatte — zwei¬ 
mal.“ 127 Auf Bevins Vorschlag, sich mit der östlichen Neiße zu begnü¬ 
gen, wies der polnische Industrieminister Mine darauf hin, daß die Po¬ 
len der Städte Wilna und Lemberg in Breslau und Stettin untergebracht 
werden müßten, da Warschau gänzlich, Danzig fast völlig und Posen 
zur Hälfte zerstört seien. Außenminister Bevin erklärte, daß die briti¬ 
sche Regierung am Grundsatz festhalte, vor der Friedenskonferenz kei¬ 
ne endgültigen Territorialregelungen zu treffen, und fuhr fort: 


They Stood for an independent Poland. But what they werc now asked amounted 
in fact for all practical purposes to scttling Poland’s territorial Status now. His 
Majesty’s Government could not mislead the British public in such matters by 
pretending that what would in reality become a final Settlement was a purely pro- 
visional one. In the Labour Party they were accustomed to call a spadc a spadc. 

Zum Abschluß ließ er sich von Bierut zusichern, daß unmittelbar nach 
der Festlegung der Grenzlinie sowie der Ansiedlung der Repatrianten 
aus der Sowjetunion freie Wahlen abgehalten würden. Bevins Frage, ob 
auch die sowjetischen Truppen zurückgezogen würden, konnte Bierut 
jedoch nicht beantworten. 12 » Am Abend des 29. Juli schlug Stalin der 
polnischen Delegation vor, sich mit einer Grenzlinie an der Oder und 
am Queis zufriedenzugeben 129 , doch schon am nächsten Tag akzeptierte 
Byrnes die Oder-Nciße-Linie. 130 

Am Vormittag des 31. Juli übergab Bevin Mikolajczyk einen Katalog 
mit I' - ragen, auf die seine Regierung vor einer eventuellen Anerkennung 
der polnischen Verwaltung der Oder-Neiße-Gebiete eine Antwort er¬ 
warte; die wichtigsten Fragen betrafen die Abhaltung freier Wahlen, an 
denen „alle demokratischen und anti-nazistischen Parteien“ teilnehmen 
könnten, die Freiheit der Presse und Bewegungsfreiheit für ausländi- 


126 Protokoll der Besprechung zwischen Attlcc und Bierut am 29. und 30.7.1945 
DB PO 1/1, Nr. 453 und 463. 

127 Cadogan: The Diaries 776. 

128 Protokoll der Besprechung zwischen Attlec und Bierut am 29. und 30.7.1945. 
DBPO 1/1, Nr. 453 und 463. 

129 Vermerk Mikolajczyks vom 29.7.1945. FRUS, The Conference of Berlin II, 
1539. — Polonsky: The Great Powers 45. 

130 Protokoll einer Besprechung zwischen Byrnes und Molotov und Vorschlag von 
Byrnes vom 30.7.1945. FRUS, The Conference of Berlin II, 480-483, 1151 f. 
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sehe Korrespondenten sowie die Freiheit der Religion. 131 Nachmittags 
drängte Bevin Bierut zu klaren Zusagen, besonders in bezug auf den 



Karte 10 

131 Vermerk Aliens für Cadogan, Schreiben D. Waleys an W. Fady und Vermerk 
über eine Besprechung Bevins mit Mikolajczyk, alle vom 31.7.1945. DBPO 
1/1, Nr. 484f. und 487. 
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Wahltermin. Nachdem Bierut versprochen hatte, freie Wahlen „früh 
[early] im Jahre 1946“ durchzuführen und auch die anderen Fragen po¬ 
sitiv zu beantworten, sagte Bevin zu, den polnischen Anspruch auf „ei¬ 
ne provisorische Grenze an Oder und westlicher Neiße“ zu unterstüt¬ 
zen. Im Foreign Office kritisierten Sargent und Allen, daß Bierut nicht 
auch zu Aussagen zugunsten der Versammlungs- und Redefreiheit ge¬ 
zwungen worden sei. 132 Vor allem aber hatte Bevin nicht darauf bestan¬ 
den, daß Bierut seine Zusagen schriftlich bestätigte, obwohl die polni¬ 
sche Delegation auf Druck dazu bereit gewesen wäre. 133 

Am 29. Juli schlugen Truman und Byrnes dem sowjetischen Außen¬ 
minister eine Paketlösung vor: Polen solle die Verwaltung der Gebiete 
westlich von Swinemünde, der Oder und der östlichen Neiße übertra¬ 
gen werden. Das Gebiet zwischen der östlichen und westlichen Neiße 
könne Polen vielleicht durch den Friedensvertrag erhalten. Jede Besat¬ 
zungsmacht solle sich ihre Reparationen aus der eigenen Zone holen; 
zusätzlich erhalte die Sowjetunion einen prozentualen Anteil an den 
Reparationen aus dem Ruhrgebiet im Austausch für andere Produkte. 
Molotov bestand aber darauf, eine bestimmte Höhe für diese Repara¬ 
tionen festzusetzen. Am Abend versuchte Stalin, Bierut für eine Kom¬ 
promißlinie an der Bober zu gewinnen. 134 Am nächsten Tag legte die 
US-Delegation eine neue Paketlösung vor, die aus folgenden Elementen 
bestand: 1. Verwaltung der Gebiete bis zur Oder und westlichen Neiße 
durch Polen bis zu einer Entscheidung durch die Friedenskonferenz, 2. 
Festlegung eines prozentualen sowjetischen Reparationsanteils an sol¬ 
chen Industrieanlagen in den westlichen Zonen, die nicht für die Frie¬ 


denswirtschaft notwendig seien, wobei allerdings ein Teil durch sowje¬ 
tische Lieferungen von Lebensmitteln, Kohle usf. ausgeglichen werden 
solle, 3. Aufnahme Italiens in die Vereinten Nationen. 135 Auf der Sit¬ 
zung der Regierungschefs am 31. Juli erklärte Byrnes, daß die US-De- 
legation keine Zugeständnisse hinsichtlich der polnischen Grenzen ma¬ 
chen werde, wenn nicht zugleich über die Reparationen und die Auf¬ 
nahme Italiens in die Vereinten Nationen Übereinstimmung erzielt wer- 


132 Protokoll der Besprechung Bevins mit Bierut vom 31.7.1945 mit Vermerken 
von Warner, Sargent und Allen. DBPO 1/1, Nr. 490. — Kowalski: Walka dy- 
plomatyczna 742 f. 

133 Kaminski: Polska i Czechoslowacja 134 f. 

134 Protokoll der Besprechung Trumans mit Molotov am 29.7.1945. FRUS, The 
Conference of Berlin II, 471-476 und 1150. 

135 Protokoll der 10. Sitzung der Außenminister am 30.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 
469, und Protokoll der Besprechung zwischen Byrnes und Molotov am 30.7. 
1945. FRUS, The Conference of Berlin II, 480-483 und 1150f. 
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de. 136 Bevin sagte zwar, daß er Instruktion habe, sich „an die Grenze ent¬ 
lang der östlichen Neiße zu halten“' 37 , gab aber seinen Widerstand auf. 
Außerdem wies er noch auf die mündlichen Zusagen hin, die er von der 
polnischen Regierung in bezug auf die Wahlen, die Presse und die Reli¬ 
gion erhalten hatte. Auf seine Frage nach dem Rückzug der sowjeti¬ 
schen Armee aus den polnischen Westgebieten antwortete Stalin, daß 
nur solche Truppen bleiben würden, die zum Schutz der Verbindungs¬ 
linien in die sowjetische Besatzungszone Deutschlands nötig seien. 
Schließlich stimmten die Chefs der drei Regierungen darin überein, daß 
bis zur endgültigen Festlegung die Westgrenze Polens „von der Ostsee 
ein klein wenig westlich von Swinemünde und von dort die Oder ent¬ 
lang bis zur Einmündung der westlichen Neiße und die westliche Neiße 
[sic| entlang bis zur tschechoslowakischen Grenze verläuft“. 138 In sei¬ 
nem Bericht an das Kabinett rechtfertigte Bevin seine Haltung mit fol¬ 
genden Worten: 

We found decisions already being shaped for us by events. Wc made it our primc 
concern to sce that the new Poland would bc independent, democratic and in free 
communication with the world at large. We have obtained assurances from the Po- 
lish representatives of their firm intention to put into full cffect the political sett- 
lcment in Poland which the Conference had already agreed. 139 

Und Attlec berichtete Churchill: 

On Poland the Russians insisted on the Western Neisse and eventually the Amcri- 
cans accepted this. Wc were, of course, powcrless to prevent the course of events 
in the Russian zonc. 140 

In der Diskussion des 31. Juli über den Transfer der Deutschen aus Po¬ 
len, der Tschechoslowakei und Ungarn erklärte Stalin: 

Es handelt sich nicht darum, daß man die Deutschen direkt nimmt [sie) und aus 
diesen Ländern vertreibt. So einfach ist die Sache nicht. Aber man stellt sic in eine 
Lage, bei der cs für sic besser ist, diese Gebiete zu verlassen. Formal können die 
Tschechen und Polen sagen, es bestehe kein Verbot für die Deutschen, dort zu le¬ 
ben, doch in Wirklichkeit werden die Deutschen in eine Lage gestellt, bei der es 
für sie unmöglich wird, dort zu leben. 141 


IM Teheran, Jalta, Potsdam 360 f. — Protokoll der 11. Plenarsitzung am 31.7. 
1945. DBPO 1/1, Nr. 495. — FRUS, The Conference of Berlin II, 510-539. 

137 Diese Aussage ist im sowjetischen, nicht aber im britischen Protokoll enthalten. 

138 Teheran, Jalta, Potsdam 371. 

139 Bevin an Morrison am 1.8.1945. DBPO 1/1, Nr. 520. 

140 Attlee an Churchill am 1.8.1945. DBPO 1/1, Nr. 522. 

141 Teheran, Jalta, Potsdam 378. — In bezug auf Stalins Äußerungen dürfte die 
sowjetische Version der britischen vorzuziehen sein. Nach letzterer hätte Sta- 
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Während Stalin behauptete, daß die Deutschen „fliehen“, sprach Byrnes 
davon, daß sie „vertrieben“ würden. Schließlich gab Stalin nach, so daß 
sich die drei Regierungen auf folgende Botschaft an die Prager und die 
Warschauer Regierung einigen konnten: 

The three Governments, having considcrcd the question in all its aspccts, reco- 
gnize that the transfer to Germany of German populations, or clcmcnts thcreof, 
rcmaining in Poland, Czechoslovakia and Hungary, will have to be undertaken. 
They agree that any transfers tliat take place should be effccted in an ordcrly and 
humane manncr. Since the influx of a large numbcr of Germans into Germany 
would increase the bürden already resting on the occupying authoritics, they con- 
sider that the Allicd Control Council in Germany should in the first instance ex- 
amine the problcm, witli special regard to the question of the cquitable distributi- 
on of these Germans among the sevcral zoncs of occupation. They are accordingly 
instructing their rcspective representatives on the Control Council to report to 
their Governments as soon as possible the extent to which such persons have al¬ 
ready entered Germany from Poland, Czechoslovakia and Hungary, and to submit 
an estimate of the time and rate at which further transfers could be carried out ha- 
ving regard to the present Situation in Germany. 

In der Zwischenzeit würden die tschechoslowakische und die polnische 
Regierung sowie der Kontrollrat in Ungarn gebeten, „weitere Vertrei¬ 
bungen auszusetzen, bis die betroffenen Regierungen den Bericht ihrer 
Vertreter im Kontrollrat geprüft haben“.' 42 Über das Unterkomitee, das 
diesen Beschluß ausgearbeitet hatte, berichtete sein britisches Mitglied 
Harrison: 

Sobolev took the view that the Polish and Czcchoslovak wish to expcl their Ger¬ 
man populations was the fulfillment of a historic mission which the Soviel Go¬ 
vernment werc unwilling to try to impcdc. The view of the Sovict Government 
was that it was the function of the Allicd Control Council in Germany to facilitatc 
the rcccption of the transfered populations as rapidly as possible. Cannon and I 
naturally strongly opposed this view. Wc madc it clear that we did not like the idca 
of mass transfers anyhow. As, however, wc could not prevent them, we wished to 
cnsurc that they werc carried out in as ordcrly and humane a manncr as possible 
and in a way which would not throw an intolerable bürden on the occupying au¬ 
thoritics in Germany, 

Schließlich habe „Uncle Joe“, d. h. Stalin, der vorläufigen Stop-Auffor- 
derung zugestimmt: 

lin gesagt: „It was not the fact that the Polish, Czcchoslovak and Hungarian 
Governments were driving the Germans out. The Germans had created such a 
condition of affairs for themselves in these countries that they preferred to flee 
[...)“. Protokoll der 11. Plenarsitzung am 31.7.1945. DBPO 1/1, Nr. 495. 

142 Harrison an Troutbcck am 1.8.1945. FO 371/46811, C4415/95/18. — Tehe¬ 
ran, Jalta, Potsdam 340ff. — FRUS, The Conference of Berlin II, 523 f. 
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This tnay prevent mass expulsions for the time being, but I have no doubt that 
hundreds of Germans will continue to move westwards daily. Fortunately, the 
Russians and the Americans will bcar the first brunt of the influx. We did our best 
to get some reference to the absorptive capacity of Germany, but here the Rus¬ 
sians dug their toes in, on the grounds that they have no doubt whatsoever about 
Germany’s capacity to absorb millions of transferees. 143 

Enttäuscht von den Potsdamer Beschlüssen zeigte sich auf der einen 
Seite die tschechoslowakische Regierung: Indem die „Großen Drei“ die 
polnische Verwaltung ganz Schlesiens anerkannten, erledigten sich de 
facto die tschechoslowakischen Ansprüche auf Ratibor, Leobschütz und 
Glatz. Die Tatsache, daß die Konferenz Ungarn den Transfer der Deut¬ 
schen erlaubte, aber zur tschechoslowakischen Absicht, die Magyaren 
auszusiedeln, schwieg, verschlechterte die Aussichten auf die Durchset¬ 
zung dieser Pläne. 144 Auf der anderen Seite kritisierte Churchill in seiner 
Unterhaus-Rede vom 16. August, nun als Oppositionsführer, die Ver¬ 
schiebung der polnischen Grenze nach Westen als zu weitgehend und 
die „Bedingungen“, unter denen die Vertreibung und der Exodus der 
Deutschen aus dem neuen Polen stattfinde. Dieselben Bedingungen 
könnten sich in abgewandelter Form bei der Vertreibung der Sudeten¬ 
deutschen und anderer Deutscher aus der Tschechoslowakei wiederho¬ 
len. 

Sparse and guarded accounts of what bas happened and is happening have filtcred 
through, but it is not impossiblc that tragedy on a prodigious scale is unfolding 
itself behind the iron curtain which at the moment divides Europe in twain. 145 


143 Harrison an Troutbeck am 1.8.1945. FO 371/46811, C4415/95/18. Abge¬ 
druckt in: DBPO 1/1, Nr. 510. 

144 Kaplan: Pravda o Ceskoslovensku 99 f. — Kastory: Rewanz za Monachium 80 f. 

145 Churchill: Victory 232. 
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1. Die Diskussion über die Vertreibung der Deutschen aus der Tsche¬ 
choslowakei und Polen beginnt mit der Forderung Hitlers nach dem 
Anschluß der mehrheitlich von Deutschen besiedelten Randgebiete der 
böhmischen Länder in das .Großdeutsche Reich' am 12. September und 
dem Vorschlag Hitlers vom 24. Oktober 1938, in einer Art unbefriste¬ 
tem Ultimatum am 21. März 1939 erneuert, Danzig an Deutschland an¬ 
zugliedern sowie exterritoriale Verkehrsverbindungen durch den .polni¬ 
schen Korridor' zu führen. Die Forderung an die Tschechoslowakei 
führte zur Abtretung der Sudetengebiete im .Münchener Abkommen' 
vom 29. September 1938, die Forderungen an Polen zum Angriff auf 
Polen am 1. September 1939. Die nationalsozialistische Propaganda hat¬ 
te ihr Verlangen nach einer Veränderung der in den Pariser Vororte- 
Verträgen gezogenen Grenzen mit dem Wunsch der Sudetendeutschen 
und Danziger begründet,,heimzukehren ins Reich'. Das Zusammenspiel 
der deutschen Volkstumsverbände und Parteien in Polen schon zur Zeit 
der Weimarer Republik und besonders der .Sudetendeutschen Heimat¬ 
front' bzw. .Sudetendeutschen Partei' und der nationalsozialistischen 
Führung seit 1934 hatte Polen und Tschechen, aber auch den Regierun¬ 
gen der Großmächte und ihren Beratern gezeigt, daß mit einer dauerhaf¬ 
ten Loyalität der deutschen Minderheiten zur Tschechoslowakischen 
und Polnischen Republik nicht gerechnet werden könne. Allgemein ver¬ 
breitet war auch die Meinung, daß sich die Minderheitenschutz-Bestim¬ 
mungen der Pariser Vororte-Verträge nicht bewährt, sondern vielmehr 
die Integration der Minderheiten in die Nachfolgestaaten gestört hätten. 

Ausgangspunkt der tschechoslowakischen Vertreibungspläne waren 
die Erfahrungen des Jahres 1938. Die strategische Position der Tsche¬ 
choslowakei war schon durch den Anschluß Österreichs an das Deut¬ 
sche Reich äußerst geschwächt und durch die Abtrennung der .Sudeten-' 
oder .Grenzgebiete' endgültig so aussichtslos geworden, daß die ampu¬ 
tierte Tschechoslowakei im März 1939 keinen Widerstand gegen die 
deutsche Besetzung leistete. Gegen eine Wiederholung von .München , 
eine erneute Abtrennung der von Deutschen besiedelten Grenzgebiete, 
sollten Vorkehrungen durch die Aussiedlung eines möglichst großen 
Teils der deutschen Bevölkerung getroffen werden. .München' ist das 
Motiv für die Vertreibung, während die deutsche Besatzungspolitik die 
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Aussiedlungspläne einschließlich der Terrorwellen im Herbst 1941 und 
Sommer 1942 mit der Vernichtung der Ortschaft Lidice nur gefestigt 
und unumkehrbar gemacht hat. Aus der tschechischen Widerstandsbe¬ 
wegung kamen schon vor Kriegsbeginn Forderungen nach einer voll¬ 
ständigen Aussiedlung der Sudetendeutschen. 

Ausgangspunkt der polnischen Annexions- und Vertreibungspläne 
war die überraschend schnelle Niederlage im .Septemberkrieg* 1939. 
Diese wurde auf die ungünstige strategische Lage zurückgeführt, die 
durch die Grenzziehung in den Jahren 1919 bis 1921 entstanden war. 
Ostpreußen und Schlesien erschienen der polnischen Regierung, Wider¬ 
standsbewegung und Öffentlichkeit als zwei Backen einer Zange, mit 
der Polen zerdrückt worden sei. Der zwanzigjährige Streit um den .Kor¬ 
ridor“ und um Oberschlesien sollte nach dem zweiten Weltkrieg zugun¬ 
sten Polens gelöst werden. Angesichts der radikalen nationalsozialisti¬ 
schen Besatzungspolitik, an der sich auch Volksdeutsche .Selbstschutz¬ 
einheiten“ beteiligt hatten, erschien auch den großen Alliierten ein Zu¬ 
sammenleben von Polen und Deutschen in einem Staat ausgeschlossen. 

In der exilierten Führung der sudetendeutschen Sozialdemokratie 
besaß das tschechoslowakische Exil, in deren Vorsitzendem Jaksch hatte 
Präsident Benes einen Partner, mit dem er in London über die Zukunft 
der Deutschen in der Tschechoslowakei verhandeln konnte, ja wegen 
des hohen Ansehens, das sich die sudetendeutschen Sozialdemokraten 
durch ihren Widerstand gegen Henlein und Hitler erworben hatten, spre¬ 
chen mußte. Jaksch zog aus den Erfolgen der .Sudetendeutschen Partei“ 
und der Selbstgleichschaltung aller nicht-sozialistischen deutschen Par¬ 
teien und Verbände den Schluß, daß sich seine Partei aus einer Klassen- 
zu einer Volkspartei entwickeln und die nationalen Forderungen der 
Sudetendeutschen nach einer Föderalisierung und nach territorialer Au¬ 
tonomie vertreten mußte, wenn sic nach dem Kriege die Mehrheit der 
Sudetendeutschen in eine demokratische Republik führen wollte. 

2. In der tschechischen Exilpolitik und damit auch in der Planung 
der Vertreibung dominierte der langjährige tschechoslowakische Au¬ 
ßenminister und Staatspräsident Benes. Als letzte verzweifelte Antwort 
auf die ,Heim-ins-Reich‘-Parolen der .Sudetendeutschen Partei“, die bei 
den Kommunalwahlen des Jahres 1938 neun Zehntel der Stimmen der 
deutschen Wähler gewonnen hatte, entwickelte er Mitte September 
1938 seinen sogenannten .Fünften Plan“: Ein Drittel der Sudetendeut¬ 
schen könne die Tschechoslowakei durch Abtretung bestimmter Grenz¬ 
gebiete loswerden, ein Drittel sollte ausgesiedelt werden und ein Drit¬ 
tel, besonders die .Demokraten, Sozialisten und Juden“, könne in der 
Tschechoslowakei bleiben. An diesem Plan hielt er während des Krie¬ 
ges fest. Die Zustimmung der Großmächte zur Vertreibung der Deut- 
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sehen aus der Tschechoslowakei sollte durch eine solche Abtretung von 
Grenzgebieten bzw. die Aufgabe größerer gegen den Gewinn kleinerer 
Grenzgebiete erleichtert werden. Die Gebiete, auf die Benes zu ver¬ 
zichten bereit war, umfaßten im Herbst 1940 noch drei Gaue oder 
Kantone, nämlich Jägerndorf, Reichenberg und Karlsbad, mit deren 
Abtretung an Deutschland Benes rechnete. Die Gebiete, an deren Ab¬ 
trennung von der Republik Benes dachte, wurden schrittweise kleiner. 
Aufgrund der Kritik in den eigenen Reihen schloß Benes noch Anfang 
Juni 1941 Karlsbad, nicht aber Eger von der möglichen Abtretung aus. 
Im Februar 1945 war von diesem Element seines Plans nur noch die 
Bereitschaft übriggeblieben, wenige dicht - darunter einen Landzipfel 
mit Asch und Eger - gegen einige dünn besiedelte Gebiete mit einer 
Differenz von 300000 Personen auszutauschen. Zurück in der Tsche¬ 
choslowakischen Republik bleiben dürften etwa 800000 Deutsche, hieß 
es noch im Memorandum vom November 1944. Die Zahl war aber 
schon damals nicht mehr ernst zu nehmen, da von diesen Deutschen 
entweder aktiver Kampf gegen Henlein und Hitler vor und nach dem 
Münchener Abkommen und Bereitschaft zur Tschechisierung verlangt 
wurde. Infolgedessen wuchs die Zahl der Deutschen, die ausgesiedelt 
werden sollten. Um diese wachsende Zahl formal zu verringern, glie¬ 
derte sie Benes in verschiedene Kategorien: Ein Teil werde fliehen, die 
.Schuldigen“ seien zu .vertreiben“ und nur der Rest .organisiert zu trans¬ 
ferieren“. Auf britischen Druck nahm Benes aber diese Unterscheidung 
zwischen Vertreibung und Transfer zurück und erhöhte die Zahl der 
.Henleinisten und Nazis“, die fliehen würden, auf eine halbe Million. 
Nach der Befreiung dachte die tschechoslowakische Regierung nicht 
mehr an einen Gebietsaustausch mit Deutschland und Ungarn, sondern 
nur noch an eine Arrondierung des Staatsgebiets auf deutsche und un¬ 
garische Kosten, konnte diese aber nicht durchsetzen. 

Benes zielte auch auf eine Verringerung der Zahl der Magyaren in 
der Tschechoslowakei. Er dachte bis 1943 wie im Falle der Sudeten¬ 
deutschen an die Abtretung der Großen Schütt sowie kleinerer Grenz¬ 
bezirke. Die Aussiedlung von zwei Dritteln der Magyaren sollte zum Teil 
den Charakter eines Austauschs gegen Slowaken aus Ungarn annehmen. 
Die slowakischen Politiker hatten dagegen bis 1944 offensichtlich nicht 
an eine Vertreibung der Magyaren aus der Slowakei gedacht. Erst auf 
Initiative Beness und der Londoner Exilregierung übernahmen sie diese 
Forderung, die sie aber wegen des Widerstandes der Amerikaner und 
Briten und wegen der nur halbherzigen Unterstützung der Sowjets nicht 
verwirklichen konnten. 

3. Jaksch erhoffte und Benes fürchtete eine Revolution oder einen 
Militärputsch in Deutschland, auf die ein Kompromißfrieden folgen 
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könnte. Für diesen Notfall stellte Benes im Herbst 1940 Jaksch die 
Aufnahme sudetendeutscher Sozialdemokraten in den ,Staatsrat“, eine 
Art Ersatzparlament, in Aussicht. Damals ließ Benes eine Gruppe von 
Ministern mit Jaksch über die Bildung dreier Kantone sowie kleinere 
oder größere Bevölkerungsverschiebungen innerhalb der Tschechoslo¬ 
wakei verhandeln. Mit diesen Gesprächen sollte der Eintritt sudeten¬ 
deutscher Sozialdemokraten in den Staatsrat vorbereitet werden. Als die 
führenden Widerstandsgruppen in der Heimat protestierten, verschob 
Benes im Dezember 1940 die Aufnahme von Deutschen in den Staats¬ 
rat. Ein erneuter Anlauf, sudetendeutsche Vertreter im Spätsommer 
1941 in den Staatsrat zu integrieren, scheiterte an erneuten Protesten aus 
dem Protektorat, vor allem aber aus der Auslandsarmee. 

Im Juni 1939, also vor der Entfesselung des Krieges, hielt Jaksch 
die Zukunft der Sudetengebiete für offen. Im Laufe der ersten Kriegs¬ 
monate erkannte er, daß deren Rückgliederung an die Tschechoslowa¬ 
kei immer wahrscheinlicher wurde. Um die Mehrheit der Sudetendeut¬ 
schen dauerhaft für den neuen gemeinsamen Staat mit den Tschechen 
und Slowaken gewinnen zu können, forderte die .Treuegemeinschaft 
sudetendeutscher Sozialdemokraten“ ein deutsches Bundesland mit 
Landtag und Landesregierung in einer föderalisierten Tschechoslowa¬ 
kei. Solange eine Einigung mit der tschechoslowakischen Exilführung, 
d. h. Benes, ausstand, sollten die wehrfähigen Genossen in der briti¬ 
schen Armee dienen, empfahl Jaksch. Im Herbst 1940 wäre Jaksch schon 
mit der Bildung deutscher Kantone nach Schweizer Vorbild zufrieden 
gewesen. Obwohl Jaksch Beness Pläne spätestens seit dem Herbst 1940 
kannte, verhandelte er weiter. Denn er hoffte einerseits, das Ausmaß 
der geplanten Vertreibung verringern zu können. Andererseits brauche 
seine Partei ein Alibi, daß sie im Exil alles getan habe, um zu einer Ver¬ 
einbarung mit den Tschechen zu kommen, war Jakschs Überzeugung. 
Nachdem ihm Benes im Januar 1942 seinen Plan erläutert hatte, der die 
Reduktion der deutschen Minderheit auf höchstens eine Million vorsah, 
glaubte Jaksch, die Verhandlungen nicht mehr weiterführen zu können, 
doch als Benes im Herbst 1942 neue Gespräche auf der Basis der Ver¬ 
treibung von .Schuldigen“ anbot, schöpfte Jaksch erneut Hoffnung. 
Denn einmal eingeführt, mußte dieses Kriterium zur Reduktion der Zahl 
der Vertriebenen führen. Als das Foreign Office sich aber gegen das 
Schuldprinzip aussprach, da es den Umfang der Aussiedlung zu be¬ 
schränken drohte, brach Benes die Verhandlungen mit Jaksch ab. In 
seiner Abrechnung .mit der Politik Jakschs warf er ihm vor, durch allzu 
langes Zögern den Zeitpunkt verpaßt zu haben, zu dem seine Partei in 
die Auslandsaktion hätte eingegliedert werden können. Jaksch hatte je¬ 
doch, wie ich gezeigt habe, auch zuvor niemals eine Chance gehabt, zu 
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einer Einigung mit Benes zu kommen, wenn er die Vertreibung der 
Mehrheit der Sudetendeutschen nicht akzeptieren und sich nicht m 
der Rolle des Führers der Restminderheit zufriedengeben wollte. Nur 
die treu gebliebenen Sozialdemokraten vor der Vertreibung zu bewa 
ren schrieb Jaksch einem seiner Kritiker, würde bedeuten, die > HeC ^' 
volk'-Theorie - jedoch umgekehrt - zu Vertretern ^ ^ndgukrge 

Abbruch der Gespräche mit Benes versuchte Jaksch, die britische 

fentlichkeit für die Ablehnung der Transfer-Pläne z ^TXn" K^holi- 
gust 1944 gründete er zusammen mit zwei sudetendeutschen Katl 

IZ ein .Demokratisches Sudeten-Komitee', kehrte zu“ t " 
stischen Programm der ersten Kriegsmonate zuruck und forderte die Be 
Setzung der Sudetengebiete durch .eine unparteiische alliierte 1 ruppe 
Mb Wissen Beness hatten tschechische Sozialdemokraten die in 
parteiliche Opposition gegen Jaksch zur Trennung vor»der 
meinschaft* gedrängt. Diese Zinner-Gruppe ließ sich m Herbst 19 
verpflichten, an der Spaltung festzuhalten, selbst wenn Jaksch seine 
litik ändern sollte. Zusammen mit den deutschen 

den Deutsch-Demokraten versuchte die Zinner-Gruppe durch Verzic 
auf nationale Forderungen das Wohlwollen der Exdregierung zu gewin¬ 
nen. Sie segelte so sehr im tschechischen Schlepptau, daß sie se.t Ma z 
1944 zusammen mit den Kommunisten die Aussiedlungsplane der Exil 

regierung in vollem Umfang unterstützte. „ ,, . ■ , 

4 In der polnischen Widerstandsbewegung und Öffentlichkeit spiel¬ 
te der Gedanke der .Kompensation' für eventuelle G^Bvetluste ln 
den Jahren 1939 bis 1942 kaum eine Rolle, wohl aber bei den Überle¬ 
gungen der Führungsgruppe in de, Exilregierung, aIso bei Sikorsk und 
feinen Beratern, Die polnische Regierung erhob sei, Oktober 1939 An 
Spruch auf Ostpreußen und seit Anfang 1940 a U c h ataf ^e-tseh-Obe^ 
Schlesien. Die polnischen Widerstandsgruppen ln der Heimat stellten 
durchweg die Forderung nach der Annexion größerer bisher d^tsch 
Provinzen als die Exilregierung. Das Ausmaß der Annexionen und 
deutschen Bevölkerung, die ausgesiedelt werden sollte, stieg im raHe 
Polens im Laufe der Verhandlungen über den te.lweisen oder vollsüm 
dieen Verlust der polnischen Gebiete hinter der Curzon-Lime. In Mos 
kau bot Stalin im Dezember 1941 Sikorski nicht nur Kompensationen 
in Ostpreußen, sondern schon die Oder als Westgrenze I olens an. 
Auch unter diesem Eindruck strebte die Exilregierung nunmehr eine 
Grenze an der Oder und Glatzer Neiße an. Vorstellungen, die Grenze 
bis zur Lausitzer Neiße vorzuschieben, lehnte die Regierung im Herbs 
1942 sowie in den beiden folgenden Jahren wiederholt ab; allerdings 
sollte Niederschlesien westlich der Oder einem strengen poinischen 
Besatzungsregime unterworfen werden. Während die Regierung Arci- 
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szewski auch 1944 und 1945 an dieser Linie festhielt, sprachen sich der 

Mln ‘ ster P räsident Mikolajczyk und der Vorsitzende des 
, oimschen Naoonalrats Grabski im Januar 1945 für die Oder-Lime 

heit' da b Ha ? nS 'f dt S ‘ ettin “ nd d “ ’ Rat d = r Nationalen Eta- 
Bunu für Hi r StC P J° rg “ d « nationalen Widetstandsbewe- 

8 f c . d Grenze an der ° der u nd Lausitzer Neiße aus 

5 - ßehon im Frühjahr 1940 hielt eine Mehrheit der im .Foreign Re- 
search and 1 ress Serv.ce' (FRPS) vereinigten wissenschaftlichen Berater 

slowakeTTol . der Datschen aus der Tschecho¬ 

slowakei, 1 ölen und jenem Teil Ostdeutschlands für nötig der Polen 

ubcigeben werden sollte, zumindest aber aus Ostpreußen, Deutsch- 

jcischlesien bis zur Oder und dem Sudetenland. Der deutsche Kampf 

g gen den .polnischen Korridor* und die Anschlußforderungen der Su- 

ben ZeitTrf rd° Cn n S1Ch nadl KriegC nicht wi «derhoL. Zur sei¬ 
en Zeit erfuhr der ste lvcrtretende amerikanische Außenminister Welles 

in Paris und London, daß Daladier und Chamberlain den Deutschen der 

Selbstb ti >W M Und S ° gar P ° lenS ' m Falle cines Kompromißfriedens 
Selbstbestimmung einraumen wollten. Erst unter dem Eindruck der 

deutschen Luftangriffe auf britische Städte wandelte sich die Stimmung 

der britischen Bevölkerung so weit, daß Forderungen der Exilregierum 

feT r„ a o T Cr r ? dlkalen LÖSUng dcr Probleme der deutschen Minderhei¬ 
ten in Ostmitteleuropa auch bei den Ministern und bei den Beamten 

Vor M| elgn ? CC ^ nklang fanden - Bei Churchill persönlich trafen die 
orStellungen über Bevolkerungstransfers schon im Dezember 1940 auf 

SSSTÄ T°d C 1 C ; f ch , au /, den > Erfol g‘ des griechisch-türkischen 

P S b u eri , C /' Pf Atlantlk -Charta wurde von der britischen Regie- 
ung wie ihr Verhalten gegenüber den Erklärungen der Exilregierungen 
^etgte von Anfang a n nur als Propaganda-Instrument betrachtet. 

Neben Churchill stand auch Eden persönlich schon vor seiner Mos¬ 
kau-Reise im Dezember 1941 dem Transfer der deutschen Minderhel 

- h o 0 : n , Und dCf Tschechoslowa kei positiv gegenüber. Im De¬ 
zember 1941 bot Stalin Sikorski an, daß Polen für die Verluste im 

Osten Kompensationen in Ostpreußen und bis zur Oder erhalten kön- 

ne, und wiederholte diese Aussage gegenüber Eden, wobei die deutsche 

evolkerung dieser Gebiete nach Deutschland evakuiert werden müsse 

Ts U i C1C , h S f raCb S1Ch Stahn für die Rückgabe der Sudetengebiete an die 

dem' FRPS 7 A 1 T" ■ ^ L ° ndon 8 ab Eden 

Deutschland a" ^ 8 “ ? Ut3Chten Über die lenzen zwischen 

Deutschland M f der einen und der Tschechoslowakei und Polen auf 

R«DhlchTr h ° abe ! soI,te der FR PS weniger Rücksicht auf ethno¬ 
graphische Gesichtspunkte nehmen und .soweit dies dazu führt den 

Austausch von Bevölkerungen zu befürworten*, eine zweites Gutachten 
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zu dem griechisch-türkischen Austausch und zur Umsiedlung der 
Deutschbalten erarbeiten. Während Eden auf die Gutachten wartete, 
erläuterte ihm Benes seinen Plan, die Zahl der Sudetendeutschen durch 
Teil-Abtretung und Teil-Vertreibung auf eine Million zu reduzieren. 
Kurz darauf legte der FRPS das bestellte Gutachten vor. Die Zahl der 
Deutschen, die bei der Annexion Ostpreußens mit Danzig und Ober¬ 
schlesiens sowie aus dem Sudetenland vertrieben werden müßten, 
schätzte der FRPS am 12. Februar auf 3-6,8 Millionen. Dieses Gutach¬ 
ten sowie Beness Plan bildeten die Grundlage für den Doppelbeschluß 
des britischen Kriegskabinetts vom 6. Juli 1942: Es erklärte das Mün¬ 
chener Abkommen für ungültig und seine Zustimmung zum .allgemei¬ 
nen Grundsatz des Transfers von deutschen Minderheiten in Mittel¬ 
und Südosteuropa nach Deutschland nach dem Kriege in Fällen, wo 
dies notwendig und wünschenswert erscheint'. Obwohl Eden in seiner 
Kabinettsvorlage Lidice erwähnt hatte, dürfte dieser Terrorakt die seit 
Monaten anstehende Entscheidung nicht wesentlich beeinflußt haben. 
Der FRPS hielt auch in weiteren Gutachten die Annexion Danzigs, Ost¬ 
preußens und Oberschlesiens durch Polen für nötig. Eden vertrat die 
Kompensationslösung im März und September 1943 im Kabinett sowie 
im März 1943 gegenüber der amerikanischen Führung, ln dieser Lösung 
sah das im November 1943 gebildete .Interdepartmental Committee on 
the Transfer of German Populations* das Maximum und sprach sich ge¬ 
gen weitergehende polnische Annexionen und damit Vertreibungen aus. 
Wenn überhaupt, empfahl das Komitee, sollte die deutsche Bevölke¬ 
rung eines Gebiets vollständig transferiert werden, damit nicht sowohl 
Revanche suchende Vertriebene in Deutschland als auch Restminder¬ 
heiten in den Vertreiberstaaten geschaffen würden, die einem erstarkten 
Deutschland doch wieder Anknüpfungspunkte für eine Grenzrevision 
bieten könnten. Deutschland könne die Vertriebenen langfristig absor¬ 
bieren, doch seien kurzfristig Engpässe bei der Versorgung mit Lebens¬ 
mitteln, Wohnraum und Arbeitsplätzen zu erwarten. Um einen wirt¬ 
schaftlichen Kollaps Deutschlands zu verhindern, solle die Vertreibung 
erst ein Jahr nach dem Waffenstillstand beginnen und über mindestens 
fünf Jahre gestreckt werden; der zu erwartende Arbeitsplatz-Mangel in 
Deutschland sollte durch den Zwangseinsatz deutscher Arbeiter in Ruß¬ 
land reduziert werden. Das Komitee machte sich auch Beness Vorschlä¬ 
ge zu eigen, erstens allen Deutschen, die nach dem deutschen Recht 
Reichsbürger seien, die Staatsangehörigkeit zu entziehen und zweitens 
das Vermögen der Vertriebenen gegen die Reparationsforderungen der 
Vertreiberstaaten zu verrechnen. 

Neben Ostpreußen, Danzig und Oberschlesien bot Eden Mikolaj- 
czyk schon im November 1943 zusätzlich .Pommern* als Gegenleistung 


426 


Zusammenfassung 


für die Hinnahme der Curzon-Linie an. Churchill sprach auf der Konfe¬ 
renz in Teheran von einem Polen zwischen Curzon-Linie und Oder und 
machte im Februar 1944 die Absicht, Polen im Norden und Westen zu 
entschädigen, auch durch eine Rede im Unterhaus bekannt. Im Oktober 
1944 gingen Churchill und Eden noch einen Schritt weiter, um die Zu¬ 
stimmung der polnischen Führung zum Verlust der Ostgebiete und 
Lembergs zu erreichen: Polen könne sich bis zur Oder einschließlich 
Stettins und Breslaus ausdehnen, verbunden mit der Aussiedlung aller 
dort lebenden Deutschen. Diese Lösung vertrat er, ohne die Oder-Linie 
zu erwähnen, im Dezember 1944 auch im Unterhaus. Dagegen hielten 
es Bevin, Eden und das Foreign Office nicht mehr für erforderlich, die 
Oder-Grenze zu unterstützen, da die neue sowjethörige Warschauer 
Regierung ohnehin die Curzon-Linie anzunehmen bereit war. 

6. Skrupel bei der Vertreibung ethnischer Gruppen waren von der 
Sowjetunion nicht zu erwarten, hatte sie doch vor allem die Rußland¬ 
deutschen aus dem europäischen in den asiatischen Teil deportiert. An¬ 
klänge an diese Lösung tauchten auf, wenn Benes und Ripka mit Bo- 
gomolov über einen Abtransport der Sudetendeutschen nach Sibirien 
,scherzten“ und Sargent im Foreign Office diese Lösung empfahl; au¬ 
ßerdem sah nicht nur die sowjetische Reparationskommission, sondern 
auch der britische ,Malkin Report“ die Zwangsarbeit von bis zu drei Mil¬ 
lionen Deutschen vorwiegend in der Sowjetunion vor. Polen solle Ost¬ 
preußen und alle Gebiete bis zur Oder erhalten, sagte Stalin zu Eden im 
Dezember 1941, und wenn Polen Ostpreußen erhalte, müßten die Deut¬ 
schen evakuiert werden. Während der Verhandlungen über den geplan¬ 
ten britisch-sowjetischen Vertrag im Mai 1942 war sich Eden mit Mo- 
lotov einig, daß bei einer Übertragung Ostpreußens an Polen die dorti¬ 
gen Deutschen .entfernt“ werden müßten. Die sowjetischen Planungs¬ 
gremien, die Litvinov- und die Majskij-Kommission, empfahlen im Ok¬ 
tober 1943 bzw. im Januar 1944 die Übertragung Danzigs, Ostpreußens 
südlich von Königsberg, und Oberschlesiens an Polen, verbunden mit 
der Aussiedlung der Deutschen. Nicht nur diese Gebiete, sondern alle 
Gebiete bis zur Oder einschließlich Stettins könnten die Polen erhalten, 
erklärte Stalin Benes im Dezember 1943, während die Sowjetunion das 
nördliche Ostpreußen für sich beanspruche. Dem Lubliner Komitee, der 
späteren Warschauer Regierung, sowie dem polnischen Ministerpräsi¬ 
denten Mikolajczyk versprach Stalin im Juli und August 1944, sich für 
die Ausdehnung Polens bis zur Oder und Lausitzer Neiße einschließlich 
Stettins und Breslaus einzusetzen. 

Die Vertreibung der Sudetendeutschen sei ein .inneres Problem“ der 
Tschechoslowakei, sagte Molotov im Juni 1942 zu Benes, doch werde 
die sowjetische Regierung helfen, wo es möglich sei. Im Mai 1943 er- 
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klärten Beness Abgesandte dem sowjetischen Botschafter Bogomolov, 
daß ihnen Molotovs Aussage nach der britischen und nun auch ameri¬ 
kanischen Zustimmung nicht mehr genüge, und am 5. Juni antwortete 
Bogomolov, daß die sowjetische Regierung dem Gedanken des Trans¬ 
fers der Deutschen zustimme. Diese Position bekräftigte Stalin bei sei¬ 
nem Gespräch mit Benes am 12, Dezember 1943. Erst nach Stalins Ent¬ 
scheidung schwenkte auch die Moskauer KSÜ-Führung auf den Vertrei¬ 
bungskurs ein. 

7. In der amerikanischen Politik zur Frage polnischer Annexionen 
und der Vertreibung gibt es einen deutlichen Gegensatz zwischen den 
Aussagen Roosevelts und den Empfehlungen der Beratungsgremien. 
Roosevelt hatte sich schon seit Februar 1942 mehrfach dafür ausgespro¬ 
chen, das Problem des .Korridors“ durch die Übergabe Ostpreußens an 
Polen zu lösen. Die Beratungsgremien gingen unter dem Eindruck der 
Leiden von Vertriebenen beim griechisch-türkischen Bevölkerungsaus¬ 
tausch und der NS-Umsicdlungspolitik in den .eingegliederten Gebie¬ 
ten“ im Frühjahr vom Grundsatz möglichst kleiner Grenz- und Bevöl¬ 
kerungsverschiebungen aus. Im Juli 1942 akzeptierten die US-Planer die 
Übergabe Danzigs an Polen, für die Deutschland allerdings durch einen 
schmalen Grenzstreifen entschädigt werden sollte. Unter dem Einfluß 
der britischen und sowjetischen Haltung empfahlen sic im November 
1942 auch die Übertragung Ostpreußens und unter dem Eindruck der 
Forderungen Sikorskis bei seinem USA-Besuch im Dezember und der 
erwarteten Territorialverluste Polens im Osten zusätzlich eines großen 
Teils von Deutsch-Oberschlesien an Polen. Dabei rechnete die US-lle- 
gierung mit der Auswanderung bzw. Aussiedlung der Einwohner Dan¬ 
zigs und des nördlichen Ostpreußen, während ein Teil der Bevölkerung 
des Bezirks Allenstein und Oberschlesiens polnisch sei bzw. polonisiert 
werden könne. Roosevelt vertrat diese Position sowohl gegenüber den 
Polen als auch gegenüber den Briten und Sowjets. Vor Jalta plädierte das 
.State Department“ auch für die Abtretung eines Teils von Hinterpom¬ 
mern an Polen, sprach sich jedoch gegen weitergehende Annexionen 
durch Polen aus. Ende 1944 versprach Roosevelt wie zuvor schon Chur¬ 
chill und Stalin, Unterstützung beim Transfer der Deutschen aus den 
neu-polnischen Gebieten. 

Bei seiner Reise in die USA im Mai 1943 erreichte Benes die Zu¬ 
stimmung Roosevelts zum Transfer, obwohl die Planer geglaubt hatten, 
mit einer Abtrennung von sechs Landzipfeln von der Tschechoslowakei 
und ohne Vertreibung auskommen zu können. Mit der Nachricht über 
das britische und nun auch das amerikanische Einverständnis zum Trans¬ 
fer schickte er Masaryk und Ripka zu Bogomolov, der daraufhin auch 
die Zustimmung seiner Regierung einholte. 


428 


Zusammenfassung 


8. Zur Konferenz von Jalta kamen die alliierten Großmächte mit unter¬ 
schiedlichen Vorstellungen: Stalin plädierte für die Oder-Neiße-Linie, 
Churchill für die Oder-Linie und Eden und Roosevelt für die Be¬ 
schränkung der polnischen Annexionen auf Ostpreußen, Danzig, Ober¬ 
schlesien und einen Teil von Hinterpommern, doch stimmte Roosevelt 
in Jalta doch der Ausdehnung Polens bis zur Oder zu. Churchill machte 
dieses Ergebnis in einer Rede vor dem Unterhaus bekannt. Als die so¬ 
wjetischen Truppen nach Ostdeutschland vorrückten, wurde ein Teil der 
deutschen Bevölkerung evakuiert, viele versuchten zu fliehen. Mit so¬ 
wjetischer Genehmigung schuf die polnische Regierung vollendete Tat¬ 
sachen und begann mit der Vertreibung der Deutschen aus den Gebie¬ 
ten jenseits von Oder und Lausitzer Neiße. Die Prager Regierung hatte 
das gleiche Ziel: Möglichst viele Deutsche sollten noch vor der erwar¬ 
teten Konferenz der .Großen Drei“ vertrieben werden. Hetzreden von 
Politikern, zentrale Weisungen, die den örtlichen Behörden einen wei¬ 
ten Interpretations- und Handlungsspielraum ließen, selbsternannte Rä¬ 
cher für die NS-Verbrechen und von Bereicherungssucht getriebene 
Einzelne und Gruppen wirkten zusammen, so daß die Deutschen der 
Tschechoslowakei, Polens und Ostdeutschlands in dieser Phase der 
.wilden“ Vertreibung schärfsten Repressalien ausgesetzt waren und zahl¬ 
reiche Todesopfer zu beklagen hatten. Aus der Sackgasse, in die die 
Potsdamer Konferenz vor allem wegen des Streits um die Oder-Neiße- 
Grenze geriet, führte schließlich eine Paketlösung, in der die Briten und 
Amerikaner dieser Grenze und dem Transfer der Deutschen aus Polen, 
der Tschechoslowakei und Ungarn zustimmten und die Sowjets Kon¬ 
zessionen in den Fragen der Reparationen und der Aufnahme Italiens in 
die Vereinten Nationen machten. Die Westmächte hofften darüber hin¬ 
aus, daß die Anerkennung der Oder-Neiße-Linie als provisorische West¬ 
grenze die wirtschaftliche Konsolidierung und demokratische Entwick¬ 
lung Polens fördern würde. 
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Bruntäl s. Freudenthal 

Budapest 100, 388 

Budweis (Ceske BudZjovice) 380 

Bukarest 51, 329 

Bükk 26,387 

Bukowina 137, 245, 272 

Bulgarien 12, 149, 227, 248, 252, 
273,277, 325 

Burg stall (HradiZtZ) 25 

Bydgoszcz s. Bromberg 

Bystrsyca Klod^ka s. Habelschwerdt 

Bytom s. Beuthen 

Calais 63 

Cambridge 144 


Cechy s. Böhmen 
TeZkovice s. Eschowitz 
(lerne üdoli s. Schwarzthal 
Cerny potok s. Sorgenthal 
Certlov s. Zartlesdorf 
Ceske Budijovice s. Budweis 
Cesky Krumlov s. K rum au 
Cesky les s. Oberpfälzer Wald 
Cesky TZZin s. Tc sehen 
Cheb s. Eger 
Chcbsko s. Egerland 
Chelmondclcy 46 
Chicago 13,196,220 
Chodenland (C.hodsko) 291 
Chodsko s. Chodenland 
Cholm 355 
Chomutov s. Komotau 
Cbos%c%no s. Arnswalde 
Chrastava s. Kratzau 
Crossen (Krosno) 158 
C^aUokö^ s. Große Schütt 
Dqbie s. Altdamm 
Dachau 185 

Dänemark 10,63,211,216,260 

Danzig (Gdansk) 48-50, 53, 56 f., 
60, 87, 106, 157 f., 161, 214, 
216, 219 f., 222, 224, 226-231, 
234f., 238-240, 243, 245 f., 257, 
261, 266 f., 275, 278, 281-283, 
285, 287, 335, 344 f., 349, 353, 
355, 357f., 362f., 365, 367f., 
370, 373 f., 393-395, 398-400, 
403 f., 408, 412, 419, 425-427 f. 

Daugava s. Düna 

DZZ/n s. 'letschen 

Deutsch-Bcneschau (NZmecky Bene - 
Zov) 25 

Deutsches Reich 1, 11, 15 f., 19, 21, 
23, 26 f., 32, 34-37, 41, 47-50, 
52f., 55-59, 61, 68f., 71, 75, 82- 
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84,94 f., 99-102, 107 f., 110, 113, 
116, 121-129, 135-137, 140, 142, 
144, 148 f., 154, 156, 159f., 163- 
168, 171, 174, 177, 180, 182, 
184f., 193-195, 198-205, 207, 
209 f., 215-221, 224f., 228, 231- 
235, 239, 241, 243-245, 247-249, 
251 f., 255 f., 258-278, 280-290, 
292-294, 296-298, 301-306, 308, 
310, 312f., 316-318, 325f., 331- 
333,335,337,344f., 349 f., 353 f., 
357-360, 362-364, 367-370, 372- 
374, 380-382, 384f., 387f., 392- 
400, 402,404-406, 408-411, 415, 
417, 419, 421, 425, 427 

Dievenow (Dsywnöw) 338 

Dobrobof s. Kohlberg 

Dobrudscha 137,245,272 

Dolni Bcnefov s. Beneschau 

Dolni Vltavice s, Unter-Moldau 

DomaSov s. Thomasdorf 

Donau 7, 25, 94, 126, 154, 214 

Doupov s. Duppau 

Doupovske boty s. Duppauer Gebirge 

Drage (Drau/a) 231 

Dramburg (Drawsko) 231,404 

Drawa s. Drage 

Drawsko s. Dramburg 

Drohobycz 224, 355, 357 

Dubina s. Eichenhof 

Duchcov s. Dux 

Düna (Daugava ) 156 

Dünkirchen 61 

Duppau (Doupov) 8, 69, 95 

Duppauer Gebirge (Doupovske hory) 
7, 69, 95 

Du x (Duchcov) 19,25,81,291 

Dyje s. Thaya 

D^iwnöw s. Dievenow 

Egcr (Cheb) 91, 96, 99, 187, 228, 
254, 303, 420 


Egerland (Chebsko) 8, 20 f., 71, 84, 
91,102,117,119,123,136f., 148, 
180,183,199, 201,243, 250, 296, 
307 

Eichenhof (Dubina) 25 

Elbe (Labe) 25, 72, 95 

Engclhaus (Andilskä hora) 25 

England s. Großbritannien 

Erzgebirge (Kruine boty) 95, 303,386 

Eschowitz (Telkovice) 25 

Estland 52,228 

Eulengebirge (Jilove hory) 25 

Fehmarn 216 

Finnland 140, 162 f. 

Frankfurt/Oder 50,257 

Frankreich 12f., 16,17, 19, 29 f., 32, 
35, 45, 47, 52f., 55-57, 61, 74, 
87, 101, 151, 157, 163, 165, 216, 
299, 315, 344, 360 

F'ranzensbad (FrantiSkovy Läynl) 307 

Frciwaldau (Fryvaldov) 7, 21,28, 95 f., 
196 

Freudenthal (Bruntdt) 7 

Friedeberg (Streylcc Krajeiiskie) 254, 
257 

Friedland (Frydlant) 8, 95 f., 119, 
136, 196, 228, 254, 303, 307 

Friedland, Region (Fiydlantsko) 21,25 

Frydlant s. Friedland 

Fiydlantsko s. Friedland, Region 

Fryvaldov s. Freiwaldau 

Gablonz (Jablonec nad Nisou) 7 

Galizien 337,356,361,364 

Gdansk s. Danzig 

Gdingen (Gdynia) 57 

Gdynia s. Gdingen 

Glatz (Klod^ko) 28, 180, 313, 386 f., 
417 

Glatzer Gebiet, Glatzer Becken 25, 
84, 94f., 97, 124, 174, 196, 203, 
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215,254,282,303,307, 337, 385- 
387 

Glubcsyce s. Leobschütz 

Gmünd 386 

Görkau (Jirkov) 8 

Görlitz (Zgor^elec) 386 

Graslitz (Kraslice) 307 

Greifenberg (Gtyfice) 254, 257 

Griechenland 26, 52, 103, 127, 134, 
137,149,168,193,227, 248, 252, 
273,277, 339,359, 367, 398, 402 

Grodno 337 

Großbritannien 11-13, 33, 38, 45, 
47, 49, 55 f., 60-62, 64, 66 f., 70, 
73,75, 81, 85, 91, 95, 100f., 107, 
111, 113, 119 f., 132-134, 140 f., 
144, 147, 150, 153, 155f., 160, 
162 f., 165, 176, 189, 192-194, 

198, 206, 208f., 211, 216, 225, 
233, 237-240, 244f., 253-255, 
260, 262, 268 f., 277-279, 291, 
296, 303f., 309-311, 313, 322f., 
327, 331, 335, 341, 344, 347 f., 
356, 360, 362f., 365, 372, 374, 
380, 391,398, 406, 408, 409 

Große Schütt (Ostrov, Csal/oköy) 155, 

199, 201, 286, 296, 331,421 

Großer Schnceberg (Kralickj Sni%- 
nik) 69, 291 

Grünberg (Zietona Göra) 57, 215,370 

Grulich (Kräliky) 7 

Gtyfice s. Greifenberg 

Gumbinnen (Gussev) 257 

Gttssev s. Gumbinnen 

Habelschwerdt (Bystrsyca Klod^ka) 
307 

Hainspach (Lipovd) 8 
Hamburg 317 
Hegyalja 387 
Helgoland 51 

Hohenstadt, Region (Zäbreysko) 291 
Holland s. Niederlande 


Holmhurst 

s. Sachregister: Holmhurst (De¬ 
klaration) 

Hora Svate Kateriny s. Katharinaberg 

Hora Svateho Sebestiäna s. Sebastians¬ 
berg 

Hotzenplotz (Osob/aha) 96, 308 

Hradiftf s. Burgstall 

Iglau (Jibtava) 69 

Irak 200, 402 

Irland 248 

Istrien 272 

Italien 11 f., 17, 52, 61, 68, 83, 93, 
105,135,151,166,199, 248, 272, 
284, 414, 428 

Jablonec nad Nisou s. Gablonz 

Jägcrndorf (Krnov) 7, 69, 80, 95, 
183, 196, 317, 421 

Jalta 285, 309, 366, 370, 373-375, 
393f., 396, 399, 405, 411, 427f. 

Jatiovice s. Johannesberg 

Japan 194 

Jaucrnig (Javornik) 308 
Javornik s. Jaucrnig 
Jeschkengcbirge (JeUZd) 95 
JeHüd s. Jeschkengcbirge 
Jibtava s. Iglau 

Jiletnnicko s. Starkenbach, Region 

Jilove boty s. Eulengebirge 

Jindricbuv Hradec s. Neu haus 

Jirkov s. Görkau 

Johannesberg (Jatiovice) 25 

Jugoslawien 12, 26, 105, 134 f., 168, 
202, 224, 227, 248, 253, 264, 
272 f., 327, 332, 352, 402 f. 

Kaadcn (Kadati) 7, 69 

Kadati s. Kaaden 

Kärnten 272 f. 

Kaiscrwald (Slavkovsky /es) 95 
Kaliningrad s. Königsberg 
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Kamenice, Fluß (Kämmt?) 7, 25 

Kamenz (Kamieniec Zqbkowicki) 386 

Kamieniec Zqbkomcki s. Kamenz 

Kanada 9, 59, 63, 150, 189 

Kaplice s. Kaplitz 

Kaplitz (Kaplice) 7, 25 

Karlovy Vary s. Karlsbad 

Karlsbad (Karlovy Vaty) 7, 69, 96, 
99, 117, 119, 136, 228, 323, 380, 
421 

Karpatenrußland (Podkarpatska Rus) 
7, 13, 84, 96, 110, 125, 146, 152, 
155, 174, 200-202, 214, 299, 
315, 324, 330, 386 

Kaschau (Kolice) 7, 69, 153f., 314, 

389f. 

K a t h a r i n a b e rg (I loraS vate KateHny) 8 
Katzengebirge (Wygörya 7 'r^ebnickte) 

57 

Klaipeda s. Memel 
Klcinbresscl (Vraclavek) 25 
Kleinpriesen (Mali Bfe^no) 25 
Klodyko s. Glatz 

Königsberg (Kaliningrad) 56, 160, 

241, 257, 279, 289, 334, 337- 
339, 344, 347-349, 355 f., 358 f., 
365-367, 372-374, 400, 426 

Köslin (KoStalin) 254, 257 

Kohlberg (Dohrohof) 25 

Kolberg (Kolobr^eg) 55,102,158,219 

Kolobryeg s. Kolberg 

Komorn (Komdrom, Komdrno) 154, 
286,293 

Komotau (Chomutov) 69 
Koren s. Kurschin 
Korneuburg 25 
Kolice s. Kaschau 
Kosolup (Ko^olupy) 143 
Kos^alin s. Köslin 
Koväfskä s. Schmiedeberg 


Koyolupy s. Kosolup 

Kralicky SnZfyik s. Großer Schnee- 
berg 

Krallky s. Grulich 
Krap ko vice s. Krappitz 
Krappitz (Krapkovice) 386 
Kraslice s. Graslitz 
Kräsni Loulky s. Schönwiese 
Kratzau (Chrastava) 8 
Kreuz (Krsyfywiec) 404 
Krkonole s. Riesengebirge 
Krnov s. Jägerndorf 
Kroatien 315 
Krosno s. Crossen 
Krumau ((*esky Krumlov) 383 
Kndne bory s. Erzgebirge 
Krytqowiec s. Kreuz 
Kurschin (Koren) 25 
Kwisa s. Queis 
Kyse/ov s. Sarau 

Landsberg an der Warthe (Prcysiec- 
ko) 219 

Lauban (I^ubari) 386 

Lauenburg (L$bork) 257, 282 

Lausitz (Tn^ice, Lnsyce) 25, 25, 41, 
56,88, 115, 117, 124, 157, 218f., 
386 f., 388 

L$bork s. Lauenburg 
Leiser Berge 386 

Lemberg (Lwöiv, Lviv) 157, 229 f., 
234f., 241, 288, 337-340, 344, 
348-351, 354-358, 361, 363-365, 
370-372, 393, 412, 426 

Leobschiitz (Glubcvyce) 196, 224, 
307,385-387,417 

Lettland 52 

Liberec s. Reichenberg 

Lidice 147, 173, 210, 325, 378, 420, 
425 

Lipovd s. Hainspach 
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Litauen 57 f., 160f., 163, 218, 289 
Lomza 337 

London 21, 29, 32f., 48, 60, 68, 
76, 86, 102, 116, 121, 139, 142, 
145 f., 157, 161, 172, 178, 180, 
192, 194, 197 f., 201, 204, 207, 
209, 283, 292, 312, 316, 318- 
320, 326, 328-330, 343, 357, 
359, 373, 388,399, 420f., 424 

Loutnä s. Wieselstcin 

Loughton/Essex 39 

Luban s. Lauban 

Lublin 283, 364, 366, 368, 371-373, 
393 

Lundenburg (Bfeclav) 21 
Luschwitz (Lufyc) 25 
Lttfyce, Lusyce s. Lausitz 
Lviv s. Lemberg 
Lwow s. Lemberg 

Mähren (Morava) 7, 12, 39 f., 40, 
46, 66, 68-70, 72, 92, 95 f., 102, 
122, 134, 137, 166, 174, 188 
— Nordmähren 19, 69, 317 
— Südmähren 7, 69, 95, 97, 264 

Mährisch-Ostrau (Ostrava) 21, 69, 
215, 303 

Male Bfe^no s. Kleinpriesen 
Malta 371 

Manchester 100, 182 

March (Morava) 94 

Margate/Kent 28f., 31,42 

Marianske Läynt s. Marienbad 

Marienbad (Marianske Latent) 7, 119 

Marokko 338 

Marrakcsch 204, 338 

Masuren (Maytiry) 216,219,334,393 

Matra 26 

Mazedonien 272 

Mayury s. Masuren 

Medvedi vreh s. Bärenfangkoppe 


Melnik (MUnik) 14 

Meluyina s. Wirbelstein 

Memel (Klaipeda), Mcmclland 56, 
156, 160, 241, 257, 288 f., 337, 
361 

Micbalovy hory s. Michelsberg 
Michclsbcrg (Micbalovy hory) 25 
Mikulov s. Nikolsburg 
Moldau (Vltava) 25 
Morava s. Mähren 
Morava s. March 

Moskau (Moskva) 109,135,157-159, 
162,172,185,192,194, 198, 200, 
204, 205, 214, 217, 228, 233 f., 
235,237,238,243,271, 287, 303, 
308, 310, 312 f., 315, 330, 333, 
337-339, 343, 353, 355 f., 358, 
361-366, 372, 375, 380, 384-387, 
390, 398f., 401, 405, 423 f., 427 

München 

s. Sachregister: Münchener Ab¬ 
kommen 

Mukacevo (Mukäcs) 7 

Neiße (Nysa) 56, 59, 156, 158, 
214 f., 217-219, 257, 283, 337 f., 
344, 356, 364-375, 386, 393, 
397-401, 403-412, 414f., 423f., 
426, 428 

Nlmecky Benelov s. Deutsch-Bene¬ 
schau 

Netze (Notec) 158,231,353 
Neubau (Novosed/y) 25 
Neubistritz (Nova Bystfice) 7 
Neuhäusl (Nove Zämky) 7 
Neu haus (Jindricbuv Hradec) 291 
Neuseeland 33 
Neutra (Nitra) 154, 156 
Neu weit (Novy Sv$t) 69 
New York 196 
Niederlande 168 
Nikolsburg (Mikulov) 1 
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Nitra s. Neutra 
Nockeisberg 25 
Nograder Berge 26 
Nordirland 277 
Nord-Ostsee-Kanal 51 
Norwegen 10, 63 
Notei s. Netze 
Nova Bystrice s. Neubistritz 
Novi Zämky s. Neuhäusl 
Novosed/y s. Neubau 
Novy Mlyn 25 
Novy svit s. Neuwelt 
Novy Vojirov 25 
Nowogrodek 335 
Nysa s. Neiße 

Oberpfälzer Wald (£esky les) 95 

Oder (Odra) 25, 50 f., 55-59,94,102, 
137, 156-158, 160-162, 215-220, 
224-226, 230f., 240f., 245, 252, 
254, 256 f., 281, 283, 285 f., 333- 
335, 337 f., 341, 344, 349, 350, 
353-375, 386, 393, 396f., 398- 
401,403-41 l,414f., 423-425,428 

Odra s. Oder 

Österreich 6 f., 8, 11, 13, 20, 22, 
25, 35, 36, 46, 51, 53, 57, 61, 69, 
90, 93 f., 97, 99-101, 124, 126, 
136, 144, 202, 214, 263f., 284, 
288, 301, 317, 323, 326, 329, 
377, 379 f., 386, 402, 419 

Olsa (iOlle , Ohp) 385 

Olle s. Olsa 

Olsepyn s. Allenstein 

Ol%a s. Olsa 

Opava s. Troppau 

Opole s. Oppeln 

Oppeln (Opole) 50, 157, 214, 224, 
239-241,243,257, 282, 334, 338, 
349, 370, 372 f. 

0rücke hoty s. Adlergebirge 

Orlik 25 


Osek s. Ossegg 
Oslo 32,73 

Osoblaha s. Hotzenplotz 
Ossegg (Osek) 25 

Ostpreußen 41,47-50,52,55-59, 87, 
101, 106, 115, 117, 136 f., 141 f., 
157-164,186,193, 195, 197, 214, 
216, 218-231, 234-243, 245f., 
248, 257 f., 261 f., 266 f., 273-275, 
277 f., 281-283, 285, 287-289, 
311, 314, 334 f., 337 f., 344-350, 
353-358, 362-374, 393, 398-400, 
403-405, 407 f, 420, 423-428 

Ostrava s. Mährisch-Ostrau 

Ostrov s. Große Schütt 

Oswiecim s. Auschwitz 

Oxford 83, 100, 193 

Paris 18, 21, 29, 32, 35, 67, 138, 
168, 287, 366, 424 

Passau 288 

PerHäk s. Böhmisch Bernschlag 
Petlarn (2ebräky) 25 
Petrfylka s. Preßburg 
Pita s. Schneidenmühl 
Pilsen (Plqg) 143, 380-383 
Pirna 386 
Pittsburgh 

s. Sachregister: Pittsburgher Ver¬ 
trag 

Plyed s. Pilsen 

Podkarpatskä Rus s. Karpatenruß¬ 
land 

Podmokly s. Bodenbach 

Polen 1-4, 12, 15f., 19, 20, 25, 28, 
36, 38, 47, 48, 49, 50, 51, 53, 
55-60, 93 f., 101 f., 106-108, 124, 
134, 136 f., 140-142, 148, 157- 
160,162-164,168, 180, 186, 193, 
198, 204, 215 f., 218-222, 224- 
243, 245-249, 251 f., 254, 257, 
261 f., 265-269, 273, 276 f., 279, 
282 f., 285, 287-290, 304, 306, 
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309,311, 334-346, 348-369, 371- 
374,385,391-398, 400-412, 414- 
416, 419 f., 423-428 

Pommern (Pomny) 56 f., 59, 161, 
216,230-233,238, 253, 278, 281, 
283, 334, 344,355 f., 367 f., 370f., 
374, 393, 398-400, 404, 425 
— Hinterpommern (Pomor^c Za- 
chodnie) 50, 245, 285, 353, 427 f. 

Pofejov s. Purschau 

Posen (Poznan) 45, 49, 216, 231, 
257, 412 

Poscn-Westpreußcn, Grenzmark 257 

Posyony s. Prcßburg 

Potsdam s. Sachregister: Potsdamer 
Konferenz 

Poznan s. Posen 

Prachatice s. Prachatitz 

Prachatitz (Prachatice) 383 

Prag (Praha) 5, 7, 20, 41, 69, 74, 
80, 94, 134, 156, 185, 208, 213, 
292, 303, 317, 319f., 323, 328, 
377f., 381, 383, 386, 388, 390£., 
416,428 

Preßburg (Bratislava, Pos^ony) 7,155, 
286,387,391 
— Petrzalka 154 

Preßnitz (PriseZnice) 8 

Preußen 12, 35 f., 51, 103, 116, 232, 
289, 333 

Prisetnice s. Preßnitz 

Protektorat Böhmen und Mähren 
s. Sachregister 

Przemysl 337 

Pryisiecko s. Landsberg an der War¬ 
the 

Pur schau (Pofejov) 25 

Quebec 238 

Queis (Kwisa) 412 

Racibor% s. Ratibor 

Ratibor (Racibor^) 95,124, 180, 196, 
308,313,385-387, 417 


Ravensbrück 185 

Rcgenwalde (Resko) 254, 257 

Reichenberg (IJberec) 8, 69, 91, 96, 
100,119,179, 183, 291, 319, 421 

Resko s. llegcnwalde 

Rhein 216,333 

Rheinland 51, 216, 226, 258, 289, 
304 f., 399 

Riesengebirge (Krkonoh) 69, 95, 291, 
317 

Riga 55,59,339,342 
Römerstadt (Rymafov) 7 
Rügen 216 

Ruhrgebiet 232, 258 f., 289, 399, 414 

Rumänien 12,36,140,163, 168,224, 
249,253, 273, 325, 332, 402, 407 

Rumburg (Rumburk) 8, 119, 180, 
196, 254, 307 

Rumburk s. Rumburg 

Rusava s. Rußbach 

Rußbach (Rusava) 25 

Rußland s. Sowjetunion 

Rybtiik s. Waier 

Rymafov s. Römerstadt 

Saarland 266, 288 f. 

Sachsen 126,307,386 

San Francisco 401 

Sarau (Kyse/ov) 25 

Schatzlar, Region (’laclefsko) 25 

Schlawc (Siawno) 257 

Schlesien (Slqsk) 20, 50, 56 f., 59, 69, 
84,137,214,216-218, 228 f., 234, 
237f.,242f.,258,278, 288f., 303, 
307,314, 349, 354-356, 358, 364, 
372f., 382, 386, 393-395, 417, 
420 

— Niederschlesien (S/qsk Dö/ny) 
57,59, 162, 215, 218f., 231, 254, 
275,353, 356, 385, 393, 395, 423 
— Preußisch-Schlesien 8,25,49, 
57, 93, 101, 126, 385, 387 
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— Oberschlesien (Slqsk Gärny) 
47-50, 57 {., 59, 93f., 101, 115, 
136 f., 157 f., 161, 164, 203, 216, 
224-239, 245, 247, 257, 259, 
261 f., 266 f., 275, 278, 281-283, 
285, 288 f., 335, 337, 344 f., 348, 
353 f., 362 f., 368, 370-374, 385, 

393, 397, 403 f., 420, 425-428 
— Regierungsbezirk Oppeln 
49f., 161, 214, 216, 224, 239, 
245f., 282, 285, 287, 344, 353, 
355, 357 f., 367-369, 374, 393, 
398-400, 423 f., 427 

— Deutsch-Oberschlesien s. Re¬ 
gierungsbezirk Oppeln 
— Oppeln-Schlesien s. Regie¬ 
rungsbezirk Oppeln 
— Polnisch-Schlesien 50 f., 57 f., 
101,161,217 f., 229 f., 242 f., 258, 
266, 314, 349, 355 f., 358, 364, 

394, 417 

— Tschcchisch-Schlcsien 5, 20, 
39, 66, 69, 72, 84, 94, 96 f., 137, 
303,307, 377, 382 

Schleswig-Holstein 288 

Schluckenau, Region (Hluknovsko) 8, 
21, 25, 95f., 119, 136, 228, 254, 
303, 307 

Schmiedeberg (Kovarskä) 25 

Schneeberg s. Großer Schneeberg 

Schneidemühl (PHa) 254, 257 

Schönwiese (Kräsne Loutky) 25 

Schwarzthal ((Herne lidoli) 25 

Schweden 9, 33 f, 38, 42 f., 63, 74, 
111, 190, 208f., 324, 329, 356 

Schweiz 12, 33, 41, 70, 72, 92, 143, 
166, 214, 276, 422 

Sebastiansberg (Hora Svateho Hebe¬ 
st iä na) 8 

Serbien 272 

Sibirien 142, 245, 247, 262f., 279, 
354, 426 

Siebenbürgen 195, 197, 272, 402 
Skandinavien 28, 32, 44, 63 


Hleisk s. Schlesien 

Slavkovskj les s. Kaiserwald 

Slawno s. Schlawe 

Slovensko s. Slowakei 

Slowakei (Slovensko) 3, 48, 61, 69, 
84, 96, 99, 144, 152-155, 174, 
177, 202, 315, 317, 329f., 377, 
387-389 

Slowenien 264 

Sluknovsko s. Schluckenau, Region 
Sorgenthal (Cerny potok) 25 
Sowjetsk s. Tilsit 

Sowjetunion 4, 12, 34, 55 f., 58, 83, 
93, 95, 101, 107-110, 116 f., 125, 
133 f., 136 f., 140, 142, 156, 158, 
160f, 163, 165, 168, 189, 193, 
195,198,200,218,226, 231, 233- 
241,243,258, 263, 266, 269-272, 
275 f., 278 f., 283, 287-289, 296, 
312, 314f., 325, 327, 334f., 338f., 
341-345, 347-352, 355f., 358f., 
361 f., 364-367, 370 f., 385f., 389, 

397, 401 f., 404, 407, 412, 414, 
426 

Spanien 165 

Stare Purkartice s. Alt-Bürgersdorf 

Stare SedliStl s. Alt-Zedlisch 

Starkenbach, Region QUemnicko) 291 

Stettin (Szczecin) 50, 56, 156 f., 215, 
217, 219, 257, 337f., 345, 354- 
356-362, 364, 366-368, 370 f., 

398, 400, 405, 407-410, 412, 
424 f. 

Stockholm 13, 15, 78, 189f., 213 

Stolpmünde (Ustka) 161 

Strd% nad Ohri s. Warta 

Strobnitzberg (Stropnik) 25 

Strecke Krajenskie s. Friedeberg 

Sudetenland (Sudetengebiete, Reichs¬ 
gau Sudetenland) 14, 16, 34, 38, 
41, 61, 90f, 97, 99f., 110, 116, 
134, 136, 144, 151, 171 f., 174- 
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177,193,205, 207, 209-211, 236, 
246, 259, 262, 266 f., 278, 282, 
285,297,305,314,319, 322, 327, 
377, 380, 419, 424 f. 

Sudice s. Zauditz 

Südafrika 108,359 

Südtirol (Alto Adige) 51, 248, 264, 
274,402 

Sulechdw s. Züllichau 

Sumava s. Böhmerwald 

Svatobofice s. Swatoboritz 

Swatoboritz (Svatobofice) 185 

Swinemünde (Swinoujscie) 338, 355, 
414 f. 

S%c%ecin s. Stettin 

Tachau (Tacbov) 7, 69 

Tachov s. Tachau 

Tannwald (Tanvald) 1 

Tarnopol 335, 355 

Tepl (Tep/d) 25 

Teplice s. Teplitz 

Teplicka s. Töpeles 

Teplitz (Teplice) 19,81,213 

Teschen (Ceskj Tttin) 3, 151, 204, 
288,313,385-387 

Tetschen (D(tin) 7 

Thaya (Dyje) 95, 291 

Theusing (Toufim) 25 

Thomasdorf (Domafov) 25 

Thrazien 272 

Tilsit (Sowjetsk) 160 

Töpeles (Teplilka) 25 

Tou%im s. Theusing 

Triest 105,317 

Troppau (Opava) 7 

Truß (Üsti) 25 

Tschechoslowakei 1-3, 19, 21-23, 
25-30, 32, 35-38, 41, 43 f., 46, 
51-53, 55, 59, 64, 66-69, 71, 75, 


79, 81 f., 84-89, 92-95, 97, 99- 
101, 107 f., 111, 115-117, 120f., 
123,125-127, 129, 132-138, 140- 
143, 148-157, 161, 166-168, 173, 
17 5 f., 182 f., 189-192, 196-204, 
206-208, 212-214, 216, 224, 
227f., 243, 246f., 249-252, 257, 
262, 264 f., 267, 270, 273, 284- 
286, 289f., 292-304, 307-315, 
317-332, 334, 336f., 341, 347, 
369, 380 f., 383-386, 388-392, 
401, 403 f., 407, 410, 415 f., 419- 
422, 424, 427 f. 

Türkei 52, 103, 107, 127, 149, 193, 
227,252, 277, 339, 359, 367, 398 

UdSSR s. Sowjetunion 

Ukraine 55,58,125,218,251,340, 
346, 362 

Ungarn 2 f., 11, 13, 16 f., 19, 25, 36, 
61, 69, 98-101, 110, 115, 135f., 
152-155, 167, 184, 193, 198f., 
201-203,206,224, 249, 253, 273, 
286, 293 f., 296-298, 303, 306, 
313 f., 330-332, 380, 384, 386 f., 
389 f., 391 f., 401, 410, 415-417, 
421, 428 

Ungvdr s. Uzhorod 

Unter-Moldau (Dolni Vltavice) 25 

USA s. Vereinigte Staaten von Ame¬ 
rika 

Usedom 370 
Üsti s. Truß 

Üsti tiad Labern s. Aussig 

Ustka s. Stolpmünde 

Uzhorod (Ungvdr) 7, 154 

Valterov s. Waldetschlag 

Varnsdorf s. Warnsdorf 

Vejprty s. Weipert 

Velehrad s. Welehrad 

Vereinigte Staaten von Amerika 
58 f., 70, 87, 95, 106 f., 115, 121, 
132 f., 140, 144, 193, 196, 198, 
209, 216, 219, 221, 224, 226, 
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235 f., 239, 240, 243, 244, 248, 
253, 255, 261, 263, 279, 285 f., 
301 f., 310, 313, 330f., 343, 346, 
352, 354f., 360f., 364, 380, 384, 
391, 398-400, 403, 427 

Vist'any s. Weschen 

Vilnius s. Wilna 

Vltava s. Moldau 

Vojvodina s. Wojwodina 

Vracldvek s. Kleinbressel 

Waicr (Rybnik) 25 

Walbrych s. Waldenburg 

Waldenburg (Walbnych) 386 

Waldetschlag (Valtefov) 25 

Wales 260 

Warnsdorf (Varnsdorf) 8, 119, 136 

Warschau (Warszawa) 164,282, 341, 
356, 395, 398 f., 412, 416, 425 

Warszawa s. Warschau 

Warta (Strd% nad Ohfi) 25 

Warta s. Warthe 

Warthe (Warta) 353 

Warthegau 51,227 

Washington 106, 161, 163, 188, 
194f., 198, 287,392, 

Weichsel (Wisla) 57, 158, 218, 222, 
231, 361 

Weipert (Vejprty) 7 

Weißcnsulz (Bild nad Radbu^ou) 25 

Weißrußland (Belarus) 55, 58, 218, 
234, 356, 362 


Welehrad (Velehrad) 7 
Weschen (Vlsfany) 25 
Westfalen 305 

Westpreußen 51,158,216,221,257, 
266, 273 

Wien 25, 100, 152, 202 

Wieselstein (Louitiä) 25 

Wilna (Vilnius) 234f., 282, 288, 335, 
340, 344, 348-351, 357, 393, 412 

Wirbclstcin (Meluyina) 25 
Wisla s. Weichsel 
Wolhynien 222, 257, 301 
Wroclaw s. Breslau 
Wojwodina (Vojvodina) 264 
Wolhynien 222, 257, 301 
Wollin 338,370 
Württemberg 277 
Wygdrya Trqebnickie s. Katzengebir¬ 
ge 

Zäbfeh s. Hohenstadt 
iadifsko s. Schatzlar, Region 
Zartlcsdorf (Certlov) 25 
Zauditz (Sudice) 25 
iebr&ky s. Petlarn 
Zgor^elec s. Görlitz 
Zielona Göra s. Grünberg 
Znaim, Region (Znojemsko) 291 
Znojrno s. Znaim 
Züllichau (Su/echöw) 219 






BBC 

CSNV 

DGB 

DNSAP 

DSAP 

FO 

FORD 

FRPS 

H1AS 

ICA 

KPD 

KPÖ 

KPP 

KRN 

KSÖ 

KSS 

NKVD 

NR 

NSDAP 

ON 

PKWN 

PPR 

PPS 


VERZEICHNIS DER ABKÜRZUNGEN 


British Broadcasting Company 

(leskoslovensky närodni vybor 
Tschechoslowakischer Nationalausschuß 

Deutscher Gewerkschaftsbund 

Deutsche Nationalsozialistische Arbeiterpartei 

Deutsche Sozialdemokratische Arbeiterpartei in 
Tschechoslowakei 

Foreign Office 

Foreign Office Research Department 

Foreign Research and Press Service 

Hcbrew Immigrant Aid Society 

Jewish Colonization Association 

Kommunistische Partei Deutschlands 

Kommunistische Partei Österreichs 

Komunistycyjia Partia Po/ska 
Kommunistische Partei Polens 

Krajowa R ada Narodowa 
Landesnationalrat 

Komunistickä strana Ceskoslovenska 
Kommunistische Partei der Tschechoslowakei 

Komunistickä strana Slovenska 
Kommunistische Partei der Slowakei 

Narodnyj kommissariat vnutrennych de/ 
Volkskommissariat für Innere Angelegenheiten 

Ra da Narodowa 
Nationalrat 

Nationalsozialistische Deutsche Arbeiterpartei 

Obrana näroda 
Nationalverteidigung 

Polski komitet wy^wolenia narodowego 
Polnisches Komitee der Nationalen Befreiung 

Po/ska Partia Robotnic^a 
Polnische Arbeiterpartei 

Po/ska Partia Socia/istyc^na 
Polnische Sozialistische Partei 
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Verreich nis der A b kür jungen 

PÜ 

Politicke üstfedi 

Politische Zentrum 

PZPR 

Polska Zjedtiocyona Partia Kobottiic^a 

Polnische Vereinigte Arbeiterpartei 

SA 

Sturmabteilung 

SMAD 

Sowjetische Militäradministration in Deutschland 

SN 

Stronnictm Narodowe 

Nationalpartei 

SNB 

Sbor närodni bevpeZtiosti 

Nationales Sicherheitskorps 

SNR 

Slovenskä närodna rada 

Slowakischer Nationalrat 

SPD 

Sozialdemokratische Partei Deutschlands 

SS 

Schutzstaffel 

UNRRA 

United Nations Relief an Rehabilitation Administratio 

ÜVOD 

Ustfedni vybor odboje domäciho 

Zentralausschuß des heimatlichen Widerstandes 

WRN 

Woltiosc - Rowhosc - Niepodleg/osc 

Freiheit - Gleichheit - Unabhängigkeit 

ZK 

Zentralkomitee 
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